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Virtuelle Räume der Interaktion und Kommunikation werfen zahlreiche Fragen auf: Welche neuen Möglichkeiten bietet das Internet für 
die repräsentative Demokratie? Ist das Internet eine „Befreiungstechnologie“? Wer hat die Macht im Netz? Gibt es im Cyberstrom noch 
„Inseln der Vernunft“ (Joseph Weizenbaum)? Wie schmal ist der Grat zwischen der Inszenierung des Innenlebens und einer möglichen 
Skandalisierung? Wie verändert sich das Lernen an der Schule und an der Universität? picture-alliance/dpa
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Das Internet hat Politik und Gesellschaft verändert. Welt-
weit und in Echtzeit werden Informationen ausgetauscht, 
Daten sind überall und jederzeit verfügbar. Das Internet 
verändert nicht nur die Kommunikation innerhalb und zwi-
schen Gesellschaften. Unser Alltagshandeln wird durch 
das Netz sukzessive „digitalisiert“, mit dem Attribut „smart“ 
versehen und lässt reale und digitale Lebenswelten über-
lappen. Auch die Zivilgesellschaft hat längst das Internet 
für sich entdeckt: Initiativen mobilisieren für ihre politischen 
Anliegen und sorgen für ein Mehr an Transparenz und ein 
Mehr an Teilhabe. Gerade in nicht-demokratischen Län-
dern mit ausgeprägten Zensurapparaten bietet das Netz 
neue Chancen für politische Partizipation, Koordination 
zivilgesellschaftlicher Opposition und Mobilisierung für 
Protest. Neue vir tuelle Räume der Interaktion verändern 
die Möglichkeiten der politischen Auseinandersetzung so-
wie die Beziehungen zwischen Politik, Staat und Gesell-
schaft und werfen sowohl für Demokratien als auch für 
nicht-demokratische Herrschaftsformen zahlreiche Fragen 
auf: Welche Möglichkeiten bietet das Internet für die re-
präsentative Demokratie? Was ergibt sich daraus für Ge-
sellschaftsgruppen, die über keinen Zugang zum Internet 
verfügen? Welche Chancen bietet das Internet in nicht-
demokratischen Herrschaftsformen? Wer hat die Macht im 
Netz? Wie wirkt sich das Internet auf den Schutz der Pri-
vatsphäre aus? Gibt es im Cyberstrom noch „Inseln der 
Vernunft“ (Joseph Weizenbaum) oder gar die „Weisheit 
der Vielen“ (James Surowiecki)? Wie schmal ist der Grat 
zwischen der Inszenierung des Innenlebens und einer 
möglichen Skandalisierung? Und schließlich: Wie verän-
dert sich dadurch das Lernen an der Schule und an der 
Universität? 
Kann das Web 2.0 die politische Partizipation verbessern, 
also repräsentative Verfahren durch direktdemokratische 
überwiegend ersetzen? Ist das Internet ein Elixier, viel-
leicht sogar ein Heilmittel, das zur Revitalisierung des re-
präsentativen Demokratiemodells taugt? Im Mittelpunkt 
des Beitrags von Marianne Kneuer steht die Frage, inwie-
fern das Internet solche Effekte in Bezug auf die Belebung 
und Modernisierung der repräsentativen Demokratie ent-
wickeln oder eine „elektronische Demokratie“ hervorbrin-
gen kann. Dabei gilt es, Potenziale und Grenzen des Inter-
nets in Bezug auf zentrale Merkmale der Demokratie – 
nämlich Transparenz, Partizipation, Responsivität und 
Legitimation – zu prüfen.
Medien wird nicht erst seit den Umbrüchen in Osteuropa in 
den 1990er-Jahren eine wichtige Rolle in Transformations-
prozessen zugeschrieben. Seit einigen Jahren wird im Kon-
text der Weiterentwicklungen von Kommunikations- und 
Informationstechnologien und deren Verbreitung vermehrt 
nach deren Rolle für Art und Weise der politischen Trans-
formation gefragt. Der Zuschreibung einer normativen Ver-
änderungskraft („Befreiungstechnologie“) stehen skepti-
sche Darstellungen gegenüber. Vor diesem Hintergrund 
setzt sich der Beitrag von Thomas Demmelhuber kritisch mit 
dem politischen Veränderungspotenzial des Internets aus-
einander, um die Neutralität und Offenheit des Internets 
für Akteure unabhängig ihrer politischen Überzeugungen 
und Nutzungsgewohnheiten aufzuzeigen und empirisch 
zu veranschaulichen. Schwerpunktmäßig nimmt er dabei 
die Regimeperspektive ein, um zu zeigen, welche Hand-

lungsstrategien und Handlungskorridore autoritäre Re-
gime wählen, um dem Stressfaktor „Internet“ zu begegnen 
und letztlich den eigenen Herrschaftsanspruch weiter zu 
konsolidieren. 
Ausgehend von einem politischen Europabegriff sowie ei-
nem europäisierten Bürgerverständnis fragt Andreas Mar-
chetti, inwieweit Internettechnologien Europa näher an 
die Bürgerinnen und Bürger heranführen und ob diese 
durch das Internet im Gegenzug stärker auf Europa einwir-
ken können. Dabei werden exemplarisch Möglichkeiten (1) 
der Information, (2) der Ausgestaltung von Diskursen sowie 
(3) der Partizipation aufgezeigt und diskutiert. Dabei zeigt 
sich, dass durch die Möglichkeiten des Internets eine kon-
tinuierliche Annäherung von Europa einerseits und Bürge-
rinnen und Bürgern andererseits erfolgt, wobei diese im 
Bereich Information bisher am stärksten, im Falle der Parti-
zipation noch am schwächsten ausgeprägt ist. In der 
Summe hat das Internet bisher die Qualität europäischer 
Politikgestaltung nicht grundlegend verändert, stellt aber 
dennoch gerade unter demokratischen Vorzeichen eine 
bereichernde Ergänzung dar.
Politische Akteure kämpfen in Wahlkontexten mit den Her-
ausforderungen sinkender Wahlbeteiligungsraten, aber 
auch der zunehmend schwierigeren Erreichbarkeit be-
stimmter Wählergruppen – bedingt durch deren veränder-
tes Mediennutzungsverhalten. In der Folge sind Politikerin-
nen, Politiker und Parteien ständig bestrebt, neue Drähte 
zum potenziellen Wähler herzustellen. Besondere Erwar-
tungen werden seitens der Politik in diesem Zusammen-
hang an soziale Online-Netzwerke geknüpft, die sich in 
allen Bevölkerungsschichten seit geraumer Zeit größter Be-
liebtheit erfreuen. Unsicherheit herrscht aber weitgehend 
darüber, welche politischen Potenziale Facebook und Co. 
imstande sind zu entfalten. Daniela Hohmann und Thors-
ten Faas gehen eingangs auf soziale Online-Netzwerke, 
auf Zielgruppen und Nutzungsmotive ein, um schließlich 
empirisch fundiert die politischen Potenziale der Online-
Platt formen auszuloten und diese im Kontext der Bundes-
tagswahl 2013 zu evaluieren. 
So viel Facebook, Twitter und Co. war noch nie. Sowohl im 
18. Deutschen Bundestag als auch in der schwarz-roten 
Bundesregierung sind soziale Netzwerke weit verbreitet. 
Über 95 Prozent der Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier nutzen mindestens ein soziales Netzwerk für den Dialog 
mit den Bürgerinnen und Bürgern. Martin Fuchs präsentiert 
aktuelle Social Media-Nutzungszahlen der Bundestagsab-
geordneten und der Mitglieder der Bundesregierung und 
vergleicht deren Aktivitäten mit der Ebene der Länder. Er-
gänzt werden die quantitativen Daten mit einer kurzen Ana-
lyse: Wie nutzen Bundespolitikerinnen und Bundespolitiker 
Social Media und welche Ziele verfolgen sie damit? Wie 
verändert sich die politische Willensbildung durch die Nut-
zung sozialer Netzwerke? 
Kommunaler Haushalt, Familie und Zusammenleben, Stadt- 
und Bauplanung – dies ist nur eine Auswahl der Themen, zu 
denen Bürgerinnen und Bürger bei kommunalen E-Beteili-
gungsverfahren ihre Präferenzen angeben, miteinander 
diskutieren und sich informieren können. Allerdings gehen 
Politik sowie Verwaltung als Initiatoren und Bürgerinnen 
und Bürger als Teilnehmende oft mit unterschiedlichen Er-
wartungen an E-Partizipation heran. Oftmals kommen alle 
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Beteiligten am Ende solcher Online-Verfahren zu einem 
eher resignierten Fazit. Alma Kolleck diskutiert (1) das 
Spannungsfeld zwischen garantierter Mitentscheidung 
und unverbindlicher Konsultation der Bürgerinnen und Bür-
ger, in dem sich Online-Beteiligung bewegt, und plädiert 
(2) für realistische Erwartungen im Hinblick auf kommunale 
Online-Beteiligungsverfahren.
Die Piratenpartei hat seit ihren Wahlerfolgen in den Jah-
ren 2011 und 2012 zu Veränderungen im politischen Kom-
munikationsverhalten geführt und den Parteienwettbe-
werb angeregt. Alexander Hensel rekapituliert den Wer-
degang der Piratenpartei und erörtert wesentliche 
Merkmale der internetaffinen und basispartizipatorischen 
Kommunikation und Organisation. Auch wenn die Piraten-
partei derzeit in einer veritablen politischen Krise steckt, 
offenbart ihre Analyse interessante Erkenntnisse über Po-
tenziale und Herausforderungen der Digitalisierung politi-
scher Kommunikation und Organisation. Die Piraten haben 
internetkulturelle Ansätze und Instrumente umfangreich in 
ihren Parteialltag integriert und diese – ebenso ungewollt 
wie unerwartet – auf ihre Tauglichkeit für die politische 
Praxis getestet.
Die Nutzung von Online-Petitionen auf verschiedenen na-
tionalen und internationalen, privaten oder öffentlich ein-
gerichteten Internet-Platt formen wie Change.org, Avaaz, 
MoveOn oder Campact boomt. Doch der praktische Nut-
zen dieses Instruments bleibt fraglich. Auf eine Contra-Pe-
tition folgen mittlerweile Pro-Petitionen, der politische Pro-
test wird durch das „Dafür“ entwertet. Zudem bleiben Ent-
scheidungen über kontroverse Themen nach wie vor der 
praktischen Politik überlassen. Der Beitrag von Saskia 
Richter und Tobias Bürger möchte den Nutzen von politi-
schen Online-Petitionen kritisch hinterfragen und einen 
politikwissenschaftlichen Rahmen zur Analyse vorstellen. 
Der Beitrag beginnt mit einem Einblick in die Entwicklung 
des Phänomens sowie einer Darstellung des Forschungs-
stands. Anschließend wird die Bedeutung des Internets für 
politische Partizipation dargestellt, um dann einschlägige 
digitale Petitions-Platt formen im deutsch- und englisch-
sprachigen Bereich vorzustellen. 
Während die Apologeten digitaler Medien hoffnungs-
frohe Szenarien entwerfen, prognostizieren Skeptiker kul-
turpessimistische Schreckensbilder. „Meiden Sie die digi-
talen Medien. Sie machen tatsächlich dick, dumm, aggres-
siv, einsam, krank und unglücklich“, warnt uns beispielsweise 
der Psychiater und Gehirnforscher Manfred Spitzer in sei-
nem viel diskutierten Buch „Digitale Demenz“. Hat er Recht? 
Nicola Döring fasst den aktuellen Forschungsstand zu psy-
chologischen Risiken und Chancen der Internetnutzung zu-
sammen. Es zeigt sich, dass Personen-, Situations- und Um-
weltfaktoren maßgeblich darüber entscheiden, wie das 
Internet genutzt wird und ob daraus eher positive oder ne-
gative Effekte resultieren. Oft zeigt sich der sogenannte 
Matthäus-Effekt („Wer hat, dem wird gegeben“), demge-
mäß sich soziale Ungleichheiten durch Internetnutzung 
vergrößern. Das Internet kann aber auch kompensatorisch 
wirken und Benachteiligungen ausgleichen.
Das Aufkommen digitaler Kommunikation wurde von eu-
phorischen Verheißungen begleitet, die ein Mehr an 
Selbstverwirklichung versprachen. Inzwischen ist Ernüch-
terung eingetreten, von Entfremdung und Vereinsamung 

der Netzsubjekte ist die Rede. Sarah Mönkeberg fragt 
nicht nach den Gründen für den Schutz der Privatsphäre im 
Netz, sondern danach, warum sich Menschen in digitalen 
Räumen sichtbar machen, indem sie über Persönliches be-
richten. Selbstthematisierung ist nichts, was dem Netz vor-
behalten wäre oder nur dort vorkommt. In Kontrastierung 
zu Formen der Selbstthematisierung in Beichte und Psycho-
analyse wird vorgeschlagen, die Selbstdarstellung im 
Web 2.0 als Identitätsarbeit zu begreifen. Vormodernen 
Identitäten war es vorbehalten, in der Beichte das Gewis-
sen zu erforschen, sich so zu vergewissern und in die vor-
gegebene Ordnung einzufügen. Moderne und fragmen-
tierte Identitäten bedienten sich der Psychoanalyse, um ihr 
Selbst zu ergründen. Im Netz hingegen lassen sich Identi-
täten aushandeln und mit anderen abgleichen – und dies 
in ständiger Bewegung.
Der Beitrag von Joachim Griesbaum gibt einen Einblick in 
Entwicklungstrends im Bereich des elektronisch unterstütz-
ten Lernens. Hierzu wird zunächst der Zusammenhang zwi-
schen technologischer Innovation und gesellschaftlichem 
Wandel erläutert. Danach werden der aktuelle Stand des 
E-Learning skizziert sowie die Potenziale des sozialen und 
mobilen Internets angerissen. Dabei werden insbesondere 
die lerntheoretischen Perspektiven des Konnektivismus 
aufgeführt und der gegenwärtige Trend zu Massiven Offe-
nen Online Kursen (Massive Open Online Courses/
MOOCs) thematisiert. Auf dieser Grundlage werden Ent-
wicklungstendenzen des E-Learning angeführt. Ein Schwer-
punkt liegt dabei auf den Potenzialen und Gefahren mobi-
ler und sozialer Technologien für das individuelle Lernen 
und Lernverhalten. 
Skandale sind kein Phänomen der modernen Medienge-
sellschaft. Dennoch hat die Allgegenwart von Skandalen 
im Zusammenspiel mit neuen, um ein vielfaches indiskrete-
ren Medien zu einem neuen Skandaltypus geführt. Das In-
ternet, soziale Netzwerke und E-Mail haben die „Entfesse-
lung“ des Skandals bewirkt. Stefan Schieren geht der Frage 
nach, welche Auswirkungen das Internet möglicherweise 
auf den politischen Skandal hat. Will man diese Frage an-
gemessen beantworten, ist in einem ersten Schrit t zu klä-
ren, welche Struktur und Dramaturgie Skandale haben. Im 
Anschluss erörtert Stefan Schieren die Besonderheiten des 
Internets, die sich auf die Struktur von Skandalen auswir-
ken könnten. In einem drit ten Schrit t wird an drei Fallbei-
spielen überprüft, wie sich in der politischen und medialen 
Wirklichkeit Internet und Skandale zueinander verhalten. 
Allen Autorinnen und Autoren sowie Thomas Demmelhu-
ber, der mit fachlichem Rat wesentlich zum Entstehen die-
ser Ausgabe beigetragen hat, sei an dieser Stelle herzlich 
gedankt. Ebenso sei der Stiftung Universität Hildesheim für 
die finanzielle Unterstützung des Autorenworkshops in 
Vorbereitung für diese Ausgabe gedankt. Ein besonderer 
Dank geht an Sarah Klemm, die mit der notwendigen wis-
senschaftlichen Genauigkeit und mit großer Umsicht die 
Texte redigiert hat. Dank gebührt nicht zuletzt dem Schwa-
benverlag und der Druckvorstufe für die stets gute und ef-
fiziente Zusammenarbeit.

 Siegfried Frech 
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DEMOKRATISCHER DURCH DAS NETZ?

Mehr oder weniger demokratische Qualität 
durch das Internet? 
Marianne Kneuer

Kann das Web 2.0 die politische Partizipation verbes-
sern, also repräsentative Verfahren durch direktdemo-
kratische überwiegend ersetzen? Ist das Internet ein 
Elixier, vielleicht sogar ein Heilmittel, das zur Revitalisie-
rung des repräsentativen Demokratiemodells taugt? Im 
Mittelpunkt des Beitrags von Marianne Kneuer steht die 
Frage, inwiefern das Internet solche Effekte in Bezug auf 
die Belebung und Modernisierung der repräsentativen 
Demokratie entwickeln oder eine „elektronische Demo-
kratie“ hervorbringen kann. Dabei gilt es, Potenziale und 
Grenzen des Internets in Bezug auf zentrale Merkmale 
der Demokratie – nämlich Transparenz, Partizipation, 
Responsivität und Legitimation – zu prüfen. Eingangs 
wird dargestellt, welche Nutzungsprofile Regierungen 
überhaupt online anbieten und wie diese Profile von Bür-
gerinnen und Bürgern tatsächlich genutzt werden. Erst 
auf dieser Grundlage kann eine vorsichtige Einschätzung 
vorgenommen werden, ob durch netzbasierte Kommuni-
kation und Interaktion ein Mehrwert im Hinblick auf 
Transparenz, Responsivität und Partizipation entsteht 
und mit einer Verbesserung der demokratischen Qualität 
gerechnet werden kann. Realistisch kann derzeit wohl – 
so das Fazit – eher von einer Ergänzung der repräsenta-
tiven Demokratie durch digitale Elemente gesprochen 
werden. 

Einleitung: Das Internet als Bereicherung oder 
Stressfaktor für die demokratische Qualität? 

Inmitten der Ermüdung, in die das repräsentative Demo-
kratiemodell in den letzten Jahren und Jahrzehnten nach 
Meinung vieler gekommen ist, erscheint das Internet wie 
ein Erfrischungselixier, gar als neues Heilmittel, das min-
destens zur Revitalisierung, vielleicht sogar zur Erneuerung 
taugen mag. Insbesondere in Bezug auf die wachsende 
Forderung nach Mitsprache und Beteiligung wird den digi-
talen Medien und deren vielfältigen Möglichkeiten der 
Kommunikation das Potenzial zugeschrieben, die reprä-
sentative Demokratie wiederzubeleben und zu moderni-
sieren. 
Das politische, politikwissenschaftliche und mediale Inter-
esse an dem Thema Internet hat insbesondere seit 2011 
exorbitant zugenommen, seit sich nämlich auf nationaler 
wie internationaler Ebene herauskristallisiert hat, wie Be-
wegungen mit ganz unterschiedlichen Zielsetzungen das 
Internet sehr effektiv nutzen konnten. Beispiele dafür sind: 
die Entstehung der Piratenpartei, die mit netzpolitischen 
Forderungen relativ schnell und erfolgreich in Länderpar-
lamente einziehen konnte; Aufstände in etlichen Ländern 
der arabischen Welt, die als Facebook- oder Twitter-Revo-
lution etikettiert wurden; die Heilsbotschaft einer neuen 

Transparenz, die durch WikiLeaks verkündet wurde oder, 
um ein weiteres Beispiel zu nennen, die Gesetzgebung zu 
dem Handelsabkommen ACTA, einem in jahrelanger Ab-
stimmungsarbeit verhandelten internationalen Regelwerk, 
das innerhalb kürzester Zeit durch eine Welle transnatio-
nalen Protests hinweggefegt wurde. Es ist sicher nicht 
übertrieben zu sagen, dass im Lichte der vor allem durch 
die sozialen Medien gegebenen Kommunikations- und 
Verbreitungsmöglichkeiten eine Internet-Euphorie entstan-
den ist.
Es verwundert daher nicht, dass das Internet nicht nur in 
seiner wirtschaftlichen und zwischenmenschlichen, son-
dern auch in seiner politischen Dimension als Versprechen 
empfunden wird. Bereits die Web 1.0-Technologie hatte 
eine Netzeuphorie ausgelöst, die auf der Hoffnung nach 
Revitalisierung der Demokratie basierte. Dem Internet 
wurde demokratisierendes Potenzial zugeschrieben (Hind-
man 2009: 2ff). Vor allem die Anfang der 1990er-Jahre in 
den USA entwickelten netzoptimistischen Vorstellungen 
von Nicholas Negroponte, Howard Rheingold oder Alvin 
Toffler gingen von Verbesserungen in der politischen Parti-
zipation aus1, also von der Ergänzung repräsentativer Ver-
fahren durch direktdemokratische oder gar vom überwie-
genden Ersetzen repräsentativer Verfahren durch bürgerli-
che Selbstregierung. Insgesamt, aber ganz besonders in 
der letzten Variante, kommt der aktiven und aktivierenden 
Zivilgesellschaft eine wichtige Rolle zu. Das Internet solle, 

Ein Demonstrant mit Guy-
Fawkes-Maske bei einer 
Demonstration gegen das 
umstrittene Internet-Anti-Pira-
terie-Abkommen ACTA. Die 
jüngsten Bewegungen sozialen 
Protests haben die Wirkmacht 
sozialer Medien verdeutlicht. 
Soziale Netzwerke spielen eine 
wichtige Rolle bei der Organi-
sation und Mobilisierung von 
Kampagnen und Protesten.
 picture alliance/dpa

196

BiS2014_04_umbr.indd   196BiS2014_04_umbr.indd   196 07.11.14   08:0607.11.14   08:06



so etwa die von Rheingold vertretene Mobilisierungsthese, 
zu basisdemokratischem politischem Aktivismus führen und 
den Austausch der Ideen anregen (Rheingold 1993). Das 
Internet könne ebenfalls die Befähigung von Bürgerinnen 
und Bürgern fördern, sich in großem Umfang an politischen 
Prozessen zu beteiligen (net empowerment). Der entschei-
dende Beitrag des Internets aber wurde in der Verwirkli-
chung direkter Entscheidungen auf elektronischem Wege 
gesehen, also e-voting, e-petitions und e-referenda. Es wurde 
gar die Vision eines neuen Modells generiert: die cyber-
democracy, eine vir tuelle Agora bzw. Ekklesia, mit der das 
athenische Ideal der Selbstregierung der Bürger verwirk-
licht werden könnte. 
Der Euphorie über das demokratiestärkende Potenzial des 
Internets folgten dann nicht nur pessimistische Sichtweisen, 
sondern auch eine allgemeine Ernüchterung angesichts 
erster empirischer Befunde. Ein „zweiter Blick“ auf die Rolle 
des Internets (Grunwald u. a. 2006: 13) brachte differen-
ziertere Zugänge hervor. Mittlerweile ist aber ein „drit ter 
Blick“ notwendig geworden, denn mit dem Aufkommen der 
Web 2.0-Technologie bekommt die Debatte um die Vitali-
sierung, Modernisierung oder Reform der repräsentativen 
Demokratie neue Nahrung: Die Dynamik der technischen 
Entwicklung (drahtlose Netzwerke, internetfähige Mobil-
telefone, Entwicklung von social software) und die rasche 
Penetration durch neue Formen der Vernetzung (social me-
dia) bringen neue Aspekte hinsichtlich der sich eröffnen-
den, neuen und umfassenden Möglichkeiten der Bürger-
teilhabe ins Spiel. Web 2.0 beinhaltet neue technische 
Möglichkeiten wie die interaktive many-to-many-Kommuni-
kation, die (transnationale) Vernetzung in sozialen Ge-
meinschaften, synchrone Echtzeit-Kommunikation – auch 
Bild- und Ton-Wiedergabe. Zudem ist eine neue Rolle des 
Nutzers entstanden, nämlich der content provider, d. h. der 
Nutzer, der selbst Inhalte generiert und verbreitet. 
Die Aufstände in der arabischen Region, auch Beispiele 
wie die Acampada- und Occupy-Bewegung oder andere 

Bewegungen sozialen Protestes haben verdeutlicht, dass 
die Wirkmächtigkeit weit über die schlichte Kommunika-
tion hinausgeht: Soziale Medien spielen eine wichtige 
Rolle bei der Organisation und Mobilisierung von Kampa-
gnen und Protesten. Die sozialen Medien verändern nicht 
nur die Informationsgewinnung, Informationsweitergabe 
und die Kommunikation im politischen Raum, sondern üben 
auch in vielfältiger Weise Einfluss auf politische Entschei-
dungsprozesse und auf das Verhältnis zwischen Repräsen-
tierten und Repräsentanten aus. Die Parlamentarier und 
Regierungsmitglieder sind Kommunikationspartner gewor-
den, mit denen sich Bürgerinnen und Bürger direkt austau-
schen können; beziehungsweise umgekehrt: Parlamentari-
erinnen, Parlamentarier und Regierungsmitglieder empfin-
den den Vorteil (oder die Verpflichtung), Twitter, Blogs, 
Facebook zu nutzen, um so direkt mit Bürgerinnen und Bür-
gern in Kontakt zu kommen. Noch weiter gedacht nehmen 
die Implikationen der neuen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT) Einfluss auf das Verhältnis zwi-
schen Staat und Gesellschaft. Die Bürgerinnen und Bürger 
tragen ihre Erwartungen an den Staat heran, insofern sie 
ebenso von den Vorzügen des Internets profitieren (z. B. im 
Sinne des Netzzugangs) als auch vor seinen Nachteilen 
geschützt werden möchten (so etwa durch effektiven Da-
tenschutz). Das Aufdecken der Abhörpraxis verschiedener 
westlicher Partnerstaaten wie den USA und Großbritan-
nien hat diesbezüglich eine Sensibilisierung erreicht, die 
zuvor in Bezug auf die Verwendung persönlicher Daten 
eher niederschwellig war (und in großen Teilen der Bevöl-
kerung weiterhin ist). „Datenschutz ist im Kommunikations-
zeitalter das, was Umweltschutz für die Industrialisierung 
war“ (Zeh 2013: 35). Das Aufdecken der NSA-Abhöraktivi-
täten hat gleichwohl zu einer teils skeptischeren Haltung 
beigetragen und die Debatte um Datensicherheit und Da-
tenschutz intensiviert. 
Die Frage nach der Wirkmächtigkeit des Netzes im politi-
schen Bereich erfordert ein umfassendes Forschungspro-
gramm. Hier können daher nur sehr skizzenhaft einige As-
pekte angerissen werden, von der generellen Frage gelei-
tet, welche Leistungen digitale Medien erbringen. Ein 
Diskursstrang geht davon aus, dass das technische Poten-
zial des Netzes – vor allem sozialer Netzwerke – dazu in 
der Lage ist, Defizite im Funktionieren der heutigen demo-
kratischen Systeme auszumerzen und Verbesserungen zu 
erreichen. Ein anderer Diskursstrang nimmt dagegen an, 
dass auf Grund der Funktionslogik sozialer Medien Dys-
funktionalitäten im demokratischen Gefüge entstehen, die 
nicht nur einer Erneuerung der repräsentativen Demokratie 
entgegenstehen, sondern sogar kontraproduktive Effekte 
hervorbringen (siehe dazu Kneuer 2012 und 2013). Noch 
bieten empirische Studien keine ausreichend robuste Ba-
sis, um eine abschließende Einschätzung vornehmen zu 
können. Zugleich liegen wenige konzeptionelle Zugänge 
zur systematischen Bearbeitung vor. Ein Ansatz ist, zent-
rale demokratische Kategorien auf die möglichen Effekte 
von Online-Kommunikation und Interaktion zu prüfen, 
nämlich Transparenz, Partizipation, Responsivität und Le-
gitimation. Dabei stehen folgende Fragen im Vordergrund: 
Welche politischen Prozesse können durch das Internet un-
terstützt werden und Transparenz, Partizipation und Res-
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ponsivität erhöhen? Für welche politischen Prozesse er-
weist sich die Funktionslogik des Internets eher als Belas-
tung des demokratischen Prozesses und insofern als eher 
dysfunktional in Bezug auf Transparenz, Partizipation und 
Responsivität?2 
Im folgenden Text wird zunächst dargestellt, welche Nut-
zungsprofile Regierungen anbieten, die Bürgerinnen und 
Bürger nutzen können und welche dieser Möglichkeiten 
Bürger tatsächlich nutzen. Auf dieser Grundlage wird ab-
schließend eine tentative Einschätzung geleistet, ob mit 
Verbesserungen demokratischer Qualität durch netzba-
sierte Kommunikation und Interaktion gerechnet werden 
kann. 

Das Internet: technische Nutzungsmöglichkeiten und 
Nutzungsangebote von Regierungen 

Das Internet – das kann nicht oft genug betont werden –, 
ist ein neutrales Medium. Zweifelsohne stellen digitale Me-
dien, vor allem soziale Netzwerke, ein Instrument dar, des-
sen Wirkkraft alle bisherigen medialen Informations-, Mo-
bilisierungs- und Vernetzungsmöglichkeiten überschreitet. 
Auf diese Wirkkraft können demokratische Gruppen zur 
Überwindung autokratischer Systeme jedoch ebenso zu-
rückgreifen wie nicht-demokratische Gruppen oder Auto-
kratien, um Opposition und Protest zu kontrollieren, zu infil-
trieren und unterminieren (Kneuer/Demmelhuber 2012).
Das Internet ist per se weder demokratiefreundlich noch 
demokratieförderlich. Ob es eine demokratisierende Kraft 
entfaltet oder eher zur repressiven Kontrolle demokrati-
scher Kräfte im Land eingesetzt wird; ob das Netz zur Bil-
dung von neuartigen Foren der Deliberation oder zur Initi-
ierung von Kampagnen oder Shitstorms genutzt wird; ob 
sich alternative Möglichkeiten der Partizipation ergeben 
(elektronische Petitionen und Unterschriftenlisten), mit de-
nen mehr Menschen und vor allem solche eingebunden 
werden können, die sonst eher von politischer Teilhabe 
ausgeschlossen sind, oder ob eher mehr Ungleichheiten 
entstehen, da letzteren entweder die Hardware oder die 
Netzkompetenz fehlt; ob Politikerinnen und Politiker sich 
durch neue Wege der Bürgeransprache responsiver zei-
gen oder ob sie sich von dem Diktat der digitalen Online-
Kommunikation getrieben fühlen – all diese hier etwas pla-
kativ als Gegensätze konstruierten Möglichkeiten hängen 
von mehreren Faktoren ab: nämlich a) in welchen Kontex-
ten, b) in welcher Form, c) mit welchen Botschaften und Zie-
len und d) von welchen Akteuren solche Kommunikation 
oder Maßnahmen initiiert und durchgeführt werden. 
Bürgerinnen und Bürger nehmen in unterschiedlichen Kom-
munikationskontexten je unterschiedliche Rollen ein. Das 
drückt das abgebildete Dreieck aus (vgl. Abbildung 1). Die 
größten Möglichkeiten – dies galt bereits für Web 1.0 – ha-
ben Bürger hinsichtlich der Informationsbeschaffung und 
des Informationskonsums. Zweifelsohne kann der Bürger 
oder die Bürgerin so viele Informationen wie nie zuvor ab-
rufen und Kenntnisse über mehr politische Vorgänge denn 
je erlangen. Jede Regierung, jedes Ministerium, alle Par-
teien, Verbände oder sonstigen Interessengruppen haben 
Websites, auf denen Informationen angeboten werden 
und abgerufen werden können (Dokumente, Reden, Pres-
semitteilungen, Links). Gleichzeitig bedeutet das, dass sich 
der Bürger einer enorm großen Flut an Informationen ge-
genübersieht, die in ihrer Unüberschaubarkeit erhebliche 

Systematisierungs- und Orientierungsleistungen erfordert. 
Eine weitere Rolle des Bürgers ist inzwischen, dass er An-
sprechpartner von Politikern, Parteien oder Interessen-
gruppen geworden ist (Allokution). Die Bundeskanzlerin 
richtet wöchentlich Videobotschaften an die Bürgerinnen 
und Bürger, Politikerinnen und Politiker unterhalten Blogs, 
in denen sie sich gezielt an die Bürgerinnen und Bürger 
wenden. Hier ist der Bürger oder die Bürgerin zunächst In-
formationskonsument. Er bzw. sie kann freilich auch in den 
Dialog mit dem Politiker, Parteienvertreter oder Vertreter 
von anderen Organisationen treten. Dies kann vom Politi-
ker ausgehen (Konsultation), dann nutzt dieser den Dialog 
mit der Bürgerin, um deren Meinung, Interessen und Wün-
sche zu erfahren. Oder die Bürgerin trit t aus eigenem An-
trieb in einen Diskurs mit Politikern. Dies ist möglich über 
soziale Netzwerke (z. B. Facebook und Twitter) im Sinne 
eines horizontal vernetzten Online-Diskurses. Eine andere 
Rolle kommt Bürgerinnen und Bürgern zu, wenn es um 
Transaktionen geht (Online-Steuererklärung, Online-Kfz-
Anmeldung etc.). Hier handeln sie als Verbraucher, Politik 
oder Verwaltung hingegen als Dienstleister. Die höchst-
wertige Rolle von Bürgerinnen und Bürgern besteht letzt-
lich darin, bei politischen Entscheidungen beteiligt zu wer-
den, entweder bei Wahlen (e-voting), in Abstimmungspro-
zessen (e-referenda) oder bei anderweitigen deliberativen 
Entscheidungsprozessen (Town Meetings, Bürgerhaus-
halte etc.).

Abbildung 1: Netzbasierte Nutzungstypen

Quelle: Eigene Darstellung

Zunächst aber hängt das Potenzial, ein Mehr an Transpa-
renz, Partizipation und Responsivität über internetbasierte 
Wege zu erlangen, von den Nutzungsvoraussetzungen 
sowie davon ab, ob und wie Staaten online verfügbare 
Angebote machen und ob und wie Bürgerinnen und Bürger 
diese nutzen. 
Nimmt man die weltweite Entwicklung der Nutzungsvor-
aussetzungen in den Blick, so offenbaren sich erhebliche 
Unterschiede. Die Vereinten Nationen messen seit 2011 
die sogenannte E-Government-Entwicklung anhand dreier 
Indikatoren, nämlich der technischen Infrastruktur, der von 
den Staaten online zur Verfügung gestellten Dienste und 
der Bildung (UN 2014). Es ist kein überraschendes Ergeb-
nis, dass hier die Länder mit hohem Einkommen einen kla-
ren Vorteil haben und eine höhere E-Government-Entwick-
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lung aufweisen. Des Weiteren aber machen die Daten und 
Rangfolgen der neuesten Studie der UN deutlich, welche 
Dynamik in diesem Bereich liegt. Während insbesondere 
Länder Südostasiens und Ozeaniens (Australien, Japan, 
Singapur) in den letzten Jahren stark aufgeholt haben und 
nun neben den Spitzenreiter Südkorea herangerückt sind, 
haben die vormals traditionell gut aufgestellten skandina-
vischen Länder deutlich verloren. Deutschland nahm bis-
lang ohnehin keinen Platz in der Spitzengruppe ein, 
rutschte aber ebenfalls etwas ab auf Platz 24. 
E-Government stellt sozusagen die schwächste Form der 
Einbeziehung des Internets in politische Prozesse dar, denn 
es geht zuvorderst um das „internetgestützte Abwickeln in-
terner und externer administrativer Vorgänge mit größerer 
Geschwindigkeit und Interaktivität“ (Grunwald u. a. 2006, 
62). Der Bürger wird hier als Verbraucher betrachtet, dem 
eine bürgerfreundliche Verwaltungsleistung in Form von 
Online-Abwicklung behördlicher Vorgänge – wie etwa 
das deutsche Elster-Verfahren bei der Steuererklärung – 
ermöglicht werden soll. Zudem spielt die Kostensenkung 
für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen eine Rolle. Die 
Leistung des Netzes wird hier weniger im Sinne demokra-
tiebelebender Aspekte gesehen, vielmehr ist das Ziel die 
effektivere und dezentrale Bearbeitung von Dienstleistun-
gen und Problemen, wenngleich freilich auch eine erhöhte 
Transparenz erreicht werden kann. 
Die entwicklungsoptimistische Lesart der Vereinten Natio-
nen impliziert, dass E-Government von Regierungen zu-

gleich genutzt werden kann, um Bürgerinnen und Bürger zu 
befähigen, sich am politischen Leben zu beteiligen durch 
einen besseren Zugang zu Informationen, zu Dienstleistun-
gen und durch die Möglichkeit, ihre Interessen hörbar zu 
machen gegenüber politischen Entscheidungsträgern. E-
Partizipation – oft als e-democracy bezeichnet – bezieht 
sich auf den Ansatz, via Internet neue und breitere Mitwir-
kungsmöglichkeiten zu schaffen, womit dann das Netz 
zentrale Funktionen des demokratischen Prozesses ausübt 
– wie etwa Information, Kommunikation, Interessenartiku-
lation und -aggregation sowie schließlich auch Entschei-
dung in Form von Deliberation ebenso wie durch Wählen 
oder Abstimmen (Hagen o. J.; Hagen 1997). Das Konzept 
elektronischer Demokratie kann daher, so Thomas Zittel, 
als „Programm zur Reform repräsentativer Demokratie be-
grif fen werden“ mit dem Ziel von mehr Partizipation und 
einer Veränderung des Verhältnisses von Bürger und Staat 
(Zit tel 2001: 173). 
Angestoßen durch die neuen Online-Interaktionsformen 
wie liking und sharing bei Facebook oder entsprechend fa-
voriting und retweeting bei Twitter mehren sich Stimmen, die 
nach Anpassungen klassischer Definitionen von Partizipa-
tion fragen bzw. diese auch in Frage stellen, etwa wenn es 
darum geht, festzulegen, ob das Setzen eines Hakens in 

Werden entsprechende Nut-
zungsangebote zur Verfügung 
gestellt, können Bürgerinnen 
und Bürger Verwaltungsleis-
tungen und Behördenvor-
gänge online – wie etwa das 
deutsche Elster-Verfahren bei 
der Steuererklärung – in 
Anspruch nehmen.
 picture alliance/dpa

199

MEHR ODER WENIGER DEMOKRATISCHE QUALITÄT 
DURCH DAS INTERNET?

 

BiS2014_04_umbr.indd   199BiS2014_04_umbr.indd   199 07.11.14   08:0607.11.14   08:06



einer liking-Box bereits Partizipation darstellt (Buchstein 
1996; Voss 2014). Jedenfalls erscheint es für Forscherinnen 
und Forscher zunehmend notwendig, anzugeben, ob mit 
Partizipation eine eher niederschwellige Form der Beteili-
gung gemeint ist, die bereits Information einschließt, oder 
eine höherschwellige Form, die aktive Beteiligung impli-
ziert. 
Die Vereinten Nationen fassen unter e-participation die drei 
Stufen e-information, e-consultation und e-decision-making 
(UN 2014: 83ff.), die in dem oben dargestellten Dreieck 
(siehe Abb. 1) als jeweils eigene und voneinander unter-
schiedene Nutzungstypen verstanden werden. Für den e-
participation-Index werden die Angebote der Regierungen 
aller 193 UN-Mitglieder ausgewertet (UN 2014, Annexes). 
Information muss demnach so gestaltet sein, dass sie Bür-
gerinnen und Bürger zur Partizipation einlädt (etwa durch 
Ankündigung von Ereignissen, an denen diese teilhaben 
können). Bei Konsultationen werden alle interaktiven Dis-
kursmöglichkeiten in den Blick genommen (Online-Umfra-

gen, Chatrooms, Weblogs, Newsgroups etc.). Und unter 
Entscheidungsinstrumente zählen online verfügbare öffent-
liche Ausschreibungen ebenso wie die öffentliche Bekannt-
machung ihrer e-participation-policy oder die Richtlinien für 
den Informationszugang bis hin zu e-petitions und e-voting. 
Vergleicht man die letzten drei Studien von 2010, 2012 und 
2014, so fällt als erstes die Dynamik auf, mit der unterhalb 
des unangefochtenen Spitzenreiters Südkorea die Ränge 
wechseln. Steile Aufstiege (Vereinte Arabische Emirate, 
Uruguay, Costa Rica) sind ebenso möglich wie steile Ab-
stiege (Russland, Schweden, Deutschland). Beobachtet 
werden sollten daher insbesondere Aufsteiger, die sich 
halten (Kolumbien, Chile). Weiterhin bemerkenswert er-
scheint, dass demokratische und einkommensstarke Staa-
ten in dieser Spitzengruppe dominieren; nichtsdestotrotz 
bieten auch autoritäre Regime wie Bahrain, Singapur, Ka-
sachstan und die Vereinten Arabischen Emirate ganz of-
fensichtlich mit einiger Kontinuität ebenso bürgerorien-
tierte Websites und Online-Interaktionsformen an.3 

Tabelle 1: Spitzengruppe des e-participation-Index der UN (2010, 2012, 2014)

Rang 2010 2012 2014

1 Südkorea Südkorea, Niederlande�� Südkorea, Niederlande

2 Australien
3 Spanien Kasachstan���, Singapur� Uruguay���

4 Neuseeland Frankreich�, Japan�, UK

5 UK UK, USA

6 Japan, USA

7 Israel��� Australien�, Chile��

8 Kanada Australien�, Estland, Deutschland�

9 Estland, Singapur USA

10 Singapur�

11 Bahrain Kolumbien���, Finnland���, Japan�, 
Ver. Arabische Emirate���

Kolumbien

12 Malaysia Israel�
13 Dänemark Ver. Arabische Emirate

14 Deutschland Bahrain�, Costa Rica, Kanada�

15 Frankreich Kanada�, Ägypten���, Norwegen�, Schweden�

16 Niederlande

17 Belgien Griechenland���, Marokko���

18 Kasachstan

19 Litauen Bahrain�, Chile���, Russland��� Neuseeland�, Spanien��, Italien���

20 Slowenien
Quelle: Eigene Zusammenstellung. Länder, die in ihrer Bewertung seit der vorhergehenden Studie um fünf und mehr Ränge gestiegen oder gefallen sind, 
sind mit einem entsprechenden Pfeil, um zehn und mehr Ränge mit zwei Pfeilen, um 15 und mehr Ränge mit drei Pfeilen gekennzeichnet. Länder, die über 
30 Ränge gestiegen oder gefallen sind, sind zusätzlich fett gesetzt. 

Betrachtet man all jene Regierungen, die sich im oberen 
Drit tel der drei verschiedenen Angebote – Information, 
Konsultation und Entscheidung – befinden, ergibt sich ein 
sehr unterschiedliches Bild. Während ein durchaus be-
achtlicher Anteil an Regierungen sich in Bezug auf elektro-
nische Informationsangebote im oberen Bereich befindet, 
nämlich insgesamt 84 Länder (entspricht 43,5 % aller UN-
Mitglieder), sieht die Zahl bei e-consultation bereits ganz 
anders aus: In intensiver Weise schalten nur 19 Länder 
(9,8 %) weltweit solche Angebote. Möglichkeiten zur Betei-
ligung an politischen Entscheidungen (e-decision-making) 
eröffnen letztlich von den 193 UN-Mitgliedern überhaupt 

nur 44 Länder; lediglich neun Länder liegen im oberen Drit-
tel (4,6 %), darunter kein einziges europäisches Land.4 Inte-
ressant ist, dass das am meisten von Regierungen genutzte 
Instrument (immerhin 71) zur Konsultation soziale Medien 
darstellen; gefolgt von Online-Foren (51), Online-Umfra-
gen (39). Abstimmungen und Petitionen führen dagegen 
nur jeweils 18 Regierungen durch (UN 2014: 69). 
Fasst man diesen Blick auf die internationale Situation der 
Online-Interaktionsfelder zusammen, die Regierungen zur 
Verfügung stellen, so spiegelt sich die oben eingeführte 
Pyramide (siehe Abb. 1) wider: ein durchaus breites Ange-
bot zur Informierung der Bürgerinnen und Bürger, wenn es 
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aber um den horizontalen Diskurs oder gar um das Eröff-
nen von Beteiligung an politischen Entscheidungen geht, 
reduziert sich weltweit die Gruppe der Länder auf eine 
Minderheit. Ähnlich lesen sich die Zahlen für Deutschland: 
In der Bereitstellung von Informationen erreicht es zwar 
fast 100 Prozent und befindet sich somit in der Spitzen-
gruppe, bei Konsultationsangeboten liegt Deutschland al-
lerdings nur im Mittelbereich und in Bezug auf e-participa-
tion unter den Schlusslichtern. Nach dem guten Rang acht 
im Jahr 2012 ist Deutschland 2014 auf Platz 24 abgerutscht. 

Nutzung von Online-Angeboten durch Bürgerinnen 
und Bürger

Wie bereits erwähnt, sind Studien rar, zumal umfassende 
und differenzierte, die Aufschluss geben über die Nutzung 
des Internets zu politischen Zwecken. Dem folgenden Ab-
schnitt liegen die Studie von Martin Emmer, Gerhard Vowe 
und Jens Wolling (2011) zugrunde sowie die jüngeren Stu-
dien vom Institut für Demoskopie Allensbach (2011), von 
Claudia Ritzi, Gary S. Schaal sowie Vanessa Kaufmann 
(2012) und die Partizipationsstudie des Alexander von 
Humboldt-Instituts für Internet und Gesellschaft (AHIIG) 
von 2014.5 
Anders als die UN-Studie wird der Begriff der Partizipa-
tion hier nicht gleich umfassend gebraucht, also als Dach 
für e-information, e-consultation und e-decision-making. Es 
macht vielmehr Sinn, diese Interaktionsformen differen-
ziert zu betrachten, denn sie beinhalten unterschiedliche 
Handlungsformen (e-information = Abfrage von Informatio-
nen; e-consultation oder e-discourse = kommunikativer inter-
aktiver Austausch mit Politikern; e-decision-making = Betei-
ligung an politischen Entscheidungsprozessen), die mit un-
terschiedlichem zeitlichen und anderweitigem Aufwand 
verbunden sind und schließlich auch unterschiedliche Ziele 
haben können. So lässt sich in Bezug auf e-information un-
terstellen, dass die Nutzer nach Informationsgewinn su-
chen, bei e-consulation die eigene Meinungsbildung oder 
die Beteiligung an kollektiven Meinungsbildungsprozes-
sen eine Rolle spielen sowie bei e-decision-making die Be-
teiligung und Einflussnahme auf politische Entscheidungs-
prozesse. 
Auf Grundlage der empirischen Befunde wird im Folgen-
den versucht, eine Antwort darauf zu finden, inwieweit die 
Nutzung der Bürgerinnen und Bürger auf eine mögliche 
Verbesserung in den Bereichen Transparenz, Partizipation 
und Responsivität hindeutet. Transparenz wird dabei an-
genommen, wenn Bürgerinnen und Bürger die Informati-
onsangebote via Internet und so einen potenziellen Ge-
winn an Wissen über politische Prozesse und Hintergründe 
erlangen. Eine Verbesserung der Partizipation würde vor-
liegen, wenn Bürgerinnen und Bürger verstärkt onlineba-
sierte Beteiligungsformen nutzen. Schwieriger ist die Mes-
sung der Responsivität anhand der vorliegenden Studien. 
Daher werden sich Aussagen lediglich auf den politischen 
Diskurs und den politischen Austausch mit Politikerinnen 
und Politikern beschränken, was ein Element von Responsi-
vität sein kann, aber die Kategorie freilich nicht in Gänze 
erfasst.

Informationsgewinnung: mehr Transparenz? 
Ohne Zweifel hat das Internet als Quelle politischer Infor-
mation an Bedeutung gewonnen. Gleichwohl beziehen 

Bürgerinnen und Bürger ihre politischen Informationen 
weiterhin über klassische Medien oder sogar über persön-
liche Gespräche weit vor sozialen Netzwerken, Internet-
seiten und -portalen, selbst vor Online-Angeboten von Zei-
tungen. Auch bei der Informierung über das aktuelle politi-
sche Geschehen spielt das Internet nur eine marginale 
Rolle. Weniger als ein Drit tel nutzt das Internet (mindes-
tens zwei- bis dreimal die Woche), um sich über Politik zu 
informieren (Köcher/Bruttel 2011: 16). Dies sieht allerdings 
anders aus, wenn man nur die jüngere Generation in den 
Blick nimmt. Hier ist der Anteil derjenigen, für die das Inter-
net eine wichtige politische Informationsquelle darstellt, 
deutlich höher (50 %) (Köcher/Bruttel 2011: 24). In der Stu-
die von Ritzi/Schaal/Kaufmann finden sich zudem recht 
hohe Zahlen für die Informationsabfrage von 21- bis 
35-Jährigen auf Nachrichtenseiten (96,2 %), dem Empfan-
gen von Newslettern (46,7 %) und auch bei der Nutzung 
von Behörden-Websites (41,6 %) (Ritzi/Schaal/Kaufmann 
2012: 22). Bereits bei der Informationsabfrage kristallisie-
ren sich Kluften heraus zwischen Geschlecht, Alter, Ausbil-
dungs- sowie Einkommensniveaus. Generell nutzen Frauen, 
insbesondere aber Ältere, das Internet weniger zur Infor-
mierung. 

Älterer Mann mit seinem Tablet-Computer: Bei der Nutzung 
von Online-Angeboten kristallisieren sich Kluften heraus 
 zwischen Geschlecht, Alter, Ausbildungs- sowie Einkommens-
niveaus. Generell nutzen Frauen und ältere Menschen das 
Internet weniger. picture alliance/dpa
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Die weit ausdifferenzierte Studie von Emmer/Vowe/Wol-
ling (2011) bringt die Nutzung bestimmter Informations-
möglichkeiten mit soziodemographischen Daten in Verbin-
dung und zeigt auf diese Weise, dass die Nutzung von 
journalistischen Online-Angeboten über politisches Ge-
schehen deutlich zugenommen hat (alle Nutzer fast 60 %, 
Onliner 60 %), dass zugleich aber starke Unterschiede im 
Bildungsstand bestehen. Ältere Onliner haben stark auf-
geholt und fast gleichgezogen. Beim Lesen politischer 
Weblogs, eine Nutzungsform, die noch vor dem Lesen von 
Politiker-Internetseiten rangiert, scheinen Bildungsunter-
schiede interessanterweise weniger relevant. Hier liegt die 
Gruppe mit mittlerer Bildung vorne (Emmer/Vowe/Wolling 
2011: 135–137). Viele Informationsmöglichkeiten – wie 
etwa Anfordern von Informationsmaterial, Ansehen von Vi-
deos – werden kaum genutzt oder auf einem niedrigen und 
nicht wachsenden Niveau (beispielsweise Podcasts) (Em-
mer/Vowe/Wolling 2011: 139–141).
Eine wichtige Erkenntnis hinsichtlich der Internetnutzung 
zum Informationszugewinn ist, wie Renate Köcher und Oli-
ver Bruttel (2011: 18) festhalten, dass Informierung im Inter-
net „interessens- und ereignisgetrieben“ ist. Das heißt, das 
Internet wird weniger genutzt, um sich fortlaufend und 
ohne konkreten Anlass über das aktuelle Geschehen und 
Politik zu informieren, als vielmehr gezielte Informationssu-
che zu bestimmten Themen oder Ereignissen zu unterneh-
men. Interessant zu untersuchen wäre, inwieweit diese 
stark fokussierte und verengte Online-Informationssuche 
komplementär zu einer allgemeinen und breiten Informie-
rung über Politik geschieht oder letztere ersetzt. 
Letztlich ist eine Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger der 
Meinung, dass das Internet die Informationsmöglichkeiten 
über Politik verbessert (36 % sehr, 33 % etwas; vgl. Köcher/
Bruttel 2011: 34), auch wenn sie andere Medien primär für 
Informationen nutzen. 

Diskurs und Austausch: mehr Responsivität?
Fragt man Bürgerinnen und Bürger, ob das Internet zu ei-
nem lebendigeren politischen Diskurs führen kann, so ist 
davon weniger als ein Drit tel überzeugt. Hier liegen wie-
derum die Zahlen für die jüngere Generation höher (Kö-
cher/Bruttel 2011: 35). Dennoch wünscht sich eine Mehr-
heit, bei lokalen Belangen (68 %) oder auch bei allgemei-
nen Themen und Gesetzesvorhaben (63 %) mitreden zu 
können (Köcher/Bruttel 2011: 38). 
Wird das Internet für den politischen Diskurs genutzt, also 
bilden soziale Medien neue Foren für solche Diskurse? Die 
Zahlen für den Zeitraum von 2002 bis 2009 (Emmer/Vowe/
Wolling 2011: 143–160) sind da eher ernüchternd: Ge-
spräche im Internet über Politik führten etwa fünf Prozent 
aller Befragten; bei den Onlinern liegt die Zahl etwas hö-
her (10 %), wenngleich nicht steigend. Diese Zahlen wer-
den von jüngeren Studien bestätigt, nach der ebenfalls nur 
zehn Prozent politische Debatten in sozialen Netzwerken 
führen bzw. Debattenbeiträge verfassen (Köcher/Bruttel 
2011: 42; AVIIG 2014: 28). Noch niedriger sind die Anteile 
von Bürgerinnen und Bürgern, die eine E-Mail an einen Ab-
geordneten schreiben (hier sind die Älteren übrigens akti-
ver, nämlich etwa sieben Prozent), einen politischen Bei-
trag in einem Chatroom verfassen (6 %), sich auf einer ei-
genen Homepage, einem Blog oder über Twitter äußern 
(2 %) (Köcher/Bruttel 2011: 42ff.). Wieder unterscheiden 
sich hier allerdings die Jüngeren. Hier liegt der Austausch 
über politische Themen in sozialen Netzwerken bei den 

Online-Aktivitäten an der Spitze (39 %). Das belegt, dass 
das Internet für diese Generation zuvorderst ein Medium 
des Austausches ist. 

Neue Formen der Beteiligung: mehr Partizipation? 
Das Internet hält zwei Vorteile bereit: Zum einen ermöglicht 
es für bereits bestehende alternative Partizipationsformen 
– wie Unterschriftenaktionen und Petitionen – eine schnel-
lere, effektivere und kostengünstigere Durchführung, die 
zudem für Nutzerinnen und Nutzer meist einen niedrigeren 
Aufwand bedeutet. Zum anderen bietet die technische 
Möglichkeit interaktiver Echtzeit-Interaktion neue Formen 
der Beteiligung, wie Online-Konsultationen. Was und wie 
intensiv aber nutzen die Bürgerinnen und Bürger diese For-
men unkonventioneller Partizipation? 
Um die im Großen und Ganzen konsensuellen Befunde der 
verschiedenen Studien vorwegzunehmen: Die Online-For-
men des Engagements ersetzen im Allgemeinen nicht die 
traditionellen Formen, sondern ergänzen sie eher; nur dort, 
wo das Internet eine Vereinfachung bietet, kann es auch zu 
Verdrängungseffekten kommen. Die Bürgerinnen und Bür-
ger, insbesondere die Jüngeren, nutzen online – ähnlich 
wie offline – stark die Form von Online-Petitionen sowie 
Abstimmungen über politische Sachverhalte (Köcher/Brut-
tel 2011: 44; Ritzi/Schaal/Kaufmann 2012: 23; AVIIG 2014: 
28f). Ein Grund mag darin liegen, dass beides sich relativ 
einfach und mit geringem Zweitaufwand bewerkstelligen 

2012 konnten die Gremien der Friedrich-Schiller-Universität 
Jena erstmals auch über das Internet gewählt werden. 
 Digitale Elemente ergänzten hierbei die gängigen 
Partizipationsformen. picture alliance/dpa

202

M
a

ri
a

nn
e 

K
ne

ue
r

BiS2014_04_umbr.indd   202BiS2014_04_umbr.indd   202 07.11.14   08:0607.11.14   08:06



lässt. Die Messung von Reichweite und Zeitaufwand in der 
Partizipationsstudie (AVIIG 2014: 31) belegt sehr deutlich, 
dass Nutzungsformen mit hohen Nutzerzahlen bei gerin-
gem Zeitaufwand (Online-Petitionen zeichnen, politische 
Sachverhalte abstimmen) Nutzungsformen gegenüberste-
hen, in die wenige Nutzer einen hohen Zeitaufwand ste-
cken (über Bürgerhaushalte beraten, an Online-Konsultati-
onen teilnehmen und Online-Petitionen erstellen). Insofern 
deutet einiges auf eine sich abzeichnende partizipatori-
sche Kluft (participatory divide) hin. Ritzi, Schaal und Kauf-
mann beziehen dies in der Betrachtung der Nutzungsmo-
tive auf den Umstand, dass es mehr Menschen um symboli-
sche Partizipation geht – nämlich ein Zeichen zu setzen 
– denn um instrumentelle Partizipation im Sinne eines En-
gagements, das auf politische Einflussnahme zielt (ebd. 
2012: 26). Das heißt, die junge Generation nutzt die Betei-
ligungsmöglichkeiten nicht, um den politischen Entschei-
dungsprozess zu beeinflussen, sondern um politische Zei-
chen zu setzen. Deswegen – so die Autoren – kann „mehr 
Partizipation im Netz nicht die Partizipationsdefizite in der 
realen Welt kompensieren“ (ebd. 2012: 35). Eine weitere 
solche participatory divide kann – ebenfalls für die jüngere 
Generation – darin bestehen, dass die Nutzung der 
Partizipationsformen negativ korreliert mit dem damit ver-
bundenen Aufwand: Je anspruchsvoller die Beteiligungs-
form ist, desto weniger wird sie genutzt (Ritzi/Schaal/Kauf-
mann 2012: 23). Dies unterstützt die Ergebnisse der Studie 
von Emmer, Vowe und Wolling, nach der alle Aktivitäten, 
bei denen man eigene Beiträge (eigene Homepage, Bei-
träge in Bild oder Film, Blogs) abzufassen hat, gering sind 
(2011: 161–198). Das bedeutet, dass nur derjenige, der in 

einer Aufwand-Nutzen-Kalkulation den Aufwand hintan-
stellt, was auch unterstellt, dass er sich länger mit einer po-
litischen Frage oder einer Interaktionsform auseinanderzu-
setzen bereit ist, sich in dieser „anspruchsvolleren“ Form 
beteiligen wird. Es steht zu befürchten, dass gerade bei 
den Jüngeren jedoch die schnelle und niederschwellige 
Aktion im Vordergrund steht, zumal wenn man den Befund 
mit einbezieht, dass Zeichen-Setzen dominiert. Ernüch-
ternd ist eine weitere Facette dieses participatory divide: 
Dass nämlich die höheren Bildungsschichten das Internet 
wesentlich konsequenter für die Verbesserung ihres Infor-
mationsstandes und für die Meinungsbildung nutzen, wäh-
rend die unteren Bildungsschichten das Netz primär für im 
Alltag einsetzbare „Nutzwertinformation“, Kommunikation 
und Unterhaltung nutzen (Köcher/Bruttel 2011: 40). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass keine wachsende 
Zahl aktiver Bürgerinnen und Bürger erkennbar ist, sondern 
Bürger, die den Online-Weg zusätzlich zu dem ohnehin ge-
nutzten Strauß an Offline-Aktivitäten gehen (Emmer/
Vowe/Wolling 2011: 158). Wie bereits erwähnt,  ersetzen 
internetbasierte Formen des politischen Engagements nicht 
die analogen. Politische Beteiligung scheint im Netz eher 
neue Kluften widerzuspiegeln – Stichwort participatory di-
vide –, als dass sie neue Bevölkerungskreise erfasst oder 
neue Wege politischer Einflussnahme aufzeigt. 

Fazit

Unbestreitbar bietet das Internet erhebliche Möglichkei-
ten der Information, des interaktiven Austausches und der 
Organisation von politischer Teilhabe und Einflussnahme. 
In diesem Text wurde in kondensierter Weise auf zwei As-
pekte hingewiesen: Erstens hängen die in der Pyramide 
(vgl. Abb. 1) skizzierten Interaktionsfelder von der Bereit-
stellung durch den Staat und den politischen Akteuren ab 
(Angebotsstruktur). Neben technischen Voraussetzungen 
(Netzzugang) und rechtlichen Bedingungen (Zensurfrei-
heit etc.) spielen – darauf wurde hier nicht eingegangen – 
zudem die Nutzungskompetenzen eine zentrale Rolle. Soll 
aber zudem der Diskurs zwischen Bürgern und Politikern 
intensiviert werden, bedarf es hierzu spezifischer Kanäle, 
die die Regierungen, Parteien etc. bereitstellen und pfle-
gen müssen. Hier gibt es freilich weltweit noch etliche 
weiße Flecken, aber auch in Europa und selbst in Deutsch-
land besteht weiterhin erheblicher Raum, das Angebot 
auszuweiten.
Zweitens ist die Nachfrage entscheidend, also die Wege 
und die Intensität der Nutzung durch die Bürgerinnen und 
Bürger. Dabei erzeugen nicht nur die allseits bekannten 
digital divides erhebliche Ungleichheiten, die die Wirksam-
keit des Mediums Internet insbesondere im Sinne eines 
breiteren diskursiven Austausches und einer intensiveren 
politischen Beteiligung in Frage stellen. Beachtenswert ist 
zudem, dass sich in den Bevölkerungssegmenten, in denen 
sich eine stärkere Nutzung bestätigen lässt, neue proble-
matische Entwicklungen abzeichnen. Die unter dem Stich-
wort participatory divide gefassten Phänomene – symboli-
sche Partizipation, niederschwellige Partizipationsformen 
und gezielte Nutzung der Ressourcenstärkeren – weisen 
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auf eine Kommunikationskultur hin, die eine optimistisch 
geprägte Interpretation des Internets als Allheilmittel zur 
Belebung der repräsentativen Demokratie wohl eher Lü-
gen straft. 
Zudem zieht sich ein Befund durch alle Studien: Die Wir-
kungen des Online-Zugangs sind sozial selektiv. Mobilisie-
rend wirkt er vor allem bei Jüngeren. Die Mobilisierung ist 
differenziert zu betrachten entlang der drei Kommunikati-
onstypen: In Bezug auf die Information kann man sagen, 
dass hier via Internet der Nutzerkreis ausgeweitet werden 
konnte und zugleich eine Verstärkung der Nutzung zu er-
kennen ist bei denen, die vorher bereits aktiv waren. In Be-
zug auf den Diskurs bleibt die Mobilisierung moderat und 
findet vorwiegend bei Jüngeren statt, kaum dagegen im 
Hinblick auf neue Kreise. In Bezug auf Partizipation ist 
keine Mobilisierung erkennbar. Hier scheint das Internet 
bislang keine Stärkung der partizipativen Möglichkeiten 
zu bewirken (Emmer/Vowe/Wolling 2011: 302). 

Kurzum: Allein über elektronische Wege lassen sich Parti-
zipationslücken nicht schließen. Vor allem die ungleichen 
Beteiligungschancen ressourcenschwacher und ressour-
censtarker Bevölkerungsteile beinhalten eher Legitimati-
onsprobleme, als dass bestehende aufgelöst werden 
könnten. Dennoch ist eine Ergänzung und Bereicherung 
repräsentativer Demokratie mit Elementen digitaler Kom-
munikation und Vernetzung zur Verbesserung der Teilhabe 
von Bürgern denkbar. Insbesondere im kommunalen Be-
reich, etwa im Rahmen kommunaler Planungsprozesse, ver-
sprechen Online-Verfahren Legitimitätsempfindlichkeiten 
von Bürgerinnen und Bürgern entkräften zu können und ha-
ben zudem das Potenzial, auch ansonsten eher inaktive 
oder gar gänzlich von traditioneller politischer Partizipa-
tion (z. B. Wahlen, direktdemokratische Elemente) Ausge-
schlossene (nicht deutsche Staatsbürgerinnen und -bürger, 
unter 18-Jährige) zu inkludieren. 
Dennoch bleiben offene Fragen: Sind Bürgerinnen und 
Bürger, die Online-Angebote nutzen und sich an Mei-
nungsbildungs- oder Entscheidungsprozessen beteiligen, 
zufriedener mit den Entscheidungen (und mit dem Funktio-
nieren von Demokratie)? Auch wenn die Prozesse unbefrie-
digend ablaufen und das Ergebnis den Interessen zuwi-
derläuft? Und wie empfinden staatliche oder kommunale 
Behörden netzbasierte Verfahren, die angeboten und 
nicht nachgefragt werden? Welcher Strategien bedarf es 
zur „Motivation“ zur Teilhabe? Was passiert, wenn Mög-
lichkeiten zur Beteiligung eröffnet und Verfahren auf inten-
sive Bürgerbeteiligung zugeschnitten werden, und diese 
nicht statt findet? 
Die Vorstellung jedenfalls, allein die Existenz neuer techni-
scher Wege sei dazu in der Lage, Defizite oder Fehlent-
wicklungen der repräsentativen Demokratie zu beheben, 
muss als naiv bewertet werden. Auch die Vision einer elek-
tronischen Selbstregierung der Bürgerinnen und Bürger ist 
nicht nur nicht umsetzbar, sondern steht mindestens einer, 
allerdings sehr zentralen Hürde gegenüber: der fehlenden 
Gleichheit des Zugangs, der Netzkompetenz und der 
Stimme des einzelnen Bürgers bzw. der einzelnen Bürgerin. 
Das heißt, nur wenn garantiert sein könnte, dass alle Bür-
gerinnen und Bürger gleichermaßen informiert sind, alle 
gleichermaßen am Deliberationsprozess teilnehmen könn-
ten und würden und dann alle eine gleichgewichtige 
Stimme bei der Entscheidungsfindung hätten, könnte die-
ses Ideal erreicht werden. 
Bei der genauen Betrachtung einer Verbesserung demo-
kratischer Qualität durch digitale Medien ist es geboten, 
sowohl die Angebots- als auch die Nachfrageseite in den 
Blick zu nehmen. Eine Erhöhung demokratischer Qualität 
schließt ein, dass die netzbasierten demokratischen Pro-
zesse von beiden Seiten aktiv gestaltet werden. Eine realis-
tische Variante zielt daher auf die Einbindung partizipati-
ver Elemente in die repräsentative Demokratie, die weder 
letztere ersetzt noch zu einem „elektronischen Athen“ wird, 
bei dem die Bürgerinnen und Bürger mit einem Beteili-
gungsdiktat überfordert werden. Vorstellbar ist dagegen 
vielmehr, die repräsentative Demokratie mit Elementen di-
gitaler Kommunikation und Vernetzung zu ergänzen und zu 
bereichern, dort wo dem Wunsch der Bürgerinnen und Bür-
ger nach mehr Teilhabe entsprochen werden soll. Wo sol-
che Teilhabe – sinnvoll – eingebaut wird, kann das Internet 
tatsächlich wenig aufwändig und effektiv die Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung verbessern. Das trif f t zum 
Beispiel auf Ergänzungen partizipativer Formen insbeson-

Der Landtagspräsident von Sachsen-Anhalt, Detlef Gürth 
(CDU), hält am 22.5.2013 einen Karton mit den Listen einer 
Online-Petition gegen Einsparungen an Hochschulen in Hän-
den. Insbesondere Jüngere nutzen die Form von Online-Peti-
tionen und stimmen online über politische Sachverhalte ab.
 picture alliance/dpa
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dere im Rahmen kommunaler Planungsprozesse zu: Bürge-
rinnen und Bürger können sich die Planungsalternativen 
herunterladen, haben Zugang zu den Dokumenten und 
können sich auch in den Foren an den Diskussionen beteili-
gen. 
Solche elektronischen Reformen der repräsentativen De-
mokratie beinhalten gleichwohl zunächst Aufgaben, die 
der Staat bzw. die nationale Regierung zu erfüllen hat, um 
diesen Modernisierungsprozess zu steuern. Die erste Vor-
aussetzung besteht in einem Netzzugang für alle, die 
zweite in sicheren Netzen. Nur wenn Netzsicherheit ge-
währleistet ist, sind überhaupt Formen elektronischer Teil-
habe denkbar. Ein drit ter Aspekt, die Netzkompetenz, be-
inhaltet nicht nur die Fähigkeit, mit dem Medium Internet 
umzugehen, sondern auch die Formen und Regeln des 
Netzdiskurses zu erlernen. Dazu wäre etwa eine grundle-
gende Hinführung bereits in den Schulen vonnöten. 
Schrit te zur Verbesserung der demokratischen Qualität 
sind denkbar im Sinne einer Ergänzung des repräsentati-
ven Modells durch responsive oder partizipative Elemente 
– Hans Vorländer spricht in diesem Zusammenhang von 
einem „gemischten Regime“ (2011), das über die Gewal-
tenteilungs- und Kontrollsysteme der traditionellen Reprä-
sentativdemokratie hinausgeht. Solche Reformschrit te kön-
nen durch die zusätzlichen Wege der Informierung und 
Allokution, der Konsultation und der Beteiligung qua Inter-
net gestützt werden. Dabei muss allerdings darauf geach-
tet werden, dass die Institutionen der repräsentativen De-
mokratie nicht geschwächt und die repräsentativ-demo-
kratischen Prozesse nicht unterspült werden von 
plebiszitären Vorkehrungen, die zum Beispiel das Parla-
ment schwächen oder die Steuerungskapazität der Exeku-
tive reduzieren könnten. Insbesondere müssen auch mögli-
che Dysfunktionalitäten im Blick bleiben. So können zu 
viele e-consultation- oder e-referenda-Elemente etwa eine 
weitere Verlangsamung der Entscheidungsprozesse nach 
sich ziehen, was Frustrationseffekte von Bürgerinnen und 
Bürgern eher erhöhen als reduzieren würde und zudem ei-
ner größeren Transparenz oder Übersichtlichkeit der Ent-
scheidungen wenig zuträglich wäre. 
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ANMERKUNGEN

1 Siehe dazu auch Wilhelm, Anthony G. (2000): Democracy in the Di-
gital Age. Challenges to Political Life in Cyberspace. New York, London 
sowie Grunwald, Armin/Banse, Gerhard/Coenen, Christopher/Hennen, 
Leonhard (2006): Netzöffentlichkeit und digitale Demokratie: Tendenzen 
politischer Kommunikation im Internet. Berlin.
2 Die Autorin hat dies an anderer Stelle ausführlich dargestellt (vgl. 
Kneuer 2013). 
3 Kolumbien, Marokko und Malaysia zählen zu den noch nicht vollstän-
dig konsolidierten Demokratien. 
4 Kolumbien, Japan, Südkorea, USA (Spitzengruppe), Australien, Frank-
reich, Niederlande, Großbritannien, Russland, Uruguay. Interessanter-
weise ist Kasachstan, das 2010 noch mit Südkorea und Australien die 
Spitzengruppe ausmachte, sehr stark abgerutscht. 
5 Die Studien sind in ihrer Ausrichtung und ihrem Umfang recht unter-
schiedlich. Die Studie von Emmer/Vowe/Wolling (2011) bietet zweifelsoh-
ne den breitesten und zugleich differenziertesten Ansatz; für die Bewer-
tung der heutigen Situation müssen allerdings Einschränkungen gemacht 
werden auf Grund des 2009 endenden Datensatzes. Die Studie von Ritzi/
Schaal/Kaufmann (2012) beschränkt sich auf das Bevölkerungssegment 
der 21- bis 35-Jährigen und erlaubt somit nur begrenzte Aussagen. Daher 
bietet die Partizipationsstudie des AHIIG zurzeit den wohl aktuellsten 
Blick, wobei hier die Fragestellung auf Partizipation zugeschnitten ist (also 
weitaus enger als bei Emmer/Vowe/Wolling), was wiederum andere Be-
reiche (Konsultation, Diskurs etc.) ausnimmt. 

Dr. Marianne Kneuer ist Professorin für Politikwissenschaft an der 
Universität Hildesheim. Dort etablierte sie den Forschungsschwer-
punkt Politik und Internet. Zu diesem Thema legte sie zahlreiche 
Publikationen vor; u. a. „Das Internet: Stressfaktor oder Bereiche-
rung für die Demokratie?“, Baden-Baden 2013.

U
N

SER
E A

U
TO

R
IN

205

MEHR ODER WENIGER DEMOKRATISCHE QUALITÄT 
DURCH DAS INTERNET?

 

BiS2014_04_umbr.indd   205BiS2014_04_umbr.indd   205 07.11.14   08:0707.11.14   08:07



BEFREIUNGSTECHNOLOGIE ODER REPRESSIONSINSTRUMENT?

„Befreiungstechnologie“ Internet: 
Social Media und die Diktatoren 
Thomas Demmelhuber

Medien wird nicht erst seit den Umbrüchen in Osteuropa 
in den 1990er-Jahren eine wichtige Rolle in Transforma-
tionsprozessen zugeschrieben. Seit einigen Jahren wird 
im Kontext der Weiterentwicklungen von Kommunika-
tions- und Informationstechnologien und deren Verbrei-
tung vermehrt nach deren Rolle für Art und Weise der 
politischen Transformation gefragt. Der Zuschreibung 
einer normativen Veränderungskraft („Befreiungstech-
nologie“) stehen eher skeptische Darstellungen gegen-
über. Vor diesem Hintergrund setzt sich der Beitrag von 
Thomas Demmelhuber kritisch mit dem politischen Verän-
derungspotenzial des Internets auseinander, um die 
Neu tralität und Offenheit des Internets für Akteure unab-
hängig von ihren politischen Überzeugungen und Nut-
zungsgewohnheiten aufzuzeigen und empirisch zu ver-
anschaulichen. Schwerpunktmäßig nimmt er dabei die 
 Regimeperspektive ein, um zu zeigen, welche Hand-
lungsstrategien und Handlungskorridore autoritäre Re-
gime wählen, um dem Stressfaktor „Internet“ zu begeg-
nen und letztlich den eigenen Herrschaftsanspruch zu 
konsolidieren. Veranschaulicht wird diese autoritäre 
Herrschaftspraxis an Fallbeispielen aus Zentralasien und 
dem Nahen Osten. 

Befreiungstechnologie oder Instrument autoritärer 
Herrschaft?

Der US-amerikanische Wissenschaftler Larry Diamond 
führte im Sommer 2010, wenige Monate vor Beginn des 
Arabischen Frühlings, in einem Beitrag für das renommierte 
„Journal of Democracy“ den Begriff der Befreiungstechno-
logie ein. Er argumentierte darin, dass das Internet, mobile 
Endgeräte und andere Formen der Befreiungstechnologie 
(im Original: liberation technology) Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürgern in nicht-demokratischen Herrschaftsformen 
ermöglichten, Meinungen frei zu äußern, zu Protesten auf-
zurufen und die Grenzen der Freiheit zu erweitern.1 Nur 
kurze Zeit später wurde der bekannte Internetkritiker und 
ehemalige weißrussische NGO-Aktivist Evgeny Morozov 
in „The Wall Street Journal“ mit den Worten zitiert, dass 
man die Bestrebungen autoritärer Regime, das Internet zu 
unterwandern und für eigene Zwecke nutzbar zu machen, 
unterschätze und den normativen Veränderungsimpuls in 
Richtung Demokratie überschätze. Vielmehr, so Morozov, 
streben autoritäre Herrscher ebenso in die sozialen Netz-
werke hinein, um regimeloyale Narrative zu verbreiten, Kri-
tiker zu entkräften oder diese erst zu identifizieren.2 
Die Dynamik des Protests und die rasche Ansteckung in vie-
len Ländern der arabischen Welt ab 2011 durch Zuhilfe-
nahme des Internets als Infrastruktur und sozialer Medien 
des Web 2.0 als Platt formen der Mobilisierung, Koordina-

tion und Artikulation schienen die These von Diamond zu 
bestätigen. Das Internet als zunächst unterschätzter und 
später nicht mehr zu kontrollierender Raum von regimeop-
positionellen Kräften ermöglichte generationen- und ge-
sellschaftsübergreifende Protestbewegungen, die im Falle 
von Tunesien und Ägypten die verkrusteten autoritären Re-
gime innerhalb weniger Wochen zum Zusammenbruch 
brachten und Demokratisierungsprozesse zu lancieren 
schienen, die zum Teil in der Literatur in Anlehnung an Sa-
muel Huntingtons Ansatz der wellenartigen Verbreitung 
von Demokratie in der Welt gar als „vierte Welle der De-
mokratisierung“ bezeichnet wurden.3 Dennoch scheint so-
wohl im Längsschnitt des Arabischen Frühlings mit seinen 
zahlreichen Verlaufslinien seit 2011 als auch im überregio-
nalen Querschnitt die These von der normativen Verände-
rungskraft des Internets voreilig und eindimensional, ge-
rade auch im Hinblick auf unterschiedliche und gemein-
same Formen der Nutzbarmachung unabhängig von der 
vorliegenden Herrschaftsform. Die omnipräsente Nutzung 
von sozialen Medien bei den Protesten im Zuge der inter-
nationalen Finanz- und Wirtschaftskrise (zum Beispiel: Oc-
cupy Wall Street in USA ab 2011) oder die Koordinierung 

Die Dynamik des Arabischen 
Frühlings durch Zuhilfenahme 
des Internets als Medium der 
Mobilisierung, Koordination 
und Artikulation schienen die 
These von Larry Diamond, der 
das Internet als „Befreiungs-
technologie“ bezeichnete, zu 
bestätigen.
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der Proteste gegen die türkische Regierung 2013 (zum Bei-
spiel: Gezi-Park in Istanbul) – also im einen Fall eine Pro-
testbewegung im Rahmen einer konsolidierten Demokratie 
und im anderen Fall gegen eine Regierung in einer (stark) 
defekten Demokratie – veranschaulichen das deutlich.
Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel dieses Beitrags, sich 
kritisch mit dem politischen Veränderungspotenzial des In-
ternets auseinanderzusetzen, die Neutralität und Offen-
heit des Internets für Akteure unabhängig ihrer politischen 
Überzeugungen und Nutzungsgewohnheiten aufzuzeigen 
und empirisch zu veranschaulichen. In einem letzten Punkt 
soll dann schwerpunktmäßig die Regimeperspektive ein-
genommen werden, um zu zeigen, welche Handlungsstra-
tegien und Handlungskorridore autoritäre Regime wählen, 
um dem Stressfaktor „Internet“ zu begegnen und letztlich 
den eigenen Herrschaftsanspruch weiter zu konsolidieren. 
Zur Veranschaulichung wird dafür auf empirische Fallbei-
spiele aus Zentralasien und dem Nahen Osten zurückge-
grif fen, also aus zwei Weltregionen mit einer im globalen 
Vergleich sehr hohen Verdichtung autoritärer Herrschaft.

Infrastrukturen, Nutzerprofile und Regimestrategien

Autoritäre Regime unterschätzten über einen langen Zeit-
raum die sich vernetzenden, pluralisierenden und verdich-
tenden Oppositions- und Protestbewegungen in den vir tu-
ellen Räumen des Internets. Die Aufarbeitung der Ereig-
nisse in den Ländern des Arabischen Frühlings zeigt indes 
anschaulich, wie gerade die sozialen Medien des Web 2.0 
aufgrund ihrer horizontalen Kommunikationsstruktur und 
der Generierung von Inhalten durch die Nutzerinnen und 

Nutzer selbst ein Zusatzspektrum der Mobilisierung, Koor-
dinierung und Verstärkung von Protest schufen.4 Diese teil-
liberalisierten, vir tuellen Räume der Debatte waren eine 
zentrale Voraussetzung, dass der Protest 2011 in einen 
Massenprotest „auf die Straße“ übersetzt werden konnte. 
Doch bleibt die Frage bestehen, warum es im Vorhinein zu 
einem von staatlicher Seite massiv vorangetriebenen Aus-
bau des Internets kam. Warum diffundieren Versuche eines 
iranischen Regimes, das Internet zu territorialisieren und 
ein nationales Netz („Halal Internet“)5 zu schaffen, nicht zu 
einem Vorbildmodell für andere undemokratische Staa-
ten? Warum sind die „Feinde des Internets“6 gleichzeitig 
große Investoren in dessen Verbreitung?
Hinter diesen widersprüchlichen Verhaltensmodi verber-
gen sich mehrere Dilemmata, welche für jedes autoritäre 
Regime gültig sind und dennoch – wie zu zeigen sein wird 
– zu unterschiedlichen Handlungslogiken führen und damit 
einen von mehreren Erklärungsfaktoren für die länderspe-
zifischen Verlaufsformen des politischen Wandels oder 
Nicht-Wandels darstellen. Erstens stehen autoritäre Re-
gime im Wettbewerb um ausländische Investitionen vor 
der ständigen Herausforderung, ein attraktiver Wirt-
schaftsstandort zu sein, um daraus auch über solide 
makroökonomische Wachstumsraten Herrschaftslegitima-
tion zu generieren. Das impliziert aber nötige Investitionen 
in die nationale IT-Infrastruktur, welche selbstredend neue 
Möglichkeiten der Nutzung gegen die Regime mit sich 
bringt. Zweitens stehen autoritäre Regime vor dem Di-
lemma, dass zwar, empirisch betrachtet, die Mehrheit der 
Internetnutzerinnen und -nutzer apolitisch ist. Wird aber 
aus herrschaftspolitischen Gründen ein soziales Netzwerk 
– wie zum Beispiel 2014 in der Türkei geschehen7 – blo-
ckiert, er folgt eine automatische Politisierung der Betroffe-
nen und eine Beschleunigung individueller Versuche, die 
Blockade beispielsweise über Proxyserver zu umgehen, 
was wiederum elementare Lernprozesse auf Seiten der Re-
gimegegner lanciert. Drit tens und letztens überschätzen 
autoritäre Regime ihre repressive Kapazität und ihr Ge-
waltmonopol über das Internet als Infrastruktur. Ist es zu-
mindest theoretisch in vielen Ländern möglich, den Zugang 
des Landes zum weltweiten Datenverkehr auf ein Minimum 
zu reduzieren, machen die damit einhergehenden sozia-
len, wirtschaftlichen und politischen Transaktionskosten 
ein derartiges Verhalten zu keiner tragfähigen Option.8 
Diese angenommene Gültigkeit der Dilemmata für 
autoritäre Regime offenbart bei einem näheren Blick eine 
höchst variierende Vielfalt an Strategien im Umgang mit 
dem Internet und eine durchaus innovative Kraft was neue 
und modifizierte Handlungskorridore betrif ft. 

Strategien und Netzpolitik in Autokratien

Autoritären Herrschaftsformen wurde vor allem in den 
1990er Jahren eine „endogene Instabilität“ zugeschrie-
ben, insbesondere vor dem Hintergrund grassierender Le-
gitimationskrisen, die mit dem Ende der Ost-West-Konfron-
tation und der scheinbar erfolgreichen Demokratisierung 
ganzer Regionen (zum Beispiel: Osteuropa) beschleunigt 
wurden.9 Mit dem Wegfall des ideologischen Patrons und 
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Dynamiken von Demokratisierung in zahlreichen Weltregi-
onen, die sich fortan auch in einem internationalen Demo-
kratisierungs- und Liberalisierungsdiskurs niederschlugen, 
befanden sich autoritäre Regime zusehends in einer De-
fensive. Zudem etablierte sich vor allem in den westlichen 
Demokratien die Demokratieförderung als außenpoliti-
sche Strategie. 
Mit der Jahrtausendwende scheint sich diese defensive 
Konstellation aufzulösen: Zusehends sind proaktive Versu-
che von autoritären Regimen zu verzeichnen, ihre Herr-
schaftspraktiken zu exportieren, um eine stabile, ähnlich 
regierte Nachbarschaft als Bollwerk gegen Demokratisie-
rungsversuche externer Akteure zu errichten. Über außen-
politisches „Sendungsbewusstsein“ einen innenpolitischen 
Mehrwert in Sachen Regimestabilisierung zu erlangen, 
macht im Gegenzug aber ein Mindestmaß an herrschafts-
politischer Dauerhaftigkeit nach innen unabdingbar. Bei-
spiele für diese Ausstrahlungseffekte finden sich aktuell in 
Russland und dem Bemühen des Kremls, in den angrenzen-
den Staaten Einfluss zu nehmen (zum Beispiel: Kaukasus, 
Zentralasien und Ukraine), in Venezuela unter der Präsi-
dentschaft des verstorbenen Hugo Chávez aber auch im 
Nahen Osten mit dem saudi-arabischen Bestreben, die 
Veränderungsdynamik des Arabischen Frühlings zu brem-
sen, zugunsten von Kontinuität und einer (selektiven) Res-
tauration alter Strukturen entlang eigener außenpoliti-
scher Interessen. 
Dieser Lernprozess von autoritären Regimen findet sich 
auch im Bereich der Netzpolitik wieder. Die Stressfaktoren, 
die sich durch die Verbreitung von Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) ergeben, lancierten eine 
erhebliche Innovationskraft seitens der Regime selbst und 
diffundieren über Formen von „Best Practice“ über natio-
nale Grenzen hinweg. Dieser sukzessive gestalterische 
Umgang mit innovativen Elementen zeigt sich in dreierlei 
Hinsicht: Erstens erfolgt eine massive Aufrüstung der Über-
wachungskapazitäten, was die Schaffung gesetzlicher 
Grundlagen, die Etablierung von „Cyber-Einheiten“ (meist 
im Innenministerium oder als eigenständige Einrichtung di-
rekt der Exekutive unterstellt), die Anwerbung von IT-ge-
schulten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und die Inves-
tition in Schad- und Spähsoftware umfasst. Hierzu zählt 
auch die in einigen Ländern vorzufindende „Territorialisie-
rung“ unterschiedlich kontrollierter Zugrif fsmöglichkeiten 
auf das Internet. Das erfolgt zum Beispiel über Freihan-
delszonen ohne Restriktion im Zugriff auf das Netz oder 
über eine staatliche Kontrolle und Durchdringung der li-
zenzierten „Internet Service Provider“ (ISP). Zweitens ist ein 
massives Engagement in der Nutzbarmachung von Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien (IKT) zur Erwei-
terung von Formen des E-Government erkennbar und drit-
tens ist eine schnell wachsende Präsenz der Regime selbst 
in den sozialen Medien auffallend. Unterschiedlichste For-
men der Selbstinszenierung finden sich hierbei in allen so-
zialen Netzwerken. Alle drei Ebenen des Umgangs führen 
zwar zu einer ausdifferenzierten Varianz in den einzelnen 
Staaten, die natürlich mit zahlreichen anderen Erklärungs-
faktoren korreliert (zum Beispiel variierende Kapitalkraft 
für den Erwerb von Hochtechnologien zur digitalen Über-
wachung). Sie zeigen aber allesamt, wie autoritäre Regime 
ihre multiple Dilemmasituation nicht nur zu überwinden, 
sondern auch aktiv zu gestalten versuchen und damit auch 
Diffusionsprozesse (vor allem) in angrenzenden Ländern 
anstoßen. 

Repression
Das Gewaltmonopol staatlicher Autoritäten im Umgang 
mit dem Internet bleibt Dreh- und Angelpunkt von Strate-
gien des Umgangs autoritärer Regime mit dem Internet. 
Dennoch ist hier ein Wandel festzustellen, der mit den 
oben genannten Lernprozessen korreliert. Gerade die fa-
tale Unterschätzung der potenziellen Mobilisierungskraft 
für Protestbewegungen, der fehlende Zugriff auf hochqua-
lifizierte IT-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den staat-
lichen Überwachungseinrichtungen und zusätzlich feh-
lende Soft- und Hardware, um etwaigen Überwachungs-
wünschen Rechnung zu tragen, führten letztlich zu einer 
völligen Fehleinschätzung der Chancen und Risiken von 
Informations- und Kommunikationstechnologien. Zwar er-
folgte zum Beispiel in Ägypten in den Jahren vor dem Sturz 
des Mubarak-Regimes der Versuch einer graduellen Nutz-
barmachung von sozialen Medien, allerdings blieb es bei 
diesen eher dilettantischen Versuchen, in welchen die 
Funktionslogik des Internets und vor allem des Web 2.0 
nicht verinnerlicht und vielmehr auf die repressive Kapazi-
tät des Sicherheitsapparats vertraut wurde.10 Wäh rend-
des sen beschleunigte sich ein schon vorher zu be-
obachtender Trend in der Verbreitung von Schad- und 
Spähsoftware – in erster Linie von internationalen 
Konzernen aus Europa, USA oder China – der darauf 
abzielte, über Trojaner oder anderweitige Programme 
potenzielle Regimegegner frühzeitig zu identifizieren, 
Anti-Regime-Kreise zu unterwandern und gegebenenfalls 
zu manipulieren. Ein Vertreter der „Cyber Crime Unit“ des 
bahrainischen Innenministeriums wird in diesem Kontext 
mit den Worten zitiert: „People think that they are unre-
achable using anonymous accounts […] but it has never 
been easier finding them.“11 Der Aufbau von Einheiten „di-
gitaler Söldner“12 verändert gänzlich die Art und Weise 
staatlicher Kontrolle: Der früher vornehmlich „analogen“ 
Überwachung und Observierung von Internet-Cafés folgt 
nun sukzessive die Überwachung aus der Ferne über digi-
tale Zugrif fsmöglichkeiten. Die Organisation „Reporter 
ohne Grenzen“ zitiert in diesem Kontext einen syrischen 
Aktivisten mit den Worten: „My computer was arrested be-
fore I was.“13 Repressive Mechanismen differenzieren sich 
also aus, einerseits in umfassende Überwachung des digi-
talen Datenverkehrs und andererseits in gezielte analoge 
und digitale Überwachung von Einzelpersonen.
Die Neuformulierung des sogenannten „Wassenaar-Ab-
kommen für Exportkontrollen von konventionellen Waffen 
und Dual-Use-Gütern und Technologien“, das 2013 zum 
ersten Mal international anerkannte, dass Schadsoftware 
zu den „Dual-Use-Gütern“ gehört und damit nicht nur für 
zivile, sondern auch für militärische Zwecke genützt wer-
den kann, hat zwar zu einer leichten Verlangsamung des 
Handels mit diesen Produkten geführt. Allerdings gehören 
viele Staaten, wie beispielsweise China, nicht zu den Un-
terzeichnerstaaten und zudem haben potenzielle Lieferfir-
men weltweite Dependancen, was eine Umgehung dieser 
Exportkontrolle problemlos möglich macht.14 Vor allem die 
Veröffentlichung von drei Tranchen der Wikileaks Spy Files 
(2011 bis 2013) zeigt in diesem Kontext ein breites Netz-
werk an Geschäftsbeziehungen westlicher Unternehmen 
mit autoritären Regimen weltweit und gewährt tiefen Ein-
blick in den dezidierten Vertragsgegenstand, der auf die 
Überwachung der Bevölkerung abzielt. In einem veröffent-
lichten Wikileaks-Dokument aus der Zusammenarbeit der 
Gamma Group mit dem autoritären Regime in Turkmenis-
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tan erfolgt zum Beispiel eine präzise Zuschreibung der Vo-
raussetzungen, um – wie von Seiten der turkmenischen Auf-
traggeber gewünscht – „Zielobjekte zu infizieren“, einher-
gehend mit einem umfangreichen Trainingsprogramm für 
Regierungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter nach Liefe-
rung der Software.15

E-Government
Die Vereinfachung und Durchführung von Prozessen zur 
Kommunikation und Transaktion innerhalb und zwischen 
staatlichen Instanzen und vor allem zwischen Staat und 
Bürgerinnen und Bürgern unter Nutzbarmachung von In-
formations- und Kommunikationstechnologien (IKT) ist ein 
elementarer Bestandteil in Demokratien, um einerseits 
mehr Transparenz zu schaffen und andererseits auch ein 
Mehr an Responsivität der Politik sowie Möglichkeiten der 
Partizipation zu generieren. Ein Blick in den UN E-Govern-
ment Survey 201216 führt dennoch zu unerwarteten Ergeb-
nissen. In der Spitzengruppe der untersuchten Länder be-
finden sich bei weitem nicht nur Demokratien. Im Gegen-
teil, zahlreiche autokratisch regierte Staaten belegen die 
vorderen Plätze, wie zum Beispiel in der Kategorie „emer-
ging leaders in e-government development“ die Länder 
Russland, Kasachstan, Vereinigte Arabische Emirate und 

Saudi-Arabien.17 Der autoritär regierte Stadtstaat Singa-
pur schafft es im Gesamtindex sogar unter die Top Ten.18

Die Vorreiter in der Verbreitung von E-Government verfol-
gen damit eine Effizienzsteigerung der Staatsbürokratie, 
allerdings mit unterschiedlicher Zielrichtung: Über eine 
verbesserte Effizienz staatlicher Institutionen und eine 
hohe Funktionalität und Zugänglichkeit der Staatsbürokra-
tie soll auch die Legitimation der herrschaftspolitischen 
Gegebenheiten erreicht werden, quasi als Performanzle-
gitimation. So lobt der UN-Bericht zum Beispiel die Verei-
nigten Arabischen Emirate, da das Land ein „one-stop-
shop portal with information, services and participation 
services integrated on one site“ etabliert habe und sich 
damit auf einer Höhe mit Norwegen befinde.19 Umfang 
und Grenzen der Nutzbarmachung von Formen des E-
Government in Abhängigkeit von der vorliegenden Herr-
schaftsform wird erst bei einem Blick auf die Open Govern-
ment Partnership (OGP)20 offensichtlich. Mit Ausnahme von 
Tunesien und Jordanien sind bei dieser Initiative keine 
Staaten aus dem Nahen Osten oder Zentralasien zu fin-
den, und darüber hinaus wird die Mehrzahl der derzeitig 
64 Mitgliedsländer demokratisch regiert. Das ist nicht 
überraschend, zielt doch die OGP auf eine Öffnung von 
Regierung und Verwaltung durch mehr Transparenz, Betei-
ligung, Zusammenarbeit und Zugang zu Daten sowie Infor-
mationen (Open Data). In der finalen Konsequenz wider-
spricht das der Funktionslogik autoritärer Regime, wo ein 
Mindestmaß an Intransparenz, Klientelismus und Koopta-
tion zum Zwecke der Herrschaftssicherung unabdingbar 
bleibt. Die in der OGP angenommene Fusion von Open 
Government und Open Data bleibt in der Praxis nicht um-
setzbar, obgleich gerade die Vorreiter in Sachen E-
Government die Ausweitung von Open Data als Meilen-
stein präsentieren: „The UAE Government has adopted the 
Open Data practice to make government data and infor-
mation seamlessly available to people.“21 Allerdings be-
wegt sich letzteres in einem eng gesteckten regulativen 
Rahmen für alle Regierungstätigkeiten in sozialen Medien, 
Blogs und E-Government-Portalen. Vor allem folgender 
Verweis lässt die „roten Linien“ des Erlaubten erahnen: 
„UAE eGovernment welcomes any comment or feedback 
on the platforms it uses, it reserves the right to disapprove/
delete/hide any material that: could pose a security or pri-
vacy risk […] involves communal or political discussions.”22 
Fest steht damit, dass die empirische Dichte von E-Govern-
ment keine normative Aussagekraft für die Ausprägung be-
stimmter Formen politischer Herrschaft besitzt. Im scharfen 
Gegensatz zur These von Fareed Zakaria aus den 1990er-
Jahren, das Nutzen des Vokabulars der Demokratie durch 
ihre Gegner zeige, dass der Kampf längst gewonnen sei,23 
offenbart der Umgang von Autokraten mit den Stressfakto-
ren einer „digitalen Welt“, gerade am Beispiel von E-
Government, die mögliche Lern- und Anpassungsfähigkeit, 
Kreativität und Dauerhaftigkeit autoritärer Herrschaft. 

Nutzbarmachung und Formen der Selbstinszenierung
Neben Repression und Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) in den Staats-Gesell-
schafts-Beziehungen ist ferner eine individuelle Nutzbar-
machung der Technologien auf Seiten der Herrschenden 

Autoritäre Regime haben ihr repressives Instrumentarium 
längst an das Internet angepasst. Der früher vornehmlich 
„analogen“ Überwachung und Observierung folgt nun suk-
zessive die Überwachung aus der Ferne über digitale 
Zugriffsmöglichkeiten. picture alliance/dpa
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festzustellen. Das Internet und darin Web 2.0-Applikatio-
nen werden zusehends zum Mittel der Wahl, um Egalität im 
Zugang zum Herrscher und das Bild des gerechten und le-
gitimen Regierenden zu zeichnen. So pflegt beispielsweise 
der Emir von Dubai, Sheikh Muhammad bin Rashid Al Mak-
toum, neben seiner eigenen hochpersonalisierten Web-
seite eine aktive Präsenz auf Facebook und Twitter, verfügt 
über einen eigenen YouTube-Kanal und bietet zusätzliche, 
zahlreiche Möglichkeiten der vir tuellen Interaktion.24 Die 
Platt form Twiplomacy, welche die politische Präsenz von 
Staats- und Regierungschefs weltweit aufzeichnet und 
analysiert, verortet Al Maktoum unter den „top five Asian 
leaders“.25 Gleichwohl pflegen staatliche Stellen, wie Mi-
nisterien, staatliche Einrichtungen und Institutionen eine 
omnipräsente Rolle im Web 2.0 und verknüpfen diese Prä-
senz wiederum mit den unter den Modi von E-Government 
angeführten Web-Portalen. Das Königreich Bahrain sticht 
dabei besonders hervor: Fast jedes einzelne Ministerium 
verfügt neben einer interaktiven Web-Präsenz über einen 
regelmäßig gepflegten Twitter- und Facebook-Account, ei-
nen eigenen YouTube-Kanal sowie zahlreiche weitere Ap-
plikationen (zum Beispiel RSS Feed, Blog- und Chatfunk-
tion, Foursquare, Flickr usw.). 
Dennoch fällt analog zu den vorherigen Ausführungen bei 
einem Blick auf die Modi der Nutzbarmachung von Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien für die 
Herrschaftssicherung auf, dass gerade herrschaftspolitisch 
sensible Einrichtungen sehr viel zurückhaltender in ihrer 
aktiven Nutzung sind. So haben Justiz- und Innenministerium 
in Bahrain lediglich eine minimale Web 2.0-Präsenz. 
Sicherheitsrelevante Aspekte spiegeln sich wie gezeigt 
quer durch alle Dimensionen von Repression, E-Govern-
ment und Nutzbarmachung. Wie sehr sich das in der Praxis 

verknüpfen lässt, veranschaulicht das sogenannte „eDash-
board portal“ in Saudi-Arabien, das der UN E-Govern-
ment Survey von 2012 wiederholt als innovativen „e-ser-
vice“ bezeichnet, da das Portal als „single sign-on portal“ 
für alle elektronischen Dienstleistungen diene. Weiter 
heißt es: „The Saudi Government also offers an Open Data 
Initiative, which provides citizens with documents and re-
ports from ministries and government agencies, all publicly 
available.“26 Gleichzeitig wird der repressive Mehrwert für 
die Behörden durch die innovative Überhöhung des Por-
tals massiv unterschätzt, da die Identität der Nutzerinnen 
und Nutzer des Portals verifiziert wird und damit auch ver-
dächtigen Nutzerprofilen frühzeitig nachgegangen wer-
den kann. 

Fazit

Medien spielen eine wichtige Rolle in politischen Transfor-
mationsprozessen. Soziale Medien des Web 2.0 wie Face-
book und Twitter schaffen aufgrund ihrer horizontalen Kom-
munikationsstruktur und Generierung von Inhalten durch 
die Nutzerinnen und Nutzer selbst ein Zusatzspektrum der 
Mobilisierung, Koordinierung und Verstärkung von Protest. 
Deshalb sind sie aber noch keine „Befreiungstechnologie“, 
da sie im Kern neutrale Instrumente sind und von jedem Ak-
teur zur Durchsetzung von politischen, ökonomischen oder 
religiösen Partikularinteressen genutzt werden können. 
Selbstredend entstehen neue virtuelle Räume der Debatte, 
inklusive einer sich über vielfältige Wege neu artikulieren-
den Streitkultur sowie neu zu fassende Kommunikations-
modi, welche autoritäre Regime vor fundamentale Heraus-
forderungen stellen. Die beschriebenen Stressfaktoren für 

Studenten verfolgen in einem 
Internet-Café in Kairo die poli-
tischen Umwälzungen des Ara-
bischen Frühlings. Soziale 
Medien können in politischen 
Transformationsprozessen eine 
wichtige Rolle spielen. Das 
Internet als neutrale Infrastruk-
tur bietet einen Raum für 
Akteure jeglicher Couleur – 
sowohl für politische Aktivisten 
als auch für autoritäre Regime.
 picture alliance/dpa
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autoritäre Regime offenbaren bei näherem Blick dennoch 
eine Vielfalt an Strategien und ebenso eine zunehmend in-
novative Kraft was unterschiedliche Handlungskorridore 
und Regimestrategien betrifft. Formen von „Best Practice“ 
lassen autoritäre Regime zusehends erkennen, dass eine 
ausschließlich repressive Netzpolitik nicht genügt. Nötig ist 
vielmehr die Nutzbarmachung für das Regime und seine 
Protagonisten selbst. Das löst zwar nicht die multiple Dilem-
masituation für autoritäre Regime auf, formuliert aber einen 
Umgang, der die Regime aus einer Defensive holen und ver-
suchen soll, selbst gestalterisch zu agieren. 
Gleichwohl spielen soziale Medien eine wichtige Rolle in 
politischen Veränderungsprozessen, die aber in ein kom-
plexes, intervenierendes Gefüge an Erklärungsfaktoren 
einzubetten sind. Dementsprechend unterschiedlich ge-
stalten sich bis dato auch die Verlaufsformen in den einzel-
nen Ländern. Das Internet als neutrale Infrastruktur bietet 
einen Raum für Akteure jeglicher Couleur, der je nach vor-
liegenden Partikularinteressen nutzbar gemacht werden 
kann und selbstredend in sämtliche analoge Interaktions-
formen diffundiert, sei es in der Kriegsführung, medialen 
Berichterstattung, gesellschaftlichen Kommunikation oder 
in der Digitalisierung des Einzelhandels, um nur einige 
Schlaglichter der Digitalisierung von Politik und Gesell-
schaft zu nennen. Die technischen Möglichkeiten einer 
schnellen und interaktiven Verbreitung über Neue Medien 
stehen damit allen Akteuren in Gesellschaft, Wirtschaft 
und Staat offen und durchdringen diese Teilbereiche glei-
chermaßen. Aber – so David Faris im Gegensatz zum ein-
gangs gewählten Zitat von Larry Diamond – „there is noth-
ing inherently democratic about Facebook, […] which can 
be used by people with malicious intentions. […] Under-
standing new social tools involves understanding every-
thing they make possible, not just what we might like to be 
made possible”.27 
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DEMOKRATISIERUNG EUROPÄISCHER POLITIK DURCH DAS NETZ

Europa im digitalen Zeitalter: 
Mehr Bürgernähe durch das Internet?
Andreas Marchetti

Ausgehend von einem politischen Europabegriff sowie 
einem europäisierten Bürgerverständnis fragt Andreas 
Marchetti, inwieweit Internettechnologien Europa näher 
an die Bürgerinnen und Bürger heranführen und ob diese 
durch das Internet im Gegenzug stärker auf Europa ein-
wirken können. Dabei werden exemplarisch Möglichkei-
ten (1) der Information, (2) der Ausgestaltung von Diskur-
sen sowie (3) der Partizipation aufgezeigt und diskutiert. 
Dabei zeigt sich, dass durch die Möglichkeiten des Inter-
nets eine kontinuierliche Annäherung von Europa einer-
seits und Bürgerinnen und Bürgern andererseits erfolgt, 
wobei diese im Bereich Information bisher am stärksten, 
im Falle der Partizipation noch am schwächsten ausge-
prägt ist. In der Summe hat das Internet bisher die Qua-
lität europäischer Politikgestaltung nicht grundlegend 
verändert, stellt aber dennoch gerade unter demokrati-
schen Vorzeichen eine bereichernde Ergänzung dar. 

Europa und seine Bürgerinnen und Bürger

„Europa“ ist ein vielschichtiger Begriff, der geographische, 
kulturelle und politische Dimensionen umfasst, die sich 
häufig überlagern. Doch selbst eine Beschränkung auf ei-
nen politischen Europabegriff schafft über die genauen 
Umrisse und Eigenschaften des dann bezeichneten Euro-
pas keine endgültige Klarheit. Schließlich reicht das Eu-
ropa des Europarats mit seinen 47 Mitgliedstaaten weit bis 
nach Zentralasien hinein, in die Arbeit der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) sind 
sogar die Staaten Nordamerikas einbezogen. In seinen 
geographischen Implikationen weniger ambitioniert ist 
der politische Europabegriff, der im Folgenden zugrunde 
gelegt und mit dem die heutige Europäische Union (EU) mit 
ihren Mitgliedstaaten bezeichnet werden soll.1

Häufig wird gerade dem politischen Europa der EU attes-
tiert, bürgerfern zu sein, auch wenn selbst seine Kritiker an-
erkennen, dass dieses Europa präzedenzlose Erfolge vor-
zuweisen hat, von denen die Schaffung und der Erhalt von 
Frieden und die Mehrung von Wohlstand nur die augenfäl-
ligsten sind.2 Eingedenk des Vorwurfs der Bürgerferne 
stellt sich mit Blick auf die bereits im Titel dieses Beitrags 
gestellte Frage nach ihrer Reduktion ein weiteres definito-
risches Problem, nämlich wer eigentlich diese „Bürgerin-
nen“ und „Bürger“ sind, die sich Europa annähern sollen 
beziehungsweise denen sich Europa annähern soll. Auch 
dieser Begriff ist stark kontextabhängig. Als Bürgerinnen 
und Bürger der EU können zunächst all jene Personen be-
zeichnet werden, die die Staatsbürgerschaft eines EU-Mit-
gliedstaates inne haben, da sich von dieser nach Artikel 20 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) auch die Unionsbürgerschaft ableitet. Dabei 

ist dieser überstaatliche Bürgerbegriff der EU eng mit dem 
substaatlichen Bürgerbegriff des kommunalen Bürgers3 
verknüpft. Neben der Ableitung der Unionsbürgerschaft 
aus der nationalen Staatsbürgerschaft spricht Artikel 22 
AEUV nämlich allen Unionsbürgerinnen und -bürgern die 
Wahrnehmung kommunaler Bürgerrechte am Wohnort zu. 
Demgemäß liegt eine Europäisierung des Bürgerbegriffs 
vor, wobei im Weiteren als „Bürger“ im Gegensatz zum 
„Einwohner“ Personen bezeichnet werden, die auch Rechte 
in der formalen Mitgestaltung des öffentlichen Raums, also 
politische Rechte innehaben und somit vollumfänglich po-
litisch handeln können.

Europas Bürgerferne

Während die bereits zur Definition des Bürgers herangezo-
gene kommunale Ebene aufgrund ihrer physischen Nähe 
am ehesten dem letztlich auch immer archaischen Charak-
ter von Politik entspricht, der in unmittelbarer und entspre-
chend wahrgenommener Betroffenheit seitens der Bürge-
rinnen und Bürger sowie den Möglichkeiten zur direkten, 
persönlichen Ansprache und Auseinandersetzung besteht, 
stellt auch die nationale Ebene ungeachtet ihres größeren 
physischen Rahmens aufgrund der bisweilen jahrhunderte-
langen Festigung der Nationalstaaten heutiger Prägung 
real und wahrgenommen eine die Bürger weitgehend un-

Die EU ist ein Gebilde mit 
immerhin 500 Millionen Ein-
wohnern. Dies wirkt sich auf 
das Repräsentationsverhältnis 
im Europäischen Parlament 
aus: Während ein Bundestags-
wahlkreis zuletzt im Schnitt 
knapp über 207.000 Wahlbe-
rechtigte umfasste, repräsen-
tiert bei eine analogen 
Umrechnung jeder der 96 
deutschen Europaabgeordne-
ten jeweils fast 646.000 Wahl-
berechtigte.
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mittelbar betreffende Ebene dar. Demgegenüber ist die eu-
ropäische Ebene trotz ihrer politischen Relevanz4 in der bür-
gerlichen Wahrnehmung weiterhin eher von den Bürgerin-
nen und Bürgern „entfernt“. Immerhin handelt es sich bei 
der EU um ein politisches Gebilde, das 500 Millionen Ein-
wohner umfasst, so dass beispielsweise im Europäischen 
Parlament das Repräsentationsverhältnis deutlich schlech-
ter ist als auf nationaler Ebene. Während ein Bundestags-
wahlkreis zuletzt im Schnitt knapp über 207.000 Wahlbe-
rechtigte umfasste, repräsentiert bei einer analogen Um-
rechnung jeder der 96 deutschen Europaabgeordneten 
jeweils fast 646.000 Wahlberechtigte.5 Zudem findet der 
Großteil der Auseinandersetzung um Europa auch weiter-
hin in einem nationalen Diskursrahmen statt, so dass man 
bestenfalls von einer entlang nationaler Linien „segmen-
tierten europäischen Öffentlichkeit“ sprechen kann.6 Folg-
lich gestaltet sich im Vergleich der lokalen, nationalen und 
europäischen Ebenen gerade die Herstellung eines unmit-
telbaren Bezugs zwischen Bürgern und Europa als schwie-
rig, da direkte Ansprache und bürgernaher Diskurs flächen-
deckend kaum zu gewährleisten sind. Zur Überwindung 
des weitläufig beklagten Demokratiedefizits in Europa ist 
aber gerade eine Annäherung zwischen Bürgern und Eu-
ropa von grundlegender Bedeutung.

Mediennutzung in Europa

Die für die Schaffung einer „nachnationalen Demokratie“,7 
die das Demokratiedefizit reduzieren oder gar überwin-
den könnte, wünschenswerte Herstellung einer zumindest 
weniger segmentierten europäischen Öffentlichkeit sieht 
sich nicht nur transnationalen Herausforderungen ausge-
setzt. Neben der Segmentierung entlang staatlicher Linien 
findet nämlich zusätzlich in der nationalen Öffentlichkeit 
eine mediale Segmentierung statt, und selbst für die jewei-
ligen Medien bestehen relativ abgeschlossene Arenen, so 

dass nicht nur von einer Segmentierung, sondern tatsäch-
lich von einer „Mehrfachsegmentierung“ europäischer Öf-
fentlichkeit gesprochen werden muss.8 Um die Annäherung 
zwischen Bürgern und Europa zu befördern, sind daher 
zum einen verschiedene Medien zu bedienen und zum an-
deren jene Medien bevorzugt in den Blick zu nehmen, die 
von vielen genutzt werden, um die vorhandene Entfernung 
abzuschwächen.

Tabelle 1: Tägliche/fast tägliche Nutzung von Medien 
in der EU (Mehrfachnennungen möglich)9

Medium 2010 2011 2012 2013 Änderung in %

Fernsehen 85 % 86 % 86 % 85 % 0

Radio 56 % 51 % 53 % 50 % -6

Internet 45 % 48 % 54 % 56 % +11
Presse 
(gedr.)

38 % 36 % 37 % 33 % -5

Leitmedium in Europa ist das Fernsehen. Seine Nutzung 
steht für 85 Prozent der Europäerinnen und Europäer mehr 
oder weniger auf der Tagesordnung und ist in den vergan-
genen Jahren auf diesem hohen Niveau stabil geblieben.10 
Demgegenüber geht die alltägliche Nutzung von Radio 
und Presseprodukten spürbar zurück, wohingegen die täg-
liche oder fast tägliche Internetnutzung in den vergange-
nen vier Jahren um mehr als zehn Prozentpunkte zulegte. 
Seit 2012 gibt zudem eine Mehrheit der Europäerinnen 
und Europäer an, das Internet auf täglicher oder annä-
hernd täglicher Basis zu nutzen. Dieser Trend zeigt auf, 
dass das Internet zunehmend Eingang in den Alltag findet 
und damit als viertes Medium neben Fernsehen, Radio und 
Presse trit t. Auffallend ist allerdings auch, dass bei keinem 
anderen Medium – selbst bei Radio oder Presse, die weni-
ger alltäglich genutzt werden – so viele Personen ange-
ben, dieses Medium nie zu nutzen oder keinen Zugang zu 
ihm zu haben.11 Während dies für das Fernsehen nur zwei 
Prozent aller Befragten in Europa angeben (maximal vier 
Prozent in Lettland und Luxemburg), erklären 13 Prozent 
dies für das Radio (maximal 22 Prozent in Bulgarien und 
Spanien), bei der gedruckten Presse sogar 16 Prozent 
(maximal 29 Prozent in Malta). Mit Blick auf das Internet 
geben im Durchschnitt 26 Prozent der Befragten an, es nie 
zu nutzen oder aber keinen Zugang zu haben. In Rumänien 
macht diese Gruppe mit 44 Prozent fast noch die Hälfte der 
Bevölkerung aus.12 Damit tut sich neben der bereits ange-
sprochenen Segmentierung auch das Bestehen einer digi-
talen Kluft (digital divide) in Europa auf, die mit Blick auf die 
Entwicklung der Internetnutzung zwar geringer wird, der-
zeit aber dennoch fortbesteht.

Medien als Mittler und die Verheißung des Internets

Da das Fernsehen mit Abstand das bevorzugte Medium in 
Europa ist, verwundert es kaum, dass es auch bei der Infor-
mationsbeschaffung zu europapolitischen Themen und 
Fragen das meistgenutzte Medium der Europäerinnen und 
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Europäer ist. Drei Viertel aller Befragten bezogen 2013 
europapolitische Informationen über das Fernsehen, mit 
deutlichem Abstand gefolgt von Presse und Radio.13 Ob-
wohl das Internet hier mit einer Nutzung durch nicht einmal 
drei von zehn Befragten erst an vierter Stelle rangiert, ist 
erneut der Trend zu einer stärkeren Internetnutzung unver-
kennbar. Während allen anderen Medien in den vergan-
genen vier Jahren eine abnehmende Bedeutung zur Infor-
mationsgewinnung über europapolitische Themen zu-
kommt, hat das Internet zugelegt.

Tabelle 2: Wichtigste Medien zur Information zu eu-
ropäischen politischen Fragen (Mehrfachnennungen 
möglich)14

Medium 2010 2011 2012 2013 Änderung in %

Fernsehen 81 % 79 % 78 % 75 % -6

Radio 34 % 35 % 34 % 31 % -3

Internet 26 % 26 % 28 % 29 % +3
Presse 
(gedr.)

49 % 47 % 44 % 40 % -9

Auch wenn die genannten Zahlen nahelegen, die Europä-
erinnen und Europäer müssten gut über europäische 
Angelegenheiten informiert sein, fühlen sich tatsächlich 
nur 29 Prozent aller Befragten „gut informiert“, wohingegen 
69 Prozent angeben, „nicht gut informiert“ zu sein.15 Zum 
Abbau der Distanz zwischen Europa und seinen Bürgerin-
nen und Bürgern und zum Aufbau einer veritablen europä-
ischen Demokratie ist es daher unerlässlich, alle relevan-
ten Kanäle zu nutzen, um nicht nur physische, sondern auch 
informationelle Distanz zu überwinden. Just das Internet 
hält aufgrund seiner Skalierungspotenziale und grenz-
überschreitenden Möglichkeiten das technische Verspre-
chen bereit, diese Annäherung zwischen Bürgern und Eu-
ropa zu befördern.

Elemente demokratischer Politikgestaltung

Politik, verstanden als die verbindliche Gestaltung des öf-
fentlichen Raums, basiert in demokratisch verfassten Ge-
meinwesen auf der Trias von Information, Diskurs und Par-
tizipation. 
Information steht dabei für die Verfügbarkeit und Verfüg-
barmachung politischer beziehungsweise politisch rele-
vanter Inhalte, deren Verbreitung im Grunde dem Sender-
Empfänger-Modell der Informationstheorie von Claude 
Shannon und Warren Weaver folgt.16 Auf Basis verfügba-
rer Informationen sind politische Diskurse geprägt durch 
die Auseinandersetzung um Inhalte, wobei es dabei so-
wohl um die Interpretation von Informationen als auch um 
Ableitungen für die politische Gestaltung geht. Zur politi-
schen Mitgestaltung oder gar Beteiligung an Entscheidun-
gen liegen diese Diskurse wiederum eigentlicher politi-
scher Partizipation zugrunde. Hieraus ergibt sich für politi-
sche Aushandlungsprozesse eine pyramidale Struktur von 
Informationen über verarbeitende Diskurse bis hin zu Parti-
zipation,17 wobei dies keineswegs statisch zu verstehen ist, 
da jeweils Rück- und Wechselwirkungen bestehen.
Die im Weiteren als „konventionelle Medien“ bezeichneten 
Medien Fernsehen, Radio und Presse liefern aufgrund ihrer 

auf das Senden von Signalen beschränkten Struktur vor al-
lem Informationen und damit die Basis der skizzierten Py-
ramide, obgleich auch dort – aber in sehr abgeschlosse-
nen oder inszenierten Formaten – Debatten ausgetragen 
werden. Demgegenüber können über das Internet nicht 
nur Informationen bereitgestellt werden, sondern auch 
breitere Debatten geführt und im Idealfall sogar zusätzli-
che Möglichkeiten politischer Partizipation eröffnet wer-
den. Die Frage nach größerer Bürgernähe zum Zwecke ei-
ner stärkeren Demokratisierung europäischer Politik durch 
das Internet stellt sich also in zweierlei Hinsicht: Inwieweit 
führen Internettechnologien Europa näher an die Bürge-
rinnen und Bürger heran und inwiefern können ihrerseits 
Bürgerinnen und Bürger durch sie stärker auf Europa ein-
wirken?

Information

Am Anfang europapolitischer Information stehen als Sen-
der die EU und europapolitische Protagonisten, zu denen 
aufgrund der institutionellen Struktur der EU als Staaten-
verbund18 insbesondere der nationale Politikbetrieb zählt. 
Somit besteht bereits strukturell ein starker nationaler Filter 
seitens zentraler Sender von Informationen, konventionell 
befördert und verstärkt durch die ebenfalls national ge-
prägte Medienlandschaft, die den Hauptkanal zur Infor-
mationsverbreitung und -beschaffung seitens der Bürge-

Drei Viertel aller Befragten beziehen europapolitische Infor-
mationen über das Fernsehen, mit deutlichem Abstand 
gefolgt von Presse und Radio. Obwohl das Internet erst an 
vierter Stelle rangiert, ist der Trend zu einer stärkeren Inter-
netnutzung unverkennbar. picture alliance/dpa
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rinnen und Bürger darstellt. Insgesamt ist die Verfügbar-
machung von Informationen über Europa aufgrund der 
konventionellen Medien mit ihren relativ hohen Grundkos-
ten deutlich top-down geprägt.
Obgleich Informationssender gleichzeitig auch Empfän-
ger bereitgestellter Information sind, ist der intendierte 
Hauptadressat konventioneller Information der Bürger. 
Dieser kann entweder direkt angesprochen werden, be-
dient sich aber meist weniger Informationen aus „erster 
Hand“, sondern nutzt hierbei die verschiedenen Medien, 
die als Multiplikatoren dienen und quantitativ den wich-
tigsten Anteil an der Informationsbeschaffung seitens der 
Bürgerinnen und Bürger haben.

Tabelle 3: Wichtigste Websites zur Information zu eu-
ropäischen politischen Fragen (Mehrfachnennungen 
möglich)19

2011 2012 2013 Änderung in %

Informationsseiten 72 % 66 % 65 % -7
Offizielle 
Websites

34 % 24 % 25 % -9

Soziale Online-
Netzwerke

19 % 23 % 25 % +6

Blogs 9 % 12 % 10 % +1
Videoportale 6 % 7 % 7 % +1

Die beschriebene Senderstruktur hat sich auch durch die 
internetbasierte Erweiterung der Verbreitungsmöglichkei-
ten bisher nicht grundlegend verändert. Im Vordergrund 

der bürgerlichen Informationsbeschaffung zu Europa ste-
hen meist von konventionellen Medien unterhaltene Infor-
mationsseiten oder offizielle Internetseiten. Während de-
ren Bedeutung allerdings abnehmend ist, sind verstärkt so-
ziale Medien, insbesondere Online-Netzwerke und Blogs, 
für die internetbasierte Information zu europapolitischen 
Themen von Bedeutung. Selbstverständlich werden auch 
diese von den konventionell agierenden Medien und Ak-
teuren genutzt, doch treten zu diesen Sendern nun auch die 
Bürgerinnen und Bürger selbst hinzu, so dass die Vormacht-
stellung der bisherigen Sender strukturell nicht mehr gege-
ben sein müsste, in der bürgerseitigen Nutzung jedoch 
quantitativ vorhält. Hauptempfänger bleiben demgemäß 
die Bürgerinnen und Bürger selbst, wobei das Internet zu 
einer Multiplikation der Sender führt. Das konventionelle 
top-down von Information in Richtung Bürgerinnen und Bür-
ger am Ende der Informationskette wird somit ergänzt 
durch ein bottom-up, so dass auch agenda setting und fra-
ming „von unten“ möglich werden.
Informationsquellen zu Europa sind bereits konventionell 
vielfältig, so dass sich diese Vielfalt auch im Internet abbil-
det. Die folgenden Beispiele können daher nur kursorisch 
einen Überblick bieten. Dabei sollen insbesondere jene 
Angebote in den Blick genommen werden, die sich nicht 
vornehmlich in einen nationalen Rahmen einschreiben und 
damit eben nicht der bestehenden Segmentierung entlang 
staatlicher Linien folgen. Die Hauptquelle zur Beschaffung 
von Informationen über europäische politische Angele-
genheiten sind bürgerseitig auch im Internet journalisti-
sche Angebote, von denen die meisten Ableitungen von 
gedruckten nationalen Presseprodukten sind. Originär eu-
ropäische Angebote, die die nationale Presselandschaft 
im Internet ergänzen, bestehen aber ebenfalls, wobei 
diese sich bereits an ein stark an europapolitischen Fragen 
interessiertes Publikum richten. Ähnlich wie arte im Bereich 
Fernsehen transnationale Medienräume – mit geringem 
Marktanteil – schafft, führen diese Dienste ein Nischenda-
sein. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Internetseiten, 
die für ein europäisches Publikum originäre Inhalte produ-
zieren und jenen, die – idealerweise europaweit, meist 
aber stärker begrenzt – Inhalte aus anderen Mitgliedstaa-
ten der EU verbreiten.
Originäre Inhalte zu ausschließlich europapolitischen The-
men produziert beispielsweise die Online-Zeitung euob-
server.20 Dieses journalistische Angebot berichtet und kom-
mentiert das europapolitische Geschehen auf Englisch, als 
der am nächsten einer europäischen lingua franca nahe-
kommenden Sprache. Dabei legt die in der Rechtsform ei-
ner Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht nach bel-
gischem Recht organisierte Zeitung mit Verweis auf ihre 
journalistische Unabhängigkeit großen Wert darauf, keine 
Förderung seitens der EU zu erhalten. Finanziert wird euob-
server vielmehr jeweils fast hälftig durch Werbung und Zu-
wendungen von Stiftungen. Unabhängig von der jeweili-
gen Trägerschaft dieser Stiftungen – euobserver wird ge-
genwärtig maßgeblich von der Adessium Foundation der 
Familie Van Vliet sowie den von George Soros gegründe-
ten Open Society Foundations unterstützt – zeigt sich an die-
sem Beispiel, wie wichtig die Verzahnung mit der organi-
sierten Zivilgesellschaft ist, um Neuerungen anzustoßen 
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und gleichzeitig die Professionalität und Unabhängigkeit 
eines Mediums zu gewährleisten.
Unter negativen Vorzeichen zeigt sich die Bedeutung der 
Unterstützung von drit ter Seite am Beispiel von presseurop. 
Dieser Service trug mehrere Jahre zur europaweiten Ver-
breitung von – in nationalen Medien produzierten – Inhal-
ten bei, indem ausgewählte Presseartikel ungekürzt in 
zehn Sprachen zur Verfügung gestellt und somit auch au-
ßerhalb des ursprünglichen nationalen Rahmens zugäng-
lich gemacht wurden. Dieser als Europäische wirtschaftli-
che Interessenvereinigung organisierte Dienst war jedoch 
von der finanziellen Unterstützung durch die Europäische 
Kommission abhängig, so dass er mit dem Auslaufen der 
Kommissionsmittel Ende 2013 seine Leistungen einstellen 
musste. Inzwischen sind die unter presseurop zusammenge-
stellten Beiträge wieder online verfügbar und auch die 
Übersetzung und Verbreitung neuer Inhalte findet seit Mai 
2014 nunmehr unter dem Namen voxeurop statt. Allerdings 
erreicht dieser Nachfolgedienst – zumindest derzeit21 – in 
keiner Weise die Dichte und den Umfang von presseurop. 
Immerhin steht mit eurotopics aber bereits seit Ende 2005 
zumindest eine transeuropäische Presseschau in drei Spra-
chen – Deutsch, Englisch und Französisch – zur Verfügung, 
die Kurzfassungen aus europäischen Medien bietet. euro-
topics ist ein Angebot der Bundeszentrale für politische Bil-
dung, wobei die Presseschau vom Netzwerk für Osteu-
ropa-Berichterstattung, einem Verein mit Sitz in Berlin, er-
stellt wird. Über einen weiteren Radius und ein vielfältigeres 
Angebot verfügt das Portal EurActiv, das um einen dreispra-
chigen Kern ein konzentrisch gestaltetes Netzwerk um-
fasst, um Informationen zu europapolitischen Themen, an-
gepasst an die jeweiligen nationalen Öffentlichkeiten, an-
zubieten. Als britische Aktiengesellschaft organisiert, aber 
mit einer gestreuten Basis unternehmerischer und zivilge-
sellschaftlicher Unterstützung, ist EurActiv zwischen Me-
dienunternehmen und Zivilgesellschaft einzuordnen.
Aus den genannten Beispielen wird ersichtlich, dass durch 
die gezielte transnationale Ergänzung der Online-Ange-
bote etablierter nationaler Medienhäuser ein Beitrag zur 
Überwindung der informationellen Segmentierung ent-
lang staatlicher Linien geleistet wird. Dabei wird aber 
ebenfalls deutlich, dass für solche Angebote in der Regel 
eine – auch wirtschaftlich solide – Fundierung vonnöten ist, 
um die keinesfalls niedrigschwellige redaktionelle Arbeit 
überhaupt dauerhaft gewährleisten zu können, so dass 
das Angebot flächendeckend und über längere Zeit sowie 
qualitativ hochwertig gesichert werden kann. Geringer ist 
der Aufwand demgegenüber bei – professionell oder auch 
privat betriebenen – Blogs, die je nach Originalität durch-
aus hohe Resonanz finden und zumeist auch auf virale Ver-
breitung über soziale Online-Netzwerke setzen, wie bei-
spielsweise die Coulisses de Bruxelles von Jean Quatremer, 
Journalist der französischen Tageszeitung Libération, oder 
der Blog von Jon Worth, der unter anderem am Aufbau von 
blogginportal.eu mitgewirkt hat, über das mehr als 1.000 
Blogs zur Europapolitik zugänglich sind.22

Wiederum viel Aufwand wird seitens offizieller Stellen be-
trieben, dem demokratischen Transparenzgebot gehor-
chend, Informationen aus „erster Hand“ online verfügbar 
zu machen. Herauszuheben ist hier wiederum mit transna-
tionalem Fokus das Angebot der EU selbst: Von europa.eu 
gelangt man über eine derzeit 24 Sprachen zur Auswahl 
stellende Eingangsseite zu vielfältigen Informationen, die 
seitens der EU und ihren Institutionen – nicht durchgängig 

in allen Amtssprachen – zur Verfügung gestellt werden. 
Vielleicht gerade aufgrund der Fülle an Informationen bie-
ten die meisten Angebote keinen einfachen Zugang, da 
das gezielte Auffinden von Informationen bereits struktu-
relles Fachwissen voraussetzt. Dies gilt insbesondere für 
die in institutionelle Websites eingebundenen Datenban-
ken, die den Gesetzgebungsprozess nachvollziehbar ma-
chen: Mit Prelex bietet die Kommission Einblick in die inter-
institutionellen Verfahren und insbesondere den Werde-
gang von Dokumenten der Kommission. Das Legislative 
Observatory (OEIL) des Europäischen Parlaments (EP) bietet 
analog Einblicke in die parlamentarische Arbeit, ergänzt 
durch die Platt form IPEX für interparlamentarischen Aus-
tausch, auf der Dokumente mitgliedstaatlicher Parlamente 
mit Bezug zur EU-Gesetzgebung verfügbar gemacht wer-
den. Vorbereitende Dokumente aber vor allem die finalen 
Gesetzgebungsakte sind schließlich in EUR-Lex verfügbar. 
Seit 1. Juli 2013 erfolgt hier auch die rechtsverbindliche Pu-
blikation des Amtsblatts der Europäischen Union, wodurch 
die Printausgabe als Referenz abgelöst wurde.

Diskurs

Mit Blick auf die legislativen Aktivitäten der EU rücken ne-
ben Informationen die konkreten Aushandlungsprozesse in 
den Fokus. Die weitgehende Rationalität der Akteurinnen 
und Akteure unterstellend, ergibt sich naturgemäß eine 
enge Verzahnung zwischen Information und Diskurs, wo-
bei dieser hier nicht nur auf den eigentlichen gesetzgebe-
rischen Akt bezogen verstanden werden soll, sondern 
auch den ihm vorgelagerten öffentlichen Diskurs inklu-
diert.23 Konventionell ist dieser Diskurs geprägt von politi-
schen Entscheidungsträgern sowie den Medien, die als 
Multiplikator, als Diskursteilnehmer oder auch als Diskussi-
onsplatt form dienen, und somit die Debatte öffentlich ver-
breitern und es auch Nicht-Entscheidungsträgern erlau-
ben, ihre Sichtweisen einzubringen. Allerdings sind auch 
mediale Diskurse aufgrund der redaktionellen Auswahl 
und der Bevorzugung von Expertinnen und Experten elitär 
und somit weniger gleichberechtigt, denn top-down ge-
prägt. Digital ergeben sich nunmehr erweiterte Diskurs-
möglichkeiten mit den gleichen Akteuren, aber auch zu-
sätzliche bottom-up-Ansätze.
Für einen rationalen Austausch ist es aus Bürgersicht zu-
nächst hilfreich, Kenntnis von den Argumenten politischer 
Protagonisten zu haben und nachvollziehen zu können, wie 
sich diese schlussendlich bei politischen Entscheidungen 
positionieren. Neben den im Rat handelnden Regierungen 
der Mitgliedstaaten stehen hier besonders die Mitglieder 
des Europäischen Parlaments (MdEPs) als Mitgesetzgeber 
im Mittelpunkt. Dabei kann bereits über die Website des EP 
nachvollzogen werden, wie sich die politischen Gruppen 
aber auch einzelne Abgeordnete positionieren und wie 
diese schlussendlich bei konkreten Entscheidungen abstim-
men. Allerdings ist hier der Zugang kaum niedrigschwellig, 
so dass sich beispielsweise als wissenschaftliche Initiative 
VoteWatch Europe24 auf die Fahnen geschrieben hat, diese 
Informationen zugänglicher zu machen, um die Zurechen-
barkeit politischer Entscheidungen transparenter und da-
mit nachvollziehbarer zu machen. Hier ist allerdings keine 
Dialogfunktion vorgesehen, im Gegensatz beispielsweise 
zu dem Dienst abgeordnetenwatch.de, der auch die deut-
schen MdEPs einbezieht und zumindest erlaubt, diesen öf-

216

A
nd

re
as

 M
a

rc
he

tt
i

BiS2014_04_umbr.indd   216BiS2014_04_umbr.indd   216 07.11.14   08:0707.11.14   08:07



fentlich Fragen zu stellen.25 Etwas breiter angelegt, aber 
ebenfalls einem bottom-up-Ansatz folgend, ist das eng-
lischsprachige Portal Debating Europe, in dessen Rahmen 
Themen kommentiert werden und zentrale Fragen der sich 
entwickelnden Debatte politisch Handelnden, Expertinnen 
und Experten gleichermaßen vorgelegt werden. Neben 
maßgeblich auf einen Dialog von Bürgerinnen und Bürgern 
mit Politikern bzw. Politikerinnen – oder Experten – ausge-
richteten Plattformen finden sich im Sinne eines breiteren 
Verständnisses von politischen Debatten als öffentliche 
Diskussionen ebenfalls Möglichkeiten eines Austauschs 
zwischen Bürgern, beispielsweise über publixphere, ein the-
matisch offeneres, faktisch aber auch stark europapolitisch 
ausgerichtetes Portal.
Jenseits von drit ter Seite eingerichteten und mehr oder we-
niger moderierten Platt formen und Diskussionsräumen er-
öffnen die sozialen Medien zunehmend auch Möglichkei-
ten eines unmittelbaren Austauschs. Besonders bieten sich 
für den Diskurs soziale Online-Netzwerke aufgrund ihrer 
dialogischen Möglichkeiten an. Daher stellen sich soziale 
Online-Netzwerke nicht nur als zunehmend bedeutsam für 
die bürgerliche Informationsbeschaffung dar, auch seitens 
politisch Handelnder können mit ihrer Hilfe Ansprache und 
bestenfalls Dialog gefördert werden. Demgemäß nutzen 
mehr als 90 Prozent der deutschen MdEPs inzwischen Fa-
cebook, auch beim Kurznachrichtendienst Twitter finden 
sich bereits zwei Drit tel aller deutschen MdEPs.26 Während 
diese Angaben nahelegen, dass flächendeckend schon 
ein deutlich intensiverer Dialog über soziale Online-
Netzwerke ermöglicht wird, ist zum einen zu beachten, 

dass diese Netzwerke europaweit seitens der Politikerin-
nen und Politiker unterschiedlich intensiv genutzt werden. 
Durchschnittlich nutzten wenige Monate vor der Europa-
wahl 2014 knapp 55 Prozent aller MdEPs Facebook, dicht 
gefolgt von Twitter mit etwa 53 Prozent.27 Wie stark aber 
auch bei den politisch Handelnden eine digitale Kluft be-
steht, zeigt sich gerade bei der Nutzung von Twitter. Diese 
lag vor der Europawahl 2014 zwischen mehr als 90 Prozent 
auf Seiten französischer MdEPs und knapp über zwölf Pro-
zent seitens ihrer ungarischen Kollegen.28 Mit Fokus auf die 
Ermöglichung von politischem Diskurs, insbesondere zwi-
schen Politikern und Bürgern, ist aber zum zweiten festzu-
stellen, dass viele Politikerinnen und Politiker die Dialog-
möglichkeiten sozialer Online-Netzwerke nur sehr einge-
schränkt nutzen, indem sie sich vor allem auf einseitiges 
Senden – bisweilen belangloser Informationen – be-
schränken.29 Ebenfalls ist in Rechnung zu stellen, dass bei-
spielsweise Twitter „bislang ein klassisches Multiplikato-
ren-Netzwerk“30 darstellt, insgesamt die Öffnung des eli-
tegetriebenen Diskurses also zwar möglich ist, sich faktisch 
aber nur eingeschränkt vollzieht.
Dabei ist es in einem demokratischen Gemeinwesen in po-
litischen Aushandlungsprozessen aber nicht nur ein ver-
ständliches Bedürfnis der Bürgerinnen und Bürger, ihre An-
liegen zunehmend auch jenseits des Wahlaktes an die po-
litisch Handelnden heranzutragen, vielmehr sollten diese 

Abgeordnetenwatch.de – hier 
durch ein Brillenglas aufge-
nommen – bezieht auch die 
deutschen Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments mit ein 
und erlaubt es, diesen öffent-
lich Fragen zu stellen.
 picture alliance/dpa
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ihrerseits auch ein Interesse daran haben, Wissen und An-
liegen aus der Öffentlichkeit aufzugreifen. Neben dem in-
dividuellen Weg über Einzelpersonen kann dies mit stärke-
rer Rückbindung an Institutionen erfolgen. So erlangen 
beispielsweise parlamentarische Ausschüsse über Anhö-
rungen Impulse von außerhalb des etablierten Politikbe-
triebs, dabei privilegieren sie aber über die vornehmliche 
Ladung von Experten ohnehin etablierte Eliten beziehungs-
weise gut organisierte Interessen. Das Internet kann dem-
gegenüber viel stärker auch zur Abfrage von Präferenzen 
und Befindlichkeiten individueller oder minder stark orga-
nisierter Interessen genutzt werden. Aufgrund ihrer Initia-
tivfunktion auf europäischer Ebene unterhält die Europäi-
sche Kommission mit Your Voice in Europe eine entsprechend 
offene Platt form für Online-Konsultationen. Diese Konsul-
tationen sind allerdings stark formalisiert und setzen zu-
mindest ansatzweise Expertenwissen voraus, so dass sie 
keine wirklich breite Abfrage begünstigen. Immerhin aber 
stehen Konsultationen häufig am Anfang von Gesetzge-
bungsinitiativen und können damit als Vorstufe zur Partizi-
pation gelten. 

Partizipation

Politische Beteiligung ist in ihrer konventionellen Ausprä-
gung vor allem durch das repräsentative Demokratiemo-
dell geprägt: Gewählte Abgeordnete sind gesetzgebe-
risch tätig, gleichfalls demokratisch legitimierte Exekutiven 
sind mit der sich hieraus ableitenden Umsetzung betraut. 
Die Bürgerinnen und Bürger haben in der EU, die ebenfalls 
diesem Modell verpflichtet ist, formal drei Möglichkeiten 
der Partizipation, nämlich über die in fünfjährigem Turnus 
statt findenden Direktwahlen zum Europäischen Parlament 
(EP), die Eingabe von Petitionen an das EP und – seit dem 
Vertrag von Lissabon – die Initiierung und Unterstützung 
Europäischer Bürgerinitiativen (EBI), die sich an die Kom-
mission als Initiatorin europäischer Gesetzgebungsakte 
richten. Hinzu kommt informell die Möglichkeit zivilgesell-
schaftlichen Protests, der meist mit negativer Stoßrichtung 
gegen politische Vorhaben gerichtet ist.
Die Möglichkeiten bürgerlicher Partizipation erhalten 
durch Internettechnologien vermeintlich eine direktdemo-
kratische Ergänzung. Dieser Eindruck besteht aber vor al-
lem dadurch, dass klassische Repräsentation in Ermange-
lung von Möglichkeiten zur Online-Wahl der MdEPs hier 
keine Rolle spielt, sondern nur Petitionen und Bürgerinitia-
tiven internetbasiert unterstützt werden können, ebenso 
wie sich Proteste über Online-Kampagnen mitorganisieren 
lassen. Letztlich kann hier aber nicht von substanziellen 
qualitativen Sprüngen gesprochen werden, sondern le-
diglich von internetbasierten Möglichkeiten zu Effizienz-
steigerung und Vereinfachung, indem zum einen Kosten 
gesenkt, zum anderen aber auch Zugänge erleichtert wer-
den, zumindest für jene, die selbst vernetzt sind und das 
Internet auch politisch nutzen.
Das EP stellt auf seiner Website ein Online-Formular zur 
Einreichung von Petitionen zur Verfügung, das deren Ein-
gabe jenseits des Postwegs ermöglicht. Dieser ist aber 
auch bei einer online eingereichten Petition unumgänglich, 
sobald ihr Anlagen beigefügt werden sollen, da das On-
line-Formular kein Hochladen von Anhängen gestattet, 
ebenso findet der gesamte weitere Schriftverkehr auf dem 
Postweg statt. Die Registrierung einer Europäischen Bür-

gerinitiative ist demgegenüber ausschließlich über ein For-
mular auf der Website der Europäischen Kommission mög-
lich, wobei zum Ausfüllen aller Felder maximal  20 Stunden 
zur Verfügung stehen. Ihre Unterstützung ist per Unter-
schriftenliste oder, sofern von den Organisatoren einge-
richtet, auch online möglich, wobei in beiden Fällen die 
Staatsangehörigen vieler Mitgliedstaaten neben den übli-
chen personenbezogenen Daten auch eine persönliche 
Identifikationsnummer aus einem gültigen Ausweispapier 
angeben müssen. Obgleich die Online-Sammlung eine Er-
leichterung zum Erreichen von mindestens einer Million 
Unterstützungsbekundungen aus mindestens sieben EU-
Mitgliedstaaten ist, stellt sich mit Blick auf den Datenschutz 
die Frage, ob die anzugebenden Daten wirklich alle uner-
lässlich sind, um verlässliche Unterstützungsbekundungen 
zu sammeln, zumal dies über – jeweils national zu zertifi-
zierende – Online-Sammelsysteme der Organisatoren 
 geschehen kann, oder aber mithilfe der hierfür von der 
 Kommission entwickelten Software. Ebenso wie die Orga-
nisatoren einer Bürgerinitiative neben dem Online-Sam-
melsystem verschiedene Platt formen und Kanäle, insbe-
sondere in den sozialen Medien, zur viralen Verbreitung 
ihres Anliegens nutzen, geschieht dies in besonderem 
Maße auch im Falle von (Protest-)Kampagnen, die gerade 
in der Kombination mit konventionellen Demonstrationen 
Erfolge verzeichnen können, so beispielsweise geschehen 
zur Verhinderung des internationalen Anti-Counter feiting 
Trade Agreement, gegen das beispielsweise in Deutsch-
land Campact online mobilisierte. Noch vielseitiger stellt 

Europäische Bürgerinitiativen nutzen soziale Medien in Kom-
bination mit konventionellen Demonstrationen für ihre Anlie-
gen. Das Bild zeigt NGO-Aktivisten aus Belgien, Frankreich 
und Deutschland, die vor dem Sitz der Europäischen Kom-
mission gegen das euro-amerikanische Freihandelsabkom-
men protestieren. picture alliance/dpa
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sich in den gegenwärtigen Auseinandersetzungen um das 
euro-amerikanische Freihandelsabkommen der Mobilisie-
rungsmix dar: Neben Online-Kampagnen und Demonstra-
tionen unterstützen mehr als 200 Organisationen eine im 
Juli 2014 registrierte Europäische Bürgerinitiative zum Ab-
bruch der Verhandlungen.31

Schlussfolgerungen und Perspektiven

Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass durch das Inter-
net eine kontinuierliche Annäherung zwischen Bürgerin-
nen, Bürgern und Europa erfolgt. Dabei sind – der ein-
gangs beschriebenen pyramidalen Struktur von Informa-
tion über Diskurs zu Partizipation folgend – im Bereich der 
Information bisher die qualitativ stärksten Effekte zu ver-
zeichnen, gefolgt von der internetbasierten Öffnung des 
Diskurses bis hin zu derzeit noch verhältnismäßig schwa-
chen Ansätzen der Förderung stärkerer Partizipation. Da-
bei nimmt aber auch internetbasierte Partizipation zu und 
weist zudem ein hohes Entwicklungspotenzial auf, insbe-
sondere wenn bestehende Defizite in der demokratischen 
Legitimation europapolitischen Handelns überwunden 
werden sollen.
Gleichwohl ist in vielen Fällen die zunehmende Bedeutung 
des Internets durchaus zweischneidig. Informationen als 
die Basis für politisches Handeln sind in einer Breite ver-
fügbar wie nie zuvor. Dem steht die Herausforderung für 
Entscheider ebenso wie für Bürgerinnen und Bürger ge-
genüber, der Menge an Informationen Herr zu werden. Im-
merhin kann aufgrund ihrer Fülle auch der Konsum an Infor-
mationen entlang verschiedener Sparten zunehmend se-
lektiv und damit exklusiv erfolgen. Zugleich eröffnet die 
steigende Verfügbarkeit und damit einhergehende alltäg-
liche Nutzung des Internets Zugänge und Beteiligungs-

möglichkeiten, wobei auch weiterhin die Zahl der Internet-
abstinenten nicht zu vernachlässigen ist und damit vorerst 
digitale Kluften weiterbestehen. Schon vor diesem Hinter-
grund verbietet es sich, im Internet die alleinige Lösung be-
stehender Probleme zu sehen, wenngleich es dazu beitra-
gen kann, Asymmetrien zwischen Entscheidungsträgern, 
Multiplikatoren und Bürgern zu verringern, da hierdurch 
auf allen Ebenen eine Stärkung der bürgerlichen Stellung 
erreicht wird. Trotz aller Vorsicht in der Kommentierung ei-
ner sich relativ rasant darstellenden Entwicklung können 
abschließend drei Thesen als gesichert gelten:
 l Das Internet begünstigt die weitere Demokratisierung 

europäischer Politik aufgrund der freieren Verfügbarkeit 
von Informationen und der Stärkung bürgerlicher Artiku-
lationsmöglichkeiten. 
 l Das Internet fördert die Entstehung transnationaler 

Räume, insbesondere da Englisch hier zunehmend als 
europäische lingua franca fungiert. 
 l Das Internet bietet als viertes Medium eine sinnvolle Er-

gänzung für europäische Politik, indem trotz räumlicher 
und sprachlicher Barrieren weiter Nähe und damit Ak-
zeptanz geschaffen werden kann.

Damit ermöglicht das Internet auf europäischer Ebene die 
Entstehung einer neuen alten Welt, in der sich die Modali-
täten von Politikprozessen zwar nicht grundlegend gewan-
delt haben, das Internet aber dennoch eine bereichernde 
Ergänzung zur Teilhabe – an Informationen, Diskursen und 
Handeln – darstellt. Zumindest zum jetzigen Zeitpunkt 
kann also nicht von einer Europapolitik 2.0 gesprochen 
werden, vielmehr dominiert weiterhin die konventionelle 
Europapolitik 1.0, die aber immer mehr um internetbasierte 
Elemente erweitert wird.

ANMERKUNGEN

1 Auch wenn grundsätzlich die gesamte EU in den Blick genommen wer-
den soll, ist es angesichts der Breite des Themas unerlässlich, gelegentlich 
stärker zu fokussieren. In diesen Fällen wird angesichts von Publikations-
sprache und -ort dieses Beitrags eine exemplarische Verkürzung auf 
Deutschland vorgenommen.
2 Vgl. z. B. Hans Magnus Enzensberger (2011): Sanftes Monster Brüssel 
oder Die Entmündigung Europas. Berlin, S. 7f.
3 Der „Bürger“ einer Gemeinde unterscheidet sich – in Deutschland – 
von einem „Einwohner“ dadurch, dass er seit mindestens drei Monaten in 
der jeweiligen Gemeinde wohnhaft ist und wahlberechtigt ist. Je nach 
Bundesland ist aktiv wahlberechtigt, wer 16 oder 18 Jahre alt ist.
4 Auch wenn die immer wiederkehrende Behauptung, bis zu 80 Prozent 
der deutschen Gesetzgebung seien EU-induziert, seitens der Forschung 
entkräftet wurde, so ist dennoch eine grundsätzliche Zunahme der Bedeu-
tung der EU-Ebene zu konstatieren, ebenso wie deren signifikanter Einfluss 
auf nationale Gesetzgebung nicht bestritten werden kann, vgl. hierzu ins-
besondere Thomas König/Lars Mäder (2008): Das Regieren jenseits des 
Nationalstaates und der Mythos einer 80-Prozent-Europäisierung in 
Deutschland. In: Politische Vierteljahresschrift, 3/2008, S. 438–463; An-
nette Elisabeth Töller (2008): Mythen und Methoden. Zur Messung der 
Europäisierung der Gesetzgebung des Deutschen Bundestages jenseits 
des 80-Prozent-Mythos. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 1/2008, 
S. 3–17.
5 Den Berechnungen liegt die jeweilige Gesamtzahl der Wahlberech-
tigten bei der Bundestagswahl 2013 und der Europawahl 2014 entspre-
chend der Angaben des Bundeswahlleiters zugrunde.
6 Vgl. Andreas Hepp u. a. (2012): Politische Diskurskulturen in Europa. 
Die Mehrfachsegmentierung europäischer Öffentlichkeit. Wiesbaden.
7 Robert Menasse (2012): Der Europäische Landbote. Die Wut der Bür-
ger und der Friede Europas oder Warum die geschenkte Demokratie einer 
erkämpften weichen muss. Wien, S. 104.
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8 Vgl. exemplarisch zur Segmentierung nach Zeitungstypen Andreas 
Hepp (2012) (s. Fußnote 6), S. 63–83.
9 Daten aus Europäische Kommission (2011): Standard-Eurobarometer 
74. Herbst 2010. Informationen zu europäischen politischen Fragen. Brüs-
sel; Europäische Kommission (2012): Standard Eurobarometer 76. Herbst 
2011. Die Mediennutzung in der Europäischen Union. Brüssel; Europäische 
Kommission (2013): Standard Eurobarometer 78. Herbst 2012. Die Medi-
ennutzung in der Europäischen Union. Brüssel; Europäische Kommission 
(2014): Standard Eurobarometer 80. Herbst 2013. Die Mediennutzung in 
der Europäischen Union. Brüssel.
10 Diese und die folgenden Angaben beruhen auf den Datenquellen wie 
in Fußnote 9.
11 Die nachfolgenden Angaben basieren auf: Europäische Kommission 
(2014) (s. Fußnote 9).
12 Neben deutlichen Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten der 
EU schwankt die Internetnutzung auch beispielsweise je nach Alter, Aus-
bildungsstand und sozio-professionellem Hintergrund.
13 Diese und die folgenden Angaben beruhen auf den Datenquellen wie 
in Fußnote 9.
14 Datenquellen wie in Fußnote 9.
15 Diese Angaben stammen aus: Europäische Kommission (2014) (s. Fuß-
note 9).

16 Vgl. Claude E. Shannon/Warren Weaver (1949): The Mathematical 
Theory of Communication. Urbana.
17 Vgl. hierzu beispielsweise eine ähnliche Darstellung bei Marianne 
Kneuer (2013): Mehr Partizipation durch das Internet? Mainz, S. 11.
18 So die 1993 vom Bundesverfassungsgericht im „Maastricht-Urteil“ 
gewählte Begrifflichkeit, vgl. BVerfGE 89, 155.
19 Datenquellen wie in Fußnote 9. Datenbasis: Personen, die das Internet 
zur Information über europäische politische Angelegenheiten nutzen.
20 Zum Selbstverständnis und den weiteren Angaben siehe http://euob-
server.com/static/about.
21 Stand: August 2014.
22 Jean Quatremers Blog ist abrufbar unter http://bruxelles.blogs.libe-
ration.fr, der Blog von Jon Worth unter http://www.jonworth.eu.
23 Entsprechend wird hier der Begriff „Diskurs“ anstelle des ebenfalls in 
der Literatur wiederkehrenden und von Jürgen Habermas geprägten Be-
griffs „Deliberation“ gewählt, da dieser bereits stärker an den formalen 
Entscheidungsprozess gekoppelt ist, vgl. auch Kneuer: (2013) (s. Fußnote 
17), S. 14f.
24 VoteWatch Europe basiert rechtlich auf einer Doppelkonstruktion, näm-
lich als Community Interest Company nach britischem Recht und als Interna-
tionale Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht nach belgischem 
Recht. Finanziert wird VoteWatch Europe maßgeblich durch zivilgesell-
schaftliche Förderer, hat aber ebenfalls schon Zuwendungen seitens des 
Europäischen Parlaments erhalten.
25 Auf diesem vom Verein Parlamentwatch getragenen und technisch von 
der Parlamentwatch GmbH umgesetzten Portal stehen einerseits viele 
Parlamentarier Rede und Antwort, andererseits hinterfragen immer wieder 
auch einige dessen Modell, entweder mit Verweis auf bestehende ander-
weitige Möglichkeiten, Fragen und Anliegen direkt an Abgeordnete zu 
richten, oder unter Hinweis auf kostenpflichtige Profilerweiterungen für 
Kandidatinnen und Kandidaten, vgl. Stefan Domke (24. August 2012): Wa-
rum Politiker Abgeordnetenwatch boykottieren. URL: http://wdrblog.de/
digitalistan/archives/2012/08/warum_politiker_abgeordnetenwa.html 
[04.09.2014].
26 Zu diesen Zahlen siehe Martin Fuchs (18. Juni 2014): Wie Social Media 
sind die Europaabgeordneten? URL: http://www.hamburger-wahlbeob-
achter.de/2014/06/wie-social-media-sind-die.html [04.09.2014], der zu-
dem auf die Zunahme der Nutzung hinweist.
27 Vgl. Martin Fuchs/Anne Laumen (2014): #EP2014: Europawahl im 
Netz. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, 12/2014, S. 44–48.
28 Vgl. Axel Maireder/Stephan Schlögl (18. März 2014): European Parli-
ament Member’s Twitter Networks. URL: http://homepage.univie.ac.at/
axel.maireder/2014/03/mep-twitter-networks/ [04.09.2014].
29 Vgl. Fuchs/Laumen (2014) (s. Fußnote 27), S. 45.
30 Ebenda.
31 Zur EBI-Kampagne und den sie unterstützenden Organisationen siehe 
http://stop-ttip.org [04.09.2014].
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WELCHE POLITISCHEN POTENZIALE ENTFALTEN FACEBOOK UND CO.?

„Das weiß ich von Facebook!“ – Politische In-
 for mationspotenziale in sozialen Online-Netz-
werken im Kontext der Bundestagswahl 2013
Daniela Hohmann, Thorsten Faas

Politische Akteure kämpfen in Wahlkontexten mit den 
Herausforderungen sinkender Wahlbeteiligungsraten, 
aber auch der zunehmend schwierigeren Erreichbarkeit 
bestimmter Wählergruppen – bedingt durch deren ver-
ändertes Mediennutzungsverhalten. In der Folge sind 
Politikerinnen, Politiker und Parteien ständig bestrebt, 
neue Drähte zum potenziellen Wähler herzustellen. Be-
sondere Erwartungen werden seitens der Politik – aber 
auch der Öffentlichkeit – in diesem Zusammenhang an 
soziale Online-Netzwerke geknüpft, die sich in allen Be-
völkerungsschichten seit geraumer Zeit größter Beliebt-
heit erfreuen. Unsicherheit herrscht aber weitgehend 
darüber, welche politischen Potenziale Facebook und 
Co. imstande sind zu entfalten. Daniela Hohmann und 
Thorsten Faas gehen eingangs auf soziale Online-Netz-
werke, auf Zielgruppen und Nutzungsmotive ein, um 
schließlich empirisch fundiert die unterschiedlichen poli-
tischen Potenziale der Online-Plattformen auszuloten 
und diese im Kontext der Bundestagswahl 2013 zu eva-
luieren. 

Social Media und die Bundestagswahl 2013

Noch nie wurde Fans und Followern, Likes und Shares vor 
einer Wahl so viel mediale Aufmerksamkeit geschenkt wie 
vor der Bundestagswahl 2013. Welcher Politiker hat ein 
Profil in welcher Online-Platt form? Wie viele Anhänger hat 
die entsprechende Seite? Wie oft wird sie mit welchen In-
formationen versorgt? Wie dialogbereit sind die Wahl-
kämpfer im Social Web? All diese Fragen waren zentraler 
Bestandteil der Berichterstattung über den – nach 2009 – 
zweiten Bundestagswahlkampf im Social Web (Die Welt 
2013; Tagesspiegel 2013). Die Erwartungshaltung war da-
bei nach dem Erstling, der in der allgemeinen Einschät-
zung noch recht vorsichtig, wenn nicht gar verängstigt ge-
führt wurde (Kunert/Schmidt 2011; Kunze u. a. 2011), hoch. 
Entsprechend betonten Politikerinnen und Politiker aller 
Parteien gerade zu Beginn des Wahlkampfes, verstärkt ne-
ben den klassischen Mobilisierungsmaßnahmen auf So-
cial Media-Angebote setzen zu wollen. Die Ernsthaftigkeit 
dieser Absicht zeigte sich auch darin, dass nunmehr 90 
Prozent aller Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
über ein Profil in mindestens einer Social Media-Platt form 
verfügten (Hamburger Wahlbeobachter 2013). Und selbst 
Peer Steinbrück, der sich zunächst noch gegen den Wahl-
kampf im Social Web sträubte, weil man ihm dies ohnehin 
nicht abkaufe (Spiegel-Online 2012; Focus 2012), war 
schlussendlich auf Facebook und Twitter vertreten. Wenn 
den Aktivitäten bei Facebook, Twitter, Google+ und Co. 

sowohl von Seiten der Politikerinnen und Politiker als auch 
der Medien so viel Beachtung geschenkt wird, so besteht 
zumindest ein Anfangsverdacht, dass diese Kanäle auch 
relevant sind. Doch inwiefern fungieren die Online-Platt-
formen tatsächlich als politische Informationsquellen für 
Wählerinnen und Wähler? Die Beantwortung dieser Frage 
steht im Fokus dieses Artikels.
Wir wollen dazu zunächst klären, was unter dem Begriff 
Social Media und den enger gefassten sozialen Online-
Netzwerken zu verstehen ist. Darauf aufbauend werden 
wir kurz eine Typologie der relevanten Anbieter sozialer 
Online-Netzwerke für die politische Kommunikation in 
Deutschland aufzeigen. Im Anschluss daran präsentieren 
wir drei zentrale Argumente, die für die Relevanz der neuen 
Online-Platt formen im politischen Kontext sprechen: die 
Reichweite, die Zielgruppen und die Kommunikationslogik. 
Diesen theoretischen Argumente wollen wir dann empiri-

Der Wahlkampf im Internet 2009 war in der allgemeinen 
Einschätzung noch recht vorsichtig. Entsprechend hoch war 
2013 die Erwartungshaltung: Welche Politikerinnen und Poli-
tiker haben ein Profil in welcher Online-Plattform? Wie viele 
Anhänger hat die entsprechende Seite? Wie dialogbereit 
sind die Wahlkämpfer im Social Web? picture alliance/dpa
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sche Daten gegenüberstellen, die wir im Kontext der Bun-
destagswahl 2013 erhoben haben. Die Analysen stellen 
letztlich die Grundlage für die abschließende Bewertung 
dar, inwiefern soziale Online-Netzwerke Potenziale für die 
Versorgung der Wähler mit politischen Informationen un-
mittelbar vor Wahlen bergen.

Das ABC des Social Web

Der Ausgangspunkt für die neuen Online-Platt formen liegt 
in einem grundlegenden Wandlungsprozess des Verständ-
nisses und der Erwartungshaltung an das Internet. Ging es 
im Zeitalter des Web 1.0 in erster Linie darum, Internetan-
gebote im Sinne einseitiger Informationsflüsse vom Anbie-
ter zum Nutzer als eine Art „digitale Lit faßsäule“ (Römmele/
Einwiller 2012: 104; Münker 2009) zu verwenden, lebt das 
Web 2.0 von der Interaktion. Entsprechend können von ei-
nem Nutzer ausgesendete Informationen von anderen 
nicht nur empfangen, sondern auch kommentiert und damit 
ergänzt und verändert werden. Das Internet ist zu einer 
Platt form geworden, auf der Inhalte und Anwendungen 
nicht länger von einer Person kreiert und veröffentlicht wer-
den, sondern stattdessen von allen Nutzerinnen und Nut-
zern in einem kollaborativen Nutzungsverständnis kontinu-
ierlich verändert werden können (Kaplan/Haenlein 2010: 
59f.). Mit diesem Wandel zum Web 2.0 wurde die Basis für 
Social Media-Anwendungen gelegt. 
Unter dem Begriff Social Media werden zunächst einmal 
alle internetbasierten Anwendungen gefasst, die auf der 
ideologischen und technologischen Basis des Web 2.0 
entstanden sind und es den Nutzerinnen und Nutzern er-
lauben, Inhalte zu kreieren und auszutauschen (Kaplan/
Haenlein 2010: 61). Darunter fallen kollaborative Projekte 
wie die Online-Enzyklopädie Wikipedia, die große Band-
breite von Blogs und Foren und auch soziale Online-Netz-
werke wie Facebook und Twitter.
Soziale Online-Netzwerke sind thematisch nicht be-
grenzte Kommunikationsplatt formen, in denen die Nutze-
rinnen und Nutzer eindeutig identifizierbare Profile anle-
gen. Diese Profile umfassen Inhalte, die der Inhaber bzw. 

die Inhaberin des Profils selbst generiert, sowie Verbindun-
gen zu anderen Nutzerinnen und Nutzern der Platt form. 
Jeder Nutzer kann sowohl Inhalte produzieren als auch In-
halte von anderen konsumieren sowie in Interaktion mit an-
deren Nutzern treten (Ellison/Boyd 2013: 158). Die grund-
sätzliche Offenheit der Platt formen lässt ein breites Spekt-
rum an sozialen Online-Netzwerken zu, sowohl hinsichtlich 
des Kommunikationsmodus‘ (Foto, Video, Text) als auch be-
züglich einer möglichen thematischen Schwerpunktset-
zung (z. B. private oder berufliche Kommunikation). So-
ziales Online-Netzwerk ist folglich nicht gleich soziales 
Online-Netzwerk, wie die Typologie in Abbildung 1 ver-
deutlicht.
Neben Foto- (v. a. flickr und Instagram) und Videonetzwer-
ken (v. a. YouTube) existiert insbesondere im Bereich der 
vornehmlich textbasierten sozialen Online-Netzwerke 
eine große Bandbreite, was eine weitere thematische Un-
terteilung in berufliche (v. a. Xing und LinkedIn) und private 
Netzwerke (v. a. Facebook, Twitter und Google+) sinnvoll 
erscheinen lässt. Branchenprimus im Sektor der privaten 
Netzwerke ist Facebook, aber auch Google+ oder der Mi-
croblog Twitter verdienen (politische) Beachtung. Google+ 
etwa hat sich vor der Wahl sowohl mit einem speziellen 
Informationsangebot als auch mit sogenannten Hangouts 
einen Namen gemacht. Seitens der Abgeordneten gehör-
ten mit 145 Personen 23,4 Prozent aller Mitglieder des 
Deutschen Bundestages zu den Nutzern der Platt form vor 
der Wahl (Hamburger Wahlbeobachter 2013). Deutlich 
mehr Reichweite erzielten aber Twitter und Facebook. 328 
der 620 Abgeordneten (52,9 Prozent) verfügten über ein 
Profil bei Twitter. Bei Facebook waren es mit 515 Abgeord-
neten sogar 83 Prozent.
Dabei darf man allerdings eines nicht vergessen: Trotz der 
hohen Präsenz von Politikerinnen und Politikern in den 
Netzwerken ist keines davon per se politisch. Ein Profil zu 
haben, ist die notwendige Bedingung für politischen Ein-
fluss in Wahlkämpfen. Keineswegs garantiert ist damit, 
dass die politischen Inhalte (im Vergleich zu allen anderen 
Inhalten) auch zu den Nutzerinnen und Nutzern der Platt-
formen durchdringen und dort ankommen. Diesem Aspekt 
wollen wir uns nun zuwenden.

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 1: Typologie 
relevanter  sozialer 
Online-Netzwerke in 
Deutschland zum Zeit-
punkt der Bundestagswahl 
2013
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Soziale Online-Netzwerke als potenzielle Quellen 
politischer Information

Die Reichweite
Eine wesentliche Kenngröße für die Bemessung des 
Potenzials eines Kommunikationskanals stellt seine Reich-
weite dar. Im hiesigen Kontext heißt das: Wie viele Deut-
sche waren vor der Bundestagswahl 2013 überhaupt Nut-
zer sozialer Online-Netzwerke? Und wie haben sie sich 
auf die einzelnen Netzwerke verteilt? 
Im Juni 2013, also wenige Monate vor der Wahl, gab es in 
Deutschland ca. 26 Millionen Nutzerkonten bei Facebook 
(Allfacebook 2014). Bei Google+ waren es neun Millio-
nen (Social Media Statistik 2013), bei Twit ter vier (Statista 
2013; BITKOM 2013). Auch wenn nicht davon ausgegan-
gen werden kann, dass hinter jedem Nutzerkonto ein akti-
ver User steckt, so ergibt sich gleichwohl aus diesen Zah-
len eine beachtliche Summe an Nutzern sozialer Online-
Netzwerke in Deutschland. Ein Blick auf die ARD/ZDF 
Online-Studie bestätigt dies und dokumentier t gleich-
zeitig den Siegeszug der Online-Netzwerke in den zu-
rückliegenden Jahren (Busemann 2013; Busemann/
Gescheidle 2009–2012; Fisch/Gscheidle 2008: 358; Ge-
scheidle/Fisch 2007: 397). Demnach nutzten 2007 16 Pro-
zent der deutschen Onliner ab 14 Jahren ein soziales On-
line-Netzwerk (Gescheidle/Fisch 2007: 397). Nur ein Jahr 
später waren es schon 25, 2009 34 Prozent (Fisch/
Gscheidle 2008; Busemann/Gscheidle 2009). Seitdem 
sind die Wachstumsraten etwas kleiner geworden, stie-
gen aber bis 2013 weiter auf 46 Prozent der Onliner (Buse-
mann 2013: 392).
Soziale Online-Netzwerke gehören heute zu den belieb-
testen Internetanwendungen (Hohmann/Faas 2014: 249f.; 
Busemann 2013: 391). Es ist damit nur folgerichtig, dass 
politische Akteure auch in Deutschland zunehmend versu-
chen, diese neuen Wege zu gehen, um potenzielle Wähle-
rinnen und Wähler zu erreichen und zu mobilisieren. Sie 
versprechen vor allem Zugang zu bestimmten, ansonsten 
schwer erreichbaren Zielgruppen.

Die Zielgruppe
Die zweite Prüfgröße zur Bestimmung der Potenziale von 
sozialen Online-Netzwerken zur Verbreitung von politi-
schen Informationen sind die erreichbaren Zielgruppen. 
Wer sind die Nutzerinnen und Nutzer von Facebook, Twit-
ter und Co. und inwiefern ergeben sich daraus Chancen 
für die politische Kommunikation? Wir möchten dies im Fol-
genden exemplarisch für die Faktoren Alter und politisches 
Interesse diskutieren.
Die sozialen Online-Netzwerke erfreuen sich vor allem in 
der jungen Generation großer Beliebtheit. 87 Prozent der 
14- bis 19-jährigen deutschen Onliner nutzten 2013 zumin-
dest gelegentlich soziale Online-Netzwerke. Bei den 20- 
bis 29-Jährigen waren es 80 Prozent, bei den 30- bis 
39-Jährigen 55 Prozent, bei den 40- bis 49-Jährigen 38 
Prozent. Bei Personen ab 50 Jahren waren es 2013 nur 16 
Prozent (Busemann 2013: 392), jeweils bezogen auf Inter-
netnutzer der jeweiligen Gruppen. Die Netzwerke sind 
noch immer „jung“, auch wenn ein Blick auf die Statistiken 
der zurückliegenden Jahre zeigt, dass die Nutzerinnen 
und Nutzer älter geworden sind (Busemann/Gscheidle 
2009: 363f., 2010: 365f., 2011: 365f.; van Eimeren/Frees 
2009: 341). Dessen ungeachtet bleiben Anwender zwi-
schen 14 und 29 Jahren die affinsten Nutzer sozialer On-
line-Netzwerke.
Eben diese Zielgruppe ist es aber auch, die sich vor Wahlen 
in geringerem Maße über politische Themen informiert (vgl. 
Abendschön/Roßteutscher 2011: 63f.). Gerade das macht 
die sozialen Online-Netzwerke für politische Akteure äu-
ßerst attraktiv: Sie können dort mit dieser schwer erreich-
baren Zielgruppe in Kontakt treten. Allerdings gilt weiterhin: 
Genauso wenig wie die Platt formen einen politischen The-
menschwerpunkt haben, sind ihre Nutzerinnen und Nutzer 
übermäßig politisch (Hohmann/Faas 2014: 250, 257; Röm-
mele/Einwiller 2012: 28). Es findet sich dort also das gesamte 
Spektrum politischen Interesses von sehr niedrig bis sehr 
hoch. Manche nutzen die Netzwerke daher primär zur Un-

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 2: Daten aus 
Projektkooperation mit 
YouGov, eigene Analyse. 
Dargestellt ist die Aus-
wertung zur Frage: 
„Welche der folgenden 
sozialen Online-Netz-
werke nutzen sie derzeit?“ 
aus dem Untersuchungs-
zeitraum vom 16. bis 
18. September 2013 
(N=2077); Mehr-
fachantworten waren 
möglich.
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terhaltung oder zur Kommunikation, anderen dagegen die-
nen sie eher zur Information. Welches Verhalten dominiert, 
geht wesentlich mit dem Faktor des politischen Interesses 
einher. Politisch Interessierte greifen aufgrund ihres Interes-
ses auch in den sozialen Online-Netzwerken häufiger auf 
politische Inhalte zu, während politisch Desinteressierte 
eher auf die unterhaltenden und kommunikativen Elemente 
der Platt formen zurückgreifen werden.
Durch diese Konstellation aus einem breiten Angebot der 
Netzwerke von Unterhaltung bis Information einerseits 
und anderseits einem Nutzerkreis, der im Mittel höchstens 
durchschnittlich politisch interessiert ist, erwachsen Poten-
ziale für die Verbreitung politischer Informationen vor 
Wahlen. Soziale Online-Netzwerke haben vor allem für 
junge und politisch weniger interessierte Bürgerinnen und 
Bürger das Potenzial, als neue Quelle politischer Informa-
tion zu wirken. Natürlich können auch ältere oder stärker 
politisch interessierte Personengruppen via Facebook mit 
politischen Informationen in Kontakt kommen. Allerdings 
bilden die Platt formen für diese Zielgruppen lediglich eine 
zusätzliche Informationsquelle, aber keine neue.

Die Nutzungslogik
Offen ist allerdings noch immer, auf welche Art und Weise 
die jeweiligen Zielgruppen mit politischen Inhalten in sozi-
alen Online-Netzwerken in Kontakt kommen können. An-
hand der Darstellung der Nutzungslogik der Platt formen 
widmen wir uns nun diesem Aspekt. Ein Weg, in sozialen 
Online-Netzwerken mit politischen Inhalten in Kontakt zu 
kommen, ist das aktive Suchen oder Aufrufen entsprechen-
der Informationen. Durch das gezielte Suchen des Namens 
einer Politikerin bzw. eines Politikers oder einer massenme-
dialen Informationsquelle gelangt man innerhalb der 
Platt formen unmittelbar zu den entsprechenden Profilsei-
ten. Ruft man diese auf, findet man dort in aller Regel eine 
Reihe von Informationen in Form von Videos, Bildern, Text-
beiträgen oder Verlinkungen auf weiterführende Websites. 
Der wesentliche Unterschied zur klassischen Website be-
steht darin, dass die Nutzerin bzw. der Nutzer auf einer 
Profilseite neben der Information, die der Betreiber der 
Seite selbst eingestellt hat, auch Einträge von anderen 
Nutzern des Netzwerkes findet, die die entsprechende 

Seite bereits besucht und Kommentare verfasst haben. Be-
sucherinnen und Besucher des Profils können die auffind-
baren Informationen also rezipieren, sie können aber auch 
selbst interaktiv Beiträge und Kommentare hinterlassen. 
Darüber hinaus haben sie die Möglichkeit, das besuchte 
Profil zu abonnieren und ab sofort regelmäßig von den Ak-
tivitäten auf dieser Seite zu erfahren, ohne diese explizit 
aufrufen zu müssen.
Es dürfte kaum überraschen, dass dieser Weg eher von ei-
ner Minderheit der Nutzerinnen und Nutzer beschrit ten 
wird. Das explizite Suchen nach politischen Informationen 
setzt das Vorhandensein eines Informationsbedürfnisses 
oder eines Mindestmaßes an politischem Interesse voraus 
(Hohmann/Faas 2014: 248f.; vgl. auch Faas/Partheymüller 
2011: 120f.), was aber nur auf einen Ausschnitt der Nutze-
rinnen und Nutzer sozialer Online-Netzwerke zutrif f t. Es 
sind, wie bereits erwähnt, vor allem diejenigen, die ohne-
hin schon politisch interessiert sind, die die Platt formen 
nutzen, um dort aktiv politische Informationen einzuholen.
Wie aber entstehen dann Informationspotenziale in sozia-
len Online-Netzwerken für andere, weniger interessierte 
Personen? Dafür greift in den meisten sozialen Online-
Netzwerken ein zweiter Mechanismus: Die individuelle 
Startseite der meisten Platt formen bietet den Nutzern eine 
Übersicht über die Aktivitäten der eigenen Kontakte. Wel-
che Beiträge haben sie jüngst verfasst? Was haben sie 
kommentiert? Welche Inhalte haben sie jüngst geteilt? All 
diese Dinge erfahren Nutzerinnen und Nutzer über ihre 
befreundeten Kontaktpartner in den Netzwerken, sobald 
sie sich unter ihrem eigenen Profil anmelden. Werden nun 
aber von den eigenen Kontakten politische Inhalte verbrei-
tet, kommen diese auch bei Nutzerinnen und Nutzern an, 
die selbst politische Inhalte nicht explizit angefordert ha-
ben. Allein durch das Aufrufen des eigenen Nutzerkontos 
drängen sie sich den Nutzern auf. In diesem Überra-
schungsmoment liegt das politische Informationspotenzial 
für die Personen, die politische Inhalte nicht aus eigener 
Motivation heraus aufrufen.
Dass solche Informationswege sehr effektiv sein können, 
wissen wir aus ähnlich gelagerten Konstellationen. Denn 
für andere Kontexte – zum Beispiel bei der zufälligen Be-
gegnung mit politischen Themen im Fernsehen oder an der 

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 3: Daten aus 
Projektkooperation mit 
YouGov, eigene Analyse. 
Dargestellt ist der Zusam-
menhang zwischen der 
Nutzung von Facebook 
und dem Alter der Befrag-
ten aus dem Untersu-
chungszeitraum vom 
16. bis 18. September 2013 
(N=2077).
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Arbeitsstelle – konnte bereits nachgewiesen werden, dass 
eine solche Konfrontation gerade bei politisch weniger in-
volvierten Personen sehr wirkungsvoll sein kann (z. B. 
Schönbach/Lauf 2002: 565; Schmitt-Beck/Mackenrodt 
2009: 421). Für diese Personen ist es nämlich typisch, dass 
sie über weniger gefestigte politische Meinungen und Ein-
stellungen verfügen. Trif ft eine Person dann aber doch – 
wie beschrieben – zum Beispiel in sozialen Online-Netz-
werken überraschend auf politische Inhalte, neigt sie auf-
grund ihres geringen Vorwissens dazu, besonders schnell 
zumindest kurzfristige politische Positionen auszubilden 
(Schönbach/Lauf 2002: 565). Dieser Effekt kommt vor al-
lem dann zum Tragen, wenn es sich bei der Informations-
quelle um Vertrauenspersonen handelt (z. B. Morey u. a. 
2012; Hautzer u. a. 2012: 20, 137).
All dies ist in sozialen Online-Netzwerken insbesondere 
vor Wahlen gegeben. Gerade dann können politische In-
halte zu Zielgruppen durchsickern, die politische Informa-
tionen in ihrem Alltag nicht aktiv suchen. Soziale Online-
Netzwerke können deshalb insbesondere für junge oder 
politisch desinteressierte Personen Zugangshemmnisse zu 
politischen Inhalten verringern und über die eigenen Kon-
takte in der skizzierten Netzwerklogik einen politischen 
Einstieg darstellen. Für diese Zielgruppe können politische 
Informationen in den sozialen Online-Netzwerken ent-
sprechend neuartige Informationsquellen darstellen.
In diesem zweiten Weg liegen folglich für die oben ausge-
machten Zielgruppen die (verborgenen) Potenziale. Das 
sagen uns zumindest theoretische Überlegungen voraus. 
Inwieweit sich diese Erwartungen tatsächlich erfüllen, das 
wollen wir nun im nächsten Schrit t am Beispiel der Bundes-
tagswahl 2013 prüfen.

Soziale Online-Netzwerke im Kontext der 
Bundestagswahl 2013 – ein Realitätscheck

Datengrundlage
Aufbauend auf den präsentierten Argumenten wollen wir 
nun testen, inwiefern soziale Online-Netzwerke im Kontext 
der Bundestagswahl 2013 für ihre Nutzerinnen und Nutzer 

als politische Informationsquelle dienen konnten. Für diese 
Analyse stehen uns Daten zur Verfügung, die wir im Zeit-
raum von 9. Juli bis zum 1. Oktober 2013 in Kooperation mit 
dem Meinungsforschungsinstitut YouGov im Zuge eines 
mehrwelligen Online-Panels erhoben haben; 2000 bis 
3000 Befragte wurden dabei pro Befragungswelle inter-
viewt. Die politische Nutzung von sozialen Online-Netz-
werken spielte in zwei dieser Wellen eine zentrale Rolle, 
die unmittelbar vor (16. bis 18. September) und unmittelbar 
nach der Wahl (24. September bis 1. Oktober) erhoben 
wurden. Die Sozialstruktur der Teilnehmenden der einzel-
nen Wellen spiegelt dabei die entsprechende Verteilung 
in der Gesamtbevölkerung wider. Zusätzlich verwenden 
wir in den unten folgenden Analysen ein Gewicht, um ge-
gebenenfalls verbleibende Verzerrungen auszugleichen. 
Die Analysen selbst orientieren sich an den oben entwi-
ckelten Kriterien der Reichweite, der Zielgruppe und der 
Nutzungslogik. Den Wortlaut der im Einzelnen ausgewer-
teten Fragen aus der Umfrage werden wir jeweils direkt an 
den entsprechenden Stellen dokumentieren.

Ergebnisse: Reichweite
Gemäß dem oben entwickelten Raster rückt im ersten 
Schrit t die Reichweite des Mediums in den Mittelpunkt. 
Wie groß ist der Bevölkerungsanteil, der über das jewei-
lige Medium überhaupt erreicht wird? Um die Reichweite 
von sozialen Online-Netzwerken im Kontext der Bundes-
tagswahl 2013 insgesamt, aber auch differenziert nach 
den einzelnen Anbietern zu bestimmen, haben wir die Teil-
nehmenden gefragt: „Welche der folgenden sozialen On-
line-Netzwerke nutzen sie derzeit?“ Davon entschieden 
sich 35,7 Prozent der Befragten für die Antwortoption „kei-
nes“, was im Umkehrschluss bedeutet, dass 64,3 Prozent 
der Befragten mindestens eine Platt form aus der zur Verfü-
gung stehenden Liste ausgewählt haben. Unter den aus-
gewählten Netzwerken ragt Facebook als die Platt form 
heraus, die von den Befragten mit großem Abstand am 
häufigsten genutzt wurde. 53 Prozent der Befragten gaben 

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 4: Daten aus 
Projektkooperation mit 
YouGov, eigene Analyse. 
Dargestellt ist der Zusam-
menhang zwischen der 
Nutzung von Facebook 
und dem Grad des politi-
schen Interesses der 
Befragten aus dem Unter-
suchungszeitraum vom 
16. bis 18. September 2013 
(N=2077).
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an, Facebook zu nutzen (vgl. Abbildung 2; S. 223; Stand 
September 2013). Facebook ist damit auch unseren Analy-
sen zufolge das reichweitenstärkste soziale Online-Netz-
werk (vgl. Hohmann/Faas 2014: 247; Busemann 2013: 392). 
Mit elf Prozent kommt Google+ deutlich abgeschlagen auf 
den zweiten und Xing mit 10,5 Prozent auf den drit ten Platz. 
Auf Rang vier folgt Twitter mit knapp neun Prozent. Weitere 
Netzwerke spielen praktisch keine Rolle.
Die Zahlen unterstreichen insgesamt, dass soziale Online-
Netzwerke im Kontext der Bundestagswahl 2013 keines-
wegs Nischenmedien darstellten. Insbesondere Facebook 
fand bei den Onlinern großen Anklang. Die Anzahl der po-
tenziell erreichbaren Nutzerinnen und Nutzer war im 
Wahlkampfjahr 2013 in keiner anderen Platt form größer. 
Aufgrund des festgestellten deutlichen Reichweitenunter-
schieds werden wir uns bei den folgenden Analysen aus-
schließlich auf Facebook konzentrieren.

Ergebnisse: Zielgruppen
Werfen wir nun einen Blick auf die tatsächliche Zielgruppe 
von Facebook im Kontext der Bundestagswahl und begin-
nen mit dem Faktor Alter. Dabei zeigt sich erwartungsge-
mäß, dass vor allem in der jungen Generation die Nutzung 
von Facebook weit verbreitet ist (vgl. Hohmann/Faas 2014: 
250; Busemann 2013: 392). Unserer Studie zufolge gaben 
knapp 77 Prozent der befragten 18- bis 29-Jährigen an, 
Facebook im Untersuchungszeitraum genutzt zu haben – 
ob politisch oder unpolitisch spielt dabei hier noch keine 
Rolle (vgl. Abbildung 3; S. 224). Bei den 30- bis 39-Jähri-
gen gehörten 64 Prozent zu den Nutzerinnen und Nutzern 
von Facebook, bei den 40- bis 49-Jährigen waren es noch 
knapp 53 Prozent und erst bei den über 50-Jährigen rutscht 
der Anteil der Facebook-Nutzer mit 40 Prozent deutlich un-
ter die 50-Prozent-Marke.
Für die Bestimmung der Potenziale von sozialen Online-
Netzwerken für die politische Information vor der Bundes-
tagswahl 2013 bedeutet dies, dass sich für politische Ak-
teure über die Plattformen tatsächlich ein Fenster zur insge-
samt schwer erreichbaren jungen Generation geöffnet hat, 
denn diese ist dort besonders stark vertreten und nutzt das 
Medium auch besonders intensiv (vgl. Busemann 2013: 392).
Auch die entsprechenden Analysen für das politische Inte-
resse spiegeln unsere eingangs formulierten Erwartungen 

wider. Personen aus dem gesamten Spektrum des politi-
schen Interesses gaben an, im Untersuchungszeitraum Fa-
cebook genutzt zu haben (vgl. Abbildung 4; S. 225). Die 
einzelnen Gruppen von der niedrigsten bis zur höchsten 
Ausprägung sind dabei bemerkenswert gleichmäßig ver-
treten. Unter den überhaupt nicht politisch Interessierten 
gaben 65 Prozent der Befragten an, Nutzerinnen und Nut-
zer von Facebook zu sein. In den Gruppen der weniger 
stark und der mittelmäßig Interessierten waren es jeweils 
knapp 53 Prozent. Unter den stark politisch Interessierten 
gaben knapp 49 Prozent an, Facebook zu nutzen, und bei 
den sehr stark Interessierten waren es knapp 55 Prozent.
Die Analyse unterstreicht damit, dass der Grad des eige-
nen politischen Interesses keine wesentliche Determinante 
für die Nutzung von Facebook ist, was sich auch auf an-
dere soziale Online-Netzwerke verallgemeinern lässt (vgl. 
Hohmann/Faas 2014: 250, 257; Busemann/Gscheidle 
2012: 383). Für die beiden betrachteten Gruppen (nach Al-
ter und Interesse), die es generell eher vermeiden, mit poli-
tischen Inhalten in Kontakt zu kommen, entsteht dort in 
Wahlkampfzeiten ein echtes Potenzial, auf „sanfte“ Weise 
mit politischen Informationen in Berührung zu kommen. 
Aber gelingt dies auch tatsächlich?

Ergebnisse: Nutzungslogik
Zur Beantwortung dieser Frage ist es im letzten Schrit t nö-
tig, die oben skizzierten Mechanismen zu kennen, über die 
die Nutzerinnen und Nutzer der Platt form mit politischen 
Informationen in Kontakt kommen. Wir haben dazu nach 
vier verschiedenen Wegen gefragt, über die Nutzerinnen 
und Nutzer mit politischen Informationen in Kontakt kom-
men können. Ihre jeweilige Bedeutsamkeit stellen wir in 
Abbildung 5 dar. 
Dabei zeigt sich, dass die Frage, wie oft die Nutzerinnen 
und Nutzer von Facebook im Kontext der Wahl dort etwas 
Neues aus dem politischen Bereich erfahren haben, von 
rund zehn Prozent mit „häufig bis sehr häufig“ beantwortet 
wurde (vgl. Abbildung 5). Auf 15 Prozent traf dies „manch-
mal“ zu und auf knapp 75 Prozent „selten bis nie“. Damit 
erfuhr immerhin rund ein Viertel der befragten Facebook-
Nutzer innerhalb der Platt form zumindest manchmal poli-
tische Neuigkeiten unmittelbar vor der Wahl. Bei der 
Frage, wie oft die Nutzer im Vorfeld der Bundestagswahl 

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 5: Daten aus Projektko-
operation mit YouGov, eigene Ana-
lyse. Dargestellt ist die Auswertung 
zur Frage aus dem Untersuchungs-
zeitraum vom 24. September bis 
1. Oktober 2013 (N=2066): „Wenn 
Sie jetzt einmal an Ihre persönliche 
Nutzung von Facebook denken. Wie 
häufig kam es in den letzten Wochen 
vor der Bundestagswahl vor, dass 
Sie (1) dort etwas über Politik erfah-
ren haben, dass Sie vorher noch 
nicht wussten; (2) bei einem Beitrag 
zum Thema Politik „gefällt mir“ 
geklickt haben; (3) einen Link zum 
Thema Politik von einem anderen 
Verfasser geteilt haben; (4) selbst 
einen Kommentar oder Beitrag zum 
Thema Politik verfasst haben. “
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bei politischen Inhalten „gefällt mir“ geklickt hatten, wähl-
ten neun Prozent die oberste Kategorie aus (vgl. Abbildung 
5). 15 Prozent der Befragten beantworteten diese Frage mit 
„manchmal“ und knapp 76 Prozent mit „selten bis nie“. Er-
neut also gilt: Immerhin ein knappes Viertel der Befragten 
hat im Vorfeld der Bundestagswahl zumindest manchmal 
Zustimmung zu politischen Themen durch ein Like zum Aus-
druck gebracht. Auf die Frage, wie häufig die Probanden in 
den Wochen vor der Wahl politische Inhalte in Facebook 
selbst geteilt haben, gaben sechs Prozent an, dies häufig 
bis sehr häufig getan zu haben. 14 Prozent der Befragten 
wählten die Kategorie „manchmal“ aus und 80 Prozent 
„selten bis nie“. Auf die Frage, wie häufig die Befragten vor 
der Wahl einen politischen Kommentar selbst verfasst ha-
ben, gaben sieben Prozent an, dies häufig bis sehr häufig 
gemacht zu haben. Elf Prozent der Befragten gaben an, 
manchmal politische Kommentare vor der Wahl geschrie-
ben zu haben; auf 82 Prozent traf dies selten bis nie zu. 
Damit haben insgesamt nur knapp 18 Prozent der Befrag-
ten zumindest manchmal vor der Wahl politische Kommen-
tare auf Facebook selbst verfasst.
Abbildung 5 fördert insgesamt ein klares Muster zutage: Je 
größer der Aufwand für die Nutzerin oder den Nutzer, 
desto seltener ergeben sich (auch) bei Facebook Berüh-
rungspunkte zwischen Bürgerinnen, Bürgern und politi-
schen Inhalten. Das bedeutet, dass die meisten Befragten 
über die am wenigsten aufwändige Kategorie (nämlich 
das schlichte Empfangen von neuen Informationen) etwas 
über Politik erfuhren. Genau dieses Erhalten von (neuen) 
Informationen kann – wie eingangs beschrieben – in den 
Platt formen nämlich gänzlich ohne das Zutun der Nutze-
rinnen und Nutzer passieren. Auf Rang zwei kommt das 
Klicken des „Gefällt mir“-Buttons – immer noch eine sehr 
„einfache“ Aktivität. Ein höheres Maß an Aktivität oder Auf-
wand ist dagegen mit dem Teilen politischer Inhalte ver-
bunden, nicht zuletzt durch das Verfassen einer kleinen, 
kommentierenden Begleitzeile zum geteilten Beitrag. Der 

mit Abstand größte Aufwand ist mit dem Verfassen eines 
eigenen politischen Kommentars verbunden, weshalb dies 
offenkundig für die wenigsten zu Berührungspunkten mit 
Politik führte (Rang 4). Immerhin ist es dafür auch nötig, sich 
mit dem Thema auseinandergesetzt und einen Standpunkt 
ausgebildet zu haben.
Wie sehen diese Muster nun in den Teilgruppen bei Face-
book aus? Wir beschränken uns an dieser Stelle auf den 
Faktor „Alter“. Tatsächlich zeigt sich, dass bei allen vier be-
trachteten Formen die beiden jüngsten Altersgruppen die 
höchsten Werte erreichen (vgl. Abbildung 6). Sie haben 
häufiger politische Neuigkeiten bei Facebook erfahren als 
ältere Nutzer, sie haben bei politischen Beiträgen öfter 
„gefällt mir“ geklickt, häufiger politische Beiträge geteilt 
und sie haben sogar häufiger politische Kommentare ver-
fasst. Die Altersgruppe der 40- bis 49-Jährigen reiht sich 
durchgängig dahinter ein und die über 50-Jährigen bilden 
jeweils das Schlusslicht. Sie machten von allen ausgewähl-
ten Formen der politischen Information bei Facebook am 
wenigsten Gebrauch.
Insgesamt ist es also – bei niedrigem Niveau – vor allem 
die Zielgruppe der Jungen (vgl. Abendschön/Rossteut-
scher 2011), die bei Facebook mit politischen Inhalten in 
Berührung kommt. Für die Älteren trif f t dies unseren Analy-
sen zufolge weitaus seltener zu. Besonders deutlich treten 
die Unterschiede zwischen Jung und Alt hervor, wenn man 
die unterschiedlichen Wege miteinander vergleicht, über 
die die Nutzer von Facebook mit politischen Inhalten in 
Kontakt kommen. Hier zeigt sich, dass Facebook tatsäch-
lich vor der Wahl ein Potenzial geboten hat, mit jungen 
Nutzerinnen und Nutzern in Kontakt zu kommen, wie es die 
theoretischen Überlegungen auch erwarten ließen.

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 6: Daten aus 
Projektkooperation mit 
YouGov, eigene Analyse. 
Dargestellt sind verschie-
dene Wege der Informati-
onsgewinnung bei Face-
book im Untersuchungs-
zeitraum vom 24. Septem-
ber bis 1. Okboter 2013 
(N=2066).
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Politische Potenziale in sozialen Online-Netzwerken: 
Fazit und Ausblick

Soziale Online-Netzwerke sind aus der Palette der Wahl-
kampfkommunikationsmittel heutzutage nicht mehr weg-
zudenken – und doch bleibt die Frage, inwiefern Face-
book, Google+, Twitter und Co. als politische Informati-
onsquellen für Bürgerinnen und Bürger dienen können?
Zur Untersuchung dieser Fragestellung haben wir die 
durchaus unübersichtliche Landschaft sozialer Online-
Netzwerke im Kontext der Bundestagswahl 2013 unter die 
Lupe genommen. Dabei stellte sich heraus, dass Facebook 
sowohl auf Seiten der politischen Akteure als auch bei den 
Bürgerinnen und Bürgern am meisten verbreitetet war. Fa-
cebook kam damit im unmittelbaren Vergleich unter den 
vielen Anbietern in Bezug auf die Bundestagswahl 2013 
das größte Potenzial zu, als Quelle politischer Information 
für die Nutzerinnen und Nutzer wirken zu können.
Hinsichtlich der Zielgruppen stellte sich heraus, dass Face-
book vor allem bei der jungen Generation weite Verbrei-
tung fand. Außerdem speisten sich die Facebook-Nutzer 
aus dem gesamten Spektrum politischen Interesses, wobei 
insbesondere die wenig interessierten Gruppen stark ver-
treten waren. Im Hinblick auf die Versorgung mit politi-
schen Informationen vor Wahlen sind bei Facebook folg-
lich zwei sehr interessante Zielgruppen vertreten, denn für 

Bürgerinnen und Bürger mit diesen Eigenschaften gilt, dass 
sie seit jeher schwer für politische Akteure und damit für 
politische Informationen zu erreichen sind. Soziale On-
line-Netzwerke wie Facebook können für diese Bürger 
folglich ein neues Einfallstor politischer Information dar-
stellen, das ihnen in ihrer Offline-Umgebung oftmals fehlt.
Dieses Potenzial lässt sich – aus der Perspektive politischer 
Akteure – aber nur mit einem tiefen Verständnis der Nut-
zungslogik sozialer Online-Netzwerke tatsächlich aus-
schöpfen. Unsere Analysen zeigen, dass die Nutzerinnen 
und Nutzer von Facebook vor der Bundestagswahl 2013 
insbesondere dann mit politischen Inhalten in Kontakt ka-
men, wenn von ihnen persönlich möglichst wenig Aufwand 
dafür abverlangt wurde. War Eigeninitiative für den Kon-
takt mit politischen Inhalten erforderlich, ging die Nutzer-
zahl messbar zurück. Die differenzierte Betrachtung nach 
Altersgruppen ergab, dass eher junge Nutzerinnen und 
Nutzer bei Facebook mit politischen Inhalten in Kontakt 
kommen als Ältere – dies aber, wie erwartet, vor allem auf 
dem passiven Weg und auf insgesamt niedrigem Niveau.
Auch wenn soziale Online-Netzwerke, wie Facebook, für 
eine beachtliche Menge ihrer Nutzer eine neue Quelle po-
litischer Information darstellen, braucht es – wie eh und je 
– vor allem auf Seiten der politischen Akteure gute Strate-
gien, um mit potenziellen Wählerinnen und Wählern in 
Kontakt zu treten. Mit Facebook und Co. sind also neue 
Möglichkeiten für die politische Kommunikation entstan-
den – der Wettbewerb um die Wählerinnen und Wähler  ist 
aber sicherlich nicht einfacher geworden.
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SOCIAL MEDIA IN DER POLITIK

Facebook, Twitter und Co. in der 
deutschen Politik  
Martin Fuchs

Social Media sind im Jahr 2014 in der Bundespolitik an-
gekommen. Sowohl im 18. Deutschen Bundestag als auch 
in der schwarz-roten Bundesregierung sind soziale Netz-
werke weit verbreitet. Über 95 Prozent der Parlamenta-
rier und Parlamentarierinnen nutzen mindestens ein so-
ziales Netzwerk für den Dialog mit den Bürgerinnen und 
Bürgern. Und über 90 Prozent der Ministerinnen und 
Minister sowie Staatssekretäre haben Accounts in den 
verschiedenen Netzwerken. So viel Facebook, Twitter 
und Co. war noch nie. Martin Fuchs präsentiert aktuelle 
Social Media-Nutzungszahlen der 631 Bundestagsab-
geordneten und der Mitglieder der Bundesregierung. 
Zudem zeichnet er die Entwicklung der letzten Jahre 
nach und vergleicht die Aktivitäten mit der Landesebene. 
Ergänzt werden die quantitativen Daten mit einer kurzen 
Analyse: Wie nutzen Bundespolitikerinnen und -politiker 
Social Media und welche Ziele verfolgen sie damit? Da-
raus leiten sich weitere Fragestellungen ab: Wie verän-
dert sich die politische Willensbildung durch die Nut-
zung sozialer Netzwerke? Wie groß ist der Einfluss der 
Netzwerke auf den politischen Wettbewerb? 

Deutschland online

Deutschland ist ein Land der Onliner. Knapp 80 Prozent 
der Deutschen verfügen im Jahr 2014 über einen Internet-
anschluss, mehr als 60 Prozent über einen Breitbandan-
schluss. Politische Informationen werden immer stärker im 
Internet konsumiert. Laut einer Studie des High-Tech-Ver-
bandes BITKOM informieren sich 60 Prozent der Bundes-
bürger im Internet über Politik, in der Zielgruppe der bis 
29-Jährigen sind es sogar schon über 80 Prozent (BITKOM 
2013: 2ff.). In der Gesamtbevölkerung werden zwar Fern-
sehen, Tageszeitungen und Radio immer noch stärker zur 
Information genutzt, aber die Nutzung veränderte sich in 
den vergangen Jahren rasant zugunsten von Online-Infor-
mationen. Als Quelle dominieren die klassischen News-
Webseiten, vor Angeboten von NGOs und Social Media-
Netzwerken. Webseiten von Parteien, von Politikerinnen 
und Politikern, Informationen von Ministerien und Behör-
den sowie temporäre Angebote wie der Wahl-O-Mat der 
Bundeszentrale für politische Bildung folgen in der Nut-
zung. 
Jeder drit te Deutsche nutzt bereits Facebook, Twitter und 
Co., um sich über Politik zu informieren. Bei den Jung- und 
Erstwählerinnen und -wählern sogar schon jeder Zweite 
(BITKOM 2013: 5). Dieses Potenzial haben Politiker auf Eu-
ropa-, Bundes-, Landes- und auf kommunaler Ebene er-
kannt. Immer mehr politische Akteure sind in den sozialen 
Netzwerken aktiv und suchen den Dialog mit den Wählern 
– nicht nur im Wahlkampf.

Social Media in der Bundespolitik 

Noch nie war der Bundestag so Social Media wie in der 
18. Legislaturperiode. Mitte 2014 besitzen über 95 Prozent 
der Bundestagsabgeordneten (MdB) mindestens einen ak-
tiven Social Media-Account (Fuchs 2013a). Noch im Januar 
2013 waren es nur 86 Prozent. Insbesondere der kommuni-
kationsintensive Wahlkampf und das Nachrücken von vie-
len jungen Parlamentarierinnen und Parlamentariern im 
September 2013 führten zu einer Steigerung um neun Pro-
zentpunkte innerhalb eines Jahres. Insgesamt haben nun 
602 Angeordnete mindestens ein Profil in einem der gro-
ßen sozialen Netzwerke wie Facebook, Twitter, YouTube, 
Flickr, Google+, XING, myspace, LinkedIn, Vimeo, Four-
square oder wer-kennt-wen.de. Nach einer Studie der Uni-
versität St. Gallen nutzen 86 Prozent der Bundespolitikerin-
nen und -politiker ihre Profile regelmäßig (Meckel/Hoff-
mann 2013). Nur noch 29 Abgeordnete und somit knapp 
fünf Prozent aller Bundestagsmitglieder verzichten kom-
plett auf die Nutzung von sozialen Netzwerken (Fuchs 
2014a). 
Das beliebteste Netzwerk in der deutschen Politik ist seit 
einigen Jahren Facebook. Dies gilt auch für den Bundes-
tag. Über 90 Prozent aller Abgeordneten haben ein priva-
tes Profil, eine Fanseite oder beides, die sie für Informati-
onszwecke und den Dialog mit den Bürgerinnen und Bür-
gern einsetzen. Dabei nutzen fast zwei Drit tel der MdB 
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eine Facebook-Fanseite. Diese Form der Darstellung wurde 
von Facebook speziell für öffentliche Personen entwickelt 
und hat das Privatprofil als meistgenutzte Präsentations-
form Anfang des Jahres 2014 abgelöst. 
Auch in der Gesamtbevölkerung ist Facebook das mit Ab-
stand populärste Netzwerk. Über 27 Millionen Bundes-
bürgerinnen und Bundesbürger haben einen Account in 
diesem US-amerikanischen Netzwerk, 19 Millionen von ih-
nen sind täglich dort aktiv (Kulow 2013). Diese potenzielle 
Reichweite und die Tatsache, dass Facebook eines der ers-
ten Netzwerke auf dem Markt war, führten schnell dazu, 
dass viele Politikerinnen und Politiker hier ebenfalls aktiv 
wurden. 
Im Durchschnitt hat jeder Bundestagsabgeordnete mit ei-
ner Fanseite 4.180 Fans. Die Anzahl der Fans reicht dabei 
von fünf bis 627.000. Rechnet man die reichweitenstärkste 
Facebook-Seite in der deutschen Politik, die Präsenz von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) heraus, beträgt der 
Durchschnittswert nur noch 2.700 Fans. 
Die meisten Facebook-Profile haben die Mitglieder der 
Linksfraktion (96,8 Prozent), gefolgt von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen. In der CDU/CSU-Bundestagsfraktion nut-
zen nur 87 Prozent der Abgeordneten Facebook. Die meis-
ten Fanseiten gibt es in der SPD-Fraktion. Hier kommunizie-
ren drei von vier Abgeordneten via Facebook-Fanseite 
(Fuchs 2013). 
Der Microblogging-Dienst Twitter erfreut sich weltweit in 
der Politik großer Beliebtheit. Einer Analyse der PR-Agentur 
Burson-Marsteller zufolge twittern 68 Prozent der Staats-
chefs aller UNO-Mitgliedstaaten (vgl. Burson-Marsteller 
2014). Auch im Bundestag steigt die Nutzerzahl stetig. Ak-
tuell nutzen hier 334 Mitglieder das Netzwerk. Dies ent-
spricht gut 53 Prozent der Parlamentarierinnen bzw. Parla-
mentarier. Besonders aktiv sind die Mitglieder der Oppo-
sitionsparteien. Bei den Grünen twittern 90,5 Prozent, bei 
den Linken 69 Prozent der Abgeordneten. In den Regie-
rungsfraktionen kommunizieren deutlich weniger Politike-

rinnen und Politiker im 140-Zeichen-Format. Bei der SPD ist 
jeder zweite „Twitterati“, bei der Union sind nur knapp 40 
Prozent dabei (Pluragraph 2014a). 
Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung nutzen somit weit 
mehr Abgeordnete den Dienst als die Bürgerinnen und Bür-
ger. Bisher gibt es keine offiziellen Zahlen von Twitter, ver-
schiedene inoffizielle Analysen gehen aber davon aus, 
dass bisher lediglich sieben Prozent der Bundesbürgerin-
nen und -bürger Twitter aktiv oder passiv nutzen. Twitter ist 
in Deutschland im Gegensatz zu vielen anderen – auch 
europäischen – Ländern bisher ein Netzwerk für Multipli-
katoren, wie Journalistinnen und Journalisten, Politikerin-
nen bzw. Politiker oder Netzaktivisten, geblieben. Trotz-
dem besitzt es einen besonderen Reiz für die Abgeordne-
ten, denn sie erreichen mit einem Tweet schnell andere 
relevante politische Entscheidungsträger und Journalisten. 
Erste Bundestagsabgeordnete verzichten schon auf die 
Versendung von klassischen Pressemitteilungen und kom-
munizieren mit der Presse ausschließlich via Twitter. Ge-
rade bei aktuellen Diskussionen erreicht man Redaktionen 
und Redakteure mit O-Tönen, Diskussionsbeiträgen und 
Statements oftmals schneller und effizienter, als mit einer 
umfassenden Pressemitteilung. 
Unter den Abgeordneten haben Kanzleramtsminister Peter 
Altmaier (CDU), Ex-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück (SPD) 
sowie Vizekanzler und SPD-Bundesvorsitzender Sigmar 
Gabriel die meisten Follower. Im Durchschnitt folgen den 
Bundespolitikerinnen und Bundespolitikern 3.081 Follo-
wer. Die Anzahl schwankt dabei zwischen 64.000 und acht 
Followern. 
Als drit tes Netzwerk hat sich die Videoplattform YouTube 
im Bundestag etabliert. Aktuell nutzen rund 42 Prozent der 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier diesen Dienst mit 
einem eigenen Account bzw. Channel. Viele Videos von 
MdBs werden zudem auf den Accounts der Fraktionen 
hochgeladen; dabei handelt es sich oftmals um Plenarre-
den. Die meisten Accounts finden sich unter den Parlamen-
tariern der Grünen und der SPD, hier haben mehr als die 
Hälfte eigene Kanäle. Bei Union und Linksfraktion besitzt 
nur jeder drit te Abgeordnete einen eigenen Videokanal. 
Eng mit YouTube, einem Tochterunternehmen von Google, 
ist das soziale Netzwerk Google+ verbunden. Viele You-
Tube-Nutzer haben automatisch auch einen Google+-Ac-
count. Google+ wurde Mitte 2011 gegründet und hat sich 
weltweit als Netzwerk mit den zweitmeisten Nutzerinnen 
und Nutzern etabliert. In Deutschland geht man aktuell 
von circa 7,4 Millionen angemeldeten Nutzerinnen und 
Nutzern aus. In der Politik findet dieses Netzwerk immer 
stärkere Verbreitung. Im Bundestag nutzen 28 Prozent 
Google+. Im Januar 2013 waren es erst 16 Prozent (Fuchs 
2013a). Interessanterweise haben fast alle Fraktionen ähn-
liche Nutzerzahler, nur die CDU/CSU-Fraktion weicht ein 
wenig ab. Hier nutzen bisher nur circa 20 Prozent der Mit-
glieder Google+.
Als einziges deutsches Netzwerk mit respektablen Nutzer-
zahlen im Bundestag behauptet sich das Karrierenetzwerk 
XING, mit Sitz in Hamburg. Auch wenn nach dem Ausschei-
den der FDP hier ein Rückgang in der Nutzung sichtbar 
war, haben 170 Bundestagsabgeordnete ein aktives Profil 
auf dem Portal. Dies entspricht rund 27 Prozent. Die meis-

Screenshot von der Seite 
„www.youtube.com/bundesre-
gierung“: Bundeskanzlerin 
Angela Merkel bei einer Rede. 
Noch nie war der Bundestag 
so Social Media. Nach Face-
book und Twitter hat sich die 
Videoplattform YouTube als 
drittes Netzwerk im Bundestag 
etabliert.
 picture alliance/dpa
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ten XING-Nutzer gibt es in der CDU/CSU-Fraktion, ge-
folgt von der SPD und der Grünen-Fraktion. In der Links-
fraktion gibt es nur einen Nutzer. Bei XING handelt es sich 
nicht um ein klassisches Netzwerk für den Bürgerdialog, 
aber als Kontaktkanal gerade in Richtung Unternehmen 
und Wirtschaft kann es eine wichtige Funktion für Politike-
rinnen und Politiker haben. 
Wie bereits erwähnt, gibt es aktuell 29 Mitglieder des Bun-
destages, die sich gegen eine aktive Nutzung von sozialen 
Netzwerken entschieden haben. Bei den Nichtnutzern 
handelt es sich größtenteils um Politiker mit wichtigen poli-
tischen Ämtern (Ministerinnen und Minister, Staatssekretä-
rinnen und -sekretäre, Fraktionsvorstände), die durch-
schnittlich seit vier Legislaturperioden im Bundestag sit-
zen, überwiegend männlich sind und aus einem eher 
ländlichen Wahlkreis kommen. Für die Abstinenz lassen 
sich drei Hauptgründe nennen: (1) keine Zeit, (2) Angst vor 
fehlendem Datenschutz und (3) fehlende Dialogkultur 
(Fuchs 2014a). 
In sechs Bundesländern nutzen alle Abgeordneten min-
destens ein soziales Netzwerk, dabei handelt es sich meis-
tens um kleine Länder oder Stadtstaaten: Hansestadt Bre-
men, Freie- und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Rheinland-Pfalz, Freistaat Sachsen und Freistaat 
Thüringen. 
Selbstverständlich nutzen neben den Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern auch die Bundestagsfraktionen So-
cial Media für die Kommunikation. Dort gehören Face-
book, Twitter, Google+, YouTube und Flickr zum Standard-
instrumentarium. Die größte quantitative Social Media-
Reichweite erzielt die Linksfraktion, vor der SPD, der Union 
und den Grünen (Pluragraph 2014b). Überraschender-
weise erzielen drei Fraktionen mit Google+ die größte 
Reichweite im Vergleich zu den anderen Netzwerken. 
Die Verbreitungszahlen sagen aber noch nichts über die 
Qualität der Nutzung aus. Viele Politikerinnen und Politiker 
haben sich zwar Profile eingerichtet bzw. im Wahlkampf 

einrichten lassen, die Kultur hinter Social Media haben sie 
damit aber noch lange nicht verstanden. Oftmals werden 
die Kanäle lediglich wie eine digitale Pressemitteilung ge-
nutzt. Dialog und Interaktion sind Fehlanzeige, es findet 
keine aktive Einbindung der Fans und Follower statt, und 
die Informationen sind nicht speziell für Social Media auf-
bereitet. Somit verschenken viele Politikerinnen und Politi-
ker das Potenzial dieser Kanäle. Schaut man sich diese Pro-
file genauer an, sind die meisten falsch genutzten Accounts 
auch nicht sehr reichweitenstark und somit nicht besonders 
erfolgreich. Dies führt wiederum dazu, dass Politikerinnen 
und Politiker die Lust an der Nutzung verlieren und auch 
die Fans sich mittelfristig wieder frustriert abwenden wer-
den. Auch wenn die Nutzung von sozialen Netzwerken in 
den meisten Fällen für die Nutzerinnen und Nutzer kosten-
frei ist, benötigt man für eine gute Kommunikation Ressour-
cen – insbesondere Zeit und somit Personal. Dieser Aspekt 
wird bei der Erstellung der Profile oftmals unterschätzt. 

Social Media in der Bundesregierung

Die Tweets von Regierungssprecher Steffen Seibert (@reg-
sprecher) kennt fast jeder aus den Medien. Sie finden eine 
weite Verbreitung und werden häufig von der Presse als 
Quelle zitiert. Neben diesem Account nutzen aber auch 
weitere Mitglieder der Bundesregierung und Ministerien 
die Möglichkeiten von Social Media.
Alle 14 Bundesministerien sind in sozialen Netzwerken ak-
tiv – einige mehr, andere weniger. Wenn man die Reich-
weite der Accounts als Er folgsfaktor heranzieht, ist das 
Auswärtige Amt mit seinen deutschen und englischen Ac-
counts das erfolgreichste Ministerium, aber auch das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) und das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) sind schon länger auf Facebook 
und Twitter aktiv und mit ihren Aktivitäten erfolgreich (Plu-

Rechtsextreme und populisti-
sche Parteien nutzen das Netz-
werk Facebook ebenso und 
haben eine nicht unerhebliche 
Fanbasis. Der Erfolg zeigt, dass 
(rechts-)populistische Parteien 
eher „geliked“ werden, als dass 
sie Zustimmung bei direkten 
Umfragen erhalten.
 picture alliance/dpa
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ragraph 2014c). Mit 44.000 Fans hat das Auswärtige Amt 
die größte Community bei Facebook, gefolgt vom BMZ und 
BMWi. Bei Twitter haben die Accounts des Auswärtigen 
Amtes ebenfalls mit Abstand die meisten Follower, gefolgt 
vom BMZ und dem Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB). 
Sieben Ministerien nutzen bisher Facebook (50 Prozent), 
davon haben aber nur fünf einen offiziellen Ministeriums-
Account, die zusätzlichen Profile sind nur projektbezogene 
Accounts. Bei Twitter sind bereits zehn Ministerien (71 Pro-
zent) aktiv. Am stärksten ist YouTube innerhalb der Ministe-
rien verbreitet, über 85 Prozent der Bundesministerien be-
spielen einen eigenen Videokanal. 
Auch unter den Regierungsmitgliedern verbreitet sich die 
Nutzung von Social Media immer stärker. So nutzen be-
reits 94 Prozent aller Bundesministerinnen und Bundesmi-
nister, Parlamentarischen Staatssekretäre und Staatsminis-
ter bzw. -ministerinnen mindestens ein Netzwerk. Erweitert 
man diese Gruppe um die verbeamteten Staatssekretäre 
(die weniger politische Ämter innehaben), sinkt diese 
Quote auf 67,5 Prozent. Je politischer ein Amt ist, umso stär-
ker werden die Online-Kommunikationskanäle genutzt. 
Am weitesten verbreitet ist auch hier Facebook: 43 Ministe-
rinnen und Minister sowie Parlamentarische Staatsekre-
täre und -sekretärinnen nutzen das Netzwerk. Dies ent-
spricht 86 Prozent. Ein Minister hat im Durchschnitt knapp 
50.000 Fans, wobei auch hier die sehr hohe Fanzahl von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel verzerrend wirkt. 44 Pro-
zent der Regierungsmitglieder (Minister, Ministerinnen und 
Parlamentarische Staatsekretäre) haben einen Twitter-Ac-
count. Allein fünf Bundesministerinnen und -minister twit-
tern, durchschnittlich erreichen sie dabei ca. 23.700 Follo-
wer. YouTube wird von 36 Prozent der Regierungsmitglie-
der genutzt, XING und Google+ von etwas mehr als 20 
Prozent (Fuchs 2013b). 

Social Media in den Parteien 

In Deutschland gibt es national und regional etwas mehr 
als 100 aktive Parteien. Neben den etablierten Parteien, 
die im Europarlament, im Bundestag und in den Landtagen 
sitzen, gibt es eine große Anzahl von „sonstigen Parteien“. 
Und fast alle nutzen Social Media für die politische Kom-
munikation (Pluragraph 2014d). 
Nicht überraschend erzielt die Piratenpartei die mit Ab-
stand größte Reichweite in allen Netzwerken wie Face-
book, Twitter, Google+ und Diaspora. Auf die Internet-
partei folgen Bündnis 90/Die Grünen, die CDU und die 
Satirepartei Partei für Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Eli-
tenförderung und basisdemokratische Initiative (DIE PAR-
TEI). Betrachtet man nur die Facebook-Fans, ergibt sich ein 
für die deutsche Parteienlandschaft ungewöhnliches Bild. 
Mit weit über 150.000 Fans hat DIE PARTEI die mit Abstand 
größte Fanbasis unter den Parteien. Darauf folgen die Al-
ternative für Deutschland (AfD) mit rund 120.000 Fans, die 
Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) und 
die Piratenpartei. Mit knapp 90.000 Fans ist die LINKE die 
Bundestagspartei mit der größten Fananzahl. Auf den ers-
ten vier Plätzen liegen Parteien, die weder im Bundestag 
und – mit Ausnahme der NPD – auch in keinem der 16 Lan-
desparlamente vertreten sind. Die starke und erfolgreiche 
Nutzung zeigt, dass gerade kleine Parteien mit wenig me-
dialer Beachtung erkannt haben, dass Social Media als 

Kommunikationskanäle ein entscheidender Pfeiler ihrer 
Kommunikation sein können, um potenzielle Wählerinnen 
und Wähler direkt zu erreichen. Gerade der Erfolg von 
NPD und AfD zeigt zudem, dass populistische Parteien 
eher bei Facebook „geliked“ werden, als dass sie Zustim-
mung bei Umfragen erhalten. Ein „Like“ ist unproblemati-
scher als das politische Outing in Diskussionen mit Freun-
den und Bekannten. Vergleicht man diese Zahlen mit der 
Anzahl der Fans von NGOs und Vereinen, sind die Potenzi-
ale der Parteien bei weitem noch nicht ausgeschöpft. Der 
Tierschutzverein Tasso e. V. hat z. B. über 700.000 Fans und 
sowohl die Deutsche Knochenmark-Spendendatei (DKMS) 
als auch der ADAC über 400.000 Fans. 
Aber gerade Parteien tun sich aus verschiedenen Gründen 
mit einer guten Social Media-Kommunikation schwer. Zum 
einen sind sie als Mitgliederorganisationen bei der Mei-
nungsbildung immer abhängig von Mehrheitsdiskussionen 
und -entscheidungen. Schnelle Reaktionen und Antworten 
sind aus diesem Grund oftmals nicht möglich. Zudem funk-
tionieren soziale Netzwerke vor allem dann, wenn Men-
schen kommunizieren. Bei Parteien ist es schwer erkennbar, 
wer denn nun gerade für die Partei postet oder kommen-
tiert. Menschen wollen aber mit Menschen interagieren, 
nicht mit unpersönlichen Organisationen bzw. deren Profi-
len (Leston-Bandeira 2014). Außerdem ist der Kommunika-
tion der großen Parteien noch anzumerken, dass man keine 
Fehler machen möchte. Inhalte sind oftmals wenig zuge-
spitzt, nicht emotional und speziell für das Netzwerk auf-
bereitet. Und es fehlt an exklusiven Informationen, die man 
nur als Fan oder Follower erhält. Dies sind allesamt Erfolgs-
faktoren, die u. a. den Erfolg der Facebookseite der AfD 
erklären. 
Bei Twitter entsprechen die Followerzahlen dann wieder 
eher der gesellschaftlichen Relevanz der Parteien. Unter 
den fünf Parteien mit den meisten Followern befinden sich 
alle vier Bundestagsparteien, darauf folgt die FDP. Die 
meisten Follower hat die Piratenpartei (ca. 125.000), ge-
folgt von den Grünen und der SPD. Trotz dieser hohen Fol-
lowerzahlen sehen Kritiker auch hier noch viel unausge-
schöpftes Nutzungspotenzial bei den Parteien (Wagner 
2014).
Vergleicht man die geringen Nutzerzahlen von Google+ 
mit denen von Facebook, erzielen die Parteien überdurch-
schnittlich hohe Followerzahlen im sozialen Netzwerk von 
Google. Fast alle Bundestagsparteien haben an die 
40.000 +1 (Wert von Google+, der dem Like auf Facebook 
entspricht), die Piratenpartei sogar 87.000, die Grünen 
knapp 65.000. Ein Blick auf die Nutzung der Profile offen-
bart zudem eine sehr starke Nachfrage von Google+ 
durch die Nutzerinnen und Nutzer. Das Profil der Piraten-
partei wurde bereits über 13 Millionen Mal aufgerufen, 
das der Grünen über sechs Millionen Mal und das der Lin-
ken immerhin schon über zwei Millionen Mal.
Neben diesen drei Netzwerken gehören zudem die Nut-
zung von YouTube, des Fotonetzwerkes Flickr, von XING, 
des Audiodatei-Netzwerkes soundcloud und einiger wei-
terer zielgruppenspezifischer Netzwerke zum Standard 
bei vielen Parteien. Dies gilt für die Bundes- wie auch die 
Landesebene.
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Social Media in der Landespolitik

Im Gegensatz zur starken Verbreitung von Social Media 
auf Bundesebene nimmt die Nutzung auf Ebene der Lan-
despolitik etwas ab. Nur ca. 75 Prozent der Landespolitike-
rinnen und Landespolitiker nutzen soziale Netzwerke (Me-
ckel/Hoffmann 2013). Aber auch hier ist in den letzten Jah-
ren ein kontinuierlicher Anstieg deutlich sichtbar. Zudem 
haben Miriam Meckel und Christian P. Hoffmann heraus-
gefunden, dass Landespolitikerinnen und -politiker im Ver-
gleich zu Bundespolitikerinnen bzw. -politikern dialogori-
entierter eingestellt sind. 
Bei der Nutzung zeigen sich große Unterschiede zwischen 
den Bundesländern: in Niedersachsen haben beispiels-
weise 86 Prozent der Landtagsabgeordneten mindestens 
ein Social Media-Profil, in Mecklenburg-Vorpommern sind 
es nur 52,1 Prozent (Hadem 2014). Tendenziell nutzen Ab-
geordnete aus den west- und norddeutschen Ländern sozi-
ale Netzwerke öfter als ihre Kolleginnen und Kollegen im 
Süden und Osten der Republik. Facebook wird bundesweit 
von 70 bis 80 Prozent der Landtagsabgeordneten genutzt, 
Twitter von circa 30 bis 40 Prozent der Politikerinnen und 
Politiker. 
Auch bei der Reichweite der Aktivitäten erreichen Landes-
politikerinnen und -politiker nur selten die Werte der Bun-
desebene. Es gibt aber einige sehr aktive und langjährige 
Landespolitikerinnen und -politiker, die bei Facebook und 
Twitter beachtliche Fan- und Followerzahlen erreichen, 
dazu gehören unter anderem Patrick Dahlemann, Ralf 
Stegner und Torsten Schäfer-Gümbel (alle SPD), Katja Su-
ding (FDP), Markus Söder (CSU), Bodo Ramelow (Die 
LINKE), Christopher Lauer (ehemals Piratenpartei) und Ta-
rek Al-Wazir (Bündnis 90/Die Grünen). Insbesondere pro-
minente Mitglieder von Landesregierungen, wie Minister-
präsidentinnen und -präsidenten, Ministerinnen und Mi-
nister konnten sich im Social Web bereits eine große 
Unterstützerbasis aufbauen. 
Von den 16 Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsiden-
ten nutzen 15 eine Facebookseite, lediglich der Bremer 
Bürgermeister Jens Böhrnsen (SPD) verzichtet bisher dar-
auf. Mit knapp 40.000 Fans konnte sich die nordrhein-
westfälische Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) 
die bisher größte Fanbasis aufbauen, gefolgt von Horst 
Seehofer (CSU) und Klaus Wowereit (SPD) (Pluragraph 
2014e). Bei Twitter hingegen sind bisher erst sechs Minis-
terpräsidentinnen bzw. -präsidenten aktiv, dies entspricht 
37,5 Prozent aller Landesoberhäupter. Auch hier hat mit 
weitem Abstand Hannelore Kraft die meisten Follower, ge-
folgt vom Ersten Bürgermeister Hamburgs, Olaf Scholz 
(SPD), und der saarländischen Regierungschefin Annegret 
Kramp-Karrenbauer (CDU). 
In der Exekutive der Länder sind Social Media noch am 
wenigsten angekommen, aktuell nutzen erst 42 Landesmi-
nisterien mindestens eines der Netzwerke. Dabei sind die 
meisten Ministerien in Thüringen, Sachsen, Saarland und 
Baden-Württemberg aktiv (Pluragraph 2014f). 

Ein Blick in die Zukunft: Die Frage ist nicht mehr ob, 
sondern wie und was

Bürgerinnen und Bürger informieren sich immer stärker im 
Internet, insbesondere auch über das politische Gesche-
hen vor Ort und in der Welt. Sie diskutieren in Foren über 

Themen und Politiker, twittern über Bundestagsreden und 
editieren Wikipedia-Artikel von Kandidatinnen und Kandi-
daten. Das heißt: Unabhängig davon, ob eine Politikerin 
oder ein Politiker eigene Präsenzen im Netz besitzt und 
diese bespielt – über sie oder ihn und deren Themen wird 
online gesprochen, genauso wie am Stammtisch. Die Frage 
ist heute also eher: Lasse ich über mich reden, oder rede ich 
mit? Politikerinnen und Politiker müssen – wie auch schon in 
der Vergangenheit – dort sein, wo die Bürgerinnen und 
Bürger sind, wo Diskussionen statt finden und wo sie ihre 
Informationen und Positionen aktiv vertreten können. Dies 
ist in Zukunft immer öfter das Internet. Die Frage ist deshalb 
also nicht mehr: Muss ich das tun? Sondern: Wo muss ich 
sein, und was wird von mir dort erwartet? 
Dabei wird es für Politikerinnen und Politiker entscheidend 
sein, nicht nur dabei zu sein, sondern von Anfang an zu 
überlegen, wen man mit der Kommunikation erreichen will, 
welche Ziele man selbst verfolgt und welcher Kommunika-
tionstyp man ist. Nur mit diesen Vorüberlegungen sollte 
man eine Social Media-Strategie erstellen. Nicht immer 
sind die großen bekannten Netzwerke der richtige Kanal. 
Eventuell erreicht man die Zielgruppen auch über lokale 
und regionale Foren, Netzwerke oder Nachrichtenportale 
für bestimmte Zielgruppen (z. B. Tierliebhaber-Netzwerke, 
seniorbook.de) besser, als mit den marktführenden Netz-
werken. 
Ein kontinuierliches Online-Monitoring sollte heute zum 
Standard in der Politik gehören. Das ist meines Erachtens 
fast wichtiger, als auf verschiedenen Kanälen selbst prä-
sent und aktiv zu sein. Politikerinnen und Politiker müssen 
analog zum klassischen Presseclipping wissen, was und 
wo online diskutiert wird, wer die Online-Meinungsmacher 
sind, welche Themen die Bürgerinnen und Bürger im Wahl-
kreis bewegen und wie sich Themen und Stimmungen im 
Zeitablauf verändern. Das Potenzial für diese „politischen 
Seismographen“ ist noch lange nicht ausgeschöpft. Mei-
nungsforschung war noch nie so einfach und kostengüns-
tig wie heute. Auch wenn man online nur bestimmte Ziel-
gruppen erreicht und deren Meinungen erfährt und nie die 
Stimmung der gesamten Wählerschaft. 

Der Wunsch nach Dialog bleibt bestehen, Netzwerke 
können verschwinden

Die oben zitierten Daten und Analysen zur Nutzung der 
verschiedenen sozialen Netzwerke sind eine Momentauf-
nahme. Social Media-Angebote sind einer Dynamik unter-
worfen, die die klassischen Medien in dieser Form bisher 
nicht kannten. Neue Netzwerke entstehen aus neuen Be-
dürfnissen der Nutzerinnen und Nutzer, und ebenso ver-
schwinden bestehende und etablierte Netzwerke nach nur 
wenigen Jahren und großem Erfolg wieder. Facebook ist 
erst zehn Jahre alt, in Deutschland ist es erst seit drei bis 
vier Jahren das größte Netzwerk und schon heute wird 
über das Ende von Facebook offen diskutiert. 
Was sich allerdings nicht ändern wird: Der Wunsch nach 
Dialog. Er gehört zu den wichtigsten Erwartungen der Bür-
gerinnen und Bürger an die Politik (Goda 2013). Für Politi-
kerinnen und Politiker bedeutet dies, den Rückkanal der 
sozialen Netzwerke aktiv zu nutzen und ein Dialogange-
bot zu unterbreiten. Online kann dies wesentlich niedrig-
schwelliger realisiert werden als z. B. durch eine Bürger-
sprechstunde im Wahlkreisbüro oder die öffentliche Einla-
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dung ins Hinterzimmer. Gerade Social Media bieten durch 
die Zeit- und Ortsunabhängigkeit der Kommunikation ei-
nen effizienten Kanal für den Dialog. 
Nicht die Netzwerke sind dabei entscheidend, sondern 
die Möglichkeit, Politikerinnen und Politiker dort zu errei-
chen, wo man sich als Bürgerin bzw. Bürger sowieso auf-
hält. Sollte ein Netzwerk (wie zuletzt z. B. StudiVZ oder 
myspace) nicht mehr aktiv genutzt werden, müssen andere 
Dialogkanäle gefunden und genutzt werden. 

Mit Social Media werden Politikerinnen und Politiker 
zu eigenen Verlegern

Die Beispiele von AfD und NPD zeigen deutlich, welches 
Potenzial die direkte Kommunikation von Parteien und Poli-
tikern haben kann. Auch wenn die klassischen Medien nur 
wenig über außerparlamentarische Parteien berichten, 
ihre Anhängerinnen und Anhänger erreichen sie trotzdem. 
Ein eigener Medienkanal macht politische Akteure unab-
hängiger von den Massenmedien. Ein Facebook-Posting 
kann heute schon Millionen Menschen direkt erreichen. 
Spätestens dann ist es auch ein Thema für die Medien, die 
über dieses Posting bzw. den Inhalt berichten. Dieser Me-
chanismus war in der Vergangenheit bereits öfter zu beob-
achten. Denn auch die Redakteurinnen und Redakteure 
richten sich nach dem, was online nachgefragt wird, in der 

Hoffnung, damit die Wahrnehmung der eigenen Ange-
bote zu erhöhen. 
Nur wer als Politikerin und Politiker eigene Kanäle pflegt 
und eine Community von Entscheidern und Interessierten 
als Fans und Follower gewinnt, kann in einem Krisenfall 
oder bei aktuellen Diskussionen seine Meinung prominent 
in den Diskussionsprozess einspeisen. Bekannt ist, dass 
viele Journalistinnen und Journalisten bei aktuellen Diskus-
sionen oder erwarteten und unerwarteten Anlässen (Rück-
trit te, Unglücke, internationalen Krisen) ihre Recherchen 
auf O-Töne bei Twitter beschränken. Zum einen sind diese 
schnell und einfach recherchierbar, zum anderen müssen 
diese Informationen nicht aktiv eingeholt werden. Das Po-
tenzial ist bei weniger prominenten Politikerinnen und Poli-
tikern sogar noch höher, da diese es so schaffen können, 
das „Zitierkartell“ der Politprominenz durch Schnelligkeit 
und fundierte Positionierungen zu durchbrechen. 
Das Fernsehen gilt weiterhin bei vielen Politikerinnen und 
Politikern als der wichtigste Kanal für die politische Kom-
munikation, wenn es darum geht, möglichst breite Schich-
ten zu erreichen. Nur die allerwenigsten schaffen es aber 
mit eigenen Aussagen in vielgesehene Formate wie Tages-
schau, heute journal oder RTL aktuell. Mit YouTube oder 
anderen Videoplattformen steht ihnen aber ein eigener 

Das Logo der Internetseite 
Twitter: Nur wer als Politikerin 
und Politiker eigene Kanäle 
pflegt und eine Community 
von Interessierten als Fans und 
Follower gewinnt, kann seine 
Meinung prominent in den Dis-
kussionsprozess einschleusen. 
Mit Social Media werden Politi-
kerinnen und Politiker zu eige-
nen Verlegern.
 picture alliance/dpa
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Bewegtbildkanal zur Verfügung. Schon heute hat YouTube 
monatlich mehr Zuschauerinnen und Zuschauer als alle 
deutschen TV-Kanäle zusammen. Mit geringen finanziel-
len Mitteln kann man hier politische Inhalte in Wort, Bild, 
Ton und mit Hilfe von Grafiken aufbereiten und so auch 
komplexe Themen durchaus bürgernah verbreiten. Bisher 
nutzen noch sehr wenige Politikerinnen und Politiker die 
weitreichenden Möglichkeiten von Bewegtbildern für die 
Kommunikation. Er folgreiche Videos wie z. B. eine Rede 
von Gregor Gysi (Die LINKE) im Bundestag zur Ukraine-
krise1 erreichen heute schon fast 400.000 Zuschauer, eine 
Reichweite die viele TV-Formate nicht erzielen. 
Social Media verändern immer stärker die politische Mei-
nungsbildung. Durch kritische Blogs, Twitter-Kampagnen 
und Online-Petitionen werden schon heute die Medien- 
und Politikagenda beeinflusst. Dies zeigen Beispiele wie 
#Aufschrei, ACTA und die Crowdsourcing-Projekte rund 
um Plagiate in wissenschaftlichen Arbeiten von Politikerin-
nen und Politikern. Diese Impulse aus dem Netz werden 
zukünftig eher zu- als abnehmen. Die Organisation von 
schwachen Interessen über Social Media-Instrumente ist 
ein neuer Weg der Zivilgesellschaft, neben den etablier-
ten Medien Einfluss auf die Politikgestaltung zu nehmen. 
Dieses Online-Agenda-Setting sollte Politikerinnen und 
Politikern bewusst sein, wenn es um die Repräsentation von 
Bürgerwillen geht. Und sie sollten diese Wege nutzen, um 
eigenen politischen Ansichten ein größeres Gewicht in der 

Diskussion zu geben. Neben dem parlamentarischen Weg 
können Online-Diskussionen ganz direkt die politische 
Meinungsbildung im Gesetzgebungsprozess beeinflus-
sen. 

Politisches Handeln muss stärker erklärt werden 

Politik ist ein eigenes System. Dies vergessen viele Politike-
rinnen und Politiker, sobald sie in diesem System selbst 
agieren und sich in dieser Blase bewegen. Für sie steht der 
tägliche Kampf um Argumente, Positionen und vielleicht 
auch Posten im System im Vordergrund. Zu Wahlzeiten än-
dert sich dies für einen gewissen Zeitraum. Dass Politik und 
das tägliche Tun aber auch erklärt werden müssen, verges-
sen viele. Zur Politik gehört auch, Politik zu vermitteln. Das 
ist heute sogar fast genauso wichtig, wie Politik zu gestal-
ten. Denn Politik ist nichts wert, wenn Politikerinnen und Po-
litiker nicht bereit sind, mit Bürgerinnen und Bürgern zu 
kommunizieren. Nicht jeder weiß, was der Bundesrat 
macht, wie eine Ausschusssitzung abläuft, was eine Peti-
tion ist oder was ein MdB eigentlich 16 Stunden am Tag so 
macht. Für diesen Blick hinter die Kulissen eignen sich So-
cial Media perfekt. 
Neben der Vermittlung von Inhalten sollte politische Bil-
dung im klassischen Sinne zum Alltag von Politikerinnen 
und Politikern gehören. Mit keinem anderen Medium ist 
dies kontinuierlich und so niedrigschwellig möglich, wie mit 
Hilfe von sozialen Netzwerken. Gerade der Blick hinter die 
Kulissen des politischen Geschäfts macht das Handeln, 
das Zustandekommen von Positionen und das Verständnis 
für Entscheidungen transparent und nachvollziehbar. Poli-
tikverdrossenheit und niedrige Wahlbeteiligung basieren 
oftmals auf fehlenden Informationen und dem Gefühl, nicht 
genau zu wissen, warum Politik so handelt wie sie handelt. 
Die Demokratie benötigt deshalb mehr Transparenz und 
mehr Einblicke in die politischen Prozesse und in das Sys-
tem Politik. Social Media können helfen, diesen Einblick zu 
gewähren und Verständnis für politisches Handeln zu er-
zeugen. 

Die nächste Wahl ist nur mit einer mobilisierbaren 
Community zu gewinnen

Eine Studie der Westfälischen Wilhelms-Universität Müns-
ter zeigt für den Bundestagswahlkampf im Jahr 2013, dass 
Social Media so gut wie keine Effekte auf die öffentliche 
Sichtbarkeit von Kandidatinnen und Kandidaten beim 
Kampf um Wählerstimmen hatten (Domahidi/Günther/
Quandt 2014). Dies ist allerdings nur ein Aspekt von Social 
Media. Bei der Bundestagswahl war es für viele Kandida-
tinnen und Kandidaten noch wichtiger, direkt durch Wer-
bung oder redaktionelle Inhalte in den klassischen Medien 
vorzukommen. Alle Studien zum Informationsverhalten zei-
gen jedoch, dass immer weniger Wählerinnen und Wähler 
sich in der Tageszeitung, durch Radio oder Fernsehen über 
politische Inhalte und Kandidaten informieren. Insbeson-
dere bei Jung- und Erstwählern nimmt die Zahl von Tages-
zeitungsabonnenten oder (linearen) Fernsehzuschauern 
und -zuschauerinnen drastisch ab. Die größte und wahl-
entscheidende Gruppe, die über 60-Jährigen2, ist zudem 
immer öfter online. Bei Facebook verzeichnet die Alters-
gruppe 50 plus die größten Wachstumsraten. 

Wahlkampf im Netz: Eine gut gepflegte politische Commu-
nity ist eine wertvolle Basis für die Mobilisierung, da hier 
bereits Vertrauen, Bekanntheit und Nähe zu potenziellen 
Wählerinnen und Wählern lange vor dem eigentlichen 
Wahlkampf hergestellt werden.
 picture alliance/dpa
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Dieses veränderte Mediennutzungsverhalten und die Tat-
sache, dass Medien nicht kontinuierlich und umfassend 
über die politischen Aktivitäten von Politikerinnen und Poli-
tikern berichten, führen zu dem oben beschriebenen zu-
nehmenden Aufbau von eigenen Social Media-Kanälen 
durch politische Verantwortungsträger. Diese Kanäle er-
möglichen es, zwischen den Wahlen kontinuierlich aus 
dem politischen Alltag zu berichten, Bürgerinnen und Bür-
ger in die eigene Politik einzubinden und sie dadurch auch 
stärker an sich zu binden. Im Online-Marketing spricht 
man in diesem Zusammenhang von Community-Aufbau. 
Eine gut gepflegte politische Community ist eine wertvolle 
Basis für die Mobilisierung, da hier bereits Vertrauen, Be-
kanntheit und Nähe zu potenziellen Wählerinnen und 
Wählern lange vor dem Wahlkampf hergestellt werden. 
Communities sind kein neues Phänomen, schon immer war 
es wichtig, dass Politikerinnen und Politiker im Wahlkreis 
vernetzt sind und die Wählerschaft im Vorfeld von Wahlen 
ein möglichst umfassendes Bild des Politikers hat. Dies 
reicht aber in Zukunft nicht mehr aus. Genauso muss eine 
Kandidatin bzw. ein Kandidat auch online bekannt sein, 
mit den wichtigsten digitalen Stakeholdern vernetzt sein 
und eine Community besitzen, die sie oder er im Wahl-
kampf aktivieren und mobilisieren kann. 
Deshalb reicht es auch nicht, wenige Wochen vor der Wahl 
mit dem Community-Aufbau zu beginnen. Dies ist ein lang-
fristiger Prozess. Bereits Gewählte haben dabei den Vor-
teil, dass sie bereits über Ressourcen und Communities ver-
fügen, die sie seit den letzten Wahlen pflegen konnten. 
Unbekannte Kandidatinnen und Kandidaten, die erst we-
nige Monate vor der Wahl als Herausforderer in Erschei-
nung treten, haben es somit wesentlich schwerer, sich eine 
schlagkräftige Online-Community aufzubauen. Dies kann 
zu Verzerrungen im demokratischen Wettbewerb führen 
(Fuchs 2014b). Etablierte Politikerinnen und Politiker sowie 
zukünftige Kandidatinnen und Kandidaten müssen heute 
schon lange vor dem Wahltermin mit dem Community-Auf-
bau beginnen. 2017 wird diese wichtiger sein als die Prä-
senz in den klassischen Medien. 
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KOMMUNALE PARTIZIPATION VIA INTERNET

Kommunale Online-Beteiligung: Stand 
und Herausforderungen kommunaler 
Bürgerbeteiligung
Alma Kolleck

Kommunaler Haushalt, Familie und Zusammenleben, 
Stadt- und Bauplanung – dies ist nur eine Auswahl der 
Themen, zu denen Bürgerinnen und Bürger bei kommu-
nalen E-Beteiligungsverfahren ihre Präferenzen angeben, 
miteinander diskutieren und sich informieren können. 
Allerdings gehen Politik sowie Verwaltung als Initiatoren 
und Bürgerinnen und Bürger als Teilnehmende oft mit 
unterschiedlichen Erwartungen an E-Partizipation heran. 
Oftmals kommen alle Beteiligten am Ende solcher Online-
Verfahren zu einem eher resignierten Fazit. Alma Kolleck 
diskutiert (1) das Spannungsfeld zwischen garantierter 
Mitentscheidung und unverbindlicher Konsultation der 
Bürgerinnen und Bürger, in dem sich Online-Beteiligung 
bewegt, und plädiert (2) für realistische Erwartungen im 
Hinblick auf kommunale Online-Beteiligungsverfahren. 
Bewertungskriterien, die aus Bereichen der direkt-demo-
kratischen und repräsentativ-demokratischen Partizipa-
tion entlehnt sind, taugen nur bedingt für konsultative 
Online-Verfahren. Online-Beteiligung kann nicht mit den 
verfassten Formen politischer Partizipation gemessen 
werden. Deshalb – so das Fazit – sollten für eine ange-
messene Bewertung auch Kriterien aus dem Bereich des 
E-Government Verwendung finden. 

Partizipation oder unverbindliche Konsultation?

Kümmern sich Politiker um die Belange einfacher Bürgerin-
nen und Bürger? Nein, sagen 80,4 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger Deutschlands und drücken damit aus, was 
in vielen anderen Kennzahlen ebenfalls deutlich wird 
(etwa bei Fragen zum politischen Vertrauen oder den ste-
tig sinkenden Wahlbeteiligungsquoten; ALLBUS 2008): 
Bürgerinnen und Bürger zweifeln mehrheitlich daran, dass 
die Politik ihre alltäglichen Probleme löst bzw. dass Politi-
kerinnen und Politiker dies überhaupt anstreben. Dieses 
Problem diskutieren Medien und Wissenschaften unter ei-
ner Vielzahl von Schlagworten wie zum Beispiel politi-
scher Vertrauensverlust, Politik(er)verdrossenheit oder 
-müdigkeit und politische Apathie (vgl. Braun/Geisler 
2012). Neben einer Vielzahl von Begrif fen existier t auch 
eine Bandbreite von möglichen Gegenmitteln, zu denen 
eine verstärkte politische Einbindung der Bürgerinnen und 
Bürger zählt. Insbesondere die kommunale Ebene wird 
hier als er folgversprechend gesehen, da kommunalpoliti-
sche Probleme im wahrsten Sinne des Wortes vor der 
Haustür liegen und somit Bürgerinnen und Bürger alltags-
nah politisch partizipieren können (vgl. Kim/Lee 2012; 
Wohlers 2009). Dabei wird das Internet heute vielfach als 
wichtigstes oder einziges Beteiligungsmedium gewählt, 

da es den Bürgerinnen und Bürgern eine zeitlich und räum-
lich flexible Beteiligung erlaubt und Politik sowie Verwal-
tung multimediale Informationen auf der Platt form ver-
knüpfen und die Beteiligungsdaten (vermeintlich) leichter 
analysieren können als bei analogen Verfahren (vgl. Weh-
ner/Märker 2013).
Oft beginnen sowohl kommunale Verwaltung und Politik 
als Initiatoren, als auch die Bürgerschaft als Teilnehmende 
das Verfahren mit großen Erwartungen. Die Politik erhofft 
sich Legitimation für ihre Entschlüsse durch ein innovatives 
Verfahren, die Verwaltung qualifizierte Bürgervorschläge 
und innovative Ideen, die Bürgerinnen und Bürger umfas-
sende Mitsprache bei politischen Entscheidungen (vgl. 
Berner u. a. 2011). Am Ende des Verfahrens kommen alle 
Beteiligten der anfänglichen Motivation zum Trotz häufig 
zu einem resignierten Fazit. Woran liegt das? Klaus Selle 
fasste diese Erfahrung unter dem Schlagwort des „Partici-
tainment“ zusammen, das eine Bürgerbeteiligung als l’art 

Die Verfahren der kommunalen Online-Beteiligung sind sehr 
unterschiedlich. So kann die Meldung von Schlaglöchern 
noch als verhältnismäßig wenig komplexes Problem begrif-
fen werden. Voraussetzungsvolle politische Themen wie sozi-
ale Integration, Inklusion und kommunale Haushaltsplanung 
hingegen sind weitaus komplexer. picture alliance/dpa
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pour l’art meint: „Particitainment greift um sich. Statt subs-
tanzieller Diskurse im Kontext einer lebendigen lokalen De-
mokratie wird eine Bürgerbeteiligung inszeniert, die Teil-
habe an Meinungsbildung und Entscheidungen sugge-
riert, ohne dies einlösen zu können“ (Selle 2011: 3). Und 
tatsächlich ist beim Start vieler Verfahren kein klares Ziel 
des Instruments benannt, es sind keine Schrit te über das 
Abfragen der Bürgermeinung hinaus geplant und die öf-
fentliche Kommunikation preist die Neuheit des Verfah-
rens, ohne seine Begrenzungen klar zu benennen. Vor die-
sem Hintergrund plädiert dieser Beitrag dafür, die Krite-
rien zur Bewertung von Online-Beteiligungsverfahren an 
die bestehenden Realitäten anzupassen und sie nicht mit 
dem gleichen Maß zu messen wie verfasste Formen politi-
scher Partizipation. Bevor wir auf die Chancen und Her-
ausforderungen kommunaler E-Partizipation eingehen, 
soll zunächst ein kleiner Überblick über bestehende Ver-
fahren der kommunalen Online-Beteiligung gegeben wer-
den. Diese werden in ein Spannungsfeld unterschiedlicher 
Gestaltungsoptionen eingeordnet, so dass deutlich wird, 
welche demokratietheoretischen Fragen kommunale On-
line-Beteiligung aufwir ft. Abschließend zeigt der Artikel 
auf, dass die Bewertungskriterien oft aus den Bereichen 
der direkt-demokratischen und repräsentativ-demokrati-
schen Partizipation entlehnt sind. Diese taugen nur einge-
schränkt für die hier betrachteten, rein konsultativen und 
informellen Verfahren, weshalb – so das Fazit – auch Krite-
rien aus dem Bereich des E-Government in die Bewertung 
einfließen sollten.

Stand der kommunalen Online-Beteiligung in 
Deutschland

Online-Beteiligungsinstrumente, die die kommunale Ver-
waltung oder Politik initiiert hat,1 lassen sich thematisch in 
fünf Verfahrenstypen kategorisieren (siehe Tabelle 1). Der-
zeit fokussieren die meisten kommunalen Online-Beteili-
gungsverfahren auf Fragen der Stadt-, Haushalts- und Ver-
kehrsplanung. Darüber hinaus gibt es thematische Dia-
loge, die zu einer Vielzahl von Sachverhalten statt finden, 
beispielsweise zu Fragen des Zusammenlebens in der 
Stadt (Integration und Inklusion, Familienfreundlichkeit). 
Dieser Typ ist nicht so sehr durch ein gemeinsames Thema 
charakterisiert, sondern durch die allgemeine und ergeb-
nisoffene Diskussion von gesellschaftlich relevanten Sach-

verhalten. Im Gegensatz zu den anderen Verfahren steht 
hier ausschließlich der Austausch im Mittelpunkt, nicht so 
sehr die politische Umsetzbarkeit. Verfahren zur Anliegen-
bearbeitung (oft auch als „Beschwerdemanagement“ be-
zeichnet) dienen der unmittelbaren administrativen Bear-
beitung von kleineren Infrastrukturproblemen wie defekter 
Straßenbeleuchtung und Ähnlichem. Eigentlich sind sie 
dem Bereich E-Government zuzuordnen. Da sich die Anlie-
gen der Bürgerinnen und Bürger jedoch häufig auch auf 
politisch komplexe Sachverhalte beziehen, die vom Rat 
oder Magistrat entschieden werden, sind sie hier als Betei-
ligungsverfahren mit aufgeführt. Reine Informationsverfah-
ren wie offene Haushalte und Ähnliches fallen aus dieser 
Betrachtung heraus. Allen Verfahren gemein ist, dass sie 
eine rein konsultative Beteiligung der Bürger vorsehen. Dies 
ist den Verfahrensbeschreibungen zwar zumeist klar zu 
entnehmen, doch viele Slogans („Frankfurt fragt mich“, 
„Deine Stadt – Dein Geld“, „Helfen Sie uns beim Geld aus-
geben“2) suggerieren, dass eine direkte politische Mit-
sprache der Bürgerinnen und Bürger garantiert wird. Ähn-
lich suggestiv wirkt der oft gewählte Abstimmungsmodus, 
bei dem Bürgerinnen und Bürger Favoriten wählen können, 
so dass am Ende eine Liste der beliebtesten Bürgereinga-
ben und der jeweils erreichten Stimmen pro Eingabe steht. 
Dies mag schnell den Eindruck erwecken, dass die Bürger-
vorschläge mit den meisten Stimmen garantiert politisch 
umgesetzt würden. Tatsächlich hängt die politische Um-
setzung der Bürgervorschläge von einer Vielzahl von Fak-
toren ab, die noch nicht genauer untersucht sind. Denkbar 
erscheint, dass die politische Umsetzung einer Bürgerein-
gabe unter anderem von der verständlichen Formulierung 
der Bürgereingabe abhängt, davon, ob sie zu bisherigen 
politischen Vereinbarungen oder Programmen passt, ob 
sie aktuelle politische Debatten betrif ft und sicherlich auch 
vom generellen politischen Willen, Bürgereingaben umzu-
setzen.
Die Verfahren teilen neben ihrem konsultativen Charakter 
eine weitere Gemeinsamkeit, nämlich ihre Nähe zu E-
Government, also der elektronischen Bereitstellung von 
Verwaltungsdiensten. Versteht man E-Partizipation in An-
lehnung an Steffen Albrecht (2010: 51) als die „Teilhabe 
von natürlichen und juristischen Personen und ihren Grup-

Tabelle 1: Kommunale Online-Beteiligungsverfahren in Deutschland (Top-down)

Bereich Konkrete Stadtpla-
nung Thematische Dialoge Verkehrsplanung Haushaltsplanung Anliegenbearbeitung

Beteili-
gungs-
merk-
male

oft starke Betonung 
auf Informierung der 
Bürgerinnen und Bür-
ger; im Vordergrund 
steht meist der Dialog; 
z. T. zusätzlich Erstel-
lung eines Bürgermei-
nungsbildes

großes Themenspekt-
rum; Dialog zwischen 
Bürgern, z. T. mit Ver-
waltung/Politik

große Varianz hin-
sichtlich Größe des zu 
planenden Areals; 
Bürgereingaben, häu-
fig mit Votings und 
Bestenliste

häufiger Typ: Bürger-
vorschläge mit Besten-
liste; Varianten: Be-
schränkung auf ein-
zelne Politikbereiche 
oder Sparhaushalt

direkte Kommunikation 
von einzelnen Bürge-
rinnen und Bürgern zur 
Verwaltung; Anliegen 
sehr unterschiedlich 
umfangreich; eher E-
Government

Beispiel Ludwigshafen disku-
tier t

Wie will ich leben in 
Hannover?

Radsicherheit in Berlin Bürgerhaushalt Stutt-
gart

Mängelmelder Gie-
ßen

Link https://ludwigshafen-
diskutier t.de/

https://www.familien-
leben-hannover.de/

https://radsicherheit.
berlin.de/

https://www.buerger-
haushalt-stuttgart.de/

http://www.maengel-
melder.giessen.de/

Quelle: Eigene Darstellung, A. Kolleck
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pierungen an den Entscheidungsprozessen der staatlichen 
Gewalten mit Mitteln der IuK-Technologien“, stellt sich die 
Frage: Wo sind die hier betrachteten Verfahren zu veror-
ten? Dafür, die Verfahren auf einem Kontinuum zwischen 
E-Government und E-Partizipation näher am Pol E-Govern-
ment einzuordnen spricht, dass die Verwaltung oft der zen-
trale Akteur in Sachen Initiierung, Durchführung und Aus-
wertung der Verfahren ist. Zugleich dienen Verfahren, die 
von ihrem Prinzip her an das Anliegenmanagement ange-
lehnt sind (etwa: Schlaglöcher oder unsichere Kreuzungen 
für Radfahrer melden) der Verbesserung einer kommuna-
len Infrastruktur bzw. Dienstleistung. Für eine Positionie-
rung der Verfahren nahe dem Pol E-Partizipation spricht, 
dass zumeist politische Gremien (wie der Magistrat oder 
Rat) die Letztentscheider über die Bürgereingaben sind 
und dass teilweise auch genuin politische Fragen in den 
Beteiligungsverfahren thematisiert werden (etwa Integra-
tion, kommunales Zusammenleben oder Haushaltspla-
nung). Auch wenn eine klare Verortung zwischen beiden 
Polen schwierig erscheint, so wird deutlich, dass sich kom-
munale Top-down-Beteiligungsverfahren nicht zuletzt auf-
grund ihres konsultativen und wenig institutionalisierten 
Charakters zwischen E-Government und E-Partizipation 
bewegen. Dies spielt für die Bewertung der Verfahren eine 
zentrale Rolle, wenn sich die Frage stellt, ob die Verfahren 
an Erfolgskriterien von Demokratie oder von E-Govern-
ment gemessen werden sollen. Darauf wird im Folgenden 
näher eingegangen.

Gestaltung von kommunaler Online-Beteiligung

Die Verfahren der kommunalen Online-Beteiligung sind, 
wie in dem kurzen Überblick bereits deutlich geworden ist, 
sehr unterschiedlich. Sie unterscheiden sich nicht nur the-
matisch, sondern auch hinsichtlich (1) der Komplexität der 
jeweils verhandelten politischen Probleme. So kann die 
Meldung von Schlaglöchern noch als verhältnismäßig we-
nig komplexes Problem begriffen werden, doch bereits die 
Umgestaltung einer als unsicher empfundenen Straßen-
kreuzung bringt die Notwendigkeit mit sich, verkehrspla-
nerische Grundkenntnisse, die jeweilige Umgebung und 

ihre charakteristische Verkehrsnutzung in die Lösung zu in-
tegrieren. Eine solche Planung ist deutlich komplexer als 
die Beseitigung von einfachen Verkehrsärgernissen wie 
Schlaglöchern. Noch komplexer wird es, je größer das ver-
handelte Thema ist und je mehr Sachverhalte zu dem 
Thema in Beziehung stehen. So sind soziale Integration 
und Inklusion ebenso voraussetzungsvolle politische The-
men wie etwa die kommunale Haushaltsplanung. Neben 
der Komplexität des politischen Themas unterscheiden sich 
die Verfahren hinsichtlich eines zweiten Kriteriums, näm-
lich (2) der Offenheit des Verfahrens. So bieten Kommunen 
mit positiver Haushaltsbilanz beispielsweise eher thema-

Abbildung 1: Matrix der 
Gestaltungsunterschiede 
bei kommunaler Online-
Beteiligung

Quelle: Eigene Darstellung, A. Kolleck
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tisch offene Beteiligungsverfahren an, bei denen Bürgerin-
nen und Bürger zu einer Vielzahl von Themen und ohne 
klaren finanziellen Rahmen Vorschläge und Anliegen ein-
bringen können. Demgegenüber steht ein Verfahren wie 
„Solingen spart“, in dem die Solinger Bürgerinnen und Bür-
ger Einsparvorschläge zur Konsolidierung des kommuna-
len Haushalts einreichen konnten. Das Solinger Verfahren 
ist – etwa verglichen mit dem Frankfurter oder dem Stutt-
garter Bürgerhaushalt – sowohl inhaltlich als auch finanzi-
ell deutlich weniger offen, da die politischen Handlungs-
zwänge in Solingen sich im gewählten Verfahren wider-
spiegeln. Ein weiteres Kriterium, anhand dessen sich 
kommunale Online-Beteiligung charakterisieren lässt, ist 
(3) die Größe der angesprochenen Teilnehmerschaft. Je 
höher die Anzahl der möglicherweise Betroffenen bzw. der 
adressierten Bürgerschaft, desto aufwändiger wird das 
Verfahren, da die Bürgereingaben stärker strukturiert und 
begleitet werden müssen (vgl. Bryson u. a. 2012). Hierbei 
ist vor allem die Größe der Kommune relevant, aber auch 
die Zielsetzung des Verfahrens. Geht es um die Neugestal-
tung einer Brücke oder um die Diskussion über Verkehrslärm 
in einem abgegrenzten Areal, so steht zu vermuten, dass 
sich die direkten Anwohnerinnen und Anwohner eher für 
das Verfahren interessieren (eher geringe Anzahl mögli-
cherweise Betroffener) als bei einem stadtweiten Verfah-
ren etwa zu Fragen der Haushaltsplanung oder Familien-

freundlichkeit (hohe Anzahl möglicherweise Betroffener; 
vgl. Selle 2011).
Anhand der vorgestellten Kriterien lassen sich Verfahren 
nicht nur beschreiben, sondern auch analytisch hinsicht-
lich ihrer Chancen und Herausforderungen vergleichen. 
Dies soll im Folgenden mit Hilfe einer Matrix (siehe Abbil-
dung 1) geschehen, bei der die jeweiligen Enden der Ge-
raden die Extreme beschreiben, die die jeweilige Katego-
rie ausprägen kann: (1) hohe oder niedrige Komplexität 
des Themas, (2) große oder geringe Offenheit des Verfah-
rens und (3) große oder kleine Anzahl von möglicherweise 
Betroffenen. In der Matrix sind drei fiktive Verfahren einan-
der gegenübergestellt, die sich hinsichtlich der drei be-
trachteten Kriterien unterscheiden. Der Vergleich der 
Chancen und Herausforderungen, die sich für die drei fik-
tiven Verfahren ergeben, soll verdeutlichen, in welchem 
Spannungsfeld sich kommunale Online-Beteiligung be-
wegt. Unterschiede in der Gestaltung und Rahmung eines 
Verfahrens führen zu unterschiedlichen positiven und ne-
gativen Folgen.
So ist Verfahren A ein sehr offenes Verfahren, das eine 
hohe Anzahl möglicherweise Betroffener adressiert und 
zugleich ein komplexes politisches Problem lösen möchte. 
Ein Beispiel für ein solches Verfahren könnte ein Online-
Dialog zu einer umfangreichen innerstädtischen Neube-
bauung sein, bei deren Finanzierung verschiedene politi-
sche Ebenen involviert sind. Welche Chancen bietet ein 
solches Verfahren, vor welchen Herausforderungen steht 
es? Einerseits bietet das Verfahren die Chance, einen kon-
struktiven Dialog zwischen einer Vielzahl von Stakehol-
dern (mit möglicherweise sehr unterschiedlichen Interes-
sen) zu etablieren. Damit kann es eventuell einen schwe-
lenden politischen Konflikt entschärfen bzw. verhindern, 
dass sich die Fronten verhärten. Im genannten Beispiel 
könnten etwa die Interessen der Neubaugegner diskutiert 
und teilweise in die Planung integriert werden. Gleichzei-
tig bilden die hohe Komplexität des Themas und die hohe 
Anzahl von potenziell Betroffenen die Grundlage dafür, 
dass ein solches Verfahren nur schwerlich zu klaren Ent-
schlüssen kommen kann, die sich als eindeutige Ergebnisse 
in die Handlungslogik von Politik und Verwaltung integrie-
ren lassen (vgl. Lübcke 2011). So wäre es im genannten Bei-
spiel wahrscheinlich, dass es nach Abschluss des Online-
Verfahrens keinen Konsens darüber gibt, was mit welchen 
Geldern in welcher Form gebaut werden soll.
Anders verhält es sich beim Verfahren B, das zwar eben-
falls eine hohe Anzahl möglicherweise Betroffener adres-
siert, zugleich jedoch unter stärkeren politischen Hand-
lungszwängen steht. Das diskutierte Problem ist weniger 
komplex als beim Verfahren A, was es leichter macht, zu 
klaren Ergebnissen zu kommen. Ein Beispiel könnte hier ein 
Online-Bürgerhaushalt sein, bei dem die Bürgerinnen und 
Bürger einzig über Sparvorschläge der Verwaltung ab-
stimmen können, ohne eigene Ideen einbringen zu dürfen. 
Wie im genannten Beispiel führen die politischen Hand-
lungszwänge eher zu einer politischen Konsultation, in der 
binäre Fragen der Zustimmung oder Ablehnung im Vorder-
grund stehen. Hier können die Bürgerinnen und Bürger aus 
der politischen Not eine Tugend machen und etwa Präfe-
renzen hinsichtlich der Sparmöglichkeiten abgeben. Zu-

Eine umfangreiche innerstädtische Neubebauung online zu 
diskutieren, ist ein reichlich komplexes Unterfangen. So kann 
ein schwelender politischer Konflikt entschärft werden, 
indem die Interessen der Befürworter und Gegner diskutiert 
und in die Planung integriert werden. Gleichzeitig sind die 
Komplexität des Themas und die hohe Anzahl potenziell 
Betroffener Hemmschuhe für klare Entschlüsse.
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gleich kann ein solches Verfahren gerade aufgrund seiner 
geringen Offenheit leicht als Scheinbeteiligung im Sinne 
Klaus Selles verstanden werden, bei der die Bürgerinnen 
und Bürger durch ihre Beteiligung unliebsame politische 
Entscheidungen (beispielsweise Einsparungen) legitimie-
ren sollen.
Das Verfahren C behandelt ein eher wenig komplexes 
 Problem mit einer geringen Anzahl von möglichen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern – zwei Faktoren, die nicht 
unbedingt unmittelbar ein Online-Beteiligungsverfahren 
nötig machen. Schließlich ist die Erstellung, Bekanntma-
chung und letztlich auch Pflege einer Online-Beteiligungs-
platt form ein ressourcenintensives Unterfangen. Die Initia-
toren können sich eventuell den Vorwurf anhören, sie hät-
ten mit Kanonen auf Spatzen geschossen. Dennoch bietet 
gerade solch ein Verfahren große Chancen für die jewei-
lige Kommune, sich bürgernah und innovativ zu zeigen und 
den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern zu fördern. 
Ein Beispiel für ein solches Verfahren könnte eine internet-
basierte Konsultation zur Neugestaltung eines Fahrrad-
straßen-Abschnitts sein, der vor allem unmittelbare An-
wohnende betrif ft. Hier könnten etwa multimediale und 
interaktive Darstellungswerkzeuge verschiedene Pla-
nungsoptionen für die Bürgerinnen und Bürger anschau-
lich machen.

Chancen und Herausforderungen

Aus den drei skizzierten Beispielverfahren wird deutlich, 
dass kommunale Online-Beteiligung sich nicht nur in einem 
Spannungsfeld unterschiedlicher Erwartungen bewegt, 
sondern auch und gerade die Ausgestaltung und der Kon-
text des Verfahrens sich auf Chancen und Herausforderun-
gen von kommunaler Online-Beteiligung auswirken. Als 
wesentliche Chancen dieser Art von Beteiligung erscheint 
die Möglichkeit, Bürgerinnen und Bürger niedrigschwellig 
und zeitlich flexibel zu beteiligen und dabei diverse multi-
mediale Informationen oder kommunale Angebote zu ver-
linken bzw. einzubinden (vgl. Rose/Sæbø 2010). Zugleich 
ist die Kommunikation vieler mit vielen möglich, was bei 
Präsenzveranstaltungen nur sehr eingeschränkt realisier-
bar ist. Durch frühzeitige Beteiligung und Information der 
Bürgerinnen und Bürger lassen sich politische Konflikte 
entschärfen und/oder zukünftige Auseinandersetzungen 
vermeiden. Generell kann der Dialog zwischen Verwal-
tung, Politik und Bürgerschaft gestärkt werden und zwar 
insbesondere dann, wenn Verwaltung und Politik enga-
giert und offen am Verfahren teilnehmen.
Demgegenüber bringt kommunale Online-Beteiligung je-
doch auch Herausforderungen mit sich. Als wichtigste He-
rausforderung kann die Komplexität der diskutierten The-
men gelten. Zu komplexe Themen führen (1) entweder zu 
Diskussionen, die nur einem Bruchteil der relevanten The-
menaspekte gerecht werden und damit zu Ergebnissen 
führen, die von Seiten der Politik als wenig anschlussfähig 
empfunden werden. Zu komplexe Themen können (2) auch 
dazu führen, dass sich nur ein sehr kleiner Ausschnitt der 
Bevölkerung beteiligt, der bereits Vorwissen und klare Inte-
ressen in die Diskussion einbringt. Die geringen Teilneh-
merquoten und die geringe soziodemographische Reprä-
sentativität der Teilnehmenden führen dann oft dazu, dass 
die Politik die Ergebnisse für nicht verallgemeinerbar hält 
und dementsprechend nicht umsetzt. In beiden Fällen kann 

im Anschluss an Klaus Selle öffentlich der Eindruck der 
Scheinbeteiligung entstehen.
Grundsätzlich gilt Online-Beteiligung als vergleichsweise 
kostengünstige Beteiligungsform, schließlich ist die Hard-
ware meist bereits vorhanden und Raummiete, Verpfle-
gung der Teilnehmenden und ähnliche Kostenfaktoren fal-
len weg (vgl. Kuhn 2006). Allerdings wird dabei oft überse-
hen, dass die Etablierung eines Online-Verfahrens sehr 
ressourcenintensiv ist, etwa hinsichtlich der Öffentlich-
keitsarbeit zur Bekanntgabe des Verfahrens oder der Be-
treuung des Verfahrens (Moderation, Informationsaufbe-
reitung, Gestaltung). Oft unterschätzt wird die Wichtigkeit 
einer umfassenden Rechenschaftslegung nach Abschluss 
der Beteiligungsphase (die ebenfalls ressourcenintensiv 
ist; vgl. Stadt Zürich 2013). Dies führt zur letzten großen 
Herausforderung kommunaler Online-Beteiligung, die in 
einer unklaren Kommunikation der initiierenden Akteure 
liegt. Wie bereits skizziert, bringen Verwaltung, Politik und 
Bürgerschaft sehr unterschiedliche Erwartungen in das 
Verfahren ein. Diese unterschiedlichen Startpunkte zeigen 
sich insbesondere dann als Problem, wenn das Verfahren 
nicht klar entlang der Zielsetzung der Initiatorinnen und 
Initiatoren entworfen ist und beispielsweise offene und in-
terpretationsbedürftige Ergebnisse zu einem Zeitpunkt 
hervorbringt, an dem die Politik bereits unter konkretem 
Entscheidungsdruck steht (vgl. Bryson u. a. 2012). In diesem 
Fall finden die Bürgereingaben meist keinen Widerhall in 
der politischen Entscheidungsfindung und beide Seiten 
ziehen ein resigniertes Fazit: Die einen, weil sie ihre Mühe 
und ihr Engagement nicht gewürdigt sehen (Bürgerinnen 
und Bürger). Die anderen, weil ein ressourcenintensives In-
strument Ergebnisse hervorgebracht hat, die nicht ihren Er-
wartungen entsprechen und die sie unter Rechtfertigungs-
druck stellen (Politik, Verwaltung; vgl. Lübcke 2011; Selle 
2011). Dem entgegenwirken können Politik und Verwal-
tung, indem sie keine falschen Hoffnungen wecken und 
das Verfahren als das darstellen, was es ist: ein konsultati-
ves, kaum formalisiertes Beteiligungsverfahren. Darüber 
hinaus sollten Verfahren von ihrem Ergebnis her geplant 
werden und eine detaillierte Rechenschaftslegung zu den 
Bürgereingaben erfolgen (vgl. Albrecht u. a. 2008).
Die Herausforderungen und Chancen von (kommunalen) 
Online-Beteiligungsverfahren knüpfen an grundsätzliche 
demokratietheoretische Fragen an und spitzen diese neu 
zu. Zentrale Aspekte, um die diese Fragen kreisen, sind po-
litische Expertise und Gleichheit in der politischen Teil-
habe. Die diskutierten Fälle machen deutlich, dass ein offe-
nes Verfahren, in dem die Bürgerinnen und Bürger eigene 
Schwerpunkte setzen und neue Probleme aufs politische 
Tableau bringen können, zugleich hohe Anforderungen an 
die politische Expertise der Bürgerinnen und Bürger stel-
len. Sowohl um einen Vorschlag so zu formulieren, dass er 
politisch anschlussfähig ist und an bestehende Gesetze 
und Initiativen anknüpft, als auch um andere Bürgervor-
schläge zu beurteilen, ist in vielen Fällen ein fundiertes 
Wissen über die jeweilige Materie nötig. Die Erfahrungen 
bisheriger Verfahren zeigen, dass dies nur in wenigen Fäl-
len vorhanden ist (vgl. Selle 2011). Dies führt zu einem Di-
lemma: Bei niedrigschwelligen Partizipationsangeboten 
nimmt eine große Zahl von Bürgerinnen und Bürgern teil, 
die Bürgervorschläge sind jedoch zu einem großen Teil von 
Beginn an aus Sicht der Politik nicht umsetzbar (beispiels-
weise, weil sie nicht in die Kompetenz der Kommune fallen 
oder nicht zwischen freiwilligen und Pflichtaufgaben der 
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Kommunen unterscheiden). Setzt man die Hürden zur Teil-
nahme höher, nehmen weniger, aber sehr informierte und 
motivierte Bürgerinnen und Bürger teil, von einer Integra-
tion politikferner Bürgerinnen und Bürger kann also in die-
sem Fall keine Rede sein. Wie anfangs deutlich gemacht, ist 
es jedoch eine zentrale Hoffnung, politisches Vertrauen 
insbesondere derer zurückgewinnen, die sich vom politi-
schen Leben zurückgezogen haben.
Das zweite Problem besteht im unerreichten Ideal gleicher 
politischer Teilhabe, das für alle politischen Be tei li-
gungsformen in unterschiedlicher Intensität virulent ist. Be-
reits die Teilnahme an Parlamentswahlen ist in Deutsch-
land und anderswo sozial stark selektiv. Bürgerinnen und 
Bürger mit einem vergleichsweise hohen sozioökonomi-
schen Status beteiligen sich politisch deutlich häufiger als 
sozioökonomisch schlechter gestellte Menschen (vgl. 
Schäfer/Schoen 2013). Dies kann möglicherweise dazu 
führen, dass die Interessen derer, die sich rege beteiligen 
(und die gleichzeitig als sozial stärker gelten dürfen), eher 
politisch umgesetzt werden als die der passiven, sozial 
Schwächeren. Dieses Ungleichgewicht verstärkt sich bei 
nicht-klassischen Partizipationsformen wie konsultativen 
Beteiligungsverfahren. Hinzu kommt als weiterer Filter, 
dass bei kommunalen Online-Beteiligungsverfahren Bür-
gerinnen und Bürger nicht nur über einen Internetzugang 
verfügen und diesen auch tatsächlich nutzen müssen,3 sie 
müssen darüber hinaus auch bereit und willens sein, das 
Internet für politische Zwecke zu nutzen. Tatsächlich macht 
die politische Internetnutzung bei denjenigen Bürgerinnen 
und Bürgern, die regelmäßig online gehen, einen Bruchteil 

ihrer Nutzungsaktivitäten aus und ist für viele Terra incog-
nita.4

Zugleich bedingen sich die beiden demokratietheoreti-
schen Begriffe: Will man eine informierte Teilnahme der 
Bürgerinnen und Bürger (höhere politische Expertise), muss 
man mit starken Verzerrungen im soziodemographischen 
Profil der Teilnehmenden rechnen (geringere politische 
Gleichheit). Das Gleiche gilt umgekehrt: Je mehr Repräsen-
tativität ein Verfahren anstrebt, desto weniger politisches 
Wissen kann jedem einzelnen Teilnehmer abverlangt wer-
den. Kommunale Onlinebeteiligungsverfahren verweisen 
folglich auf zwei zentrale Fragen in einer Demokratie: Wie 
informiert können bzw. müssen die Bürgerinnen und Bürger 
sein? Welcher Grad von politischer Gleichheit ist realisier-
bar und mit welchen Mitteln?

Zwischen E-Partizipation und E-Government

Diese Fragen stellen sich mit Blick auf kommunale Online-
Beteiligungsverfahren mit einer anderen Dringlichkeit als 
bei verfassten politischen Beteiligungsformen. Wie wir an-
fangs gesehen haben, verläuft kommunale Online-Beteili-
gung in Deutschland immer konsultativ und wenig instituti-
onalisiert und ist somit zwischen E-Partizipation und E-
Government zu verorten. Dass Online-Beteiligung somit 

Bei Online-Beteiligungsverfah-
ren müssen die Bürgerinnen 
und Bürger nicht nur über 
einen Internetzugang verfü-
gen, sie müssen darüber hinaus 
auch bereit und willens sein, 
das Internet für politische Zwe-
cke zu nutzen.
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hierzulande eine kaum verfasste Form der Konsultation ist, 
rückt bei der Bewertung häufig in den Hintergrund. So-
wohl die beteiligten Akteure als auch Außenstehende (Me-
dien, Wissenschaft) behandeln diese Verfahren häufig so, 
als seien sie mit verfassten Formen politischer Partizipation 
wie etwa Bürgerentscheiden oder Wahlen zu Parlamenten 
oder (Stadt-)Räten vergleichbar. Vor diesem Hintergrund 
monieren kritische Stimmen die oft geringe Teilnehmer-
quote bei solchen Verfahren,5 die mangelnde soziodemo-
graphische Repräsentativität der Teilnehmenden oder den 
fehlenden politischen Einfluss der Bürgereingaben (vgl. 
Rose/Sæbø 2010). Oft werden die Kritikpunkte auch mitei-
nander verknüpft und ein politischer Einfluss der Bürger-
vorschläge davon abhängig gemacht, wie viele Bürgerin-
nen und Bürger teilnehmen und ob diese repräsentativ für 
die Bürgerschaft der jeweiligen Kommune sind. Auch wenn 
diese Kritikpunkte durchaus ihre Berechtigung haben, wer-
den sie kommunalen Partizipationsinstrumenten über das 
Internet nur teilweise gerecht, denn die angelegten Maß-
stäbe weisen auf andere Modi demokratischer Beteili-
gung, nämlich (1) der direkt-demokratischen Beteiligung 
(hier sind die Quote und die Frage der Umsetzung der 
Bürgeranliegen relevant) und (2) der repräsentativ-demo-
kratischen Beteiligung (hier sind die Repräsentativität der 
Teilnehmerinnen sowie Teilnehmer und in geringerem 
Maße auch die Quote wichtig). Online-Beteiligungsver-
fahren auf kommunaler Ebene sind jedoch weder direkt-
demokratische, noch repräsentativ-demokratische Verfah-
ren, sondern konsultativ-dialogorientierte Verfahren. In 
diesem Sinne sollten sie nicht hauptsächlich an Kriterien ge-
messen werden, die an verfasste demokratische Verfahren 
angelegt werden. Vielmehr sollte die Bewertung dem Fakt 
Rechnung tragen, dass Online-Konsultationen zwischen E-
Demokratie und E-Government stehen. Kriterien des E-

Government verdienen es folglich, in der Bewertung eine 
ebenso große Rolle zu spielen wie (E-)demokratische Krite-
rien. Eran Vigoda (2002) nennt als zentrale Bezugsgröße 
von E-Government die Verbesserung von Dialog und Zu-
sammenarbeit zwischen Bürgerschaft und lokaler Verwal-
tung und Politik. Er zeichnet verschiedene Paradigmen-
wechsel im Verhältnis zwischen den politischen und admi-
nistrativen Autoritäten und den Bürgerinnen und Bürgern 
in den letzten Jahrzehnten nach. Der letzte erfolgte Para-
digmenwechsel habe darin gelegen, dass Bürgerinnen 
und Bürger nicht länger nur als Wählerinnen und Wähler, 
sondern gleichsam als Kunden oder Klienten wahrgenom-
men werden. Derweil zeichne sich der nächste notwen-
dige Paradigmenwechsel ab, so Vigoda, der in einer ver-
änderten Wahrnehmung der Bürgerinnen und Bürger nicht 
länger als Kunden/Klienten, sondern als gleichberechtigte 
Partner liege. Überlegungen aus der E-Government-For-
schung wie die Eran Vigodas sollten stärker in die Bewer-
tung von konsultativen Online-Beteiligungsverfahren ein-
fließen (vgl. Chadwick 2003; für einen Überblick von Zie-
len und korrespondierenden Kriterien siehe Bryson u. a. 
2012). Ein partnerschaftlicher Dialog ist ein Ziel, das kon-
sultative kommunale Beteiligungsverfahren im Internet tat-
sächlich erfüllen können, aber – wie wir in der Matrixveror-
tung gesehen haben – dennoch nicht immer tatsächlich 
erreichen. Ziele und Kriterien, die das Verfahren von seiner 
Gestaltung her gar nicht vollständig erreichen will (Reprä-
sentativität der Teilnehmer, direkt-demokratische Umset-
zung der Bürgereingaben) zur Grundlage der Bewertung 
zu machen, wird dem Verfahren nicht gerecht. Demgegen-
über ist die Verbesserung des Dialogs ein Ziel, das in den 
meisten Verfahren angelegt ist. Es erscheint folglich sinn-
voll, es bei der Bewertung solcher Verfahren heranzuzie-
hen, da es ein erreichbares und der Verfahrenslogik inhä-
rentes Ziel ist.
Um dieses Ziel zu erreichen, ist ein Umdenken und Umler-
nen aller beteiligten Akteursg ruppen notwendig. In der 
Praxis kann das bedeuten, dass (1) die kommunale Politik 
die Verfahren klarer an die gewünschten Ergebnisse an-
passt (zeitlich und vom Verfahrensdesign), dass sie die 
Grenzen und Chancen des Instruments klar benennt (und 
keine direkt-demokratische Beteiligung suggeriert, wo sie 
nicht gegeben ist) und dass sie eine schnelle, detaillierte 
und verständliche Rückmeldung zu den Bürgereingaben 
vorlegt und damit Wertschätzung für das Engagement der 
Bürger zeigt (vgl. Kuhn 2006: 220). (2) Die Verwaltung ist 
insbesondere rund um die Informierung der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer gefragt: Eine verständliche Darstel-
lung der jeweils im Verfahren relevanten Hintergrundinfor-
mationen ist keineswegs trivial und kann die Diskussionen 
der Bürgerinnen und Bürger sehr bereichern. Ebenso ist es 
wichtig, dass die Verwaltung die Bürgereingaben durch 
Informationen (etwa zur Machbarkeit oder zum Finanzvo-
lumen des jeweiligen Vorschlags) ergänzt. Auf diese Weise 
lernen nicht nur die Autorinnen und Autoren der Eingaben 
hinzu, sondern die anderen Teilnehmenden können die 
jeweiligen Vorschläge besser verstehen und bewerten. 
Schließlich ist es essentiell, eine Sprache zu finden, die für 
Bürgerinnen und Bürger verständlich ist und dennoch kom-
plexe administrative Sachverhalte angemessen wieder-
gibt. (3) Die Bürgerschaft, als drit te wichtige Akteurs-
gruppe, muss sich mit politischen Handlungszwängen, 
Verwaltungsabläufen und der Begrenztheit kommunaler 
Ressourcen auseinandersetzen und ein Verständnis für die 

Die Mängel-App der Stadt Aschaffenburg ist ein Beispiel für 
ein konsultatives und dialogorientiertes Verfahren. Kommu-
nale (Online-)Verfahren können nur funktionieren, wenn 
Bürgerschaft, kommunale Verwaltung und Politik dazu bereit 
sind, sich auf die Interessen der anderen einzulassen, die 
gegenseitigen Handlungsbeschränkungen anzuerkennen 
und ihre eigenen Positionen im Dialog zu vertreten.
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Chancen und Grenzen von Online-Beteiligung entwickeln. 
Dazu gehört ein Verständnis dafür, dass Klicks hinsichtlich 
ihrer politischen Relevanz nicht mit Kreuzchen auf dem 
Wahlzettel gleichzusetzen sind und dass Verwaltungsab-
läufe auch im schnellen Online-Zeitalter ihre Zeit brau-
chen. Im Ergebnis kann ein solches Verfahren einen ver-
trauensvollen Dialog zwischen kommunaler Politik, Ver-
waltung und Bürgerschaft fördern. Dies gelingt insbeson-
dere dann, wenn alle Beteiligten dazu bereit sind, sich auf 
die Interessen und Standpunkte der anderen einzulassen, 
die gegenseitigen Handlungsbeschränkungen anzuerken-
nen und ihre eigenen Positionen im Dialog zu vertreten. 
Dabei bietet die kommunale Ebene den Vorteil, dass sich 
Online- und Offline-Verfahrensbausteine miteinander 
koppeln lassen, so dass den Online-Dialogpartnern zu-
mindest teilweise ein Gesicht zugeordnet werden kann.

Fazit

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass kommunale (On-
line-)Beteiligung als Mittel gegen einen allgemein konsta-
tierten politischen Vertrauensverlust nicht funktionieren 
kann, wenn die drei wichtigsten beteiligten Akteursgrup-
pen – Bürgerschaft, kommunale Verwaltung und Politik – 
oft nach Abschluss der Verfahren ihre Erwartungen nicht 
erfüllt sehen, da die Beteiligung ohne konkretes politisches 
Ergebnis bleibt. Diese Enttäuschung ist unter anderem da-
rauf zurückzuführen, dass alle derzeit in Deutschland von 
kommunaler Verwaltung und Politik initiierten Online-Ver-
fahren rein konsultativ sind, häufig jedoch den Anschein 
direkter Bürgermitentscheidung erwecken. Dabei zeigt die 
Matrix der verschiedenen Gestaltungsfaktoren kommuna-
ler Online-Beteiligung, dass die Verfahren je nach Aufbau 
und Zielsetzung unterschiedliche Herausforderungen und 
Chancen mit sich bringen. Zugleich wird deutlich, dass 
Online-Konsultationen nicht ausschließlich an Kriterien 
gemessen werden sollten, die für formelle und nicht-kon-
sultative Verfahren gelten (wie Repräsentativität, Beteili-
gungsquote etc.). Stattdessen sollten Kriterien aus der E-
Government-Forschung, beispielsweise die Verbesserung 
des Dialogs zwischen Bürgerschaft und kommunaler Politik 
sowie Verwaltung, stärker in die Betrachtung kommunaler 
Online-Beteiligung mit einfließen.
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ANMERKUNGEN

1 Auch als Top-down-Beteiligung bezeichnet, da Initiative und Gestal-
tung durch die Regierung bzw. öffentliche Institutionen übernommen wer-
den.
2 Slogans aus den Bürgerhaushalten in Frankfurt am Main, Köln und 
Berlin-Lichtenberg.
3 2012 nutzten 75,9 Prozent der deutschen Bevölkerung mindestens ge-
legentlich das Internet; vgl. van Eimeren/Frees 2012.
4 Dazu, dass sowohl der materielle Zugang zum Internet sozial selektiv 
ist, als auch die Fähigkeiten und Motivationen bei der Mediennutzung 
siehe van Dijk 2009.
5 Erfolgreiche Verfahren, wie etwa der erste Durchlauf des Kölner Bür-
gerhaushaltes, erreichten ein Prozent der Stadtbevölkerung.
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the Universität Frankfurt am Main. Im Zentrum ihres Forschungs-
interesses stehen neben politischer Partizipation und Kommunika-
tion Fragen nach dem Zusammenwirken von Politik und Technik.
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AUFSTIEG UND ABSTURZ EINES POLITISCHEN HOFFNUNGSTRÄGERS

Erfolgreich gescheitert? Die Entwicklung der 
Piraten als Partei der Internetkultur 
Alexander Hensel

Die Piratenpartei hat seit ihren Wahlerfolgen in den Jah-
ren 2011 und 2012 zu Veränderungen im politischen 
Kommunikationsverhalten geführt und den Parteienwett-
bewerb angeregt. Alexander Hensel rekapituliert den 
Werdegang der Piratenpartei und erörtert wesentliche 
Merkmale der internetaffinen und basispartizipatori-
schen Kommunikation und Organisation. Auch wenn die 
Piratenpartei derzeit in einer veritablen politischen Krise 
steckt, offenbart ihre Analyse interessante Erkenntnisse 
über Potenziale und Herausforderungen der Digitalisie-
rung politischer Kommunikation und Organisation. Die 
Piraten haben internetkulturelle Ansätze und Instrumente 
umfangreich in ihren Parteialltag integriert und diese – 
ebenso ungewollt wie unerwartet – auf ihre Tauglichkeit 
für die politische Praxis getestet. Dabei zeigt sich eine 
Reihe von eklatanten Widersprüchen zwischen den Ide-
alen einer basisdemokratischen Kultur und den Impera-
tiven des politischen Systems. 

Aufstieg und Scheitern einer Partei

Die Entwicklung der Piratenpartei Deutschland ist von be-
eindruckender Dynamik.1 Fristeten die 2006 gegründeten 
Piraten bis zu ihrem ersten Einzug in ein Landesparlament 
im Herbst 2011 eine Existenz als politisch irrelevante 
Kleinstpartei, stiegen sie innerhalb nur kurzer Zeit zum 
neuen und relevanten Akteur im deutschen Parteiensystem 
auf. Nach einem ebenso kurzen Hoch geriet die Partei ab 
Mitte 2012 jedoch in eine veritable Krise. Die mediale Be-
richterstattung kippte zunächst ins Negative und redu-
zierte sich danach deutlich, die Umfrageergebnisse stürz-
ten ab und auch die folgenden Wahlergebnisse waren er-
nüchternd. Im Herbst 2013 schafften die Piraten nicht 
annähernd den ersehnten Sprung in den Bundestag. Bei 
der Europawahl gelang es ihnen nur aufgrund des vorheri-
gen Wegfalls der Sperrklausel, eine Abgeordnete ins Eu-
ropäische Parlament zu entsenden. Begleitet wurde diese 
Entwicklung von einer sich zuspitzenden innerparteilichen 
Krise. Die Piraten scheinen damit insgesamt in ihrer partei-
politischen Etablierung gestoppt zu sein und fallen zurück 
in das Lager politisch unbedeutender Kleinstparteien. Mit 
Blick auf die strukturellen Beharrungskräfte des deutschen 
Parteiensystems und die für Kleinstparteien fortwährend 
wirksamen Wettbewerbshürden mag dies kaum verwun-
dern. Doch waren es mitnichten nur externe Faktoren, wel-
che die Krise und das Scheitern der Piraten verursacht ha-
ben. Vielmehr basieren sowohl der plötzliche Aufstieg wie 
auch der turbulente Abstieg der Piratenpartei auf einer 
Reihe von Faktoren, welche ihr Inneres, gar ihre Identität 
als Internetpartei betreffen. 

Erben der Internetkultur

Der besondere Charakter der Piratenpartei wurde immer 
wieder in ihrer spezifischen Orientierung am Internet gese-
hen, welche sowohl ihre programmatische wie ideologi-
sche Ausrichtung, ihre Organisation und Kultur enorm 
prägt (vgl. Jun 2013: 266). Und tatsächlich: Die Piraten 
nahmen sich der bis dato parteipolitisch notorisch ver-
nachlässigten Thematik des digitalen Wandels an, fun-
gierten als Experimentierlabor für digitale Formen der 
Kommunikation und Organisation und avancierten zumin-
dest vorübergehend zum genuinen politischen Repräsen-
tanten der ersten digital sozialisierten Kohorten, den soge-
nannten „digital natives“. Die Piraten wirkten dabei als 
neuer und zwischenzeitlich attraktiver Akteur im Parteien-
system, als Motor sowohl für die thematische, organisato-
rische als auch kulturelle Digitalisierung von Politik und 
Parteien (Hensel 2012b: 107f.). Wo aber liegen die Wur-
zeln für diese Eigenschaften als Internetpartei?
Im historisch-kulturellen Vor- und Umfeld der Piratenpartei 
findet sich eine Formation, welche der Soziologe Manuell 

Die Entwicklung der Piraten-
partei ist von beeindruckender 
Dynamik. Bis zu ihrem ersten 
Einzug in ein Landesparlament 
im Herbst 2011 fristeten die 
Piraten eine Existenz als 
Kleinstpartei. Nach einem kur-
zen Hoch geriet die Partei ab 
Mitte 2012 in eine veritable 
Krise. Die parteipolitische Eta-
blierung ist gestoppt, die Partei 
ist in das Lager der Kleinstpar-
teien zurückgefallen.
 picture alliance/dpa
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Castells mit dem Begrif f „Internetkultur“ bezeichnet. Ge-
meint damit ist die „Kultur der Schöpfer“ des Internets 
 sowie deren „verhaltensbestimmenden Wert- und Glau-
bensvorstellungen“ (Castells 2005: 47ff.), welche – geolo-
gischen Schichten gleichend – im Zuge der Phasen der In-
ternetentwicklung während der letzten vier Jahrzehnte 
aufeinander aufbauten. Castells hebt dabei vier histori-
sche Stränge der Internetkultur heraus: (1) Die techno-me-
ritokratische Kultur aus der akademisch geprägten Grün-
derzeit des Netzes, (2) eine Kultur der informellen Vernet-
zung, Kooperation und Reziprozität der frühen Hacker 
und Programmentwickler, (3) die Kultur der horizontalen 
und freien Kommunikation in vir tuellen Gemeinschaften 
der späten 1980er Jahre sowie (4) die libertär-ökonomi-
sche Kultur der Internetunternehmer der 1990er Jahre. 
Diese verdichteten sich Castells zufolge zu einer bis heute 
präsenten Ideologie der Freiheit und Offenheit. Eine der-
artige, dem Wert der Freiheit und den Prinzipien der Of-
fenheit, Transparenz, freien und egalitären Kommunika-
tion und kreativen Kollaboration verpflichtete Internetkul-
tur ist für Projekte im und im Kontext des Netzes in der Tat 
überaus typisch (vgl. Hensel 2012b: 43). Ihre prominen-
teste Vertreterin dürfte neben einer Vielzahl von Open-
Source-Projekten die Online-Enzyklopädie Wikipedia 
sein. 
Wissenschaftler, Hacker, Programmierer, Intensivnutzer 
von Online-Communities und Internetunternehmer – die 
von Castells benannten Träger der Internetkultur beschrei-
ben recht präzise die Kernklientel der frühen Piratenpartei. 
Viele ihrer Gründer und ersten Mitglieder arbeiteten in IT-
Berufen, waren Programmierer, Netzwerkadministratoren, 

Informatiker oder Naturwissenschaftler und privat zumeist 
verschiedensten Digitalkulturen zugeneigt (vgl. Wagner 
2012: 54ff; Klecha/Hensel 2013: 22ff.). In der Formierungs-
phase der Partei übertrugen sie ihre privat wie beruflich 
erprobten Vorstellungen von Organisation, Kommunika-
tion und Politik auf die neue Partei. Zuvorderst zeigte sich 
dies in der ebenso umfassenden wie intensiven Nutzung 
digitaler Kommunikationstechnologien wie Wikis, Mai-
linglisten und Foren, einer betont post-ideologischen Pers-
pektive (vgl. Schmitz 2014), in deren Zentrum die digitale 
Revolution sowie daraus abgeleitete Forderungen zur Ge-
staltung einer Wissens- und Informationsgesellschaft ste-
hen. 
In ihrer authentischen Herkunft und tiefen Verankerung in 
der Internetkultur liegt freilich der entscheidende, in Dis-
kussionen über die Digitalisierung von Politik oft überse-
hene Unterschied zwischen den Piraten und etablierten 
Parteien: Die Piraten mussten sich digitale Kultur nicht erst 
mühsam aneignen, sondern haben auf Grundlage der für 
sie zentralen Internetkultur ihre Partei gestaltet (Hensel/
Klecha 2013: 31f.). Erst wenn man diese historische Ent-
wicklungsrichtung ernst nimmt, erschließt sich ein Ver-
ständnis für das Denken und Handeln, die Werte und Ideo-
logie, die Sprache und Identität und damit die politische 
Kultur der Piraten. 

Organisation einer Internetpartei

Auch in organisatorischer Hinsicht kann die Piratenpartei 
als Internetpartei betrachtet werden. Ihre Organisations-
kultur beruht dabei auf den Prinzipien der Transparenz, 
Inklusion und Entgrenzung, „d. h. die Willensbildung und 
Entscheidungsprozesse sollen möglichst offen, mit mög-
lichst breiter Beteiligung und nicht auf die Parteimitglieder 
beschränkt ablaufen“ (vgl. Niedermayer 2013b: 621f.). 
Dementsprechend ist die Kommunikation innerhalb der 
Partei möglichst horizontal angelegt, weitgehend öffent-
lich und egalitär gestaltet. Das beinhaltet einen möglichst 
offenen Zugang zu Kommunikationskanälen und ein 
geringes Maß an symbolischer Autorität im Kommunikati-
onsverhalten. Im sozialen Netzwerk Twitter beispielsweise 
findet zumeist ein reger Austausch zwischen Sympathisan-
tinnen und Sympathisanten, normalen Parteimitgliedern 
und Funktionsträgern bzw. -trägerinnen verschiedener 
Ebenen sowie Mandatsträgern statt. Beteiligung soll bei 
der Piratenpartei grundsätzlich offen gestaltet werden, 
folgt egalitären Grundsätzen und setzt auf freiwillige Ei-
geninitiative von Mitgliedern, welche in den diversen digi-
talen Arenen zum Mitmachen animiert werden sollen. Die 
Organisation der Partei soll möglichst basisdemokratisch 
bestimmt sein, formale Hierarchien werden entsprechend 
flach gehalten. Praktisch zeichnet sich die Piratenpartei 
durch einen politisch schwachen Parteivorstand aus, der 
nur mit geringen Steuerungs- und Führungskompetenzen 
ausgestattet ist.
In der Tat nutzen die Piraten digitale Kommunikationstech-
nologien in einer Intensität und Konsequenz wie keine an-
dere deutsche Partei. Dies bedeutet freilich nicht, dass sie 
eine gänzlich digitalisierte oder vir tuelle Partei darstellen. 
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Wo es rechtlich notwendig oder aus pragmatischen Grün-
den nahe liegend erschien, hat sich die Piratenpartei viel-
mehr recht konventionelle Organisationsstrukturen gege-
ben (vgl. Niedermayer 2013a: 82f.). So changiert die Par-
tei als digital-analoger Hybrid zwischen Innovation und 
Konvention (Klecha/Hensel 2013: 39ff.). Sie folgt dem Ter-
ritorialprinzip und gliedert sich entsprechend dem von an-
deren politischen Parteien bekannten Muster in eine Bun-
des-, Landes- und Kommunalebene. Sie verfügt auf ver-
schiedenen Ebenen über typische Organe wie Vorstände 
mit Vorsitzenden, politischen Geschäftsführern, General-
sekretären, Schatzmeistern usw. Vor Ort treffen sich auch 
die Piraten zu Stammtischen oder in Crews, also thema-
tisch oder regional orientierten Organisationseinheiten. 
Eine zentrale Bedeutung haben die Parteitage auf ver-
schiedenen Ebenen, auf denen programmatische und per-
sonelle Entscheidungen basispartizipatorisch getroffen 
werden. Hinzu kommen regelmäßig statt findende überre-
gionale Treffen und Konferenzen. 
Weitgehend unkonventionell und vielfach innovativ ist da-
gegen die innerparteiliche Kommunikation der Piratenpar-
tei organisiert (vgl. Bieber/Lewitzki 2013): Die Piraten nut-
zen unterschiedliche digitale Informations- und Kommuni-
kationstechnologien, um miteinander und mit ihrer Umwelt 
in Kontakt zu treten. Obgleich fast alle Kommunikationska-
näle auch für Nicht-Mitglieder offen stehen, sind für die 
interne Kommunikation vor allem das Wiki, diverse Mai-
linglisten und die parteibezogene Blogosphäre von Be-
deutung. Hinzu kommen digitale Parteizeitungen, Video- 
und Audiostreaming-Dienste sowie die Telefonkonferenz-
Software Mumble. Für die Außenkommunikation sind 
insbesondere die Homepages der verschiedenen Gliede-
rungen, der Fraktionen und einzelnen Abgeordneten so-
wie die jeweiligen Repräsentanzen in sozialen Netzwer-
ken wichtig. Über digitale Kommunikationsmittel vernetz-
ten sich auch überregionale Organisationsstrukturen der 
Partei, wie beispielsweise Arbeits- oder Servicegruppen. 
In der Summe entsteht aus den verschiedensten digitalen 
Kanälen ein ebenso dichtes und agiles wie unübersichtli-
ches „Kommunikationsgeflecht“ (Zolleis/Prokopf/Strauch 
2010: 23).
Von zentraler Bedeutung war lange Zeit die Software Li-
quid Feedback, welche die demokratietheoretische Vision 
der „Liquid Democracy“ parteiintern realisieren sollte (vgl. 
Weisband 2013: 77ff.). Deren Ziel ist es, Elemente der re-
präsentativen und direkten Demokratie zu einer möglichst 
flexiblen, offenen und deliberativen Form der innerpartei-
lichen Demokratie zu fusionieren (vgl. Buck 2012). Eine Zeit 
lang diente Liquid Feedback nur als Forum zur Willensbil-
dung und Erhebung von Stimmungsbildern, da die Soft-
ware den Datenschutzansprüchen vieler Piraten nicht ge-
nügte. Hinzu kommen eine Reihe von praktischen Mängeln 
sowie demokratietheoretische Probleme des Systems (vgl. 
Buck 2012: 632ff.; Klecha/Hensel 2013: 68f.). Zwar benut-
zen einige Landesverbände die Software dennoch auch 
für Abstimmungen, auf Bundesebene wurde jedoch nur die 
Einführung einer sogenannten ständigen Mitgliederver-
sammlung beschlossen, welche die Möglichkeit zu einem 
Basisentscheid vorsieht, der online oder offline statt finden 
kann (vgl. Piratenpartei 2013). 
Insgesamt stellt sich die Entwicklung und Umsetzung eines 
digitalen Systems innerparteilicher Demokratie als kompli-
zierter, langsamer und ernüchternder heraus, als ursprüng-
lich erwartet. 

Aufstieg des digitalen Außenseiters

Die dargestellten organisationskulturellen- und strukturel-
len Prinzipien der Piraten als Partei der Internetkultur ha-
ben interessanter Weise sowohl zum Aufstieg wie auch 
zum Abstieg der Piratenpartei wesentlich beigetragen. So 
zeigte sich, dass ihre Eigenschaften in jeweils verschiede-
nen politischen Situationen und Entwicklungsphasen 
gänzlich unterschiedliche Folgen und Effekte produzier-
ten. In ihrer ersten Entwicklungsphase in den Jahren 2006 
bis 2009 existierten die Piraten als nahezu unbekannte 
Kleinstpartei, welcher es nicht gelang, breitere öffentliche 
Aufmerksamkeit oder elektorale Unterstützung zu mobili-
sieren (Hensel 2012a: 106f.). Dennoch gelang es den Pira-
ten in dieser Zeit, grundlegende organisatorische Struktu-
ren aufzubauen und Mitglieder anzuwerben. Den für 
Kleinstparteien gerade in ihren Anfängen typischen Res-
sourcenmangel kompensierten sie dabei durch eine for-
cierte digitale Vernetzung ihrer überschaubaren Zahl von 
Mitgliedern. Durch den offensiven Austausch von prakti-
schen und organisatorischen Erfahrungen sowie einen re-
gen programmatischen Austausch konnten sie recht schnell 
einen weitreichenden Organisationsaufbau leisten (vgl. 
Niedermayer 2010: 845). 
Als die Piraten 2009 im Zuge des Konflikts um das soge-
nannte Zugangserschwerungsgesetz erstmals breitere 
 mediale Aufmerksamkeit erzeugten, konnten sie die da-
durch freigesetzten politischen Bewegungsenergien er-
folgreich in den anstehenden Bundestagswahlkampf 
überführen. Voraussetzung dafür waren die offenen und 
partizipatorischen Strukturen, welche ihren Mitgliedern 
und Sympathisanten direkte Handlungs- und Aktionsfelder 
boten, in denen eine beeindruckende politische Kreativität 
und Energie erzeugt wurde (vgl. Bieber/Lewitzki 2013: 
105f.). In dieser Situation war es von großem Vorteil, dass 
es keine eingespielten Routinen, organisatorischen Ab-
läufe oder straffen Hierarchien in Form eines zentralen 
Kampagnenzentrums oder eines starken Bundesvorstands 
gab (vgl. Klecha/Hensel 2013: 25ff.). 
Die hier erprobte selbstorganisierte Vernetzung ermög-
lichte es den Piraten, sich als alternativer und attraktiver 
politischer Akteur zu profilieren. Gegenüber den etablier-
ten Parteien erschienen sie aufgrund ihrer besonderen Af-
finität für digitale Instrumente als besonders modern. Ihre 
internetkulturell fundierte Offenheit und Emphase für ba-
sispartizipatorische Verfahren wurden von den Medien 
und in der Öffentlichkeit als zeitgemäßer Versuch der 
überfälligen Modernisierung politischer Partizipation ge-
deutet (vgl. Hensel 2012a: 109). Hierdurch wurden die Pi-
raten für eine breitere Öffentlichkeit attraktiv und gewan-
nen eine beeindruckende Zahl neuer Mitglieder (Klecha/
Hensel 2013: 27f.). Allein im Jahr 2009 verzehnfachte die 
Piratenpartei ihre Mitgliederstärke und konnte damit ihren 
begonnenen Organisationsaufbau zügig vollenden, wo-
mit sie sich von anderen Kleinstparteien deutlich unter-
schied (Niedermayer 2010: 845). 

Die Last des Erfolgs: Krise und Abstieg

Nach einer Phase der Stagnation der Parteientwicklung 
folgte mit dem Berliner Wahlerfolg im Herbst 2011 ein wei-
terer Schub der Parteientwicklung (vgl. Bieber 2012): Die 
Piraten zogen in drei weitere Landesparlamente ein und 
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produzierten damit eine Welle der medialen Aufmerksam-
keit. Es folgte ein Eintrit ts- und Wachstumsschub, in dessen 
Rahmen die Mitgliederzahl der Piraten auf über 30.000 
anstieg. Hierdurch veränderten sich sowohl ihre Wahrneh-
mung im politischen System sowie die an ihre Organisation 
gestellten Anforderungen und Ansprüche. Da die Organi-
sationsstruktur wuchs, sich die Organisationskultur jedoch 
kaum veränderte, kam es zusehends zu Widersprüchen 
und Problemen mit den neuen organisatorischen und poli-
tischen Gegebenheiten. 
Förderten die Offenheit und der partizipatorische Ansatz 
in früheren Entwicklungsphasen einen willkommenen An-
stieg von Ressourcen, warfen die Massen neuer Mitglieder 
nun zunehmend Fragen und Probleme auf. Waren sich die 
Piraten zunächst ideologisch, sozial und kulturell recht 
ähnlich gewesen oder zumindest kompatibel, wurden sie 
nun zusehends plural, ja divers (vgl. Klecha/Hensel 2013: 
75ff.). Mitglieder mit unterschiedlichen und widersprüchli-
chen Interessen, sozialen und kulturellen Hintergründen 
strömten in die Partei und nutzten die Offenheit der Be-
schlussfindungsprozesse, um ihre Themen und Forderun-
gen voranzubringen, was zu einer Ausweitung, Entgren-
zung und Verwässerung des Programms führte. Das zuneh-
mend diverse Profil der Piraten erschwerte nicht nur ihre 
Positionierung im politischen Wettbewerb, sondern for-
derte auch die kollektive Identität der Parteimitglieder zu-
sehends heraus (vgl. Klecha/Hensel 2013: 92ff.). Durch die 
gestiegene Vielfalt wurden ebenso die Prozesse der selbst-
gesteuerten Vernetzung unterminiert. Viele der neuen Mit-
glieder wiesen geringere digitale Kompetenzen und Affini-
täten auf, was die digitale Kommunikationskultur der Partei 
infrage stellte. Hierbei ging es nicht allein um fehlendes 

Wissen und Kompetenzen, sondern auch um den Verlust 
eines unbefangenen und kreativen Umgangs mit politi-
schen Herausforderungen, welche zuvor als „spielerische 
Unprofessionalität“ (Bieber 2012: 30) vielfach goutiert 
wurde. Der Esprit des politischen Aufbruchs ging damit 
mehr und mehr verloren. 
Auch die basispartizipatorische Form der Beschlussfas-
sung wurde durch die Menge und Diversität der Neu-Mit-
glieder überstrapaziert (vgl. Klecha/Hensel 2013: 45ff.). 
Auf den zeitlich limitierten und für alle Mitglieder offenen 
Parteitagen wuchs die Zahl von Anträgen ins Bodenlose. 
Formale Abläufe, Beteiligungs- und Abstimmungsverfah-
ren zogen sich in ungeahnte Längen, langwierige Schlach-
ten um Tages-, Wahl- und Geschäftsordnungen frustrier-
ten sowohl die anwesenden Mitglieder als auch Medien-
vertreterinnen und -vertreter. Anträge wurden in Reaktion 
darauf oftmals ohne ausreichende Erörterung und Abwä-
gung beschlossen oder verschoben. Die von den vielen An-
tragsstellerinnen und Antragsstellern zuvor aufgebrachten 
Energien liefen damit ins Leere, wodurch die Motivation 
zur Eigeninitiative sowie der allgemeine partizipatorische 
Überschwang deutlich sanken.
Die neuen politischen und organisatorischen Anforderun-
gen forderten auch das System des ehrenamtlichen Enga-
gements heraus (vgl. Niedermayer 2013b: 621ff.). Bis in 
den Bundesvorstand hinauf erfüllen die allermeisten Funk-
tionsträgerinnen und Funktionsträger der Piraten bis heute 
ihre Aufgaben unentgeltlich und sind dabei wiederum 

Massen neuer Mitglieder war-
fen zunehmend Fragen und 
Probleme auf. Auf für alle Mit-
glieder offenen Parteitagen 
wuchs die Zahl der Anträge ins 
Bodenlose, formale Abläufe 
zogen sich in die Länge, lang-
wierige Schlachten um Tages- 
und Geschäftsordnungen frus-
trierten anwesende Mitglieder 
und Medienvertreter gleicher-
maßen.
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stark auf die Unterstützung von freiwilligen Helfern ange-
wiesen. Die organisatorischen Ressourcen der Piraten sind 
damit extrem abhängig von der individuellen Motivation 
von Mitgliedern und der situativen Stimmungslage inner-
halb der Partei, welche sich durch die interne Krise deutlich 
verschlechterte. Die gleichzeitig wachsenden internen or-
ganisatorischen Aufgaben und steigenden externen politi-
schen Erwartungen an die Partei überforderten das ehren-
amtliche Organisationsmanagement der Piraten deutlich. 
Folge hiervon war vor allem der rasante Verschleiß von 
Funktionsträgern und die Demobilisierung von potenziel-
len Aktiven, was insgesamt eine schleichende Erosion der 
organisatorischen Grundlagen der Partei bedeutete. 
Die Vorstände der Piraten werden zugleich zwischen äu-
ßeren Anforderungen und internen Ansprüchen systema-
tisch aufgerieben (vgl. Klecha/Hensel 2013: 54ff.). Aus ei-
ner basispartizipatorischen Überzeugung heraus wurden 
ihnen lange Zeit nur administrative, jedoch keine Aufga-
ben der politischen Führung zugewiesen, wie es in den 
meisten anderen Parteien der Fall ist. Von ihrer Basis zur 
politischen Passivität aufgefordert, sahen sich die Vor-
stände in der politischen Praxis dennoch durch politische 
Konkurrenten und Medien permanent zur politischen Posi-
tionierung und Führung herausgefordert. Der erhebliche, 
aus diesem Dilemma zwischen basispartizipatorischen 
Idealen und den Imperativen und Routinen des politischen 
Systems entstehende persönliche Druck trieb Vorstände 
zuverlässig zu einer frühen Aufgabe ihrer Posten, was wie-
derum den Aufbau von öffentlich bekanntem und ausstrah-
lungsfähigem Personal enorm erschwerte (vgl. Nieder-
mayer 2013: 624ff). Zwar zeigt sich in jüngerer Zeit in Be-
zug auf die Rolle der Vorstände ein Umdenken in der Partei, 
dennoch ist das internetkulturell fundierte Misstrauen ge-
gen Führung und Autorität weiterhin ausgeprägt. In dieser 
Situation übernehmen die fest mit Ressourcen und Kompe-
tenzen ausgestatteten Landtagsfraktionen Teile der politi-

schen Aufgaben und Kompetenzen der Partei (vgl. Klecha/
Hensel 2013: 60f.) 
Die für die Internetkultur typische Ablehnung von Hierar-
chien und Konzentration von Macht ist bei den Piraten sehr 
ausgeprägt. Wie aus der historischen Entwicklung von so-
zialen Bewegungen und Parteien bekannt ist, beinhaltet 
dies die Gefahr der Ausbildung informeller Strukturen auf 
Basis von persönlichen Bekanntschaften, regionalen oder 
ideologischen Zusammengehörigkeiten, welche sich zu ei-
ner „Tyrannei der Strukturlosigkeit“ (Freeman 2004) ver-
schärfen können, da die Inhaber informeller Macht weder 
eindeutig identifizierbar noch rechtfertigungspflichtig 
sind. Zwar sind derartige Schließungs- und Formierungs-
prozesse für Organisationsentwicklungen typisch, sie ste-
hen jedoch im scharfen Widerspruch zu den internetkultu-
rell und basispartizipatorisch fundierten Ansprüchen der 
Piraten auf Egalität, Offenheit und Inklusivität (vgl. Klecha/
Hensel 2013: 47ff.). 
Die offene und egalitäre Form der Partizipation sowie die 
damit verbundene Entwicklung informeller Machtstruktu-
ren scheinen die Partei in jüngster Zeit mehr und mehr zu 
destabilisieren. Seit der Bundestagswahl 2014 ist ein poli-
tischer Richtungsstreit zwischen den informellen ideologi-
schen Lagern entbrannt (vgl. Bielicki 2014), welcher die be-
schriebenen Probleme zuspitzt. Da der innerparteiliche 
Wettbewerb nicht ausreichend durch allgemein aner-
kannte Austragungs- und Ausgleichsmechanismen regu-
liert ist, hängen die Lösungen von Konflikten stark von Zu-
fällen und geschickten Volten informeller Akteure ab, was 
die Legitimität und Anerkennung von formell getroffenen 
Entscheidungen unterminiert (vgl. Klecha/Hensel 2014). 
Folge davon sind die weitere Eskalation von Konflikten, 
Streiks von Aktiven sowie Ankündigungen von Abspaltun-
gen einzelner Landesverbände und eine Reihe von Partei-
austrit ten (o. V. 2014; Heiser 2014). 

Die für die Internetkultur typi-
sche Ablehnung von Hierarchie 
und Konzentration von Macht 
ist bei den Piraten sehr ausge-
prägt. Dies begünstigt infor-
melle Strukturen, die nicht ein-
deutig identifizierbar sind und 
letztlich zu einer „Tyrannei der 
Strukturlosigkeit“ (Jo Freeman) 
führen können.
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Lernen oder Scheitern?

Die Piraten sind, wie dargelegt, ein Kind der Internetkultur. 
Diese ist die Quelle für zentrale Werte, Ideen und Prinzi-
pien, welche ebenso das Programm wie die Organisation 
und Kultur der Piraten wesentlich prägen . Anders als die 
etablierten Parteien haben die Piraten nicht nur digitale 
Kommunikationsmittel in ihren Parteialltag integriert, son-
dern ihre Parteiorganisation an den Prinzipien der Inter-
netkultur orientiert. Dies offenbart – abhängig von den un-
terschiedlichen Anforderungen in verschiedenen Entwick-
lungsphasen – ebenso deutliche Potenziale wie Probleme. 
Waren Prinzipien wie Offenheit, Dezentralität und Egalität 
zunächst Grundlage für den erfolgreichen Aufstieg der Pi-
ratenpartei, erzeugten sie unter Bedingungen des Wachs-
tums und der politischen Professionalisierung zusehends 
Probleme. Überdeutlich treten damit am Beispiel der Pira-
ten die Widersprüche zwischen der Logik der Internet-
kultur und den Anforderungen und Imperativen des po-
litischen Systems hervor. Zugleich offenbaren sich die 
Grenzen für die parteipolitische Anwendbarkeit internet-
kultureller Organisationsmodelle. 
Die Piraten offenbaren indes einen eklatanten Mangel an 
Anpassungsfähigkeit. Statt auf neue Anforderungen kon-
sequent zu reagieren, verändern sie sich kaum. Grund für 
diese Unbeweglichkeit ist ein verbreiteter Unwille, zentrale 
und in der eigenen Kultur tief verwurzelte Prinzipien zu-
gunsten einer – zugegeben vagen – Erfolgsaussicht vor-
schnell über Bord zu werfen. Grundiert wird diese Haltung 
von der berechtigten Befürchtung, das letzte Distinktions-
merkmal einer alternativen Organisation zu verlieren. Die 
Piraten befinden sich damit seit geraumer Zeit in einem Di-
lemma zwischen einer notwendigen Professionalisierung 
und einer fatalen Profanisierung. Gelähmt durch organisa-
torische Probleme und das interne Patt zwischen den poli-
tischen Lagern hat die Partei den Moment verpasst, das 
Dilemma durch eine radikale Entscheidung zu überwinden. 
Durch dieses Zögern haben sie inzwischen die für ihren 
Aufstieg konstitutive Unterstützung einer pluralen Protest-
wählerschaft verloren. Überdies ist auch der Rückhalt bei 
ihren vermutlich themenorientierten Stammwählerinnen 
und Stammwählern deutlich gesunken. Obwohl die Piraten 
in den letzten Jahren ebenso innovativ wie erfolgreich 
agierten, scheinen sie damit als parteipolitisches Projekt 
gescheitert zu sein. 
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DIGITALE PETITIONS-PLATTFORMEN

E-Petitionen als Form politischer Partizipation. 
Welchen Nutzen generieren digitale 
Petitions-Plattformen?
Saskia Richter, Tobias Bürger

Die Nutzung von Online-Petitionen auf verschiedenen 
nationalen und internationalen, privaten oder öffentlich 
eingerichteten Internet-Plattformen wie Change.org, 
Avaaz, MoveOn oder Campact boomt. Doch ist der prak-
tische Nutzen dieses Instruments noch wenig erforscht 
bzw. fraglich. Auf eine Contra-Petition folgen mittler-
weile Pro-Petitionen, der politische Protest wird durch 
das „Dafür“ entwertet. Zudem bleiben Entscheidungen 
über kontroverse Themen nach wie vor der praktischen 
Politik überlassen. Der Beitrag von Saskia Richter und 
Tobias Bürger möchte den Nutzen von politischen On-
line-Petitionen hinterfragen und einen politik  wis sen-
schaft lichen Rahmen zur Analyse vorstellen. Die For-
schung zum Thema Online-Petitionen beschränkt sich 
häufig auf Fallstudien, etwa zu den Themen Altersvor-
sorge, Unterbringung von Asylbewerbern, Medienge-
setzgebung1 oder das digitale parlamentarische Petiti-
onswesen2. Der Beitrag  beginnt mit einem Einblick in die 
Entwicklung des Phänomens sowie einer Darstellung des 
Forschungsstands. Anschließend wird die Bedeutung des 
Internets für politische Partizipation dargestellt, um dann 
einschlägige digitale Petitions-Plattformen im deutsch- 
und englischsprachigen Bereich vorzustellen. Es folgen 
ein Vorschlag zur politikwissenschaftlichen Analyse und 
eine abschließende Zusammenfassung. 

Das Phänomen der E-Petition – aktuelle Forschung

Das Angebot von Platt formen, auf denen sich Online-Peti-
tionen erstellen lassen3, nimmt mit flächendeckendem In-
ternetzugang sowie der steigenden Nutzung sozialer 
Netzwerke zu. Die Meinungen über Online-Petitionen ge-
hen weit auseinander: Wird politische Partizipation durch 
sie sinnvoll gesteigert, sind sie eine andere Art der analo-
gen Petition, oder handelt es sich nur um eine scheinbare 
Steigerung direkter Demokratie, die zwar den Bürger beru-
higt, ihm aber politisch nicht nutzt? Dieter Rucht schreibt 
dazu pointiert: „Proteste, die sich im Wesentlichen auf 
Mausklicks beschränken […], sind kaum dazu angetan, 
das Publikum und die Adressaten zu beeindrucken. Die Be-
quemlichkeit dieser Foren der Unterstützung und deren 
professionelle Handhabung durch Protestorganisationen 
wie MoveOn.org, Avaaz.org und Campact.de führen zwar 
zu steigender Beteiligung, aber münden in einer Konkur-
renz auf immer höherem Niveau im Kampf um politische 
Aufmerksamkeit. Hinzu kommt, dass die Gegner von Pro-
testgruppen sich teilweise ebenfalls der Instrumente der 
Online-Mobilisierung bedienen und damit die Anstren-

gungen auf beiden Seiten weiter in die Höhe schrauben“ 
(Rucht 2014: 119).
Sigrid Baringhorst untersucht den Zusammenhang zwi-
schen Partizipations-Platt formen und zivilgesellschaftli-
chen Non-Profit-Organisationen. Über Partizipations-
Platt formen könne man „blitzschnell mit wenigen festen 
Mitarbeitern Millionen potenzieller Unterstützer erreichen 
und zu einer digitalen Unterschrift“ bewegen (Baringhorst 
2014: 100). Anders als bei NGOs (Non-Governmental Or-
ganisations, Nichtregierungsorganisationen) sei es dort 
möglich, ad hoc Themen zu setzen und Kampagnen 
voranzutreiben, die sowohl von internationalem als auch 
lokalem Interesse sein können (vgl. ebd.). Die Auswirkun-
gen der neuen digitalen Kampagnenorganisationen auf 
den gesamten Bereich der NGOs seien jedoch noch wenig 
erforscht (vgl. ebd.: 101). 
Kathrin Voss geht auf die zivilgesellschaftliche Partizipa-
tion, die durch Petitions-Platt formen entsteht, ein und be-
schreibt die Betreiber selbst als Hybridorganisationen, die 
elektronische Petitionen mobilisieren und diese gleichzei-
tig mit traditionellen Lobbying-Instrumenten verbinden 
(vgl. Voss zitiert nach Chadwick 2014: 150f). MoveOn 
gelte als Paradebeispiel für eine solche Platt form und 
wurde nach großen Erfolgen in den USA zum Vorbild für 
andere Organisationen (vgl. Voss 2014: 151). Hybridorga-
nisationen können auch unter der Kategorie der Sozialun-
ternehmen gefasst werden, wenn sie Platt formen für politi-
sche Partizipation bzw. E-Petitionen sind und zugleich Ein-
nahmen generieren, indem sie für NGOs Unterschriften 
sammeln (vgl. Richter 2013a: 164). Die als gemeinnützige 
Organisation zertifizierte B-Corporation Change.org ist 
nach diesem Muster angelegt und hat im Jahr 2012 auf 
diese Weise einen Umsatz von 15 Millionen Dollar erwirt-
schaftet (vgl. Geron 2012; Richter 2013b: 44). Der Organi-
sationsgründer Ben Rattray zählt nach dem Magazin TIME 
2012 zu den 100 einflussreichsten Menschen der Welt. In 
der Begründung wird auf den Erfolg einzelner Petitionen 
verwiesen und das Potenzial der Platt form, auch weltweit 
politische Entscheidungen zu beeinflussen, betont (vgl. 
Katchpole 2012).
Andreas Jungherr und Pascal Jürgens haben die Rolle von 
E-Petitionen in Deutschland im Hinblick auf die Fragestel-
lung untersucht, ob elektronische Petitionen den öffentli-
chen Diskurs über politische Themen erweitern und zu ei-
ner verstärkten politischen Partizipation führen (vgl. Jung-
herr/Jürgens 2010: 3). Der Fokus liegt hierbei auf dem 
E-Petition-System, welches der Deutsche Bundestag 2005 
eingerichtet hat.4 Für die Analyse wurden die Bürgerinnen 
und Bürger, die das System benutzen, in vier Gruppen ein-
geteilt: neue Lobbyisten, hit and run-Aktivisten, Activism 
Consumers und Single Issue Stakeholders (vgl. ebd.: 4). 
Schon durch diese Aufteilung wird deutlich, mit welchen 
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unterschiedlichen Motiven politische Partizipation auf Pe-
titions-Platt formen statt findet und wie vielschichtig diese 
ist. Petitionstypen sind Einzelpetitionen, Massenpetitionen 
und Sammelpetitionen, wobei sich letztere dadurch unter-
scheiden, dass Massenpetitionen ein Thema sowie ein-
zelne Unterstützer haben und Sammelpetitionen von meh-
reren Unterzeichnern eingereicht werden. Bei einer positi-
ven Sichtweise auf das elektronische Sammeln von 
Unterschriften im Rahmen der E-Petitionen kommen Jung-
herr und Jürgens zu dem Ergebnis: „e-petitions in Germany 
prove to be a tool that allows activists to use network ef-
fects to marshall fast support for their campaigns and with 
high supporter numbers get their issue heard before the 
parliament“ (ebd.: 24). Sie plädieren für eine ausgewo-
gene Betrachtung der Eigenschaften und Möglichkeiten 
von E-Petitionen, auch wenn der Klick vom gemütlichen 
Sofa aus gemacht werden könne (vgl. ebd.). Das wichtigste 
Ergebnis sei, dass mit E-Petitionen und elektronischen Kam-
pagnen Themen der Bürgerinnen und Bürger erfolgreich 
auf die öffentliche Agenda gesetzt werden könnten (vgl. 
ebd.: 24, 25). Kathrin Voss fügt die Bedeutung des richtigen 
Moments hinzu: Um erfolgreich Einfluss auf den politischen 
Prozess nehmen zu können, sei ein Gelegenheitsfenster 
oder „policy window“ nötig (vgl. Voss 2014: 152). Zu unter-
scheiden sei daher zwischen einzelnen Initiatoren einer 
Kampagne und strategisch ausgerichteten kampagnen-
ähnlichen Petitionen, die von NGOs initiiert werden (vgl. 
ebd.). Am Grad der Professionalisierung wird deutlich, wie 
zentral auch für digitale Petitionen bestimmte Fähigkeiten 
der Nutzerinnen und Nutzer sind und dass der „digital di-
vide“ oder sozialstrukturelle Unterschiede im Internet 

ebenso ausschlaggebend sein können wie in der analo-
gen Politik und Zivilgesellschaft (vgl. hier zudem di Gen-
naro 2006).
Als sicher gilt, dass die Verbreitung von Themen durch das 
Internet sowie Verkehrssprachen wie Englisch oder Spa-
nisch die transnationale Kommunikation erleichtern und 
Menschen mit ähnlichen Interessen darüber verbinden 
können (vgl. di Gennaro 2006: 313). Dennoch wurde die 
Hoffnung, das Internet könne in den Gesellschaften des 
21. Jahrhunderts zu mehr Deliberation führen und diese in 
Basisdemokratien verwandeln, bisher enttäuscht (vgl. See-
bohm 2013: 129). Zudem wird sich in Zukunft noch zeigen, 
wie sich die Macht von Internetkonzernen, die vor allem 
auf dem Sammeln, Speichern und Verknüpfen von Daten 
basiert, auf die digitale politische Partizipation auswirken 
wird (vgl. Lobo 2014). Fraglich bleibt zudem, wie und ob 
sich die Gestaltung nationaler und internationaler Politik 
durch neue, digitale Instrumente politischer Partizipation 
verändert und welche Schlüsse daraus zu ziehen sind oder 
ob die digitale Partizipation lediglich eine Ergänzung der 
altbewährten politischen Instrumente ist (vgl. Roleff 2012). 
Diskutiert werden sollte außerdem, wie die Petitions-Platt-
form der Europäischen Bürgerinitiative5 – mit welcher eine 
Million Bürgerinnen und Bürger aus verschiedenen Mit-
gliedstaaten die Europäische Kommission auffordern kön-
nen, neue politische Vorschläge zu unterbreiten – digital 
unterstützt werden kann.

Ein Realschullehrer aus Baden-
Württemberg initiierte Anfang 
des Jahres die Online-Petition 
„Kein Bildungsplan 2015 unter 
der Ideologie des Regenbo-
gens“. Die kontrovers disku-
tierte Petition kritisierte die 
Pläne des Kultusministeriums, 
das Thema sexuelle Vielfalt in 
den neuen Bildungsplan aufzu-
nehmen. Den über 192.000 
Online-Befürwortern stehen 
ca. 210.000 Gegenstimmen, 
wiederum online abgegeben, 
gegenüber: Auf eine Contra-
Petition folgten Pro-Petitionen, 
die den politischen Protest 
relativierten.
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Politische Partizipation, Protest und das Internet

Die Merkmale elektronischer Medien, wie Gleichzeitigkeit, 
Unmittelbarkeit, Ortsungebundenheit und Anonymität, för-
dern entscheidend die Möglichkeiten der politischen Parti-
zipation. Das Internet bietet „soziotechnische Tools, um In-
formationen über Normverletzungen zu gewinnen, alter-
native Deutungsmuster zu verbreiten und auch jenseits 
nationaler Grenzen Protestnetzwerke aufzubauen und zur 
Teilnahme an Protestaktionen zu mobilisieren“ (Baringhorst 
2009: 630). Politische Proteste als Widerspruchskommuni-
kation jenseits konventioneller Partizipation – beispiels-
weise Demonstrationen, die Unterzeichnung von Petitionen 
oder Blockaden – haben sich von ehemals unkonventionel-
len Formen politischer Partizipation zu einem festen Be-
standteil der politischen Kultur in westlichen Demokratien 
entwickelt. Die digitalen Kommunikationsplattformen er-
lauben die Thematisierung und Formulierung von Kritik und 
erzeugen nicht zuletzt Resonanz bei den politischen Mach-
teliten. Aus kommunikationswissenschaftlicher Perspektive 
betrachtet, können Petitions-Plattformen nicht nur nach 
politischen, sondern auch nach Gesichtspunkten der 
medialen Partizipation bewertet werden, denn die von den 
Plattformen vorgegebenen Partizipationspfade erlauben 
den Nutzerinnen und Nutzern unterschiedliche Grade der 
medialen und politischen Mitgestaltung und -bestimmung 
(vgl. Bürger/Dorn-Fellermann 2014). Die Anzahl transnatio-
naler Proteste, die sich mittels computervermittelter Kom-
munikation entwickeln konnten, hat in den letzten Jahren 
immens zugenommen. Hierdurch bietet sich die Möglich-
keit der Etablierung einer transnationalen zivilgesellschaft-
lichen Öffentlichkeit, die nicht durch nationalstaatliche 
massenmediale Systeme, sondern durch dezentrierte Teil-
öffentlichkeiten geprägt ist (vgl. Dahlgren 2009: 192; Ba-
ringhorst 2014: 91 ff). Moderne Kommunikationsplattfor-
men, die über das Internet erreichbar sind, bieten hierbei 
verschiedene Möglichkeiten, etwa logistische Funktionen, 
wie die Distribution von E-Mails und Newslettern, oder ko-
gnitive Funktionen der Wissensproduktion mittels Blogs 
und Wikis (vgl. Baringhorst 2009: 612ff). Die geringen 
Transaktionskosten können so besonders ressourcenarme 
Akteure zur Partizipation anregen und Protestmobilisierung 
fördern oder die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
an zivilgesellschaftlichen Organisationen vereinfachen 
(vgl. Reiser 2011: 162). Längst nutzen transnationale Orga-
nisationen und Bewegungen wie die Indignados-Proteste 
in Spanien oder die Occupy Wall Street-Bewegung Mög-
lichkeiten der Verbreitung ihrer gesellschaftspolitischen 
Themen mittels einer Kombination von Social Media Platt-
formen und „traditionellen“ digitalen Möglichkeiten der 
Themenanwaltschaft, wie etwa E-Mails an Abgeordnete 
oder auch Online-Petitionen (vgl. Bennett/Segerberg 
2012; Karpf 2010).
Seit einiger Zeit steigen besonders Online-Petitionen als 
eine Form von E-Demokratie in der Popularität der Bürger. 
Prinzipiell ermöglicht E-Demokratie „gänzlich neue Mög-
lichkeiten der politischen Beteiligung wie z. B. Blogs, Bür-
gerjournalismus, Online-Petitionen, auch subversive Pro-
testaktionen (wie Flashmobs) und vir tuelle Sabotage mit 
politischer Zielrichtung“ (Schulz 2011: 34; vgl. zudem 
Kneuer 2013). Die Nutzung von Online-Petitionen steht je-
doch auch häufig in der Nähe der beiden, vornehmlich ne-
gativ besetzten, Begriffe Slacktivism und Clicktivism. Slack-
tivism „refers to political activities that have no impact on 

reallife political outcomes, but only serve to increase the 
feel-good factor of the participants“ (Henrik Serup Chris-
tensen 2011). Das Gefühl des Nutzers, etwas Gutes getan 
zu haben, steht hierbei im Vordergrund. Zu den Ausprä-
gungen von Slacktivism zählt etwa das Tragen von 
politischen Botschaften auf der eigenen Kleidung, Boy-
kotte von Warenketten und Geschäften oder das Beitreten 
zu politischen Facebook-Gruppen. Nach dieser Definition 
ermöglicht Slacktivism prinzipiell keinen Einfluss auf Off-
line-Politik und ist somit eine wenig effektive Form des poli-
tischen Online-Aktivismus. Politische Partizipation und de-
ren erfolgreiche Einflussnahme auf Politik – im Sinne eines 
politischen Wandels – sind nach dieser Definition schwer 
vorherseh- oder beeinflussbar. Clicktivism hingegen be-
zeichnet u. a. die Unterzeichnung von Online-Petitionen. 
Dies würde im Normalfall, wäre es eine schriftliche Unter-
zeichnung in Papierform, als Form politischer Partizipation 
gesehen. Doch die Nutzung von Online-Petitionen impli-
ziert in gewissem Sinne die Verwendung einer neolibera-
len Marktideologie, mit welcher der gesellschaftliche 
Wandel erkauft werden soll, wie der britische Journalist 
Micah White formuliert: „A battle is raging for the soul of 
activism. It is a struggle between digital activists, who 
have adopted the logic of the marketplace, and those or-
ganizers who vehemently oppose the marketization of so-
cial change. At stake is the possibility of an emancipatory 
revolution in our lifetimes” (White 2010). 
Das Argument, wer online politisch partizipiere, würde si-
cherlich nicht häufiger bei etablierten, konventionellen po-
litischen Beteiligungsformen zu finden sein, greift in Bezug 
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auf die Rolle politischer Online-Partizipation zu kurz. Eine 
von Forscherinnen und Forschern der Georgetown Univer-
sity durchgeführte Studie zur politischen Partizipation on- 
und offline etwa konnte keine Abnahme konventioneller 
Formen politischer Partizipation bei einer gleichzeitigen 
politischen Online-Partizipation feststellen – ganz im Ge-
genteil (vgl. Center for Social Impact Communication 
2012). Den Forschern nach nähmen Personen, die eine 
Form der politischen Partizipation online ausübten, auch 
offline öfter an politischen Veranstaltungen wie Protest-
märschen oder Petitionen teil und versuchten zudem Perso-
nen, die bisher noch nicht involviert waren, für ihre politi-
sche Idee zu gewinnen. Diese Personen sind ebenfalls der 
Meinung, dass die Teilnahme in sozialen Netzwerken wie 
Facebook die Sichtbarkeit einer politischen Idee erhöht. Im 
Vergleich dazu: Die Bereitschaft zur politischen Partizipa-
tion offline lag bei Personen, die nicht online partizipieren, 
nur halb so hoch, wie bei denjenigen, die bereits online 
politisch aktiv waren.

Digitale Petitions-Plattformen im deutsch- und 
englischsprachigen Raum – eine Übersicht 

Bereits seit dem 1. September 2005 existierte ein Pilotpro-
jekt vom Ausschuss des Deutschen Bundestages, Petitionen 
auch online mitzuzeichnen (vgl. Toncar 2007: 230). Seit 
Oktober 2008 befindet sich die Platt form im regulären Be-
trieb (vgl. Jungherr/Jürgens 2011). Bis dato war es durch 
gesetzliche Einschränkungen in Artikel 17 des Grundgeset-

zes nur möglich, Beschwerden und Bitten handschriftlich 
zu unterzeichnen. Bereits 2007 wurden im Deutschen Bun-
destag rund zehn Prozent der Petitionen online eingereicht. 
Die Hälfte dieser Petitionen stammt von Personen im Alter 
von 40 bis 65 Jahren (vgl. Toncar 2007: 230). Eine Neue-
rung im Petitionenwesen des Deutschen Bundestags sind 
die öffentlichen Petitionen. Diese müssen von allgemeinem 
Interesse sein und können, im Anschluss an die Zulassung 
durch den Ausschuss, in der Zeichnungsfrist von sechs Wo-
chen von der Öffentlichkeit kommentiert und mitgezeichnet 
werden. Der Anteil der online eingereichten Petitionen 
stieg von 17 Prozent in 2006 auf bereits 36 Prozent im Jahr 
2010 (vgl. Riehm et al. 2011: 3). Bis Ende 2010 wurden ins-
gesamt mehr als drei Millionen Mitzeichnungen für rund 
2.100 öffentliche Petitionen gezählt, zusätzlich wurden im 
selben Zeitraum über 100.000 ergänzende Diskussions-
beiträge verfasst (ebd.). Generell können bei Petitionen 
drei Typen unterschieden werden: (1) elektronisch einge-
reichte, (2) öffentliche elektronische und (3) öffentliche 
elektronische Petitionen mit kommunikativen und partizi-
pativen Elementen. Vor allem die kommunikativen und par-
tizipativen Elemente – „die Mitzeichnung einer Petition im 
Internet, die elektronische ‚Werbung‘ für eine Petition, die 
Kontaktaufnahme mit dem oder der Petentin oder die 
öffentliche Diskussion von Petitionen in Onlineforen“ 
(ebd.: 6) – sind hier hervorzuheben. 
Die Anzahl der über die Petitions-Platt form des Deutschen 
Bundestages eingereichten Petitionen stieg seit 2010 kon-
tinuierlich. Nach dem Jahresbericht des Petitionsausschus-
ses wurden 2011 insgesamt 16.948 Petitionen eingereicht 
– allein 35 Prozent davon über das Portal epetitionen.bun-
destag.de (vgl. Deutscher Bundestag 2011: 6). Entspre-
chend lässt sich auch das gewandelte Selbstverständnis 
des Petitionsausschusses verstehen. Denn dieser sieht sich 
vom „Kummerkasten der Nation“ zum „Seismograf“ 
(ebenda: 11), einem zentralen Instrument der E-Demokra-
tie, verwandelt. Damit eine Petition „Erfolg“ hat, müssen 
mindestens 50.000 Unterstützer die Petition innerhalb der 
ersten drei Wochen nach deren Einreichung unterzeich-
nen, denn erst dann muss der Petitionsausschuss die Peten-
ten zu einer öffentlichen Sitzung einladen, was dem Thema 
der Petition die gewünschte mediale Aufmerksamkeit er-
möglichen kann (vgl. Jungherr/Jürgens 2011). Wie Jung-
herr und Jürgens feststellen, ist die Anzahl der Petitionen, 
die es innerhalb dieser Zeitspanne schaffen, die benötig-
ten Unterschriften zu erreichen, sehr gering. Die überwie-
gende Zahl der Petitionen schafft den Sprung über die 
Grenze von 50.000 Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
nern innerhalb von drei Wochen nicht (ebd.). Dennoch ist 
der Trend, dass Bürgerinnen und Bürger verstärkt Petitio-
nen einreichen und mitzeichnen, nicht nur in Deutschland 
zu beobachten, sondern beispielweise auch in Großbri-
tannien. Hier konnten die Bürgerinnen und Bürger zeit-
weise über eine von der Regierung initiierte Petitions-Platt-
form number10.gov.uk Petitionen einreichen; Petitionen mit 
über 500 Mitzeichnungen erhielten von der Regierung zu-
mindest eine offizielle Stellungnahme (vgl. Hale u. a. 2013).
Neben dem schnellen Zugang zu Petitionen und Informati-
onen bietet das neue Petitionsverfahren in Deutschland für 
Bürgerinnen und Bürger einen Zuwachs an Transparenz 

Der Screenshot zeigt das Inter-
netportal des Petitionsaus-
schusses des Deutschen Bun-
destages. Die Anzahl der über 
die Petitions-Plattform einge-
reichten Petitionen stieg seit 
der Inbetriebnahme kontinu-
ierlich an. So wurden 2011 – 
dem Jahresbericht des Petiti-
onsausschusses zufolge – allein 
35 Prozent der insgesamt 
16.948 Petitionen online einge-
reicht.
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und für den Ausschuss ein genaueres Bild vom vorgetrage-
nen Anliegen (vgl. Toncar 2007: 232f). Für die Massenme-
dien war die Teilnahme an Online-Petitionen lange nicht 
hinreichend aufmerksamkeitsgenerierend (vgl. Baringhorst 
2009: 616). Doch dieser Trend scheint sich so nicht fortzu-
setzen. Im Zusammenfall mit politischem Protest, wie es 
etwa im Februar 2012 bei den Demonstrationen gegen die 
Unterzeichnung des ACTA-Abkommens geschehen ist, er-
fuhren Online-Petitionen eine erhöhte Aufmerksamkeit und 
fanden Eingang in traditionelle Massenmedien. Hier ist al-
lerdings noch weiterführende Forschung nötig, um Tenden-
zen in der Medienberichterstattung über (Online-)Petitio-
nen in den deutschen Medien ausmachen zu können. Die 
Teilnahme und Verbreitung der Proteste auf regionaler, na-
tionaler oder internationaler Ebene ermöglichen nicht un-
mittelbar an parlamentarische Gremien angeschlossene 
Petitions-Platt formen wie beispielsweise petitionsonline.
com, MoveOn.org oder Avaaz.org. Im Unterschied zu Peti-
tionen, die im Rahmen der Europäischen Bürgerinitiative 
oder über das Portal des Deutschen Bundestages initiiert 
werden, sind dabei die Portale Change.org, Avaaz, etc. im 
Bereich der Zivilgesellschaft einzuordnen.
Neben der Möglichkeit, Petitionen zu unterzeichnen, sol-
len Mitzeichnerinnen und Mitzeichner häufig motiviert 
werden, an Veranstaltungen teilzunehmen. Das Portal 
Avaaz.org wurde 2007 von Ricken Patel nach dem Vorbild 
der US-amerikanischen, progressiven Internetinitiative 

MoveOn, die demokratische Kandidaten unterstützte, ge-
gründet und ist mittlerweile in 15 Sprachen weltweit tätig. 
Der Sitz ist New York (USA) (vgl. u. a. Schmitz 2010; An-
thony 2013). Avaaz.org bezeichnet sich selbst als Bewe-
gung und sieht seine Mission darin, „Bürgerinnen und Bür-
ger weltweit zu mobilisieren, um gemeinsam die Lücke zwi-
schen der Welt, die wir haben, und der Welt, die sich die 
meisten Menschen überall wünschen, zu schließen“ (Avaaz.
org).7 Hierbei organisiert die Petitions-Platt form Kampag-
nen und unterstützt Aktivistinnen und Aktivisten, indem sie 
für diese verschiedene Aufgaben übernimmt: das Mit-
zeichnen von Petitionen, die Finanzierung von Anzeigen-
kampagnen oder auch die Vermittlung von Kontakten zu 
Regierungsvertretern per E-Mail oder Telefon. Die gesell-
schaftliche Wirkung soll durch die professionelle Organi-
sation langfristiger sein als der Einfluss einer sozialen Be-
wegung, die sich ad hoc und als Netzwerk organisiert. 
Dennoch bleibt die Hauptaufgabe der Platt form die Ver-
netzung verschiedener Akteure und Gruppierungen sowie 
die Sammlung von Spenden: „The ambitions reach beyond 
the typical slacktivist portrayal of diminishing political en-
gagement to effortless and to some extent meaningless 
activities. Nevertheless, the core of the project exists in 
sending newsletters on ongoing petition signings and try-
ing to collect funding for the causes” (Henrik Serup Chris-
tensen 2011). Avaaz etwa verknüpft bewusst seine Website 
mit Social Media-Kanälen wie MySpace, Facebook oder 

Tabelle 1: Petitions-Plattformen6 mit nationaler und internationaler Reichweite

Plattform Gründung Organisati-
onsform Hintergrund Verbreitung und Ausrich-

tung
Analyse und Wirkung

Avaaz.org

2007 501(c) 
Organi-
zation, Foun-
dation

Vorbild für die Gründung 
war die Internetinitiative 
MoveOn

Petitionen, aber auch die 
Unterstützung von Bürger-
journalismus und Krisenre-
gionen; Themen: Korrup-
tion, Menschenrechte und 
Klimawandel

Fallstudien auf avaaz.org 
sollen die Wirkung der 
Kampagnen belegen

Campact.de

2004 Gemein-
nütziger Ver-
ein, e.V.

Förderung von politischem 
Aktivismus. Vorbild war 
das amerikanische Netz-
werk MoveOn

Campact.de operiert 
hauptsächlich in Deutsch-
land, mit tlerweile aber 
auch in  Europa; thema-
tisch teils große Band-
breite politischer Themen; 
Campact Team setzt The-
men 

(Medienwirksame) Über-
gabe an Politiker; Fallstu-
dien sollen die Wirkung 
der Kampagnen belegen;  
Er folgsaussichten werden 
durch Sampling getestet

Change.org

2007
Ben 
 Rattray 
und Marc 
Dimas

Change.org, 
Inc. (Social 
Business)

Ben Rattray gründete 
Change.org mit persönli-
cher Motivation; Men-
schen sollen gemeinsame 
Aktionen initiieren können

Change.org ermöglicht 
ausschließlich die Erstel-
lung kostenfreier Online-
Petitionen; keine themati-
schen Schwerpunkte

Petitionen werden teils 
medienwirksam an Ak-
teure übergeben; Fallstu-
dien sollen die Wirkung 
der Kampagnen belegen

MoveOn.org

1998
Joan Bla-
des, Wes 
Boyd

501(c) (4) 
Organi zation

MoveOn lässt sich in eine 
politisches und eine bür-
gerschaftliches Engage-
ment unterstützende Or-
ganisation unterteilen 

MoveOn fokussiert be-
sonders Bildungsinitiati-
ven und politische The-
menanwaltschaft

–

OpenPetition.de

2010 
Jörg 
Mitzlaff

Gemein-
nützige 
GmbH

Weiterentwicklung von In-
strumenten der partizipa-
tiven Demokratie; Ziel ist 
die Information von Bür-
gerinnen und Bürgern 
über politische Entschei-
dungsprozesse und die 
Förderung des Engage-
ments

openPetition hat keinen 
thematischen Schwer-
punkt; Petitionen richten 
sich nach eigenen Anga-
ben an die lokale, regio-
nale und nationale Ebene

Fallstudien sollen die Wir-
kung erläutern; Statistiken 
und Diskussion ergänzen 
die Petitionen; es gibt eine 
konkrete Aussage zur er-
folgreichen Umsetzung 
der Petition

Quelle: Eigene Darstellung
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YouTube, um Menschen zu einem Thema zusammenzubrin-
gen, eine Gruppenidentität auszuprägen und somit trans-
nationalen Aktivismus zu ermöglichen (vgl. Kavada 2012). 
Das Portal Avaaz.org wird zumindest von internationalen 
Medienvertretern als einflussreich in Bezug auf politische 
Meinungsbildungsprozesse wahrgenommen (vgl. Cad-
walladr 2013). 
MoveOn.org Civic Action geht auf eine im September 
1998 von den Amerikanern Joan Blades und Wes Boyd per 
E-Mail initiier te Petition – „Censure President Clinton and 
MoveOn to Pressing Issues Facing the Nation“ – zurück, 
die innerhalb weniger Tage von tausenden von Menschen 
unterzeichnet wurde (vgl. MoveOn.org).8 Diese Nonprofit 
Educational and Advocacy Organization wurde 2001 auf-
gesetzt. Die Petitions-Platt form hat eine progressive politi-
sche Ausrichtung und gilt als Vorbild für Avaaz.org und 
Change.org. Mittlerweile liegen auch einige Publikatio-
nen dazu vor.9 Die Süddeutsche Zeitung nennt MoveOn 
eine Empörungsmaschine und bezeichnete die Platt form 
2010 gar als die mächtigste Protestorganisation der USA 
(vgl. Moorstedt 2010). Mit den Petitionen setze und kriti-
siere das Political Action Committee von MoveOn zugleich 
Themen und politische Institutionen. Gleichzeitig gehören 
die Gründer selbst einer amerikanischen, politischen 
Elite an. Innerhalb der Organisation werden Adressen, Le-
bensumstände und Präferenzen der Mitglieder verwaltet. 
So könne analysiert werden, welche Themen vermutlich 
greifen. Das von Voss beschriebene günstige Zeit fenster 
für die Beeinflussung und politische Umsetzung von Ent-
scheidungen, das Politikerinnen und Politiker in der Ge-
schichte bisher eher zufällig bedienen konnten, kann so 
mit sozialwissenschaftlichen Methoden präziser bestimmt 
werden.
Change.org wurde 2007 von Ben Rattray in San Francisco 
gegründet. In den USA ist die Platt form als gemeinnützige 
B-Corporation registriert, die als Sozialunternehmen Ein-
nahmen mit den Petitionen generiert. Dennoch ist die Platt-
form für jede Bürgerin bzw. jeden Bürger zugänglich; Nut-
zerinnen und Nutzer können Petitionen kostenlos einstellen. 
NGOs, die Change.org für sogenannte „gesponserte 
Petitionen“ und auch zur Generierung von Adressen nutzen, 
zahlen dafür eine Gebühr.10 Nach eigenen Angaben ist 
Change.org die größte Petitions-Platt form der Welt, die 
derzeit von über 70 Millionen Menschen in 196 Ländern 
genutzt werde und in elf Sprachen verfügbar sei.11 Der 
Gründer bezeichnet sich selbst eher als sozialen Aktivis-
ten, denn als sozialen Unternehmer (vgl. Schmitz 2012). Die 
Frage des Selbstverständnisses wird bei der Weiterent-
wicklung der mittlerweile weltweit sehr einflussreichen Or-
ganisation von Bedeutung sein. Ziel der Platt form ist es – 
wie bei einer sozialen Bewegung – sozialen Wandel zu 
generieren. Dafür, dass keine ungewünschten Petitionen 
eingestellt werden, sorgen die 150 fest angestellten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. In den inhaltlichen Standards, 
die als Community-Richtlinien formuliert sind, bezeichnen 
sich die Betreiber als „große Fans der freien Meinungsäu-
ßerung“.12 Jeder habe das Recht, seinen Standpunkt auf 
der Platt form zu vertreten, auch wenn dieser unpopulär sei. 
Jedoch seien Aufstachelungen zu Hass und jegliche Diskri-
minierung nicht erlaubt. Um die gesellschaftliche und poli-
tische Wirkung der Platt form zu demonstrieren, werden 
auf der Website Change.org Petitionen aufgeführt, die 
nicht nur zur Thematisierung, sondern auch zur Lösung ei-
nes Problems geführt haben. Externe Statistiken über die 

Nachhaltigkeit der Petitionen liegen unseres Wissens der-
zeit nicht vor.
Campact wurde bereits 2004 gegründet und ist ein einge-
tragener gemeinnütziger Verein, der sich nach eigenen 
Angaben vor allem für mehr Transparenz in der Politik ein-
setzt (vgl. campact.de).13 Erklärtes Ziel von Campact ist es, 
„die demokratischen Teilhaberechte der Bürger/innen in 
unserer repräsentativen Demokratie“ auszubauen (cam-
pact.de)14, was unter anderem durch zusätzliche themati-
sche Schwerpunktsetzungen im Zusammenhang mit Bür-
gerrechten in einer digitalen Gesellschaft erreicht werden 
soll. Petitionen, etwa zu den Themen Energiewende, Frei-
handelsabkommen (TTIP/Transatlantic Trade and Invest-
ment Partnership) oder Fracking, werden dabei nicht nur 
als Unterschriftenlisten verstanden: Campact sieht sich 
vielmehr als ein stetig wachsendes Unterstützernetzwerk, 
das sich sowohl aus Bürgerinnen und Bürgern als auch the-
menspezifischen Partnerorganisationen wie dem BUND, 
Attac oder Oxfam zusammensetzt (campact.de).15 Über E-
Mail-Newsletter, Veranstaltungen, Proteste und Aktionen 
sowie die Verbreitung von Informationen zu Themen via 
soziale Netzwerke wie Facebook, Twitter oder Google+ 
organisiert und mobilisiert Campact Unterstützer. Somit 
legt Campact einen Schwerpunkt auf die Kampagnenfüh-
rung und adressiert gezielt Politikerinnen und Politiker, die 
für die jeweiligen Themen verantwortlich sind (vgl. Reiß-
mann, 2014). 
OpenPetition stellt eine weitere deutschsprachige Peti-
tions-Platt form dar, über die sich Petitionen erstellen und 
verbreiten lassen. Bis Juli 2014 wurden auf openPetition 
bereits über 9.000 Petitionen erstellt und mehr als elf Milli-
onen Unterschriften geleistet.16 Neben der Unterzeich-
nung und Verbreitung durch soziale Netzwerke bietet 
openPetition zudem die Möglichkeit, zu den einzelnen Pe-
titionen über ein Pro und Contra der Argumente gemein-
sam auf der Platt form zu diskutieren, wodurch sich rund um 
die Themen eine teils lebhafte Diskussion ergibt. Entschei-
dungshilfen, wie der Zeichn-O-Mat oder die online abruf-
baren Statistiken zu den laufenden Petitionen, mit Informa-
tionen zu der Frage, wie viele Menschen aus welcher Re-
gion in Deutschland wann unterschrieben haben, machen 
die Partizipation der Menschen an den Themen sichtbar. 

Petitions-Plattformen als Advocacy Networks: 
Erfolgskriterien und ein politikwissenschaftlicher 
Analyserahmen

Wie sind die Petitions-Platt formen nun in Bezug auf ihre 
Funktionen und Erfolgskriterien einzuordnen? Sie sind öko-
nomisch gesehen Hybridorganisationen und Sozialunter-
nehmen, nach Eigen- und Fremdbeschreibung Bürgerbe-
wegungen und Aktivistennetzwerke und in zivilgesell-
schaftlicher Perspektive Non-Profit-Organisationen oder 
Political Action Committees. Auf der Wikipedia-Seite über 
MoveOn fällt der Begriff der Public Policy Advocacy 
Group.17 Es liegt daher nahe, anhand der internationalen 
Forschung über soziale Bewegungen zu überprüfen, mit 
welchen Begriffen hier gearbeitet wird. Margaret Keck 
und Kathryn Sikkink etwa verwenden den Begriff der 
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„Transnational Advocacy Networks“ (Keck/Sikkink 1998: 
1), mit dem Akteure beschrieben werden, die mit Staaten 
und internationalen Organisationen interagieren und 
ebenso Aktivisten, Wissenschaftler oder auch ökonomi-
sche Akteure sein können. Diese Advocacy Networks seien 
sowohl lokal als auch transnational vertreten – wie es bei 
den Petitionsplatt formen der Fall ist. Auch Akteure und 
Zielgruppen können, wie zuvor beschrieben, in der Band-
breite von Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Öffent-
lichkeit sehr unterschiedlich sein. Advocacy Networks be-
setzen Themen, denen gegenüber die gesellschaftliche 
Haltung unsicher ist, oder Bereiche, die von Staaten oder 
Organisationen zu einer Kursänderung bewegt werden 
sollen. Es geht also um das Element des sozialen Wandels 
durch Verhaltensänderungen. Die Netzwerke bringen 
neue Ideen, Normen und Diskurse in die Öffentlichkeit (vgl. 
ebd.: 3). Nach dieser Beschreibung können die Petitions-
Platt formen mit ihren Kampagnen und den damit verbun-
denen Nutzern als Public Policy Advocacy Networks be-
zeichnet werden.
Tabelle 2 stellt die aus der Literatur entwickelten internen 
und externen Erfolgskriterien von Petitions-Platt formen 
dar, mit welchen Petitionen oder Kampagnen der Platt for-
men bewertet werden können. In Tabelle 3 folgt ein Vor-

schlag für einen systematischen Analyserahmen, der ver-
schiedene Kriterien und deren Merkmalsausprägungen 
anführt, um die Petitions-Platt formen, die einfache Inter-
netseiten oder als Organisationen gar finanzkräftige Un-
ternehmen sein können, zu analysieren.

Zusammenfassung und Ausblick

Unkonventionelle Partizipationsmöglichkeiten können das 
Engagement in politischen Institutionen nicht ersetzen. 
Dennoch können die Petitions-Platt formen ein Beispiel da-
für sein, wie der Prozess politischer Willensbildung von Fall 
zu Fall ergänzt werden kann. Möglicherweise wäre es 
auch für Parteien sinnvoll, das Instrument der Online-Peti-
tion und Vorgehensweisen der Organisationen für die ei-
gene Themensetzung zu nutzen, etwa indem systematisch 
aufgezeigt wird, welche auf Online-Petitions-Platt formen 
verhandelten Themen für Parteimitglieder oder -anhänger 
von Interesse sind. Aus Sicht von Aktivistinnen und Aktivis-
ten ist die bloße Bereitstellung kommunikativer Partizipati-
onsmöglichkeiten für eine aktive Teilnahme am politischen 
Prozess nicht ausreichend, wie Günter Metzges feststellt: 
„Es reicht nicht, Kommunikationswege zur Politik bereitzu-

Tabelle 2: Erfolgskriterien von Petitions-Plattformen

Kriterium Kategorien

Anzahl der Unterstützer auf der Petitions-Platt form in einem 
bestimmten Zeitraum

Internes Kriterium 1

Ökonomischer Erfolg der Organisation Internes Kriterium 2
Gesellschaftlicher Erfolg der Organisation Internes Kriterium 3
Medienberichterstattung über die Petition/das Thema in 
 einem bestimmten Zeitraum (mediale Thematisierung)

Externes Kriterium 1 (Agenda-Setting/Öffentlichkeit)

Diskussion des Themas durch politische Entscheidungs-
träger (politische Thematisierung)

Externes Kriterium 2 (Agenda-Setting/Politik)

Erreichung des Ziels der realen Problemlösung Externes Kriterium 3 (Politische Umsetzung)
Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 3: Systematischer Analyserahmen für Petitions-Plattformen

Kriterium Nachweis

Organisationsform Rechtsform, Selbstbeschreibung, Fremdbeschreibung
Gründung Jahr, Initiatoren, Einrichtung der Platt form
Nationale/internationale bzw. transnationale Ausrichtung; 
Sprache(n)

Sprachen, regionale Reichweite

Initiatoren der Petitionen und Zugangshürden Personen, Organisationen; privat/zivilgesellschaftlich
Auswahlkriterien (Sachkriterien), Auswahl-Komitee (Perso-
nen)

Transparenz der Kriterien, Durchführung der Auswahl

Themen Policy-Felder; Bewertung der Themen
Organisation gesellschaftlicher Zeit fenster (Aussage über 
Grad der Professionalität)

Wissenschaftliche Datenanalyse

Ziele der Petitionen (Agenda-Setting oder Kampagnen-
Führung; zivilgesellschaftliche Akteure oder politische Insti-
tutionen)

Erfolgskriterien (s. o.); Thematisierung in der Öffentlich-
keit bis hin zur Umsetzung durch politische Institutionen 
(Gesetzesänderungen)

Verbindung zwischen Online und Offline-Elementen Integration der Petitions-Platt formen in Zivilgesellschaft
Erfolg der Organisationen (finanziell, gesellschaftlich) Umsatz, Medienberichterstattung, Integration der ange-

strebten Veränderungen in Gesellschaft und Politik
Quelle: Eigene Darstellung
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stellen, es muss auch dafür gesorgt werden, dass die Bei-
träge dort aufgenommen werden und sichtbar in reale po-
litische Entscheidungen einfließen“ (Metzges 2007: 229).
Anschließend an diesen ersten, systematischen Blick auf 
Petitions-Platt formen und Online-Petitionen sollte der Er-
folg einzelner Petitionen und Kampagnen untersucht wer-
den, um Informationen über Prozesse des Agenda-Settings 
der Public Policy Advocacy Networks zu gewinnen. Zudem 
wird es an dieser Stelle zielführend sein, Online-Instru-
mente und traditionelle Kommunikationsmöglichkeiten in 
der Öffentlichkeit, wie beispielsweise meinungsbildende 
Zeitungen, in ihrer wechselseitigen Beziehung zu betrach-
ten. Nicht außer Acht gelassen werden sollte ebenfalls der 
ökonomische Aspekt der Advocacy Networks. 
Zivilgesellschaftliche Beteiligung verstärkt mit Blick auf So-
zialstrukturen gesellschaftliche Ungleichheiten, da sich 
auch hier sozial gewandtere Gruppen besser beteiligen 
können. Das Internet mit der These des „digital divide“19, 
der sowohl aus einer technologischen als auch aus einer 
nutzerspezifischen Sichtweise betrachtet werden kann, 
ebenso wie der ökonomische Aspekt von Petitions-Platt for-
men wie Change.org und MoveOn, können dieses 
Ungleichgewicht verstärken und müssen ebenfalls in das 
Blickfeld genommen werden. Zudem sind Vorgehensweisen 
der Organisationen selbst zu betrachten: Change.org bei-
spielsweise nutzt die Möglichkeit der Adressweitergabe 
an Drit te sowie die Möglichkeit, Petitionen mit Geld zu be-
werben. Das Thema Datenschutz sollte auch bei den Peti-
tions-Platt formen von Beginn an kritisch aus Nutzerinnen- 
und Nutzerperspektive betrachtet werden. Dennoch ist 
positiv hervorzuheben, dass E-Petitionen Nutzerinnen und 
Nutzern einen breiten Zugang zu einer medial aufbereite-
ten Form von politischer Beteiligung bieten, welche das 
Ideal politisch gut informierter Bürgerinnen und Bürger und 
ihrer Partizipation im politischen Meinungsbildungspro-
zess prinzipiell befördert. Doch eine Analyse des gesell-
schaftlichen und politischen Wandlungspotenzials von 
Online-Petitionen wird erst unter Berücksichtigung der hier 
vorgestellten, unterschiedlich zu gewichtenden Kriterien 
zu belastbaren Resultaten führen, welche eine systemati-
sche Bewertung von Online-Petitions-Platt formen wie 
Avaaz, Campact oder Change.org jenseits von Internet-
Euphorie und Netz-Pessimismus zulassen. 
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PSYCHOLOGISCHE RISIKEN UND CHANCEN DER INTERNETNUTZUNG

Psychische Folgen der Internetnutzung  
Nicola Döring

Während die Apologeten digitaler Medien hoffnungs-
frohe Szenarien entwerfen, prognostizieren Skeptiker 
kulturpessimistische Schreckensbilder. „Meiden Sie die 
digitalen Medien. Sie machen tatsächlich dick, dumm, 
aggressiv, einsam, krank und unglücklich“, warnt uns bei-
spielsweise der Psychiater und Gehirnforscher Manfred 
Spitzer in seinem viel diskutierten Buch „Digitale De-
menz“. Hat er Recht? Nicola Döring fasst den aktuellen 
Forschungsstand zu psychologischen Risiken und Chan-
cen der Internetnutzung zusammen. Es zeigt sich, dass 
Personen-, Situations- und Umweltfaktoren maßgeblich 
darüber entscheiden, wie das Internet genutzt wird und 
ob daraus eher positive oder negative Effekte resultie-
ren. Oft zeigt sich der sogenannte Matthäus-Effekt („Wer 
hat, dem wird gegeben“), demgemäß sich soziale Un-
gleichheiten durch Internetnutzung vergrößern. Das In-
ternet kann aber  auch kompensatorisch wirken und Be-
nachteiligungen ausgleichen. Maßnahmen der Medien-
regulierung und Medienkompetenzbildung zielen darauf 
ab, Risiken zu reduzieren und konstruktive Nutzungswei-
sen digitaler Medien zu fördern. 

Die Hoffnungen und Enttäuschungen der 
Netzpioniere

Die Internetpioniere träumten von einer besseren Gesell-
schaft: Sie erwarteten, dass mittels niedrigschwelliger 
computervermittelter Kommunikation Menschen weltweit 
zusammenrücken, sich gleichberechtigt austauschen, ein-
ander unterstützen. Eine Welt voll neuer Netzwärme. Jo-
seph C. R. Licklider und Robert Taylor sangen schon 1968 
– zur Geburtsstunde des von ihnen mitentwickelten Inter-
netvorläufers ARPANET – das Loblieb auf vir tuelle Ge-
meinschaften, in denen sich Menschen unabhängig von 
geografischer Nähe auf der Basis ihrer Interessen zusam-
menschließen (Licklider/Taylor 1968). 
Als in den 1980er Jahren Personalcomputer auf den Markt 
kamen, wurden die ersten Online-Gemeinschaften Reali-
tät. Ein exklusiver Zirkel von Technikinteressierten, die sich 
zu Hause mit dem Modem ankoppelten oder über ihre Ar-
beitsplätze Zugang hatten, tauschte sich über Mailbox-
netze und Usenet aus. Die Erfahrungen dieser Zeit waren 
beglückend: Der kalifornische Sozialwissenschaftler How-
ard Rheingold (1993) ist ein Zeitzeuge, der geradezu da-
von schwärmte, wie fruchtbar er in den 1980er Jahren im 
Mailboxsystem „The WELL“ mit Gleichgesinnten über poli-
tische und soziale Themen debattierte, seinen Horizont er-
weiterte, neue Freunde fand und sogar mitten in der Nacht 
Hilfe erhielt, als er sein krankes Kind betreute. 
Die breite Bevölkerung hörte in den 1980er und frühen 
1990er Jahren mit Staunen und Skepsis die Berichte aus 
der neuen Cyberwelt. Wie kann digitale Kommunikation – 
letztlich bestehend aus Nullen und Einsen und getipptem 
Text auf dem Monitor – sinnvollen zwischenmenschlichen 

Kontakt ermöglichen? Und was ist mit den ganzen kriminel-
len Machenschaften und der mutmaßlich massenhaften 
Pornografie im Netz? Anfang der 1990er Jahre wurde das 
Netz nicht selten als „vir tueller Rotlichtbezirk“ beschrie-
ben. Der Nutzen des Ganzen war ohnehin fraglich. Sys-
teme wie Teletext und Bildschirmtext hatte man schließlich 
schon, und das waren unbedeutende Nischenmedien. In 
dieser Phase trafen die Hoffnungen der Netzpioniere auf 
eine öffentliche und akademische Netzkritik, die Online-
Kommunikation oft nur vom Hörensagen kannte und sie 
sich als kalte, anonyme, entmenschlichte Maschinenkom-
munikation vorstellte (vgl. Döring 2003). 
Mitte der 1990er Jahre änderte sich das Bild dramatisch. 
Das Web 1.0 entstand und plötzlich wurde das für Laien so 
kryptische Internet dank Webbrowser bunter und leichter 
bedienbar. Internetprovider wie AOL etablierten sich in 
Deutschland und zeigten den Privatkunden den Weg ins 
Netz. Der Anteil der Internetnutzenden in der Bevölkerung 
stieg rasant: Waren 1997 rund sechs Prozent der deut-
schen Bevölkerung online, so waren es drei Jahre später 
bereits fast 30 Prozent (von Eimeren/Frees 2013: 360). 

Mit der massenhaften Nutzung des Internets durch Smart-
phones und demnächst durch Datenbrillen werden auch die 
Klagelieder lauter. Viele, die sich in den 1980er Jahren eine 
schöne neue Netzwelt erhofft hatten, sind enttäuscht und 
heute zu vehementen Internetkritikern geworden.
 picture alliance/dpa
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Waren die Internetpioniere und Fürsprecher einer zivili-
sierten Cybergesellschaft begeistert von dieser Entwick-
lung? Nicht so ganz. Howard Rheingold selbst beklagte 
sich in Online-Foren bitterlich und teilte mit, er werde sich 
nun weitgehend aus „The WELL“ zurückziehen, das Niveau 
sei zu stark gesunken, auf die ewigen Streitereien habe er 
keine Lust mehr. Es zeigte sich, dass viele positive Erfahrun-
gen in den ersten Online-Communitys – zeitlich vor dem 
Web 1.0 bestand das Internet im Grunde nur aus sozialen 
Mitmachdiensten – vor allem darauf basierten, dass sich 
hier eine elitäre Gruppe akademisch Gebildeter zusam-
mengefunden hatte, die bereits über gemeinsame Um-
gangsformen verfügte und mit Neugier, Euphorie und Kre-
ativität die neuen Kommunikationsmedien erkundete. Der 
Zustrom der Massen brachte nun plötzlich das reale Leben 
in die Utopie: Werbung und Viren überschwemmten das 
Netz. Und der berüchtigte DAU (der dümmste anzuneh-
mende User) trieb mit ständigen Bedienungsfehlern und 
notorisch nervigen Beiträgen sein Unwesen. Mitte der 
2000er Jahre erfolgte der Übergang zum Web 2.0 bzw. 
Social Web. Zahlreiche Internetplatt formen mit einfachen 
Mitmachmöglichkeiten entstanden, die den Internetnut-
zenden jetzt sehr niedrigschwellig die Möglichkeit bieten, 
sich auf Online-Profilen selbst darzustellen, Kontakte zu 
knüpfen und zu pflegen, eigene Texte, Fotos und Videos zu 
veröffentlichen. Online-Kommunikation ist im Alltag ange-
kommen.
In der großen und zunehmend heterogenen Internetge-
meinde befinden sich weiterhin Menschen, die die sozia-
len und gesellschaftlichen Chancen der Netzkultur loben 
und auf Vorzeigeprojekte verweisen. Gleichzeitig werden 
mit der massenhaften Nutzung – die durch internetfähige 
Smartphones und demnächst durch Datenbrillen unauf-
haltsam in alle Bereiche des Lebens vordringt – auch die 
Klagelieder lauter. Viele von denjenigen, die sich eine 
schöne neue Netzwelt erhofft hatten, sind enttäuscht und 
heute zu vehementen Internetkritikern geworden – gemein-
sam mit denjenigen, die nie eine Netzwelt haben wollten. 

Internetkritik heute

„Meiden Sie die digitalen Medien. Sie machen tatsächlich 
dick, dumm, aggressiv, einsam, krank und unglücklich“, 
warnt uns der Psychiater und Gehirnforscher Manfred 
Spitzer vom Universitätsklinikum Ulm in seinem viel disku-
tierten Bestseller „Digitale Demenz“ (2012: 325). Unverant-
wortlich sei der gesellschaftliche Umgang mit neuen Me-
dien: Es sei erwiesen, dass Computer und Internet die Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen beeinträchtigen 
und süchtig machen – in der Schule hätten diese Technolo-
gien deswegen überhaupt nichts zu suchen, schließlich 
würde man dort ja auch keinen Alkohol an Minderjährige 
ausschenken. 
Ganz ähnlich argumentiert der kalifornische Technikpsy-
chologe Larry Rosen in seinem 2012 erschienenen Buch 
„Die digitale Falle“: Die heute allgegenwärtige Internet-
nutzung verschlimmere oder erzeuge diverse psychische 
Erkrankungen. Das Spektrum der von ihm diagnostizierten 
Internetstörungen („iDisorders“ – wie sein Buch im Engli-
schen heißt) reicht von Narzissmus über Zwänge, Aufmerk-
samkeits- und Essstörungen bis zu Hypochondrie und Schi-
zophrenie. Rosen mahnt, dass beispielsweise Selbstdar-
stellung im Internet pathologischen „iNarzissmus“ und 

Pornografienutzung pathologischen „iVoyeurismus“ her-
vorbringe. Entsprechendes Fehlverhalten sei deswegen 
möglichst einzustellen, bei Bedarf mit psychotherapeuti-
scher Hilfe. Zu viel Internetnutzung treibe uns buchstäblich 
in den Wahnsinn. Wie stark die eigenen „iDisorders“ be-
reits ausgeprägt sind, kann man mit diversen Selbsttests in 
seinem Buch prüfen.
Auch die Techniksoziologin Sherry Turkle vom renommier-
ten MIT (Massachusetts Institute of Technology), einem 
Zentrum kreativer Technologieentwicklung, die in den 
1990er Jahren einfühlsam die Chancen der Identitätsent-
wicklung durch Online-Kommunikation beschrieb, schlägt 
in ihrem 2012 erschienenen Buch „Verloren unter 100 Freun-
den. Wie wir in der digitalen Welt seelisch verkümmern“ 
Alarm. „Alone together“ heißt ihr Werk im Englischen. Ihrer 
Analyse nach ist die massenhafte Internet- und Handynut-
zung eine gefährliche Fehlentwicklung unserer Zeit. Sie ar-
gumentiert, dass wir uns nach zwischenmenschlicher Nähe 
sehnen, gleichzeitig aber echte Intimität und soziale Bin-
dungen wegen der damit verbundenen Konflikte und An-
strengungen scheuen. 
Die Kommunikationstechnologie biete für diesen menschli-
chen Grundkonflikt nun einen scheinbaren Ausweg: All die 
digitalen Kontakte, die ganzen Facebook-Freunde, mit de-
nen man aus sicherer Distanz computervermittelt kommuni-
ziert, bieten ganz bequem die Illusion von Gemeinschaft, 
aber letztlich um den Preis der Bindungslosigkeit.

„Is Google making us stupid?“ – Kritiker argumentieren, das 
Versinken in der Computerwelt führe dazu, dass wir geistig 
immer anspruchsloser werden, Informationen nur noch in 
Häppchen aufnehmen, kaum verarbeiten und so zerstreut 
sind, dass wir kaum mehr ein oder zwei Absätze, geschweige 
denn ein ganzes Buch, konzentriert lesen können.
 picture alliance/dpa
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„Is Google making us stupid?“, fragt der US-amerikanische 
Journalist Nicholas Carr 2008 in einem Magazinartikel. 
Seine Thesen erweitert er 2011 zu dem Buch „The Shal-
lows“ – die Oberflächlichen, so nennt er die Internetnut-
zenden. Denn die permanente Informationsflut im Internet 
führe dazu, dass wir geistig immer anspruchsloser werden, 
Informationen nur noch in Häppchen aufnehmen, kaum 
verarbeiten und letztlich so zerstreut sind, dass wir kaum 
mehr zwei oder drei Absätze, geschweige denn einen gan-
zen Roman, konzentriert lesen können. Carr stellte das 
auch bei sich selbst fest: Er könne – als Autor – kaum noch 
längere Passagen am Stück lesen. Die jahrelange Internet-
nutzung habe als so genannter Google-Effekt seinem Ge-
hirn geschadet. Sein Buch wurde 2011 für den Pulitzer-Preis 
nominiert. 

Buchkritik damals

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass Nicholas Carr 
seinen Abgesang auf die Lesekultur auf rund 250 Seiten 
Papier in Buchform publizierte und dafür eine begeisterte 
Leserschaft fand. Auch liegt Ironie darin, in einer Klage 
über den mutmaßlichen technologiegetriebenen Verfall 
von menschlichem Gehirn und Geist ausgerechnet auf das 
Lesen zu verweisen, eine Kulturtechnik, der so gut wie alles, 
was von kritischen Stimmen an psychologischen Risiken 
heute „dem Internet“ angelastet wird, ebenfalls vorgewor-
fen wurde. 
Der altgriechische Philosoph Platon war bekanntermaßen 
ein erklärter Gegner der Schriftlichkeit und argumentierte 
im vierten Jahrhundert vor Christus in seinem Phaidros-Di-
alog, echte Erkenntnis könne nur mündlich vermittelt wer-
den, im persönlichen Gespräch zwischen Wissenden und 

Lernenden, damit unmittelbares Nachfragen und Erklären 
möglich sei. Alles Aufgeschriebene sei letztlich missver-
ständlich und seelenlos (Platon 2013).
Und als das Aufgeschriebene mit der Massenproduktion 
von Büchern und der Alphabetisierung der Bevölkerung im 
18. Jahrhundert schließlich ein breites Lesepublikum fand 
(vor allem unter den auf die häusliche Rolle festgelegten 
Mädchen und Frauen), so wurde intensiv über die Risiken 
und Gefahren der neuen „Lesesucht“ diskutiert: Sie mache 
träge, führe zur Vernachlässigung von Haushalt und Kin-
dererziehung, begünstige durch die romantischen und 
erotischen Inhalte der Belletristik gar Realitätsverlust und 
Sittenverfall, wenn nicht Suizid (Barth 2002; Künast 2013). 
Während Pädagogen noch vor rund 150 Jahren versuch-
ten, Jugendliche davon abzuhalten, Flauberts „Madame 
Bovary“ oder „Die Leiden des jungen Werthers“ von Goe-
the zu lesen, gehören diese Werke inzwischen zum Schul-
stoff. Das Buch wird heute als Kulturmedium schlechthin 
gefeiert, auch wenn es – wie in den beiden genannten Bei-
spielen – sympathisierend Ehebruch oder Selbsttötung der 
Protagonisten darstellt.
Es lohnt sich, aktuelle Internetkritik auch aus einem histori-
schen Blickwinkel zu betrachten, denn die Hauptargu-
mente, die gegen ein jeweils neu sich etablierendes Me-
dium vorgebracht werden, ähneln sich über die Jahrhun-
derte hinweg verblüffend stark. Doch mit dem Verweis auf 
die Buchkritik ist die Internetkritik natürlich ebenso wenig 
entkräftet wie mit anekdotischen Beispielen, die aus dem 
jeweils subjektiven Erleben der Betroffenen Vorzüge oder 
Nachteile des Internet illustrieren. 

Metaanalysen zu psychologischen Internetwirkungen

Welche Befunde haben mittlerweile rund 25 Jahre psycho-
logische Online-Forschung hervorgebracht? In der „Psy-
chologischen Rundschau“ – dem Organ der Deutschen 
Gesellschaft für Psychologie – ist ein Aufsatz zu finden, der 
die typischen Thesen der aktuellen Internetkritik mit den 
Ergebnissen wissenschaftlicher Metaanalysen konfron-
tiert (Appelt/Schreiner 2014). Metaanalysen sind systema-
tische Zusammenfassungen der zu einem bestimmten 
Sachverhalt vorliegenden Primärstudien (Döring/Bortz, in 
Druck: Kap. 16).
Betrachten wir etwa die Befürchtung, dass durch Internet-
nutzung die Face-to-Face-Kommunikation verdrängt wird. 
Würde die Annahme stimmen, so müsste man eine statis-
tisch signifikante negative Korrelation nennenswerter Ef-
fektgröße zwischen den beiden Variablen Intensität der 
Internetnutzung und Intensität der Face-to-Face-Kommuni-
kation finden (d. h. je mehr Internetnutzung, umso weniger 
Face-to-Face-Kommunikation). Die Metaanalyse von Irina 
Shklovski, Sara Kiesler und Robert Kraut (2006) zeigte an-
hand von 48 unabhängigen Datensätzen jedoch eine 
durchschnittliche Korrelation von r=+.01, wobei das 
95-prozentige Konfidenzintervall – der Schätzbereich für 
das Ergebnis – zwischen r=.00 und r=+.02 liegt. Das heißt, 
statistisch besteht hier kein Zusammenhang: Die Korrela-
tion liegt bei einem möglichen Wertebereich von –1.00 
(perfekte negative Korrelation) bis +1.00 (perfekte positive 
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Korrelation) empirisch ganz nahe bei .00 (keine Korrela-
tion). Das wiederum bedeutet, dass manche Leute, die in-
tensiv das Internet nutzen, besonders viel Face-to-Face 
kommunizieren, andere wiederum besonders wenig, wie-
der andere durchschnittlich viel – ein systematischer Zu-
sammenhang in die eine oder andere Richtung ist nicht 
feststellbar. 
Ebenso sieht es aus, wenn man die subjektive Einsamkeit 
betrachtet: Der Schätzbereich für den Zusammenhang 
zwischen Internetnutzung und Einsamkeit lässt sich auf der 
Basis von 37 verschiedenen Datensätzen (Huang 2010) 
metaanalytisch auf –.02 bis +.07 festlegen, im Mittel liegt 
er bei r=+.02. Wieder weicht der Korrelationskoeffizient 
nicht überzufällig von Null ab. Für Depressivität gilt das-
selbe, der Schätzbereich liegt zwischen r=-.05 und r=+.06, 
im Durchschnitt bei r=+.01. Wer das Internet intensiv nutzt, 
ist somit nicht signifikant einsamer oder depressiver – aber 
auch nicht signifikant weniger einsam oder weniger de-
pressiv – im Vergleich zu Menschen, die gar nicht oder sel-
ten online gehen. 
Selbstverständlich sind Metaanalysen ebenso wie empiri-
sche Einzelstudien in ihrer Aussagekraft stets begrenzt und 
ihrerseits kritisch zu betrachten. Dennoch lässt sich in der 
Gesamtschau beim heutigen Forschungsstand festhalten, 
dass pauschale Befürchtungen über psychische Negativ-
wirkungen der Internetnutzung meist als „Mythen“ zu kenn-
zeichnen sind (Appelt/Schreiner 2014). Die Datenlage 
steht im Widerspruch zu den drastischen Warnungen der 
aktuellen Internetkritik. Dies bedeutet indessen nicht, dass 
Internetnutzung auf psychologischer Ebene völlig wir-
kungslos wäre.
Wenn pauschale Trends nicht auszumachen sind, so müs-
sen wir differenzierter verschiedene Zielgruppen betrach-
ten, die sich das Internet in ihren jeweiligen Lebenswelten 
in teilweise ganz unterschiedlicher Weise aneignen. Hier-
bei lassen sich dann vor allem drei Kausalpfade zwischen 
Internetnutzung einerseits und psychischem Wohlbefin-
den andererseits ausmachen (Döring, in Druck): Verdrän-
gungs-, Kompensations- und Strukturverstärkungseffekte.

Verdrängungseffekte: Wer durch Internetnutzung 
Lebensqualität verliert

Die Verdrängungshypothese (displacement/substitution hy-
pothesis) besagt, dass Online-Aktivitäten zu Isolation, Ver-
einsamung und sonstigen Einschränkungen der Lebens-
qualität führen, weil sie Offline-Aktivitäten verdrängen 
(„rich get poorer“). Sie lässt sich zwar, wie Metaanalysen 
zeigen, nicht für die Gesamtbevölkerung annehmen, aber 
für bestimmte Zielgruppen. Dass es Menschen gibt, die 
sich in exzessiver Weise in Online-Aktivitäten verstricken, 
sich buchstäblich Tag und Nacht mit Online-Spielen, On-
line-Chats oder Online-Pornografie befassen, darüber ihr 
Offline-Leben komplett vernachlässigen, in den sozialen 
Rückzug gehen, ist unbestrit ten. Der Volksmund spricht von 
Internetsucht. Doch die Psychologie lehnt dieses Konzept 
ab. Was als psychologische Störung gilt, ist in einem inter-
national verbindlichen Manual, dem DSM (Diagnostic and 
Statistical Manual of Mental Disorders), festgelegt. In die 
2013 erschienene fünfte Auflage DSM-5 wurde „Internet-
sucht“ nach ausführlicher Expertenberatung nicht aufge-
nommen. Denn es gibt nicht genügend empirische Hin-
weise darauf, dass es sich um ein eigenständiges Stö-

rungsbild handelt. Vielmehr trit t eine problematische 
Internetnutzung (Problematic Internet Use/PIU) – so der offi-
zielle psychologische Fachbegriff – in der überwältigen-
den Mehrzahl der Fälle bei Personen auf, die bereits eine 
andere psychiatrische Diagnose haben oder die entspre-
chenden Kriterien dafür erfüllen (z. B. Depression, Angst-
störung, Alkoholabhängigkeit). 
Das Internet erzeugt also nach aktuellem Forschungsstand 
nicht per se eine „Suchtspirale“, sondern Menschen mit 
ernsthaften psychischen Problemen nutzen teilweise das 
Internet als dysfunktionale Bewältigungsstrategie . Sie versu-
chen sich durch angenehme Online-Aktivitäten von ihrem 
Leid abzulenken und geraten dabei in einen Teufelskreis 
aus Realitätsvermeidung und zunehmender Internetzu-
wendung (Kardefeldt-Winther 2014). Hier muss die zu-
grunde liegende Problematik behandelt werden, damit 
sich wieder eine ausgewogene Internetnutzung einspielen 
kann. Bei psychisch stabilen Internetnutzenden trit t nach 
temporär intensiver Online-Nutzung eher Übersättigung 
ein. Zudem ist der Wunsch nach Face-to-Face-Kontakten 
ungebrochen stark: Die wichtigste Freizeitbeschäftigung 
ist auch bei der heutigen „Internet-Generation“ nach wie 
vor das persönliche Zusammensein mit Freunden (mpfs 
2013).

Kompensationseffekte: Wer durch Internetnutzung 
Lebensqualität gewinnt

Die Kompensationshypothese (compensation hypothesis) 
postuliert, dass im Offline-Leben bereits vorhandene Prob-
leme mit sozialer Isolation, Diskriminierung, Einsamkeit 
usw. durch Online-Aktivitäten kompensiert und überwun-
den werden können („poor get richer“). Auch sie gilt nicht 
pauschal, aber eben wiederum für spezielle Zielgruppen: 
Personen, die aufgrund von Persönlichkeitsdispositionen 
(z. B. Schüchternheit) oder psychologischen Erkrankungen 
(z. B. Asperger-Syndrom) Face-to-Face-Kommunikation als 
belastend erleben, kommen teilweise mit der schriftlichen 
computervermittelten Kommunikation besser zurecht (Ro-
berts/Smith/Pollock 2000; Saunders/Chester 2008). Die 
Gehörlosen-Community ist im Internet seit Jahren erfolg-
reich. Vor allem aber ist die Kompensationshypothese für 
Personen bestätigt worden, die durch Situations- und Um-
weltfaktoren sozial isoliert sind. Das kann beispielsweise 
Menschen betreffen, die aufgrund ihrer Verpflichtungen 
(z. B. allein erziehende Berufstätige mit wenig Freizeit) per-
sönliche Treffen oft nicht realisieren können und deswegen 
gezielt Online- und Mobilkommunikation nutzen, um ihre 
bestehenden sozialen Beziehungen zu pflegen sowie bei 
Bedarf auch neue Kontakte anzubahnen (zu Chancen und 
Risiken der Online-Partnersuche siehe Döring 2010; Finkel/
Eastwick/Karney/Reis/Sprecher 2012). Zu denken ist auch 
an Bedingungen wie Bettlägerigkeit, räumliche Distanz 
von Familienmitgliedern durch Migration oder Zugehörig-
keit zu einer geografisch verstreuten Minderheit (z. B. ho-
mosexuelle Jugendliche auf dem Land). 
Hier kann via Internet ortsunabhängig und niedrigschwel-
lig eine computervermittelte soziale Vernetzung statt fin-
den, die einen ersten Schrit t aus der Isolation und situati-
ven Einsamkeit darstellt, identitätsstärkend und sozial un-
terstützend wirkt. Häufig entwickeln sich aus den 
Online-Kontakten dann auch Offline-Kontakte (z. B. On-
line-Community organisiert lokale Offline-Stammtische). 
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Insbesondere vor dem Hintergrund von globalen Migrati-
onsbewegungen und von demografischem Wandel wird 
Online-Vergemeinschaftung vermutlich noch stärker an 
Bedeutung gewinnen, um Kontakte zu Familie und Freun-
den zu erhalten und zu pflegen, wenn persönliche Treffen 
nicht möglich sind.

Strukturverstärkungseffekte: Wie sich durch 
Internetnutzung soziale Ungleichheit verstärkt

Die Strukturverstärkungshypothese – oft ist auch vom Mat-
thäus-Effekt (matthew effect) die Rede – postuliert, dass die 
psycho-sozial Privilegierten besonders stark vom Internet 
profitieren und ihre Vorteile in der Lebensqualität weiter 
ausbauen, so dass sich der Abstand zu den Unterprivile-
gierten vergrößert („rich get richer, poor get poorer“). Ge-
prägt wurde der Matthäus-Effekt (benannt nach dem bib-
lischen Prinzip „Wer hat, dem wird gegeben“ aus dem Mat-
thäus-Evangelium) ursprünglich von dem Soziologen 
Robert Merton (1968) auf der Basis der Studien zu Nobel-
preisträgern von Harriett Zuckerman (2010). 
Bezogen auf das Wissenschaftssystem besagt der Mat-
thäus-Effekt, dass bereits anerkannte Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler für weitere Leistungen stets mehr 
Anerkennung erhalten als unbekanntere. Denn sie werden 
als wichtiger eingestuft, ihre Publikationen werden häufi-
ger gelesen und öfter zitiert. Sie können somit ihren vor-
handenen Reputationsvorsprung immer stärker vergrö-
ßern. Dieser Wirkmechanismus wurde inzwischen für viele 
andere soziale Zusammenhänge bestätigt (Zuckerman 
2010). Und Matthäus-Effekte zeigen sich eben auch bei 
der Internetnutzung. 
So hat sich herausgestellt, dass kontaktfreudige, attrak-
tive, sozial kompetente Personen, die in ihrem realen sozia-

len Umfeld beliebt sind, ihre Bindungen und Kontaktnetz-
werke durch Online-Kommunikation quantitativ und quali-
tativ erfolgreich weiter ausbauen. Diejenigen, die viele 
und enge Facebook-Freunde haben, sind somit gerade 
nicht die sprichwörtlich vereinsamten und aus dem realen 
Leben zurückgezogenen „Computer-Nerds“, sondern in 
der Regel diejenigen, die auch außerhalb des Netzes be-
sonders gut sozial eingebunden sind (Valkenburg/Peter 
2007; Zywica/Danowski 2008). Ohnehin sind Facebook-
Freunde in der Regel keine vir tuellen Unbekannten, son-
dern Freunde und Bekannte aus dem sozialen Offline-Um-
feld. Wer dagegen im realen Leben isoliert ist, sich sozial 
abweisend und feindselig verhält, sich chronisch ausge-
schlossen und missverstanden fühlt, wird mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch online eher Ausgrenzung erleben. 
Denn im Netz ist Kontakt keineswegs einfach „per Maus-
klick“ zu haben: Man muss ein Gespür dafür entwickeln, 
wie man sich in verschiedenen Online-Communitys zu ver-
halten hat, welche Formen der Selbstdarstellung hier als 
passend oder unpassend aufgefasst werden und sich kon-
struktiv einbringen. Matthäus-Effekte zeigen sich nicht nur 
in der Online-Peer-Kommunikation, sondern u. a. auch bei 
der Online-Partnersuche: Die Geselligen und Attraktiven 
finden leicht Anschluss, die anderen bekommen täglich vor 
Augen geführt, dass ihre Profile eben nicht angeklickt und 
ihre Nachrichten nicht beantwortet werden. 
In Deutschland ist die digitale Spaltung (digital divide) zwi-
schen Offlinern und Onlinern zumindest in den jüngeren 
Generationen inzwischen weitgehend aufgehoben: Bei 
den Jugendlichen und jungen Erwachsenen sind nahezu 
alle online (Offliner finden sich heute fast nur noch unter 

Matthäus-Effekte zeigen sich 
u.a. auch bei Online-Partner-
suche: Die Geselligen und 
Attraktiven finden leicht 
Anschluss, die anderen bekom-
men täglich vor Augen geführt, 
dass ihr Profile eben nicht 
angeklickt und ihre Nachrich-
ten nicht beantwortet werden.
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den Senioren und insbesondere den Seniorinnen). Zu be-
achten sind jedoch die digitalen Ungleichheiten (digital in-
equalities), d. h. die sehr unterschiedlichen Internetnut-
zungsmuster, die oft dazu beitragen, soziale Unterschiede 
im Sinne des Matthäus-Effekts zu vergrößern. So nutzen 
beispielsweise Gymnasiastinnen und Gymnasiasten das 
Internet viel intensiver für schulische Recherchen und für 
die Vorbereitung ihres weiteren Bildungs- und Berufswegs 
und vergrößern somit ihren Vorsprung gegenüber Haupt- 
und Realschülern (mpfs 2013). Auch auf Geschlechter-
ebene zeigen sich deutliche digitale Ungleichheiten, vor 
allem hinsichtlich der Produktion von nutzergeneriertem 
Content: Männer sind hier mit ihren Weblogs, Microblogs 
und Videoblogs deutlich sichtbarer und werden wiederum 
in den Massenmedien mit ihren Online-Beiträgen häufiger 
zitiert. Die vermeintlich offene Online-Enzyklopädie Wiki-
pedia besteht als Community auf der Ebene von Administ-
ratoren und Autoren/Editoren in Deutschland zu 94 Prozent 
aus Männern (Merz/Döring 2010). Die historisch tradierte 
formale Ausgrenzung von Frauen aus der Wissensproduk-
tion (Studien-, Promotions-, Habilitationsverbote bis teil-
weise weit in das 20. Jahrhundert hinein) setzt sich an die-
ser Stelle im 21. Jahrhundert informell fort (zu Gender-
Gaps in unterschiedlichen sozialen Medien siehe Reagle 
2013).

Schlussbetrachtungen

Als gesellschaftliche Befreiungs- und individuelle Selbst-
verwirklichungstechnologie hat sich das Netz – entgegen 
den Träumen der Internetpioniere – nicht erwiesen. Doch 
auch die Befürchtungen der Kritikerinnen und Kritiker, dass 
sich das Netz als Suchtmittel entpuppt und kollektive Ver-
einsamung droht, haben sich nicht bewahrheitet. Wir ste-
hen heute vor einer ausdifferenzierten Internetlandschaft 
mit vielfältigen Diensten und Platt formen, die als sozio-
technische Systeme bestimmte Nutzungsweisen nahe le-
gen, andere verhindern und von jeweils unterschiedlichen 
Nutzergruppen in Beschlag genommen werden. Das kann 
im Einzelnen sehr positive oder auch sehr negative Effekte 
nach sich ziehen. Relativ häufig erweisen sich psycho-sozi-
ale Effekte auch als ambivalent: So hat die Pornografieflut 
im Internet sexistische Darstellungen popularisiert und 
gleichzeitig deren Kritik sowie die Nachfrage nach und 
Produktion von alternativen Darstellungen vorangetrieben 
(Döring 2011, 2013). Mit dem am 25. Januar 2013 ins Leben 
gerufenen Twitter-Hashtag #aufschrei wurde ein von vie-
len Frauen als sehr unterstützend empfundener Online-
Austausch über Alltagssexismus angestoßen, der die Öf-
fentlichkeit sensibilisiert und den Grimme-Online-Award 
gewonnen hat. Zum einjährigen Jubiläum wird eine posi-
tive Bilanz gezogen. Gleichzeitig konstatiert die Mitinitia-
torin Anne Wizorek am 24. Januar 2014 auf Twitter: „was 
ein jahr #aufschrei leider auch bedeutet: 1 jahr beleidi-
gungen, diffamierungen, hassnachrichten per email, twit-
ter, blogkommentare …“ (für eine kom mu ni ka tions wis sen-
schaftliche Analyse der #aufschrei-Debatte siehe Maire-
der/Schlögl 2014).
Der Rückblick auf historische Medienkritik (etwa die De-
batte um die „Lesesucht“) sowie die Anwendung etablier-
ter psychologischer Theorien helfen dabei, den Neuheits-
wert des Internet weder im Positiven noch im Negativen zu 
überschätzen. Der Umstand, dass wir uns heute Fakten 
schlechter merken, wenn wir wissen, dass wir sie mit 
Google jederzeit im Internet nachschlagen können, muss 
nicht in einen Abgesang auf die gesunde Gehirnentwick-
lung münden. Zumindest gibt es auch die sozialpsycholo-
gische Erklärung, dass wir das Internet schlicht als transak-
tionalen Gedächtnispartner behandeln, ebenso wie wir 
das in Gruppen und Paarbeziehungen tun, wo Gedächt-
nisleistungen oft delegiert werden und sich nicht alle alles 
merken müssen (Sparrow/Liu/Wegner 2011). 
Gibt man mediendeterministisches Denken auf, so wird klar, 
dass die Qualität der Online-Kommunikation auf individuel-
ler und kollektiver Ebene davon abhängt, wie wir die tech-
nologische Entwicklung gestalten und welche Fähigkeiten 
wir im klugen Umgang mit den Internettechnologien entwi-
ckeln. So hat nicht zuletzt Howard Rheingold seine Enttäu-
schung über Fehlentwicklungen im Internet überwunden 
und propagiert heute die breite Förderung von Netzkompe-
tenz (Rheingold 2012). Tatsächlich stellt uns das Internet vor 
gesteigerte Anforderungen der Selbstregulation: Es gibt un-
überschaubar viele, oft widersprüchliche Optionen und nie-
mals einen Sendeschluss – man muss selbst auswählen und 
sich auch Offline-Nischen erhalten. Medienbildung setzt 
dabei die kritisch-konstruktive Auseinandersetzung mit dem 
Internet voraus, die im Kindesalter beginnen muss und das 
Vorleben der Erwachsenen erfordert. 
Doch bei allem Augenmerk auf die Kompetenzbildung 
müssen wir auch die zeitgenössischen Botschaften der Me-

Die Bloggerin Anne Wizorek rief den Twitter-Hashtag #auf-
schrei ins Leben, ein von vielen Frauen als sehr unterstützend 
empfundener Online-Austausch über Alltagssexismus, der 
die Öffentlichkeit sensibilisiert hat. Gleichwohl wurde Anne 
Wizorek Opfer zahlreicher Anfeindungen auf Twitter.
 picture alliance/dpa
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dienpädagogik hinterfragen (für eine kritische Analyse der 
medienpädagogischen Sexting-Debatte siehe Döring 
2014). Dass Jugendliche ihre Privatsphäre schützen und 
lernen müssen, keine digitalen Party- und Bikinifotos aus-
zutauschen, lautet das Mantra. Doch damit wird in Zeiten, 
in denen längst alle Bürgerinnen und Bürger weitreichen-
der digitaler Überwachung unterliegen, das komplexe und 
dringliche Problem digitalen Daten- und Privatsphären-
schutzes auf ein Problem jugendlichen Übermuts und man-
gelnder individueller Medienkompetenz verniedlicht. Eine 
Betrachtung von psychologischen Chancen und Risiken 
der Online-Kommunikation sollte also nie psychologistisch 
verkürzt statt finden, sondern die kulturellen, ökonomi-
schen, rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen, 
die wir uns im digitalen Zeitalter schaffen, mit bedenken. 
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DIGITALE RÄUME ALS BÜHNEN

Feststellungen der Identität? 
Über Nutzen und Laster digitaler Sichtbarkeit
Sarah Mönkeberg

Das Aufkommen digitaler Kommunikation wurde von eu-
phorischen Verheißungen begleitet, die ein Mehr an 
Selbstverwirklichung versprachen. Inzwischen ist Er-
nüchterung eingetreten, von Entfremdung und Vereinsa-
mung der Netzsubjekte ist die Rede. Sarah Mönkeberg 
fragt nicht nach den Gründen für den Schutz der Privat-
sphäre im Netz, sondern danach, warum sich Menschen 
in digitalen Räumen sichtbar machen, indem sie über 
Persönliches berichten. Selbstthematisierung ist nichts, 
was dem Netz vorbehalten wäre oder nur dort vorkommt. 
In Kontrastierung zu Formen der Selbstthematisierung in 
Beichte und Psychoanalyse wird vorgeschlagen, die 
Selbstdarstellung im Web 2.0 als Identitätsarbeit zu be-
greifen. Vormodernen Identitäten war es vorbehalten, in 
der Beichte das Gewissen zu erforschen, sich auf diesem 
Wege zu vergewissern und in die vorgegebene Ordnung 
einzufügen. Moderne und zugleich fragmentierte Identi-
täten bedienten sich der Psychoanalyse, um ihr Selbst zu 
ergründen. Im Netz hingegen lassen sich Identitäten aus-
handeln und mit anderen abgleichen – und dies in stän-
diger Bewegung. Identitätsarbeit im Netz heißt, nach 
vorne zu schauen, sich entwickeln und stets neu verhan-
deln zu müssen. Abschließend erörtert der Beitrag, dass 
sich bereits durch die Teilnahme am und Bewegung im 
Web 2.0 Notwendigkeiten der Selbstsichtbarkeit ver-
schärfen.1 

Zwischen euphorischer Verheißung …

Mit dem Aufkommen und der Verbreitung digitaler Kommu-
nikation schwebte über dem Internet eine fast schon eu-
phorische Verheißung auf gesellschaftlichen Wandel. Das 
Netz ließ Hoffnung zu, auf die Herausbildung neuer Öf-
fentlichkeiten und einer Demokratisierung der Demokratie. 
Dort sollten direktere Formen der Mitgestaltung von und 
Partizipation an Gesellschaft, unmittelbarere Kritik und die 
Bildung von Gemeinschaften über Grenzen und Orte hin-
weg möglich sein, die auf Freiwilligkeit und Interesse beru-
hen. 1996 leitete das Cyberspace die Erklärung seiner Un-
abhängigkeit mit folgenden Worten ein: „Regierungen der 
industriellen Welt. Ihr müden Giganten aus Fleisch und 
Stahl, ich komme aus dem Cyberspace, der neuen Heimat 
des Geistes. Im Namen der Zukunft bitte ich Euch, Vertreter 
einer vergangenen Zeit: Lasst uns in Ruhe! […] Wo wir uns 
versammeln, besitzt Ihr keine Macht mehr […] – und so 
wende ich mich mit keiner größeren Autorität an Euch als 
der, mit der die Freiheit selber spricht. Ich erkläre den glo-
balen sozialen Raum, den wir errichten, als gänzlich unab-
hängig von der Tyrannei, die Ihr über uns auszuüben an-
strebt“ (Barlow 2007: 138). Solche Ideen spiegelten sich 
später nicht nur in den Anfängen des Arabischen Frühlings 

wider (vgl. Kraushaar 2012). Insgesamt sollten sich für die 
Menschen durch den Umgang mit dem Internet mehr Frei-
heiten zur Selbstverwirklichung einstellen. So schrieb die 
US-amerikanische Soziologin Sherry Turkle Mitte der 
1990er Jahre noch, dass die Bewegung über verschiedene 
Fenster auf dem Computerbildschirm gleichzeitig eine 
über verschiedene Aspekte der eigenen Identität hinweg 
sei (vgl. Turkle 1998: 12ff.). Dieses Internet schien das Me-
dium zu sein, das der Gesellschaft die Bewegungsfreiheit 
geben konnte, die sie brauchte. 

…und Katzenjammer!

Dieser Blick ist spätestens seit der NSA-Affäre 2013 ge-
trübt. Auf den Rausch folgt der Kater; ein Charakteristikum 
von Hoffnung ist schließlich, dass sie enttäuscht werden 
kann. So wird nicht nur Turkle fast 20 Jahre später den war-
nenden Zeigefinger erheben und damit auf die Gefahren 
von Entfremdung und Vereinsamung der Netzsubjekte und 
ihre Ängste verweisen (vgl. Turkle 2012). „Das Internet ist 
kaputt“ so Sascha Lobo zu Beginn dieses Jahres. Es war 
nicht das, wofür man es gehalten hatte, nicht „das perfekte 
Medium der Demokratie und der Selbstbefreiung. Der 
Spähskandal und der Kontrollwahn der Konzerne haben 
alles geändert“ (Lobo 2014). Auch der Bundesminister für 
Verbraucherschutz, Heiko Maas, warnt: „Unsere Privat-

Ein von Unbekannten 
beschmiertes Wahlplakat mit 
Bundeskanzlerin Merkel ver-
spricht „nsa erfolgreich in 
Europa“. Spätestens seit der 
NSA-Abhöraffäre ist der Blick 
auf das Medium Internet 
getrübt. Die mit dem Aufkom-
men der digitalen Kommunika-
tion einhergehende Euphorie 
ist verflogen: Katzenjammer 
und warnende Zeigefinger 
machen sich breit!
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sphäre ist in Gefahr“, und wer keine hat, „der hat keine 
Freiheit“.2 Neben die „Angst, das Internet zu löschen, wenn 
[…] die falsche Taste“ (Sagatz 2012) gedrückt wird, gesellt 
sich jene vor der Datenspeicherung: dass sich eben gar 
nichts mehr löschen lässt. Einer vom Institut Allensbach 
durchgeführten Studie zufolge misst die bundesdeutsche 
Bevölkerung im Jahr 2013 „Daten- und IT-Risiken ein stei-
gendes Bedrohungspotenzial zu: 65 Prozent erwarten, 
dass sich der Datenbetrug im Internet ausweiten wird. Den 
Missbrauch persönlicher Daten durch andere Nutzer in so-
zialen Netzwerken sehen 55 Prozent als wachsende Risi-
koquelle“ (DHV 2014: 267). Dieses Internet ist ein gefährli-
cher Ort, an dem wir durchsichtig werden, der uns verunsi-
chert und das Fürchten lehren kann: Was passiert mit 
unseren Daten nach ihrer Preisgabe? Wer sammelt sie? 
Wozu? Sind die Daten der Anderen authentisch? Sind 
meine Daten noch bei mir oder benutzt sie jemand anders? 
Wie viel wiegen meine Worte und Bilder, wenn das Netz 
sie nicht vergisst? Und überhaupt: wer kommuniziert da ei-
gentlich? Mensch zu Mensch, Mensch zu Maschine, Ma-
schine zu Mensch oder Maschine zu Maschine? Im Dezem-
ber 2013 veröffentlichte die auf Internetsicherheit speziali-
sierte US-amerikanische Firma Incapsula den zweiten „Bot 
Traffic Report“ (Zeifman 2013). Darin lässt sich nachlesen, 
dass der „Human Traffic“ im Netz einen Anteil von 38,5 
Prozent ausmacht, wohingegen der „Non Human Traffic“, 
die Bots, bei 61,5 Prozent liegt. Im Vergleich mit 2012 ha-
ben die Maschinen rund zehn Prozent gut gemacht. 31 Pro-
zent sind uns wohlgesonnen, wie auch die Süddeutsche 
Zeitung im Mai dieses Jahres herausstellte, wohingegen 
fast 70 Prozent eher kriminelle Ziele verfolgen. Unter ande-
rem können sie bei Videoaufrufen einen Computer so ma-
nipulieren, „dass er wie 1000 klickende Computer“ (Graff 
2014) erscheint, wodurch die Werbeindustrie Gefahr läuft, 
Anzeigen „auf mutmaßlich hoch frequentierten Webseiten 
zu buchen, die ausschließlich von Bots aufgesucht werden“ 
(ebenda). Sie ermöglichen aber eben auch die Sammlung 

unserer Daten: „Thermostate zum Beispiel, die per Smart-
phone gesteuert werden, um aus der Ferne die Raumtem-
peratur zu regeln. Armbänder, die Körperfunktionen regis-
trieren und in der Cloud speichern. Brillen, die Gesichter 
erkennen. Fotokameras, die ihre Bilder über das Netz 
übertragen. Fernseher, die TV-Gepflogenheiten an die 
Sender überspielen. […] Bei all diesen Funktionen fallen 
Daten an“ (ebenda). Die ganzen potenziellen Risiken und 
Nebenwirkungen des Internetzeitalters scheinen unsere 
althergebrachten Türen und Schlösser zu umgehen. Der 
Computer bringt das Netz nicht nur nach Hause. Über Lap-
top, Tablet, Smartphone und Co. begleitet es unsere Bewe-
gungen, ermöglicht sie nicht nur, sondern richtet sich an 
ihnen und sie an sich aus, was die Grenze zwischen dem 
Privaten und dem Öffentlichen vollends zu verwischen 
scheint.3

Auch dieser Blick hakt aber. Sind wir nach dem Juni 2013 
tatsächlich vorsichtiger oder zurückhaltender im Netz ge-
worden? Dagegen spricht nicht nur ein Blick durch den, 
von Digitalisierung durchzogenen, öffentlichen Raum. Da-
gegen sprechen auch die Daten, z. B. jene, die Auskunft 
über die Mitgliederzahlen von Facebook in Deutschland 
geben. Seit Januar 2010 sind sie fast stetig gestiegen, so-
dass sie sich im Januar 2014 auf gut 27 Millionen belaufen. 
Ein Rückgang nach den Enthüllungen um Edward Snow-
den? Fehlanzeige.4 Der Instant-Messenger WhatsApp ver-
zeichnet mit weltweit 480 Millionen Nutzerinnen und Nut-
zern im März 2014 sogar einen neuen Rekord, trotz der 
Übernahme durch Facebook.5 Und endlich scheint auch 
das Smarthome salonfähig zu werden;6 das neue, compu-
terisierte und vernetzte Zuhause, das nicht nur vor Einbre-
chern schützt, weil durch eine automatische Steuerung von 
Rollläden und Lichtverhältnissen bei Abwesenheit Anwe-
senheit simuliert werden kann. Auch der eigene Kühl-
schrank wird dort in die Lage versetzt, via Smartphone, 
-watch etc. sein Leid klagen zu können, mit dem Vorteil 
etwa, dass beim Einkaufen unnötige Gänge vermieden 
werden. Insgesamt lässt sich der Konsum von Lebensmit-
teln ja auch recht einfach durch Zwischenschaltung diver-
ser Ernährungs-Apps kontrollieren. Was gilt es im Verlan-
gen nach Datensicherheit und Privatsphäre eigentlich zu 
schützen? Im Folgenden wird eine Perspektive vorgeschla-
gen, die die Ambivalenzen digitaler Selbstsichtbarkeit vor 
dem Hintergrund eines Wandels unserer Identität entfal-
tet. 

Ordnungen der Identität und Sichtbarkeiten des 
Selbst 

Dass wir sichtbar sind, ist nichts, was es nur durch das Inter-
net und die Möglichkeiten der Datenspeicherung gibt. Wir 
sind in und durch Gesellschaft sichtbar.7 Die eigene Iden-
tität und das Selbstbild sind „eine Anleihe von der Gesell-
schaft“ (Goffman 1986: 15). Sie sind von Kultur geprägt 
und spiegeln gesellschaftliche Verhältnisse und Erwartun-
gen wider. Hier lässt sich im historischen Vergleich ein 
Wandel ausmachen, der sich in der Art und Weise nieder-
schlägt, wie sichtbar das Selbst in der Gesellschaft ist. 
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Für die vormoderne Identität ist das, was heute unter Indi-
vidualität verstanden wird, nicht tragbar. Das individuelle 
Selbst ist „nichtig gegenüber der Superevidenz Gottes“ 
(Fuchs 2007: 160). Die Menschen führen ihr Leben in Schich-
ten, „denen man eingeboren war und die […] immer schon 
festgelegt hatten, wie das jeweilige Leben zu führen war: 
nicht anders als anderes Leben, sondern wie anderes ver-
gleichbares Leben in […] hoch typisierter Form, die indivi-
duelle Abweichung nur als das kannte, was prekär für diese 
Ordnung und deshalb auszusortieren war“ (ebenda). Die 
eigene Identität „ist nicht wählbar“ (ebenda: 278). Es geht 
darum, „die gesellschaftlich vorgeschriebenen Muster 
möglichst vollkommen zu verkörpern“ (Bohn/Hahn 1999: 
40). Wer aus seiner Schicht fällt, „fällt in die Vagabondage, 
[…] er ist schmutzig […], struppig wie die Waldleute“ 
(Fuchs 1999: 280). Der vormodernen Identitätsordnung 
wird das Selbst also als Abweichung sichtbar, die es ent-
weder als ermahnendes Exempel zu statuieren oder jen-
seits des öffentlichen Blicks, vor allem in der Institution der 
Beichte, zu bearbeiten gilt.8 Diese steht prinzipiell allen 
Gesellschaftsmitgliedern zur Verfügung (vgl. Bohn/Hahn 
1999: 45f.; Willems/Pranz 2006, 2008), zwingt das Indivi-
duum „zur Erforschung seines Gewissens“ (Bohn/Hahn 
1999: 45) und dadurch zur Ausrichtung an den Werten des 
religiösen Weltbildes. Wo bei Verfehlung die Gefahr des 
Ausschlusses aus der christlichen Gesellschaft droht, ist 
die Beichte nicht nur ein Instrument individueller Glückse-
ligkeit, sondern auch eines der Kontrolle der Ordnung von 
Identität (vgl. Foucault 1994, 2004: 185ff). 
Die moderne Identität kann sich dahingegen nicht mehr 
„nur“ an religiösen Werten orientieren und daraus ihre 
Ordnung ziehen. Bereits im 18. Jahrhundert entstehen 

„neue und erhöhte Anforderungen an die Identitätskonsti-
tution und Verhaltensorientierung“ (Willems/Pranz 2006: 
190), weil sich die Gesellschaft mehr und mehr in verschie-
dene Teilbereiche differenziert, die dem Individuum seinen 
Platz in der Gesellschaft nicht mehr qua Geburt zuweisen: 
„Der Einzelne kann seine Identität seit dem 18. Jahrhundert 
nicht mehr durch die Angabe seines Geburtsstandes ge-
winnen, er muß sie erwerben“ (Luhmann 1995b: 130). Da-
durch „eröffnet sich die Möglichkeit privater Innenwelten: 
[…] Der selbstbestimmte, vom eigenen Herzen geleitete 
Mensch wird zum Inbegriff der Persönlichkeit“ (Assmann 
1983: 80f., zit. nach Bohn/Hahn 1999: 44f.). Das Subjekt 
soll auf die Uneindeutigkeiten in der modernen Gesell-
schaft antworten, indem es sich „als Wesen mit innerer 
Tiefe zu begreifen“ (Taylor 1995: 35) lernt, weil das „Erfas-
sen des Richtigen und des Falschen […] in unseren Gefüh-
len verankert“ (ebenda: 34) wird. Dementsprechend weicht 
die Dominanz der Beichte in der modernen Gesellschaft 
zunächst der Psychoanalyse (vgl. Willems/Pranz 2006, 
2008), die Identität in ihrer individuellen Besonderheit 
stärken will. Die Aufforderung zur Ergründung des Selbst 
und nicht mehr seine Verneinung ist es, was die Ordnung 
der modernen Identität kennzeichnet. Ihre Kehrseite liegt 
nicht mehr in der Abweichung, sondern in der Gefahr „ei-
ner Fragmentierung des Ichs angesichts verschiedener so-
zialer Erwartungen“ (Reckwitz 2001: 27), weil sich der mo-
derne Mensch in verschiedenen Wertkontexten orientie-
ren muss (vgl. Weber 1995). Dieser Fragmentierung soll die 
Bearbeitung der Identität in der Psychoanalyse entgegen-
wirken, weswegen Sigmund Freud ja gerade „an jenen int-
rapsychischen Vorgängen interessiert [war], durch die das 
Ich gegenüber den leibgebundenen Ansprüchen des Es 

Die berühmte Couch von Sigmund Freud als Denkmal vor seinem Geburtshaus in Pribor (Tschechien). Ein Kennzeichen moder-
ner Identitäten ist die Gefahr der Fragmentierung angesichts verschiedener sozialer Erwartungen. Dieser Fragmentierung 
soll die Bearbeitung der Identität in der Psychoanalyse entgegenwirken. picture alliance/dpa
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und den sozial vermittelten Erwartungen des Über-Ich zu 
einer Stärke gelangen konnte, die er stets mehr oder weni-
ger mit psychischer Gesundheit assoziierte“ (vgl. Honneth 
2003: 142). 
Zusammenfassend ist diesen beiden Identitätsordnungen 
eine relativ geringe Sichtbarkeit des Selbst in Gesellschaft 
und Öffentlichkeit eigen. Die Individualität und das Selbst 
werden im ersten Fall in Form der Abweichung von einer 
Ordnung, die dem Individuum immer schon seinen Platz zu-
weist und seine Möglichkeiten vorgibt, konzipiert. Die ge-
sellschaftliche Sichtbarkeit des Selbst beschränkt sich hier 
wesentlich auf den geheimen Bearbeitungsraum, der durch 
die Beichte gegeben wird. Als Seele imaginiert, wird die-
ses Selbst jenseits von Zeit und Raum verordnet. Dahinge-
gen ist das Selbst der modernen Identitätsordnung ein 
Wesen mit innerer Tiefe, das aber auch noch eher in priva-
ten Räumen oder Bereichen der Intimität sichtbar wird, weil 
die moderne Gesellschaft ihm keinen Platz mehr zuweisen 
kann. In Gesellschaft begegnet der moderne Mensch den 
Anderen in verschiedenen sozialen Rollen und Teilaspek-
ten. Außerdem entspricht der tiefgründigen Identität der 
Moderne eine – vor allem materialistisch gehaltene – Tren-
nung zwischen dem privaten und dem öffentlichem Raum. 
Das eigene Ich ist jetzt „etwas im ‚Inneren‘ von allen ande-
ren Menschen und Dingen ‚draußen‘ Abgeschlossenes“ 
(Elias 1981: LVI). Dieses Selbst ist wesentlich „‚durch‘ Ein-
körperung gewonnen“ (Fuchs 2010: 288); wird in seinem 
Körper vermutet, um den es sein Haus baut. Bei dieser Vor-
stellung handelt es sich allerdings „um einen Typ der 
Selbsterfahrung, der für eine bestimmte Stufe der Entwick-
lung“ (Elias 1981: LVI) von Gesellschaften steht und nicht 
um ein invariantes Faktum. 
Das Selbst der vormodernen Identitätsordnung ist also im 
Grunde etwas Geheimes, das Selbst der modernen Identi-
tätsordnung dahingegen keine öffentliche, sondern eher 
eine private Angelegenheit. Das wird auch an den institu-
tionellen Settings von Beichte und Psychoanalyse deutlich: 
In beiden Fällen berät man sich in einem Geheimnisraum 
mit einer Expertin oder einem Experten, von der oder dem 
man annimmt, dass sie oder er sich mit dem Problem aus-
kennt und es für sich behält (vgl. Willems/Pranz 2006, 
2008). Diesen Verordnungen entgegengesetzt, hat der So-
ziologe Richard Sennett bereits in den 1970er Jahren ei-
nen Zusammenhang zwischen dem Wandel von Privatheit 
und Öffentlichkeit und veränderten Sichtbarkeiten des 
Selbst in der Gesellschaft herausgestellt. Die Öffentlich-
keit – so seine These – verfalle, weil die Menschen dort 
immer mehr von sich preisgeben und intime und private Be-
lange in den Vordergrund rücken (vgl. Sennett 1986). Auch 
der Soziologe Andreas Reckwitz geht davon aus, dass die 
Beziehungen zwischen Menschen seit den 1970er Jahren 
mehr und mehr zu Medien werden, „die eine expressive 
‚Verwirklichung‘ des Subjekts […] befördern sollen“ (Reck-
witz 2006: 528). Das Selbst sucht und ergründet sich nicht 
mehr mit Blick auf die „Entfaltung eines bereits vorgefunde-
nen Potentials […], sondern bezieht sich auf eine Subjekt-
struktur, die ‚immer in Bewegung bleibt‘“ (ebenda: 532). Es 
sieht sich als Gegenstand „‚inneren Wachstums‘, als Ort 
von Expressivität“ (ebenda) und beansprucht „von ande-
ren als solches wahrgenommen zu werden“ (ebenda). 
Das Selbst scheint also sichtbarer und zur öffentlicheren 
Angelegenheit zu werden. Heute schlägt sich das nicht nur 
in neuen Formen der Bearbeitung von Identität nieder, wie 
einer Zunahme an gruppentherapeutischen Verfahren 

(vgl. Willems/Pranz 2006, 2008). Auch das Internet kon-
frontiert damit. Das liegt zum einen daran, dass Themati-
sierungen und Darstellungen des Selbst im Netz auf Be-
sonderheiten der Digitalisierung antworten. Zum anderen 
steht diese „Ausweitung der Bekenntniskultur“ (Burkart 
2006) aber auch mit Verschiebungen in der Identitätsord-
nung in Zusammenhang. 

Selbstdarstellung im Netz 

„Je wichtiger visuelle Medien werden, desto wichtiger 
wird auch die Sichtbarkeit des eigenen Selbst. Die Selbst-
befragung muss präsentiert werden, und damit wandert 
der Ort des Selbst vom Inneren auf die Körperoberfläche“ 
(Schwietring 2009: 271). Keine Frage also – Selbstbilder im 
Netz sind in Mode. Das „Selfie“ wird zum englischen Wort 
des Jahres 2013 gewählt und der US-amerikanischen Stu-
die „Teens, Social Media and Privacy“ (2013) des Pew Re-
search Center zufolge haben 91 Prozent der US-amerika-
nischen Teenager mittlerweile Fotos, die sie selbst zeigen, 
im Internet veröffentlicht.9

Dabei spielen Thematisierungen, Darstellungen, Inszenie-
rungen und insgesamt Sichtbarkeiten des Selbst zunächst 
im Web 2.0 eine entscheidende Rolle. Im Gegensatz zum 
Web 1.0 steht es ganz im Zeichen der so genannten Prosu-
mer-Culture. Das heißt, Daten und Informationen werden 
hier nicht mehr passiv konsumiert, sondern von den Userin-
nen und Usern „im Sinne produzierender Konsumentinnen 
und Konsumenten“ (Reichert 2008a: 218) aktiv einge-
speist.10 
Mittlerweile tummeln sich dort eine ganze Reihe von Platt-
formen und Online-Communities. Dazu zählen z. B. Face-
book, twit ter, youtube, instagram, flickr, diverse Foren, 
chats, Bewertungs- oder Kommunikationsfunktionen und 
man bloggt und veröffentlicht seine Homepage. Auch wer 
hier mitmachen will, muss sichtbar werden, um Andere an-
sprechen zu können und von ihnen angesprochen zu wer-
den. Sichtbarkeit ist ja, wie gesagt, grundsätzlich ein Erfor-
dernis von Menschen in Gesellschaft – werde ich nicht aktiv 
oder passiv sichtbar, bin ich nicht für Andere erreichbar – 
allerdings steht diese Notwendigkeit im Internet insgesamt 
unter anderen Vorzeichen als im „realen“ Leben. Denn zum 
ersten Mal in der Geschichte wurde „die Adresse vom Ort 
befreit. Ich rufe Sie nicht mehr zu Hause oder in Ihrem Büro 
an, sondern dort, wo Sie gerade sind“ (Serres 2007: 81).11 
Dadurch werden wir selbst im Netz zu Knotenpunkten und 
um diese zu markieren, Adressen zu erzeugen, fügt man ihm 
eben nicht nur die Hausanschrift, Personen- und Kontoda-
ten und andere Selbstbeschreibungen und -bilder hinzu. 
Bin ich in Bewegung, so muss auch der Ort, wo ich mich jetzt 
befinde, sichtbar sein, damit die Kommunikation weiß, wo-
hin die Reise geht. Gerade im Web 2.0 kommt hinzu, dass 
es dort um Interaktionen geht, denen aber gewisse Rah-
menbedingungen fehlen, die Menschen in der direkten In-
teraktion vor Ort selbstverständlich vorfinden. Es gibt eine 
ganze „Reihe von Oberflächlichkeiten, die im Medium des 
Internets nicht vermittelt werden können“ (Röttgers 2002: 
430). Auch dort wo es um scheinbare Belanglosigkeiten 
geht, kann es also zum Problem werden, „dass ich nicht 
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(über Geruch, über Gestik, Mimik, Blicke, Stimmführung) ge-
nügend über die Individualität des Kommunikationspart-
ners erfahre“ (ebenda). Es fehlen Informationen, die in Inter-
aktionen vor Ort durch die wechselseitige Anwesenheit, 
über die bloße Tatsache von Körperlichkeit gegeben sind. 
Wo nötig, werden sie über Thematisierung und Darstellung 
des Selbst kompensiert, da „Vertrauen (oder berechtigtes 
Misstrauen) nicht in gleicher Weise durch diese Kommuni-
kationsform ermöglicht“ (ebenda) ist. 
Der Ort des Selbst wandert also nicht nur vom Inneren auf 
die Körperfläche. Im Netz ein wie auch immer geartetes 
Bild von sich zu erzeugen, dient auch dazu, den Körper „im 
ortlosen Digital-Medium textuell“ (Willems/Pranz 2006: 
86) einzuholen. Die Sichtbarkeit des Selbst im Netz ist auch 
eine Folge der „medientechnisch aufgeworfenen Prob-
leme“ (ebenda). Außerdem gilt: Wer sich nicht aktiv dar-
stellt oder passiv dargestellt wird, kommt nicht vor, bleibt 
unsichtbar. Das variiert natürlich, je nachdem, wo man sich 
befindet: Einmal reichen formale Datenangaben, ein an-
deres Mal ein Nickname. Einmal bin ich beruflich unter-
wegs oder ich dokumentiere mich, mal mehr und mal weni-
ger ausführlich. Aber wer überhaupt geteilt und kommen-
tiert werden will, muss erst einmal die Aufmerksamkeit der 
Anderen auf sich ziehen. Auch dadurch verschärfen sich 
Selbstdarstellungsnotwendigkeiten im Netz, bis hin zu mit-
unter recht eigenwilligen Inszenierungsstrategien.12

Die expansive Identität und das Internet 

Nicht nur das Netz macht aber, aufgrund der Besonderhei-
ten digitaler Kommunikation, sichtbar. Gerade das Web 
2.0 ist ein Ort, der auch genutzt wird, um sich mit sich selbst 
auseinanderzusetzen (vgl. Reichert 2008b: 37ff). Im Ver-
gleich mit der vormodernen und der modernen Ordnung 
der Identität vollziehen sich diese Auseinandersetzungen 
aber öffentlicher. Das liegt nicht nur daran, dass wir hier 
nicht hinter verschlossener Tür im Beichtstuhl sitzen oder 
auf der Couch liegen. Grundsätzlich scheint sich der 
Problemkontext der Identität ein weiteres Mal in der Ge-
schichte verschoben zu haben. 
Wir leben ja nicht nur in dieser digitalen Kultur, die nach 
mehr Selbstdarstellung, Entblößung und ökonomischer 
Verwertbarkeit verlangt, auf Narzissmus trimmt und die 
Begrenzungen zwischen dem privaten und dem öffentli-
chen Raum demontiert. Wir leben auch in einer Gesell-
schaft, „in der man nie mit irgendetwas fertig wird“ (De-
leuze 2010: 27) und in der man sich in immer mehr Berei-
chen mit seiner eigenen Identität auseinandersetzen muss. 
Heute lässt sie sich nicht mehr nur „in besonderen, privile-
gierten Momenten […], ein wenig abseits des Feuers des 
gewohnten Handelns“ (Kaufmann 2005: 177) bearbeiten, 
weil ihr so gut wie alles zum relevanten Thema oder Prob-
lem werden kann. Weiß man, was man tut? Weiß man, wo-
hin man gehört? Und wenn ja – akzeptieren „die Leute um 
einen herum diese Einordnung als richtig und angemessen“ 
(Bauman 1997: 134)? Sich mit sich selbst auseinanderset-
zen heißt vor allem, einen „Fluchtweg aus dieser Unsicher-
heit“ (ebenda) suchen. Weil aber die Zeiten klarer Richtli-
nien erst einmal vorbei zu sein scheinen, steht eben auch 
der nicht fest. Zwar ist ein „Selbstbild zu fixieren“ (Kauf-
mann 2005: 184) ein unumgänglicher Vorgang, um unse-
ren „Körper zum Handeln zu bewegen“ (ebenda), aber es 
gibt „keinen Punkt, an dem Sie sagen könnten: Jetzt hab 

ich‘s geschafft, nun kann ich aufhören und an dem festhal-
ten, was ich habe. […] Jedes Ziel ist nur ein nächster Schrit t“ 
(Bauman 2005: 200f). Heute sind weniger die Rückblicke 
auf das bereits vollzogene Leben identitätsbildend, „son-
dern Verweise auf eine morgen machbare Gegenwart“ 
(Reichert 2008a: 210). 
Worauf könnte diese Identität im Netz aus sein? Schließt 
sie sich ab? Sie teilt sich doch eher und nimmt Neues in sich 
auf. Sie verhandelt sich im Abgleichen mit Anderen. Macht 
man sich im Netz sichtbar, gibt etwas von sich preis und 
trif f t auf Gleichgesinnte, so stellen sich Gefühle der Zuge-
hörigkeit ein. Richtwerte, über das, was gut, schlecht, rich-
tig, falsch oder normal ist, lassen sich aushandeln, Identi-
tätsentwürfe testen, im Blick auf die Anderen abgleichen 
und zumindest für den Moment versichern.13 Die Identität 
kann sich am und im Netz ausrichten. Sie kann beobach-
ten, wie das Leben bei anderen funktioniert. Sie kann nach-
fragen und kommentieren, wird selbst befragt und kom-
mentiert und erhascht kurzweiligeres Feedback. Während 
die Ereignisse passieren, kann sie im Netz nach Informati-
onen suchen oder sie ihm hinzufügen; man fragt nach Or-
ten, teilt sie oder sich an ihnen mit.14 Im verstetigten Dialog 
ordnet sich diese Identität in der Bewegung durch die 
Masse der Möglichkeiten und wird sichtbar, weil sie dabei 
„immer mit dem Blick der Anderen zusammengeschlossen“ 
(Bublitz 2005: 63) ist. Diese Identität blickt eher nach au-

Im Zuge der Vernetzungsmöglichkeiten, die das Internet mit 
Blick auf Menschen und Menschen, Menschen und Dinge, 
Dinge und Menschen und Dinge und Dinge eröffnet, wird die 
Ordnung der Identität neu verhandelt.
 picture alliance/dpa
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ßen, als nach innen, sodass ihr die digitale Vernetzung zum 
Kompass wird. Wir verlieren die Orientierung nicht erst, 
wir suchen sie schon längst. 

Feststellungen

Allerdings scheint eben auch diese Sichtweise allein zu 
kurz zu greifen. Die Bewegungen über die digitale Infra-
struktur hinterlassen ihre Spuren auch in der Welt vor den 
Bildschirmen. Das Netz ist nicht einfach ein Katalysator. 
Dass sich heute so gut wie alles und unabhängig von Ort 
und Zeit besprechen und abrufen lässt oder mir sogar an-
geboten wird, was ich an bestimmten Orten oder über be-
stimmte Dinge wissen könnte, hat natürlich seine Vorteile. 
Auf der anderen Seite aber stehen auch Ängste, z. B. etwas 
zu verpassen oder den Anschluss zu verlieren, wenn man 
den Erwartungen kontinuierlicher Postbereitschaft nicht 
hinterherkommt (vgl. Turkle 2012: 418ff). Trotz der Fülle an 
Information konfrontiert das Netz mittlerweile mit mindes-
tens so vielen Fragen wie Antworten. Können wir noch 
ohne oder verlieren wir dann völlig die Orientierung? Ste-
hen wir dann still? Kommt WhatsApp zu verlassen heute 
einer Kontaktsperre gleich? Schwinden in der Vernetzung 
die sozialen Kompetenzen oder die Fähigkeit, allein zu 
sein? Wo bleiben eigentlich die, die nicht gerne kommuni-
zieren, und welche Qualität haben die Besprechungen im 
Netz überhaupt? Genügt das Internet seinem Anspruch 
auf Innovation durch Dezentralität oder wird einfach nur 
Zeit gebunden, sodass der ständige Kommunikationsfluss 
nicht mehr Wissen produziert, sondern „primär die gesell-

schaftliche Norm und ihre Grenzen“ (Dorer 2008: 360) 
nachzeichnet?15 Nur Kommunikation, mitmachen und sonst 
nichts? 
Was Menschen fürchten, sagt immer auch etwas über die 
Konstruktion und Legitimation gesellschaftlicher Ordnung 
aus. Beichtende fürchten sich vor den „finsteren Dämonen 
der Hölle“ (Fuchs 2007: 161) nach der Tat. Die Psyche zu 
analysieren soll das Selbst ins Gleichgewicht bringen, da-
mit es nicht die Orientierung verliert. Dazu befragt es die 
Erinnerung. Dahingegen ordnet sich die Identität heute 
eher an ihrer eigenen Bewegung. Sie muss nach vorne 
schauen. Das heißt auch mit der Idee zu leben, über die 
Identität verfügen, sie entwickeln, formen, anreichern, ver-
ausgaben etc. zu können. Eine solche Identität fürchtet we-
niger, dass sie dabei beobachtet oder abgebildet wird, 
sondern eher den Widerstand; diejenige Feststellung, die 
sie auf bestimmte Aspekte zusammenziehen und festlegen 
kann. Schließlich soll sie sich die Optionen offen halten 
(vgl. Bauman 1997: 133).16 Sie fürchtet „was auf irreversible 
Art und Weise keinen Spielraum der Variation mehr zu-
lässt“ (Baecker 2011: 56). Dann ist es eine Sache, sich selbst 
im Netz sichtbar zu machen, um sich zu orientieren und 
eine andere, vom Netz selbst sichtbar gemacht und orien-
tiert zu werden.17 Wann die digitale Sichtbarkeit zum Prob-
lem wird, bemisst sich daran, welche Bilder die Daten pro-
duzieren, was sie zeigen, wie stabil das ist und inwiefern es 
einen Unterschied macht. Vielleicht bilden diese Fragen um 
Datensicherheit und Privatsphäre nur einen Fluchtpunkt 
von etwas, das tiefer sitzt: Im Zuge der Vernetzungsmög-
lichkeiten, die das Internet mit Blick auf Menschen und 
Menschen, Menschen und Dinge, Dinge und Menschen 
und Dinge und Dinge eröffnet, wird die Ordnung der Iden-
tität neu verhandelt. 
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ANMERKUNGEN

1 Auszüge aus dem Aufsatz finden sich auch in Mönkeberg 2013.
2 http://www.bundesregierung.de/Content/DE/
Artikel/2014/02/2014–02–11-safer-internet-day-2014.html [06.06.2014]. 
3 In diesen Kontext gehören nicht nur mobile End- oder Navigationsge-
räte. Das US-Patentamt veröffentlichte 2013 ein Patent für Apple, bei dem 
dreidimensionale Objekte auf einem Touchscreen mit bestimmten Gesten 
kontrolliert werden sollen (vgl. z. B. Campell 2013). Google hat ein Patent 
auf die sogenannte „Heart-Shaped Gesture“ angemeldet, die in Verbin-
dung mit dem Glass genutzt werden soll. Dabei formen die Hände ein 
Herz, das Objekte fotografiert und gleich – vernetzt – liken kann (vgl. z. B. 
Desat 2013). 
4 Vgl. http://de.statista.com/statistik/daten/studie/70189/umfrage/nutzer-
von-facebook-in-deutschland-seit-2009/ [07.07.2014].
5 Vgl. https://curved.de/news/neuer-rekord-whatsapp-hat-ueber-480-
millionen-nutzer-35807 [07.07.2014].
6 Vgl. http://www.fittkaumaass.de/news/smart-home-mehrheit-internet-
nutzer-interessiert [08.06.2014]. 
7 Vgl. für diese Notwendigkeit in verschiedenen Hinsichten: Luhmann 
1995a: 241, Luhmann 1998: 620ff.; Fuchs 1999, 2006: 158ff. und da mit 
Blick auf das WWW: 210 ff.; siehe auch Schroer 2008, 2013. Mit Blick auf 
Interaktionen: Goffman 1986, 2008.
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8 Jede Gesellschaft verfügt über Institutionen, die Identität bearbeiten 
(vgl. Hahn 1987; Burkart 2004; Willems/Pranz 2006, 2008).
9 http://www.netzpiloten.de/smartphone-selfies-narzisstische-selbst-
portrats-der-generation-social/ [23.12.2013]; mit Verweis auf die Beschrei-
bung der Studie hier: http://www.pewinternet.org/Reports/2013/Teens-
Social-Media-And-Privacy/Summary-of-Findings.aspx [23.12.2013].
10 Siehe dazu auch Wagenbach 2012: 43. Das ist aber im Fluss: Das in-
teraktive Web 2.0 steht in der Nachfolge des Webs 1.0. Im Web 3.0 inter-
agieren dahingegen bereits die Informationen. Und Web 4.0? Das Netz 
wird intelligent: Wir kommunizieren mit ihm und es mit uns (vgl. Aghaei u. a. 
2012).
11 Dementsprechend entwirft Google das Glass „for those who move“ 
(http://www.google.com/glass/start/what-it-does/ [07.07.2014]).
12 Dass sich hier sowieso die Voraussetzungen ändern, wenn mehr Men-
schen zusammentreffen, hat der Soziologe Georg Simmel bereits zu Be-
ginn des 20. Jahrhundert in seinen Überlegungen über das Großstadtle-
ben herausgestellt. Vgl. für die Frage nach der Aufmerksamkeit auch: 
Schroer 2006, 2013. Für den Kultur- und Medientheoretiker Ramón Reichert 
ist Selbstdarstellung, vor dem Hintergrund einer Aufmerksamkeitsökonomie, 
auch eine Form der Selbstvermarktung (vgl. Reichert 2008a).
13 Am Beispiel der Plattform LizzyNet betont die Medienforscherin An-
gela Tillmann, dass die Gestaltung eigener Internetseiten, die Teilnahme 
an Foren und Zugehörigkeit zu Clubs und Gruppen, Möglichkeiten gegen-
seitiger Unterstützung bietet sowie die Herstellung von Orientierungs-
maßstäben und Zugehörigkeiten (vgl. Tillman: 2006). Vgl. für Motive und 
Effekte des Schauens am Verhalten der Anderen auch: Neumann-Braun 
2002. 
14 Und dieses Streben nach einem Einfangen der Ereignisse, scheint sei-
nen Ausdruck eben auch in Formen des Trollens und Pöbelns zu finden, 
wenn die „schnellen Kommentarmöglichkeiten […] für immer mehr Men-
schen […] Verstärker innerer und eigentlich privater Gefühlszustände“ 
(Roll 2014) werden.
15 Vgl. für diese Frage auch Reichert 2013.
16 A Apropos: Die neue Facebook-App Slingshot verschickt Fotos und 
Nachrichten, die sich nach einem Countdown selber löschen. Einer der 
offiziellen Gründe: Vergänglichkeit kann die Erlebnisse aufwerten (vgl. 
http://www.sueddeutsche.de/digital/snapchat-klon-neue-facebook-
app-verschickt-fotos-die-sich-selbst-loeschen-1.2005811 [20.06.2014].
17 Sieht man einmal von den finanziellen Folgeproblemen ab, so ist auch 
ein Diebstahl der Identität im Netz nicht nur eine Straftat, sondern eine 

Aufforderung zum Handeln, dadurch eine Verstellung anderer Möglich-
keiten und ein Entzug der Verfügungsgewalt über sich selbst (vgl. z. B. die 
Beschreibung von Groll 2011). Identitätsdiebstähle liegen aber nicht nur 
vor, wenn jemand meinen Namen, meine Hausanschrift und meine Konto-
daten benutzt und damit im Netz einkaufen geht. Bereits personalisierte 
Werbung legt etwas fest. Es werden nicht nur Bewegungen und Interessen 
durch das Netz identifiziert, im Nachhinein wird auch nur etwas Bestimm-
tes angeboten. 

Sarah Mönkeberg, M. A. Soziologie, ist wissenschaftliche Mitar-
beiterin an der Universität Kassel am FB 05 in der Mikrosoziolo-
gie. Sie geht der Frage nach, warum und wie Menschen an sich 
selbst arbeiten und mit welchen gesellschaftlichen Ansprüchen sie 
dabei konfrontiert sind. Ihre Arbeitsschwerpunkte liegen im Be-
reich von Lebensführung und Identitätsarbeit, Digitalisierung, der 
Arbeitssoziologie und der soziologischen Theorie.
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WIE VERÄNDERT SICH DAS LERNEN DURCH DAS INTERNET?

Internet und Lernen – Auswirkungen des 
Social und Mobile Web auf Lernprozesse 
und Lerninfrastrukturen 
Joachim Griesbaum

Der Beitrag von Joachim Griesbaum gibt einen Einblick in 
Entwicklungstrends im Bereich des elektronisch unterstütz-
ten Lernens. Hierzu wird zunächst der Zusammenhang 
zwischen technologischer Innovation und gesellschaftli-
chem Wandel erläutert. Danach werden der aktuelle Stand 
des E-Learning skizziert sowie die Potenziale des sozialen 
und mobilen Internets angerissen. Dabei werden insbeson-
dere die lerntheoretischen Perspektiven des Konnektivis-
mus erörtert und der gegenwärtige Trend zu Massiven 
Offenen Online Kursen (Massive Open Online Courses/
MOOCs) thematisiert. Auf dieser Grundlage werden die 
Entwicklungstendenzen des E-Learning angeführt. Ein 
Schwerpunkt liegt dabei auf den Potenzialen und Gefah-
ren mobiler und sozialer Technologien für das individuelle 
Lernen und Lernverhalten. Des Weiteren werden beispiel-
haft neue Lernszenarien angeführt, um den absehbaren 
Wandel von Bildungsmärkten zu illustrieren. 

Technologische Innovation und gesellschaftlicher 
Wandel

Elektronisch unterstütztes Lernen ist nichts grundlegend 
Neues. Der Begriff des E-Learning ist in der Fachwelt schon 
seit weit mehr als einem Jahrzehnt fest etabliert (Kahiigi et 
al. 2008). Dennoch stellt sich vor dem Hintergrund der sich 
durch Social Software und mobile Endgeräte beschleuni-
genden Digitalisierung unserer Alltagswelt die Frage der 
Auswirkungen technologischer Innovationen auf Lernpro-

zesse und Lerninfrastrukturen erneut und mit erhöhter 
Dringlichkeit. Fragt man nach den Auswirkungen des So-
cial und Mobile Web auf Lernprozesse und Lerninfra-
strukturen, sind neben den Potenzialen der neuen Techno-
logien auch Bedingungen der Technikadaption und das 
Nutzungsverhalten mit einzubeziehen. Rein technologie-
zentrierte Betrachtungen greifen zu kurz. Technologische 
Innovationen stellen Katalysatoren veränderter Verhal-
tensweisen dar, die wiederum zu einem sozialen Wandel 
und der Transformation von Märkten führen können, aber 
keinesfalls müssen. Abbildung 1 skizziert diesen Zusam-
menhang. 
Den Ausgangspunkt bildet die Erfindung einer neuen Tech-
nologie. Die technologische Innovation eröffnet zunächst 
auf individueller (Mikroebene) und auf organisationeller 
Ebene (Mesoebene) neue Handlungsoptionen. Die Ver-
breitung der Innovation ist abhängig von der Annahme 
durch die potenziellen individuellen und organisationellen 
Anwender. Mit der Nutzung der neuen Technologie pas-
sen die Anwenderinnen und Anwender existierende Ver-
haltensweisen an und entwickeln zum Teil auch völlig neue 
Verhaltensmuster. Im weiteren Zeitablauf führt die Innova-
tion, in Abhängigkeit von der Tragweite der Diffusion, zu 
einem sozialen Wandel bzw. zur Transformation von Märk-
ten (Makroebene). 
Was sind nun die wesentlichen Faktoren, die für die Ver-
breitung einer Technologie und deren soziale Auswirkun-
gen maßgeblich sind? Erfolgsmerkmale der Diffusion las-
sen sich in den wahrgenommenen positiven Eigenschaften 
der Innovation und der Kommunikation zwischen den so-
genannten „Early Adopters“ verorten. Theoretische Erklä-

Abbildung 1: Technologi-
sche Innovation und 
gesellschaftlicher Wandel
Quelle: 
Eigene Darstellung, J. Griesbaum
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rungsansätze für die Diffusionsgeschwindigkeit und Ver-
breitung stellen Everett Rogers „Diffusions of Innovations“-
Ansatz (Rogers 2003), Technologieakzeptanzmodelle 
(Davis 1989) und Netzeffekte bereit. Rogers Ansatz der 
Diffusion von Innovationen sieht die Verbreitung von Inno-
vationen als Zusammenspiel von Faktoren wie der Probier-
barkeit, der Kompatibilität, den relativen Vorteilen etc., 
und der Verbindung der Nutzer untereinander über Mas-
senmedien und interpersonale und/oder interorganisatio-
nelle Kommunikation. 
 Technologieakzeptanzmodelle bestimmen die Nutzungs-
absicht von Technologien anhand des von den Anwende-
rinnen und Anwendern wahrgenommen Nutzens und der 
wahrgenommenen Einfachheit der Verwendung. Netzef-
fekte liegen bei Gütern vor, deren Wert nicht durch Knapp-
heit steigt, sondern durch ihre Verbreitung (Fritz 2000: 13), 
d. h. die Nutzung anderer beeinflusst die eigene Nut-
zungsentscheidung. Typische Netzwerkgüter sind zum Bei-
spiel E-Mail oder Telefon. Netzeffekte verändern her-
kömmliche Diffusionsmodelle um einen Kritische-Masse-
Punkt (Fritz 2000: 72, Abb. 1), ab dem die Verbreitung 
exponentiell ansteigt. Die Diffusion scheitert allerdings, 
wenn vor dem Erreichen des Kritische-Masse-Punkts die 
Adaption rückläufig ist. Wie lassen sich vor diesem Hinter-
grund die Auswirkungen der technologischen Innovatio-
nen des Webs und deren Diffusion in Bezug auf Lernpro-
zesse und Lerninfrastrukturen einschätzen? 
Hier lässt sich anführen, dass E-Learning schon seit mehre-
ren Jahrzehnten ein zumindest in der Forschung relevantes 
Themenfeld darstellt. Ein tiefer gehender Wandel in Bezug 
auf Lernprozesse und Lerninfrastrukturen und in weiterge-
hender Perspektive auch des Bildungsmarktes ist durch 
computerunterstütztes Lernen bislang nicht eingetreten. 
Ein solcher Wandel wird aber in Folge der zunehmenden 
Diffusion sozialer und mobiler Dienste des Internet zuneh-
mend wahrscheinlicher. 
Social Media wie Foren, Wikis, Blogs und Soziale Netz-
werke existieren seit den 1990er Jahren. Eine breite Durch-
dringung der Gesellschaft lässt sich ab der Mitte der 
2010er Dekade konstatieren (van Eimeren/Fress 2012) und 
ist wohl weitgehend abgeschlossen. Die gesellschaftli-
chen Auswirkungen werden allmählich sichtbar. Der Wan-
del lässt sich auch nicht isoliert betrachten, vielmehr er-
gänzt und überlagert sich die Diffusion der Sozialen Me-
dien mit der Verbreitung des Mobile Web. Der Begriff 

Sensor Web (O’Reilly/Batelle 2009) steht für ein allgegen-
wärtiges Internet, in welchem mobile und stationäre Ge-
räte über Sensoren aktiv mit der Umwelt interagieren. Die 
Diffusion dieses Sensor Web steht noch ganz am Anfang 
und zeichnet sich gerade erst am Horizont ab. Insgesamt 
wird jedoch deutlich, dass der technologisch-soziale 
Wandel äußerst vielschichtig ist und sich tendenziell im-
mer umfassender und stärker auch auf die reale Welt aus-
wirkt. Abbildung 2 skizziert den zeitlichen Verlauf der Dif-
fusion dieser technologischen Innovationen. 
In Folge der Verbreitung dieser Technologien erleben wir 
derzeit einen Wandel unserer Informations- und Kommuni-
kationsumwelt, der weitaus schneller ist als jemals zuvor. 
Das Internet ist kein getrennter Cyberspace mehr, es ist 
vielmehr eine digitale Schicht, die zunehmend die Realwelt 
umschließt und mit ihr interagiert, wie Tim O‘Reilly und John 
Battelle (2009) es fassen: „The Web is now the world“. 
Auf der einen Seite erfahren wir die Vorteile eines umfas-
senden, allgegenwärtigen Informationszugrif fs. Kommuni-
kationskosten werden marginalisiert. Die Verbreitung von 
Inhalten und soziale Austauschprozesse (auch Gruppen-
handeln) werden stark erleichtert. Auf der anderen Seite 
erreichen Problemfelder in Bezug auf Informationsüberlas-
tung (information overload) oder Datenschutz völlig neue 
Dimensionen. Lässt sich in Bezug auf die eingangs genann-
ten theoretischen Modelle der Erfolg dieser Technologien 
durch eine hohe Technologieakzeptanz und ausgeprägte 
Netzeffekte leicht erklären, so ist die Frage nach den Folgen 
der gegenwärtigen Entwicklung deutlich komplexer. Die 
Potenziale sind bereits vielfältig sichtbar (Shirky 2010). Dies 
zeigt sich zum Beispiel bei Wikipedia, einer Platt form, wel-
che die kognitiven und kreativitätsfördernden Mehrwerte 
neuer sozialer Medien, auch im Sinne einer Lernressource, 
deutlich zum Ausdruck bringt. Zugleich gibt es sehr kritische 
Stimmen, die argumentieren, dass wir weder kognitiv noch 
emotional in der Lage sind, mit dem schnellen Wandel mit-
zuhalten und uns die Technologie in zunehmendem Maße 
absorbiert (Sieberg 2011). Archibald Hart und Sylvia Hart 
Frejd (2013) sprechen von einer „digitalen Invasion“ und 
argumentieren, dass wir, je mehr wir in der Computerwelt 
versinken, umso stärker Gefahr laufen, essentielle kognitive 

Abbildung 2: Diffusion 
des Social, Mobile und 
Sensor Web
Quelle: 
Eigene Darstellung, J. Griesbaum
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und emotionale Fähigkeiten zu verlieren. Vor diesem Hin-
tergrund spürt die nachfolgende Darstellung den gegen-
wärtigen Entwicklungen im Bereich des E-Learning nach. 

Stand des E-Learning

E-Learning soll hier sehr generell als der Einsatz von Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien zu Lernzwe-
cken definiert werden. Erste Ansätze des E-Learning wur-
den bereits in den 1970er Jahren erprobt. Spätestens seit 
den 1980ern wird systematisch zum computerunterstütz-
ten kooperativen Lernen geforscht. Seit Mitte/Ende der 
1990er gibt es in der Bundesrepublik eine von der öffentli-
chen Hand betriebene Infrastruktur- und Forschungsförde-
rung. In der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts wurde E-
Learning zuvorderst an Hochschulen breit flächig zur Un-
terstützung bestehender Lernkontexte eingeführt und 
„standardisiert“ (Kahiigi et al. 2008). Mittlerweile werden 
elektronische Medien auch in zunehmendem Maße im 
schulischen Lernen eingesetzt. Überwiegend lassen sich 
bisherige Formen des E-Learning mit einer Klassenzimmer-
metapher umschreiben. E-Learning wird im Sinne einer 
technologischen Unterstützung bzw. Anreicherung beste-
hender Lernumgebungen genutzt, indem die Lehrkraft die 
E-Learning-Konfiguration bestimmt und etwa Lernmateria-
lien elektronisch bereitstellt, oder indem Foren oder Chats 
für Diskussionen und Wissensaustausch konfiguriert wer-
den. Abbildung 3 soll diese Klassenzimmermetapher ver-
anschaulichen. 
Eine derartige Nutzung elektronischer Medien zu Lern-
zwecken wird den Potenzialen des Social und Mobile Web 
für das Lernen jedoch nicht gerecht. Im E-Learning werden 
die physischen Grenzen von Kursen oder Klassenräumen 
oftmals nahtlos im vir tuellen Raum nachgezogen. Dabei 
stellen das Social und das Mobile Web eine räumlich und 
sozial unbegrenzte Informations- und Kommunikationsinf-
rastruktur bereit. Theoretisch kann jeder Lernende weltweit 
an jedem Ort, zu jeder Zeit mit jedem weiteren Interessier-
ten lernen, sich argumentativ auseinandersetzen, Wissen 
teilen, Ressourcen nutzen etc. Abbildung 4 veranschaulicht 
die Potenziale des sozialen und mobilen Internets für Lern-
prozesse (s. S. 279). 

Vor diesem Hintergrund sind die Ideen des Konnektivimus 
(Siemens 2005) zu betrachten. Der Konnektivismus ist eine 
theoretische Perspektive auf Lernprozesse, welche gezielt 
die Mehrwerte sozialer Medien berücksichtigt. Der Konnek-
tivismus fokussiert die Relevanz von Netzwerken und Ver-
bindungen zu möglichen Lernressourcen (Personen, Bücher, 
Websites …). Man lernt im Prinzip immer noch auf die glei-
che Weise, hat durch die Technik aber mehr Freiheiten und 
Auswahl in Bezug auf Partner und Ressourcen. Die Postulate 
des Konnektivismus lassen sich mit Perspektiven des koope-
rativen Lernens verbinden (Kop/Hill 2008). Demnach schafft 
der Austausch mit anderen vermehrte Chancen für Diskurs 
und Wissensaustausch. Der Konnektivismus betrachtet Wis-
senserwerb als einen selbstgesteuerten und fortlaufenden 
Prozess, in dem Beziehungen und Interaktion eine entschei-
dende Rolle spielen. Der Ansatz wurde in der zweiten Hälfte 
der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts mehrfach erprobt. 
Der Kurs „Connectivism and Connective Knowledge“ 
(CCK08) wird als erster weltweit zugänglicher Kurs be-
zeichnet, der offenes Lernen mit verteilten Inhalten nach den 
Prinzipien des Konnektivismus in einem Massiven Offenen 
Online-Kurs (MOOC) realisierte (Downes 2011). Die Kurs-
leiter, Kursleiterinnen und Initiatoren erarbeiteten einen 
Zeit- und Themenplan. Dieser wurde online in einem Wiki 
bereitgestellt. Teilnehmerlisten und ein allgemeines Forum 
wurden mit dem Lernmanagementsystem Moodle verwal-
tet. Die Teilnehmer sollten die bereitgestellten Ressourcen 
nicht nur konsumieren, sondern auch diskutieren und die 
Themen konstruktiv weiterführen. Hierzu konnten sie auch 
eigene Plattformen wie Blogs oder Google Groups verwen-
den. Diese verteilten Beiträge wurden wiederum mit einer 
speziellen Software aggregiert und für alle Lernenden über 
einen Newsfeed und einen täglichen Newsletter zusam-
mengeführt und bereitgestellt. Der Kurs war ein großer Er-
folg: Er erreichte 2.200 Teilnehmer. Unter anderem wurden 
Beiträge auf 170 Blogs geschrieben und tausende Moodle 
Posts verfasst. Dieser „frühe“ MOOC realisierte die Ideen 
des Konnektivismus und zog einige Nachfolgerkurse nach 
sich, die massives und offenes Lernen nach konnektivisti-
schen Prinzipien intendierten. Derartige Kurse werden der-
zeit als cMOOCs (connectivist MOOCs) bezeichnet. 
Der Durchbruch massiver offener Lernszenarien ist aber mit 
Kursen zu verbinden, die eher traditionellen Paradigmen 

Abbildung 3: Klassen-
zimmermetapher des 
E-Learning
Quelle: 
Eigene Darstellung, J. Griesbaum
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der Wissensvermittlung folgen. Sogenannte xMOOCs 
(extented MOOCs) entsprechen zunächst klassischen Kur-
sen, die um online-spezifische Komponenten erweitert 
werden. Der „Artificial Intelligence Course“ der Stanford 
University aus dem Jahre 2011 ist ein prominentes Beispiel 
eines xMOOCs. Die beiden Forscher Peter Norvig und Se-
bastian Thrun stellten in diesem Kurs videobasierte On-
line-Lektionen bereit. Ebenso wurden Online-Tests mit au-
tomatisch bewerteten Aufgaben durchgeführt (Leckart 
2012). In den Kurs haben sich rund 160.000 Teilnehmer 
weltweit eingeschrieben; 23.000 Studierende erhielten 
ein Zertifikat. 
Spätestens seit diesem Kurs werden MOOCs und das 
Thema E-Learning breit in der Fachöffentlichkeit diskutiert. 
Es entstanden, zunächst in den USA, eine Vielzahl soge-
nannter MOOC-Platt formen, zum Beispiel Coursera, edX, 
Udacity, iversity. Die Popularität von xMOOCs markiert 
eine neue Phase der Diffusion des E-Learning. Eine Vielzahl 
zugangsoffener Lernangebote für alle entsteht. Diese wer-
den, wie die hohen Teilnahmezahlen belegen, auf breiter 
Front angenommen. Damit entfaltet sich erstmals das Po-
tenzial der theoretisch unbegrenzten sozialen Reichweite 
des Social Web. Wenngleich xMOOCs vielfältige Prob-
leme aufweisen, etwa die hohen Abbruchquoten von bis zu 
90 Prozent, eröffnen sie vielfältige neue Wege, um Lern-
prozesse und Bildungslandschaften zu gestalten. 
Durch die zunehmende und mittlerweile hohe Verbreitung 
von Smartphones und Tablets gewinnt auch der Bereich 
des mobilen Lernens zunehmend an Dynamik. Hier gilt es 
zu differenzieren zwischen der Erprobung und Durchfüh-
rung dezidierter mobiler Lernszenarien und der Nutzung 
mobiler Endgeräte als neuer Form der Unterstützung von 
Lernprozessen für beliebige Lernkontexte. Im ersten Fall er-
möglicht mobiles Lernen räumlich unbegrenztes, quasi ubi-
quitäres Lernen und damit grundlegend neue Lernszena-
rien. Ein Beispiel geben Marcus Winter und Lynn Pember-
ton (2011) mit einem Lernszenario, in dem die Schüler 
gemeinsam mit Hilfe präparierter mobiler Endgeräte „Aus-
grabungen“ an Ruinen vornehmen. Einen vielleicht weitrei-
chenderen Umbruch markiert der zweite genannte Aspekt, 
der Einsatz von Tablets als technologische „Schreibhefte“ 
oder die Verwendung von Smartphones zur Informations-

suche und Kommunikation. Hier deuten Ergebnisse einer 
Untersuchung von Matthias Maifarth et al. (2013) eine An-
reicherung bisherigen Lernverhaltens an. Leerzeiten wer-
den minimiert, Pausen und Fahrzeiten für das Lernen ge-
nutzt. Ad hoc-Informationsbedürfnisse, zum Beispiel das 
Nachschlagen von Begriffen, werden oftmals unmittelbar 
befriedigt. Zugleich sind den Lernenden Problemfelder, 
wie eine größere Ablenkungsgefahr, bewusst. 
Zieht man an dieser Stelle ein Fazit zum aktuellen Stand 
des E-Learning, so lassen sich folgende Aspekte zusam-
menführen: MOOCs eröffnen einen neuen edukativen 
Trend offener und massiver Lernangebote. Lernszenarien 
mit hoher sozialer Reichweite sind seit ein paar Jahren 
nichts Ungewöhnliches mehr. Zugleich zeigt sich ein zu-
nehmender Gebrauch mobiler Endgeräte zu (informellen) 
Lernzwecken. Mobile Technologien eröffnen so in immer 
höherem Maße Möglichkeiten des ubiquitären und über-
gangslosen Lernens. Dies realisiert sich zunächst in Form 
einer neuen technologischen Lerninfrastruktur. Lernszena-
rien, welche aus didaktischer Perspektive die vielfältigen 
Möglichkeiten des ubiquitären Lernens berücksichtigen, 
sind in der Breite derzeit kaum sichtbar. Bezieht man dieses 
Zwischenergebnis auf die eingangs argumentierte theore-
tische Perspektive von technologischer Innovation und ge-
sellschaftlichem Wandel, hier den Auswirkungen des So-
cial und des Mobile Web auf Lernprozesse und Lerninfra-
strukturen, so lässt sich Folgendes konstatieren: Die 
Diffusion sozialer und mobiler Technologien im Lernbe-
reich ist auf der Mikroebene, in Abhängigkeit von der indi-
viduellen Technikadaption, schon fortgeschrit ten. Eine kri-
tische Masse ist sichtbar. Ebenso sind auf der Mesoebene 
derzeit signifikante Veränderungen zu beobachten, sei es, 
dass mehr und mehr Hochschulen offene und potenziell 
massive Lernszenarien aufsetzen (Open Education Europa 
2014), oder dass mobile Technologien an Schulen einge-
führt werden.1

Die Bestandsaufnahme zeigt also, dass die Diffusion des 
sozialen und mobilen Internets für das Lernen vielfältige 

Abbildung 4: Potenziale 
des Social und des Mobile 
Web für Lernprozesse
Quelle: 
Eigene Darstellung, J. Griesbaum
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Potenziale (und auch Gefahren) birgt. Dabei wird deutlich, 
dass sich ein substanzieller Wandel andeutet und teil-
weise auch schon auf der Mikro- und Mesoebene Verän-
derungen wirken. Obwohl derzeit nur wenig davon sicht-
bar ist, lassen sich auch Veränderungen auf der Makroe-
bene erwarten. Hierbei stellt sich die Frage, wie die 
Entwicklung weiter verläuft und welche Chancen und 
Handlungsbedarfe bestehen. Diese Fragen sollen nun 
nachfolgend erörtert werden. 

Entwicklungstendenzen: Chancen und 
Handlungsbedarfe

Im Folgenden werden zunächst die Chancen und Gefah-
ren des mobilen und sozialen Internets für das individuelle 
Lernen und Lernverhalten eingeschätzt. Daran anschlie-
ßend werden Entwicklungstendenzen in Bezug auf Lern-
szenarien und Bildungsmärkte illustriert. 

Individuelles Lernen und Lernverhalten
Auf der Mikroebene zeichnet sich mit der zunehmenden 
Durchdringung des sozialen und mobilen Webs zunächst 
ein enorm erhöhtes informationelles und soziales Lernkapi-
tal ab. Zumindest in den entwickelten Ländern steht quasi 
jedem die Wissensbasis Internet zur Befriedigung von In-
formationsbedürfnissen zur Verfügung. Soziale Medien 
und andere Dienste gestatten es, sich in hohem Maße mit 
potenziellen Lernpartnern zu vernetzen bzw. solche aufzu-
spüren. Mit den MOOCs hat sich in den letzten Jahren 
auch die Auswahl und Breite formaler Lernangebote in be-
eindruckender Weise erweitert. Für das mobile Web lässt 
sich die Allgegenwärtigkeit und individuelle Adaptivität 
der technologischen Unterstützung von Lernprozessen an-
führen. In der Literatur spricht man zunehmend auch von 
einem übergangslosen Lernen („seamless learning“, z. B. 
Milrad et al. 2013), in dem die Grenzen von formalem und 
informellem Lernen verschwimmen bzw. verschwinden und 
„grenzenloses“ Lernen über Räume, Zeiten und Geräte hin-
weg ermöglicht wird. Gerade mit den sensorbasierten Ei-
genschaften mobiler Technologien (Kamera, Audio, Kom-
pass etc.) können sich die reale und die vir tuelle Welt auch 

für lernbezogene Aktivitäten wechselseitig anreichern. 
Eine „schöne neue Welt“ also, aber diese hat auch einen 
Preis: Informationsüberlastung (information overload), Un-
terbrechungsgefahr und Ablenkungspotenzial erreichen 
völlig neue Dimensionen. Gemäß der Argumentation von 
Archibald Hart und Sylvia Hart Frejd (2013) besteht die 
akute Gefahr, dass uns die neuen Medien auf oberflächli-
che und kurzfristige Denkmuster konditionieren. Das Prob-
lem einer kognitiven Verflachung ist dabei nicht einfach 
von der Hand zu weisen. Laut einer Studie von Cisco (o. A. 
2011), in der knapp 3.000 Teilnehmer aus 14 Ländern zu 
ihren Nutzungsgewohnheiten in Bezug auf Social Media 
befragt wurden, antworteten 40 Prozent, dass sie bei 
Hausarbeiten oder Ähnlichem dreimal oder häufiger pro 
Stunde durch Social Media unterbrochen werden. Zudem 
gewöhnen uns die neuen Medien daran, eine unmittelbare 
Gratifikation zu erfahren. Dies sei nicht nur eine Ursache 
für das hohe Ablenkungspotenzial, sondern, so postulieren 
Hart und Hart Frejd (2013), führe auch dazu, dass immer 
weniger Bereitschaft auf Seite der Lernenden bestünde, 
sich in komplexe Sachverhalte auf langwierige und an-
strengende Weise einzuarbeiten. Konditionieren uns die 
neuen Medien also auf oberflächliche und kurzfristige 
Denkmuster? Sicher nicht notwendigerweise. Entschei-
dend sind die Frage der Nutzung dieser Technologien und 
die „Mediendisziplin“. Aus dieser Sicht erweitert sich der 
Medienkompetenzbegriff. In Ergänzung zu anwendungs-
bezogenen Nutzungskompetenzen, wie der Informations- 
und Kommunikationskompetenz (zu denen auch ein reflek-
tierter Umgang mit datenschutzbezogenen Aspekten und 
Privatsphäre zu rechnen ist), erweitert sich der Medien-
kompetenzbegriff um die Fähigkeit zur Selbststeuerung, 
d. h. auch ganz konkret die Fähigkeit der Begrenzung der 
Mediennutzung, nicht nur, aber gerade auch in Lernkon-
texten. Nach Andreas Breiter (2013) verfügen Schülerin-
nen und Schüler über hohe Medienkompetenzen. Auf der 
anderen Seite haben sie oftmals Schwierigkeiten, ihren ei-
genen Medieneinsatz zu reflektieren. Die Beförderung der 
Kompetenz zur „Mediendisziplin“ sollte also bereits in 
der Schule ansetzen. So zeigt etwa die JIM-Studie 2012 
(vgl. Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 
2012) positive Auswirkungen solcher Angebote. Demnach 

Abbildung 5: Gestaltungs-
bereiche computerunter-
stützter Lernumgebungen
Quelle: 
Eigene Darstellung, J. Griesbaum
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war die Behandlung von Medienthemen im Unterricht für 
28 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer Anlass zu 
einer Veränderung des eigenen Verhaltens. Der Medien-
kompetenzbegriff ist dabei nicht auf die Seite der Lernen-
den beschränkt. Für die Lehrenden werden Kompetenzen 
zur lernzieladäquaten Nutzung und Ausgestaltung medi-
enbasierter Lernumgebungen immer zentraler. Nicht die 
technologischen Möglichkeiten an sich, sondern ein an 
den Lernzielen orientiertes didaktisches Medienkonzept 
ist entscheidende Voraussetzung und Ausgangspunkt für 
den erfolgreichen Einsatz technologisch unterstützter 
Lernszenarien. Abbildung 5 nimmt die zu adressierenden 
Gestaltungsbereiche einer computerunterstützten Lernum-
gebung in Anlehnung an Joachim Griesbaum in den Blick 
(2007: 169, Abb. 37). 

Lernszenarien und Bildungsmärkte
Die Diffusion massiver offener Kurse mit mittlerweile meh-
reren hundert europäischen MOOCs (Open Education Eu-
ropa 2014) deutet, wie bereits argumentiert, einen Wandel 
auch von Lernszenarien und Bildungsmärkten an. Von ei-
ner Substitution der Präsenzlehre zu sprechen, ist sicher zu 
einfach und zu kurz gedacht. MOOCs erweitern zunächst 
potenziell die vorhandene Bildungslandschaft. Die For-
schung zum Themenfeld steht noch weitgehend am Anfang 
(vgl. z. B. für erste Befunde den Sammelband von Cress/
Delgado Kloos 2014). Erste Einschätzungen der Presse in 
Bezug auf einen durch MOOCs initiierten Wandel von Bil-
dungssystemen waren zum Teil euphorisch. Als Beispiel sei 
der Beitrag von Thomas L. Friedman in der New York Times 
(Friedman 2013) genannt, in dem dieser schreibt: “Nothing 
has more potential to lif t more people out of poverty – by 
providing them an affordable education to get a job or 
improve in the job they have. Nothing has more potential 
to unlock a billion more brains to solve the world’s biggest 
problems. And nothing has more potential to enable us to 
reimagine higher education than the massive open online 
course, or MOOC, platforms.” Mittlerweile sind die Ein-
schätzungen skeptischer bzw. reflektierter geworden. Eric 
Westervelt (2013) führt zentrale Kritikpunkte wie hohe Ab-
bruchraten und fehlende soziale Präsenz anschaulich zu-
sammen. Hält man sich die hierarchische Lernzieltaxono-
mie von Benjamin S. Bloom u. a. vor Augen, wird deutlich, 
dass insbesondere xMOOCs aufgrund ihrer oft sehr be-
schränkten Interaktion und Kommunikation in der Tendenz 
eher die unteren Lernebenen „Wissen“, „Verstehen“ und 
„Anwenden“ erreichen und weniger die höheren Stufen 
„Analysieren“, „Synthetisieren“ und „Evaluieren“ adressie-
ren. Die Qualität des Lernens in MOOCs ist derzeit also 
oftmals eher beschränkt. Mögliche Auswirkungen eines 
durch MOOCs initiierten Wandels des Bildungssystems 
sind nicht zuletzt deshalb durchaus sehr kritisch zu hinter-
fragen, wie z. B. Rolf Schulmeister (2014) in Bezug auf die 
Verdrängung bisheriger Lernstrukturen und Einsparungen 
bei Lehrpersonal argumentiert. Vor diesem Hintergrund 
lassen sich lernförderliche Potenziale von MOOCs zu-
nächst vor allem für Einführungs- und Vorbereitungskurse 
und Weiterbildungsangebote vermuten. Auch eignen sich 
MOOCs theoretisch sehr gut, um spezialisiertes Fakten-
wissen zu vermitteln. 
Ist die derzeitig geführte Diskussion zu MOOCs oftmals 
sehr skeptisch, ist dennoch festzuhalten, dass MOOCs ein 
großes, bislang weitgehend unerforschtes, Potenzial für 
völlig neuartige und „hochwertige“ Lernangebote aufwei-

sen. MOOCs stellen eine Gelegenheit und Spielwiese 
dar, um Lernen im Sinne einer Interaktion vielfältiger Lern-
partner völlig neu zu denken und mit neuen Lernszenarien 
zu experimentieren. MOOCs können auch einen Beitrag 
leisten, um Ausbildung und Praxis stärker miteinander zu 
vernetzten. An der Universität Hildesheim wurde bei-
spielsweise in einem von Studierenden durchgeführten 
MOOC im Wintersemester 2013/2014 (vgl. http://www.
uni-hildesheim.de/mooc2014/), in dem ein Consulting-Un-
ternehmen als Kooperationspartner fungierte, versucht, 
eine stärkere Verbindung zwischen Praxis und Hochschu-
len zu schaffen. Auch in didaktischer Hinsicht sind die Po-
tenziale von MOOCs bei Weitem noch nicht eruiert bzw. 
ausgeschöpft. So sind vielfältige Hybridformate denkbar. 
Flipped Classroom-Modelle, in denen die Phasen der 
Wissensvermittlung in den digitalen Raum verlegt und Prä-
senzphasen für lernorientierten Diskurs genutzt werden, 
werden derzeit vielfältig erprobt. Nan Li et. al (2014) stel-
len ein Fallbeispiel dar, in dem studentische Arbeitsgrup-
pen in Kopräsenz gemeinsam Videos anschauen und dis-
kutieren. 
Fokussiert sich die öffentlich sichtbare Diskussion über die 
Auswirkungen des E-Learning auf Lernszenarien und Bil-
dungsmärkte gegenwärtig auf MOOCs, so reichen die Ef-
fekte der Diffusion digitaler Technologien doch weit darü-
ber hinaus. So argumentiert Jörg Dräger (2013), dass die 
Digitalisierung zugleich eine Massifizierung und Persona-
lisierung der Lehre und des Lernens ermögliche bzw. be-
wirke. Demnach bildet sich in Folge der Digitalisierung 
eine neue bildungsbezogene Wertschöpfungskette her-
aus. Diese führt zu neuen Diensten und Prozessen bei der 
Auswahl von Lernangeboten, schafft neue Arten von Lern-
angeboten und bietet neue Optionen, diese zu gestalten. 
Ebenso entstehen neuartige Konzepte bezüglich der Zerti-
fizierung des Lernerfolgs. Diese Argumentation lässt sich 
anhand von Beispielen veranschaulichen. 
Ein Dienst, der die Auswahl von Lernangeboten erleichtert, 
ist Noodle.com. Noodle versucht, einen umfassenden und 
strukturierten bildungsbezogenen Suchdienst zu realisie-
ren. Einträge sind nach vielzähligen Kriterien strukturiert. 
Fächer, Studiengänge, Nachhilfe, Prüfungsvorbereitung, 
Lernmaterialien, Online-Kurse sind nur einige der vielzäh-
ligen Kategorien. Des Weiteren weist der Dienst soziale 
Aspekte auf. So können Angebote von den Nutzerinnen 
und Nutzern bewertet werden. Das Projekt SMILE (Stan-
ford Mobile Inquiry-based Learning Environment; vgl. Seol 
et al. 2011) realisiert eine sehr preiswerte mobile Lerninfra-
struktur, die auch Lernenden aus Entwicklungsländern, die 
unter Umständen über keinen regulären Bildungszugang 
oder Lernmaterialien verfügen, eine moderne technische 
Umgebung bereitstellt. Diese ist aus didaktischer Perspek-
tive auf fragengeleitetes und kooperatives Lernen ausge-
richtet (Kim 2013). Ein weiterer Bereich ist das aufsteigende 
Forschungsfeld Learning Analytics. Im Mai 2014 wurde die 
erste Ausgabe des „Journal of Learning Analytics“ veröf-
fentlicht (vgl. http://learning-analytics.info). Ein Anwen-
dungsfall von Learning Analytics ist die aggregierte Ana-
lyse des Lernverhaltens tausender MOOC-Teilnehmer. 
Auch die Erfassung und Steuerung individuellen Lernver-
haltens stellt einen Gegenstandsbereich von Learning Ana-
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lytics dar. So arbeitet etwa die Firma Affdex (Affdex.com) 
daran, die Aufmerksamkeit und Emotionen von Lernenden 
zu erfassen und dies als Input für die Taktung von Lernpro-
zessen, das Geben von Feedback und die Auswahl von 
Lerninhalten zu nutzen.
Degreed.com ist ein Beispiel für die Zertifizierung von 
Kompetenzen. Degreed folgt dem E-Portfolio-Ansatz und 
führt diesen auf eine neue Ebene. Es integriert Zertifikate, 
die in formalen Bildungsszenarien erworben wurden, etwa 
Universitätsabschlüsse, mit Leistungsnachweisen, die in 
eher wenig formalisierten Lernszenarien erworben wur-
den, etwa Programmierkompetenzen. Damit entsteht ein 
viel transparenteres und feineres Bild der Kompetenzen 
des Einzelnen. Die Mehrwerte eines solchen Dienstes, 
etwa für potenzielle Arbeitgeber, sind naheliegend. Abbil-
dung 6 veranschaulicht, wie ein derartiges Online-Portfo-
lio aussehen könnte.
Es ließen sich viele weitere Beispiele aufführen. Aus Platz-
gründen sollen die angeführten genügen, um sichtbare Ten-
denzen der Modularisierung, der Dislozierung und der Per-
sonalisierung von Lernangeboten und Lernwegen zu veran-
schaulichen. Wichtig ist, sich zu vergegenwärtigen, dass 
sich viele Optionen des Technology Enhanced Learnings erst 
andeuten und die technologische Entwicklung rasant wei-
terschreiten wird. Zugleich wirkt die Digitalisierung hin zu 
einer Markterweiterung. Sowohl auf Seite der Anbieter als 
auch auf Seite der Nutzerinnen und Nutzer von Lernange-
boten sinken die Zutrit tsbarrieren. Der Bildungsmarkt kann 
sich in Zukunft also deutlich ausdehnen. Dennoch folgt die 
künftige Entwicklung von Bildungsszenarien und Bildungs-
märkten nicht zwangsläufig dem hier gezeichneten Bild, 
das fundamentale Umbrüche erwarten lässt. Vielmehr ist 
der Diffusionsgrad der technologischen Innovationen noch 
ungewiss. Die eingangs geschilderten Aspekte der Nutzer-
akzeptanz sowie das Auftreten von Netzwerkeffekten sind 
wohl entscheidend dafür, wie stark der Umbruch ausfällt 
und in welcher Geschwindigkeit er sich manifestiert. Derzeit 
findet eine breite Diskussion um die Bewahrung „klassi-
scher“, sprich bisheriger, Lehr- und Lernstrukturen statt.2 
Kaum jemand scheint willens, die gewohnte Art der Direkt-
kommunikation einer Digitalisierung zu „opfern“. Eine dicho-
tome Gegenüberstellung von sozial reichhaltigem Lernen 
(alt) gegenüber sozial reduzierter Online-Interaktion (neu) 
greift aber sicher zu kurz (Jeschke 2014).

Ausblick und Diskussion

In diesem Beitrag wurde versucht, eine Übersicht über zen-
trale Entwicklungstendenzen des E-Learning zu geben. Aus-
gangspunkt war die Darstellung der Auswirkungen und 
dabei vor allem Erfolgskriterien der Diffusion technologi-
scher Innovation. Darauf aufbauend wurden der aktuelle 
Stand des E-Learning und die Potenziale des sozialen und 
mobilen Internets dargelegt. Dabei erstaunt, dass das E-
Learning sich zwar in gewisser Weise als Unterstützungs-
element in der Lehre etabliert hat, aber ansonsten auf Ma-
kroebene kaum Veränderung induzieren konnte. Das könnte 
sich in Folge der Diffusion sozialer und mobiler Medien 
grundlegend ändern. Die Diskussion um die MOOCs deutet 
dies derzeit bereits an. Im letzten Kapitel wurden weiterge-
hende Entwicklungslinien in Bezug auf das individuelle Ler-
nen und Lernverhalten sowie Lernszenarien und Bildungs-
märkte aufgezeigt und eingeordnet. Dabei ist die Tragweite 
der Entwicklung durchaus offen und abhängig von Faktoren 
wie Technologieakzeptanz und Netzwerkeffekten. Insofern 
ist unklar, inwieweit die aktuellen Entwicklungen eher als 
Hype oder substantielle (R)Evolution eingeordnet werden 
können. Langfristig sind aber bereits jetzt eine Öffnung und 
Kommerzialisierung des Bildungssystems absehbar. Hiermit 
stellt sich auch die Frage der künftigen Rolle und Ausprä-
gung des öffentlichen Bildungssystems. Ein Problem wird 
hier in einem möglichen Abbau von Ressourcen gesehen. 
Aus der Perspektive des Individuums zeigt sich zunächst 
eine positive Entwicklung. Das informationelle und soziale 
Lernkapital wird durch die derzeitige Entwicklung stark er-
höht. Davon profitieren vor allem Lernende, welche in ho-
hem Maße lernmotiviert sind und die Fähigkeit zur Selbst-
steuerung aufweisen. Die Technologie birgt für Individuen 
aber auch Problemfelder bzw. Gefahren, wie sie mit den 
Begriffen Informationsüberlastung, Ablenkungspotenzial, 
Unterbrechungsgefahr und kognitiver Verflachung ange-
deutet wurden. Hier zeigt sich ein Bedarf an „Mediendiszi-
plin“, welcher aus der Sicht des Autors bei Angeboten zur 
Beförderung von Medienkompetenz künftig berücksichtigt 
werden sollte. Die folgenden zwei Zitate vom Paul Kim 
(2013) pointieren abschließend noch einmal die zentralen 
Aussagen dieses Artikels zum Thema Internet und Lernen: 
„The network is the educator“ (Kim 2013, S. 44) und „Tech-
nology cannot learn on your behalf“ (Kim 2013, S. 64).

Abbildung 6: Degreed.
com. Verteilte und integ-
rierte Zertifizierung
Quelle: J. Griesbaum
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SKANDALE SIND KEIN PHÄNOMEN DER MEDIENGESELLSCHAFT 

Politische Skandale im digitalen Zeitalter  
Stefan Schieren

Skandale sind kein Phänomen der modernen Medienge-
sellschaft. Dennoch hat die Allgegenwart von Skandalen 
im Zusammenspiel mit neuen, um ein vielfaches indiskre-
teren Medien zu einem neuen Skandaltypus geführt. Das 
Internet, soziale Netzwerke und E-Mail haben die „Ent-
fesselung“ des Skandals bewirkt. Stefan Schieren geht 
der Frage nach, welche Auswirkungen das Internet mög-
licherweise auf den politischen Skandal hat. Will man 
diese Frage angemessen beantworten, ist in einem ersten 
Schritt zu klären, welche Struktur und Dramaturgie Skan-
dale überhaupt haben. Im Anschluss daran erörtert Ste-
fan Schieren die Besonderheiten des Internets, die sich 
auf die Struktur von Skandalen auswirken könnten. In 
einem dritten Schritt wird an drei Fallbeispielen über-
prüft, wie sich in der politischen und medialen Wirklich-
keit Internet und Skandale zueinander verhalten. Die 
Analyse der drei Fallbeispiele zeigt, dass der politische 
Skandal im digitalen Zeitalter eher durch eine Symbiose 
alter und neuer Medien geprägt ist, als dass das Internet 
zu einer gänzlich neuen Qualität geführt hätte. An den 
Fallbeispielen wird deutlich, dass die klassischen und die 
neuen Medien faktisch kooperativ agiert haben. 

Einleitung

„Prostitution – ein deutscher Skandal“ (Schwarzer 2013), 
NSA-Skandal, die Edathy-Affäre. Ottfried Fischer (2013) 
scheint recht zu haben: „Das Leben, ein Skandal“. Wohin 
der Blick sich wendet, wir scheinen von Skandalen umge-
ben zu sein. 
Doch Skandale sind kein Phänomen der modernen Me-
diengesellschaft, schon gar nicht des digitalen Zeitalters. 
Der politische Skandal als „eine eigene Gattung der Medi-
enkommunikation“ (Burkhardt 2014: 21) ist so alt wie die 
Politik selbst. Die „Halsband-Affäre“ gehört zur Vorge-
schichte der Französischen Revolution (Burkhardt 2014: 
19), die „Eulenberg-Affäre“ diente dem Zweck, dem „per-
sönlichen Regiment“ des letzten deutschen Kaisers zu 
schaden (vgl. Domeier 2014: 14ff.). Die Anklage der 
„Kongo-Gräuel“ durch Edmund Dene Morel zwang König 
Leopold von Belgien, das riesige Land, das sich in seinem 
Privatbesitz befand, dem belgischen Staat zu übereignen 
(vgl. Hochschild 2012). Bereits im 18. und erst recht im frü-
hen 20. Jahrhundert war es also möglich, Skandale aufzu-
decken, zu inszenieren und zu entfesseln, die die herr-
schenden Verhältnisse bis ins Mark erschütterten. 
Die Spiegel-, Flick- und Barschel-Affäre beherrschten in der 
Bundesrepublik Deutschland über Monate die Schlagzei-
len, als es noch kein Internet gab. Soweit ersichtlich, ist 
nicht einmal die Zahl der politischen Skandale seit der wei-
ten Verbreitung des Internets signifikant angestiegen. 
Ganz im Gegensatz zum Schub in den 1960er und 1970er 
Jahren, ausgelöst durch die Demokratisierung und Plurali-
sierung der Gesellschaft (Heyse 2012: 28ff.; vgl. Bösch 

2014). Der politische Skandal benötigt das Internet folglich 
nicht. Aber, und darum geht es im Folgenden, es hat ihn 
möglicherweise verändert.
Politische Skandale erfüllen Funktionen. Sie stellen (1) ein 
informelles Kontrollorgan dar, überprüfen (2) die Gültig-
keit von Normen und Werten und werden (3) als Gradmes-
ser für den moralischen Verfall der Führungsschicht ange-
sehen (Heyse 2012: 16). Obwohl gänzlich zu Unrecht be-
schuldigt, wurde General Günter Kießling 1984 wegen 
angeblicher Homosexualität in den vorzeitigen Ruhestand 
versetzt. Keine 20 Jahre später können sich deutsche Spit-
zenpolitiker ohne nachteilige Folgen für ihre Wahlaussich-
ten zu ihrer Homosexualität bekennen.
Wenn im Folgenden der Frage nachgegangen werden 
soll, welche Auswirkungen das Internet möglicherweise 
auf den „politischen Skandal“ gehabt hat, muss zunächst 
geklärt werden, welche Struktur und Dramaturgie Skan-
dale haben. In einem zweiten Schrit t wird zu zeigen sein, 
welche Besonderheiten das Internet aufweist, die sich auf 
diese Struktur auswirken könnten. In einem drit ten Schrit t 
wird an drei Fallbeispielen überprüft, wie sich in der politi-
schen und medialen Wirklichkeit Internet und Skandale zu-
einander verhalten. 

Die Struktur von Skandalen

Skandale sind allgegenwärtig. „Wer ‚Skandal‘ ruft, sieht, 
so der Publizist Christian Schütze, nicht weniger als die 

Die Anonymität im Netz führt 
dazu, die Schwelle für Skanda-
lisierungen in bedenklicher 
Weise abzusenken, über ver-
leumderische und ehrabschnei-
dende Aktionen bis hin zum 
Aufruf zur Gewaltanwendung. 
„Shitstorm“ hat inzwischen Auf-
nahme ins Wörterbuch gefun-
den.
 picture alliance/dpa
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Weltordnung empfindlich gestört und appelliert an alle, 
sie zu retten“ (Bergmann/Pörksen 2009: 8). Journalistinnen 
und Journalisten sind auf der ständigen Suche nach ihnen, 
denn nur ein Bruchteil an Skandalberichten zündet und 
weckt ein Interesse, das sich auch wirtschaftlich für die 
Medien in Form erhöhter Verkaufszahlen auszahlt. 
Skandale folgen zwar einem Muster (zum Verlauf siehe 
Burkhardt 2014: 22ff.), haben jedoch kein Drehbuch, das 
eine erfolgreiche Skandalisierung garantiert. Sie lassen 
sich nicht beliebig inszenieren, denn ein Skandal bzw. eine 
Affäre hängt von einer Reihe Voraussetzungen ab: Es muss 
ein tatsächlicher oder vermeintlicher Missstand und/oder 
Fehlverhalten vorliegen, die es verdienen, sich zu empören. 
(Eine Welt, in der die Empörung zur Tugend des citoyen 
stilisiert wird (Hessel 2012), ist natürlich empfänglich für 
Skandalisierungen.) Dabei gilt jedoch, dass nicht jeder tat-
sächliche Missstand bzw. jedes Fehlverhalten einen Skan-
dal auslöst. Die offizielle Version des Hergangs des Mün-
chener Oktoberfestattentats wird ungeachtet aller Unge-
reimtheiten weithin akzeptiert. Umgekehrt muss nicht jeder 
Skandal einen relevanten, ja nicht einmal einen tatsächli-
chen Missstand zur Voraussetzung haben (vgl. Kepplinger 
2012; Siebert 2009: 17ff.). So entbehrten Berichte über den 
vermeintlichen Mord an einem Sechsjährigen im Schwimm-
bad von Sebnitz durch Neonazis, angeblich vor den Au-
gen zahlreicher gleichgültiger Sebnitzer verübt, jeder 
Grundlage. Tatsächlich war der an einem Herzfehler lei-
dende Junge seiner Krankheit erlegen. Die abrückende 
Presse hinterließ eine traumatisierte Stadt (vgl. Kepplinger 
2012: 25).
Augenscheinlich benötigt ein Skandal einen Skandalisie-
rer, der das Publikum von seiner Sichtweise überzeugen 
muss, einen oder mehrere Skandalisierte und einen tat-
sächlichen oder vermeintlichen Missstand, der den Sche-
mata (Medienframes), in die das Publikum einen Sachver-
halt einordnen kann, entspricht (so die unsinnige Glei-

chung: Ostdeutscher = Neonazi). In einem anderen Fall 
gelang es Greenpeace, den Energiekonzern Shell in die 
Knie zu zwingen. Weil für das Publikum feststand, dass der 
Ölmulti nur seinen Profit im Auge hatte, während die 
 Non-Profit-Organisation alleine uneigennützige Ziele ver-
folgte, sah sich Shell gezwungen, auf die Versenkung der 
Ölbohrinsel Brent Spar zu verzichten und sie an Land zu 
zerlegen. Die Wahrheit war allerdings, dass Shells Anga-
ben stimmten: Die Versenkung wäre nicht nur die wirt-
schaftlich günstigere, sondern auch die ökologisch ver-
träglichere Lösung gewesen (Kepplinger 2012: 33ff.; vgl. 
Heyse 2012: 35ff.).

Die Struktur des Internets

Ohne Zweifel hat das Internet Medien und Öffentlichkeit 
verändert. Im Unterschied zu früher kann bereits eine kleine 
Unachtsamkeit schwerwiegende Folgen für Einzelne ha-
ben. So manche Facebook-Party musste wegen eines feh-
lenden Häkchens von der Polizei beendet werden. Der E-
Mail-Verkehr zweier Kolleginnen von der Bundesagentur 
für Arbeit über amouröse Wochenendaktivitäten gelangte 
durch einen flüchtigen Klick an die falsche Adresse. Die 
Mitarbeiterin wurde zum öffentlichen Gespött (wie weitere 
Fälle bei Kepplinger 2012). Der Fernsehmoderator Markus 
Lanz wurde, als er „im Geplänkel mit der Politikerin Sahra 
Wagenknecht frageästethisch verunfallte“ (Schimmeck 
2014), zur Zielscheibe eines bizarren „Shitstorm“.
Diese „Skandale“ konnten sich nur im digitalen Medien-
zeitalter ereignen. Sie verweisen auf Eigenschaften des 
Netzes, die die Struktur von Öffentlichkeit verändert ha-
ben. Nach Bernhard Pörksen und Hanne Detel (2012: 23ff.) 
sind das die folgenden:
 l Mit dem Internet hat sich die Zahl und Präsenz der po-

tenziellen Enthüller und Skandalisierer vervielfacht. Die 
traditionellen Medien, früher Filter und Torwächter, kön-
nen praktisch kostenlos umgangen werden. Soziale 
Netzwerke und Blogs stehen nahezu jedem zur Verfü-
gung, um sogleich weltweit auf vermeintliche und tat-
sächliche Missstände hinzuweisen, wenn diese nur für 
wichtig genug erachtet werden. So wird die Schlach-
tung und Verfütterung einer Giraffe zu einem globalen 
Medienereignis.
 l Aufzeichnungsgeräte (z. B. Mobiltelefon, Digitalkamera) 

sind nahezu unbegrenzt verfügbar und im Einsatz. Was 
früher zwar nicht unentdeckt, aber undokumentiert blieb, 
wird heute beobachtet, gesichert und über soziale Netz-
werke, Videoplattformen, Blogs, Wikis und persönliche 
Webseiten verbreitet.
 l Es kommt nicht mehr auf Prominenz an, um Ziel einer 

Skandalisierung zu werden. Jeder kann zum Opfer eines 
„Skandals“ werden.
 l Das Themenspektrum, das sich für Skandale zu eignen 

scheint, ist enorm weit gefasst. Gesellschaftliche Bedeu-
tung muss nicht gegeben sein. Viel größer ist die Bedeu-
tung von „Betroffenheit“, nicht im Sinne von persönlicher 
Relevanz, sondern vom Verstehen können des Gesche-
henen. Sensationell geht vor gesichert, aufregend vor 
relevant, schnell vor gründlich.
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 l Die Anonymität im Netz verführt dazu, die Schwelle für 
Skandalisierungen in bedenklicher Weise abzusenken, 
über verleumderische und ehrabschneidende Aktionen 
bis hin zum Aufruf zum Mord. „Shitstorm“ hat inzwischen 
Aufnahme ins Wörterbuch gefunden. 
 l Die Grenze zwischen Publikum und Mediensystem ver-

schwimmt. Darüber hinaus ist das Publikum häufiger und 
intensiver selbst der Taktgeber für die Skandalisierung, 
wie es über den klassischen Leserbrief nicht im Ansatz 
denkbar und möglich wäre, weil dem die Wächterfunk-
tion der Redaktionen und die Mengenbegrenzung die-
ses Mediums als limitierende Faktoren entgegenstehen.
 l Im Internet hat der Einzelne weitgehend die Kontrolle 

über seine Daten und damit das Bild verloren, das sich 
Andere von ihm machen (sollen). Die Daten sind zeitlich 
unbegrenzt, überall und jederzeit frei verfügbar – es 
herrscht „ewige Gegenwart“ (Pörksen/Detel 2014: 33). 
Suchmaschinen ermöglichen ihr Auffinden mit nur mini-
malen Mühen und Kosten. Sie können zu einem nicht 
vorhersehbaren Informationscocktail zusammengestellt 
werden, von dem unklar ist, ob bzw. wann er sich mögli-
cherweise gegen einen richten könnte.
 l Die neuen Bedingungen – Zugänglichkeit für jeden, Ver-

lust der Datenkontrolle, unkontrollierbare und unbe-
schränkte Verbreitung, leichte Verfügbarkeit, Unzerstör-
barkeit der Informationen, die Anonymität im Netz – ma-
chen das Skandalmanagement zunehmend schwierig, 
machen es nahezu unmöglich, dem in der Öffentlichkeit 
erzeugten Bild die eigene Version entgegenzusetzen.

Dies sind die neuen Bedingungen im digitalen Zeitalter. Sie 
haben die Medienwelt verändert. Doch haben sie auch si-
gnifikanten Einfluss auf die Struktur des politischen Skan-
dals? Spielen die alten Medien dabei noch eine Rolle?

Fallstudien

Anhand der folgenden drei Fallbetrachtungen soll unter-
sucht werden, welche Rolle und Funktion das Internet für 
die Entstehung, den Verlauf und das Ergebnis der betrach-
teten Skandale hatte.

Der Rücktritt Horst Köhlers

Ereignisse
Auf seinem Rückflug von Afghanistan gab Bundespräsident 
Horst Köhler 2010 dem Deutschlandradio Kultur ein vollstän-
dig übertragenes Interview, das einige Sätze enthielt, die 
den Eindruck vermitteln konnten, das Staatsoberhaupt spre-
che sich dafür aus, die Bundeswehr weltweit zur Durchset-
zung deutscher Wirtschafts- und Handelsinteressen einzu-
setzen. Einige Agenturen ließen die Neuigkeiten über ihre 
Ticker laufen, ohne Reaktionen zu erzeugen. Der Deutsch-
landfunk sendete das Interview zeitversetzt, allerdings um 
eben diese Passagen gekürzt, wie auch die Textversion auf 
der Internetseite des Senders diese nicht enthielt. Damit 
schien es sein Bewenden haben zu sollen.
Doch nun trat die Netzgemeinde in Aktion. Ihr waren die 
Kürzungen aufgefallen und einige witterten einen Skan-
dal: Hatte der Deutschlandfunk Zensur ausgeübt? Darum 
jedenfalls ging es in der Latenzphase der Affäre, nicht um 
die Aussagen des Staatsoberhaupts selbst. Erst allmählich 
gerieten diese in den Mittelpunkt des Interesses. Ein Tübin-
ger Student fragte per Mail bei Nachrichtenagenturen 

und großen Zeitungen an, warum sie sich nicht für Köhlers 
„skandalöse“ Auffassungen interessierten. Ferner bediente 
er über einen Kurznachrichtendienst und einen Blog das 
Thema weiter (Pörksen/Detel 2012: 27ff.). Von anderer 
Seite vereinzelt ebenfalls aufmerksam gemacht, grif fen die 
Leitmedien das Thema nun zögerlich auf. Die Opposition 
sprang dankbar auf den Zug auf, weil Köhler als Kandidat 
der Kanzlerin galt. 
Der Bundespräsident war sichtbar entsetzt von den Reakti-
onen auf sein Interview und zog nach nur wenigen Tagen 
eine doch unerwartete Konsequenz: Er trat unter Hinweis 
auf eine, seiner Ansicht maßlose Berichterstattung mit so-
fortiger Wirkung zurück, um, wie er es begründete, Scha-
den für das Amt abzuwenden.

Diskussion
Es wäre eine Übertreibung, der Netzgemeinde die Verant-
wortung (oder das Verdienst) für den Rücktrit t des Bundes-
präsidenten zuzuschreiben. Die inkriminierten Äußerun-
gen fielen im Leitmedium Deutschlandradio, und erst, als die 
alten Medien und die Opposition sich einschalteten und 
als Verstärker wirkten, sah das Staatsoberhaupt Anlass, 
sein Amt aufzugeben. Hätten jene sich desinteressiert ge-
zeigt, wäre es dazu aller Wahrscheinlichkeit nach wohl 
nicht gekommen.
Umgekehrt wäre es eine Untertreibung, die Netzgemeinde 
als unwichtig zu bezeichnen. Sie sorgte dafür, dass einige 
wenige Äußerungen in einem Radiointerview nicht im riesi-
gen und reißenden Strom der täglichen Nachrichten verlo-
ren gingen, sondern in das alte Mediensystem zurückge-
spielt wurden. Darüber hinaus war es von einiger Bedeu-
tung, dass durch E-Mail eine einfache, schnelle und billige 
Methode vorhanden war, eine große Zahl von Zeitungen 
und Nachrichtenredaktionen zu kontaktieren, um die er-
wähnte Anfrage zu stellen. Es darf darüber spekuliert wer-
den, ob der Student, der für die Verbreitung sorgte, sich 
auch die Mühe gemacht hätte, wenn er einen Brief ein Dut-
zend Mal hätte kopieren, in Umschläge stecken, frankieren 
und abschicken müssen. Zeit und Geld wären aller Voraus-
sicht nach limitierende Faktoren gewesen. Insofern spielte 
das Netz mit seinen Möglichkeiten der umfassenden Ver-
fügbarkeit, leichten Greifbarkeit und schnellen sowie na-
hezu kostenlosen Verbreitung von Informationen eine 
merkliche Rolle beim Rücktrit t Köhlers. Es erscheint daher 
nicht sinnvoll, „die etablierten Massenmedien gegen die 
digitalen Medien auszuspielen, vielmehr brauchen sie sich 
wechselseitig: In der ‚Blogosphäre‘ wird der Empörungs-
vorschlag lanciert, getestet, ausprobiert und variiert – und 
dann von Zeitungen und Zeitschriften, Netzmedien und 
dem Fernsehen mit der nötigen Wucht versorgt“ (Pörksen/
Detel 2014: 31).
Ein Weiteres gibt es zu bedenken: Der Rücktrit t des Bun-
despräsidenten war nicht unausweichlich. Sicher, die Äu-
ßerungen des Bundespräsidenten waren angreifbar, die 
Reaktionen scharf, teilweise unverhältnismäßig. Doch der 
Anlass war vergleichsweise geringfügig, wie das anfängli-
che Desinteresse ja zeigte. Mit ausreichender Unterstüt-
zung durch die Regierungsparteien hätte Köhler die An-
grif fe überstehen können. Doch genau an dieser Unterstüt-
zung scheint es gefehlt zu haben. Außerdem erwies sich 
Köhler als nicht standhaft genug. Diese politische und per-
sönliche Konstellation ist als ein wichtiger weiterer Grund 
für den Rücktrit t zu betrachten und hat mit dem digitalen 
Medienzeitalter nichts zu tun.
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Der Rücktritt von Karl-Theodor zu Guttenberg

Ereignisse
Während seiner Arbeit an einer Besprechung der Disserta-
tion des damaligen Verteidigungsministers überkam einen 
Fachkollegen der Rechtswissenschaft der Verdacht, die 
vorgelegte Arbeit enthalte längere Passagen, für die ein 
korrekter wissenschaftlicher Nachweis fehle. Der Rezen-
sent gelangte an die Süddeutsche Zeitung, die nach Prüfung 
und weiteren Recherchen entschied, dem Verteidigungsmi-
nister in großer Aufmachung vorzuwerfen, seine Doktorar-
beit sei zu erheblichen Teilen plagiiert.
Der Minister wies die Anschuldigungen mit der Bemerkung 
„absurd“ zurück, konnte aber zu keinem Zeitpunkt die Kon-
trolle über den kommenden Verlauf der Affäre gewinnen. 
Am 1. März 2011 sah er sich nach zwei Wochen verfehlten 
Krisenmanagements zum Rücktrit t gezwungen.
Ausschlaggebend für dieses schnelle Ende der Affäre war 
die Netzgemeinde. Unmittelbar nach Bekanntwerden der 
Vorwürfe organisierte sich im Netz ein Recherchenetzwerk 
(„Schwarm“), das in nur wenigen Tagen den ganzen Um-
fang der ohne hinreichenden Nachweis aus anderen Wer-
ken wörtlich übernommenen Stellen in Guttenbergs Dok-
torarbeit offenlegte. Ohne das Netz wäre das nicht mög-
lich gewesen: Es war (1) Platt form für die interne und 
externe Kommunikation sehr vieler Akteure, die sich nicht 
kannten, (2) Suchmaschine, (3) globale Datenbank, auf der 
fragliche Textstellen schnell überprüft werden konnten, 
und es war (4) das Instrument, mit dem die Rechercheer-
gebnisse – laufend aktualisiert – einer breiten Öffentlich-

keit in anschaulicher Weise zur Verfügung gestellt werden 
konnten. Kaum hatte der Minister einen Schrit t seiner Ver-
teidigungsstrategie gemacht, war er durch die Ergebnisse 
der Netzrecherche widerlegt.
Ferner diente das Netz mehreren tausend Wissenschaft-
lern bzw. Doktoranden dazu, sich in kürzester Zeit zusam-
menzuschließen, um sich gegen die so empfundene Baga-
tellisierung von Wissenschaftsplagiaten durch Mitglieder 
der Bundesregierung, Regierungsparteien und der Me-
dien zu wenden. Die Wucht dieser Reaktion durch Vertre-
terinnen und Vertreter einer wichtigen gesellschaftlichen 
Elite trug dazu bei, dass sich jene zu einem recht frühen 
Zeitpunkt von Guttenberg zu distanzieren begannen (vgl. 
Schieren 2012).

Diskussion
Die so genannte Plagiatsaffäre ist ein weiteres Beispiel für 
die Symbiose von alten und neuen Medien. Der Ausgangs-
punkt ist geradezu altmodisch – eine von einer wissen-
schaftlichen Fachzeitschrift angefragte Besprechung bei 
einem juristischen Fachvertreter. Es geht klassisch weiter: 
Ein Artikel in der Süddeutschen Zeitung. Die Affäre hatte zu 
diesem Zeitpunkt vermutlich bereits ein Stadium erreicht, in 
dem sie Guttenberg auch ohne Netz zum Rücktrit t gezwun-
gen hätte. Das ist allerdings nicht sicher. Sicher ist, dass es 
bis dahin länger gedauert hätte.
Zur ersten Vermutung: Der Nachweis eines Plagiats war im 
vordigitalen Zeitalter eine äußerst mühselige Angelegen-
heit. Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit wä-
ren ohne Netz bei weitem nicht so viele Stellen gefunden 

Die Plagiatsaffäre, die Karl-
Theodor zu Guttenberg zum 
Rücktritt zwang, ist ein Beispiel 
für die Symbiose von alten und 
neuen Medien. Aufgrund eines 
Artikels in der Süddeutschen 
Zeitung organisierte sich im 
Netz ein Recherchenetzwerk, 
das in nur wenigen Tagen die 
Plagiate offen legte. Die durch 
das Netz ausgelöste Beschleu-
nigung hat den Verlauf der 
Ergebnisse maßgeblich 
bestimmt.
 picture alliance/dpa
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und nachgewiesen worden. Ob sich die Fachwelt bzw. 
eine Zeitung die Mühe gemacht hätten, nach Plagiaten zu 
suchen, darf zumindest als nicht sicher gelten. In vordigita-
len Zeiten wäre das Bestreiten von Plagiaten daher eine 
angemessene Strategie gewesen. Das Vertrauen darauf, 
dass das Meiste unentdeckt bliebe und die nachgewiese-
nen Stellen als Mängel durchgehen würden, wäre begrün-
det gewesen. Im digitalen Zeitalter jedoch sind kritische 
Stellen in einer selbst Jahrzehnte alten Doktorarbeit leicht 
auffindbar, wenn sich im Netz ein Schwarm verschworen 
hat, keinen Satz unbeachtet zu lassen.
Zur zweiten Vermutung, für die der Faktor Zeit eine wich-
tige Rolle spielt: Unsicher ist, ob die Aufmerksamkeits-
spanne der Öffentlichkeit ausgereicht hätte, das Thema 
über mehrere Monate in einer Weise zu verfolgen, dass 
das Interesse an einer Klärung der Vorwürfe angehalten 
hätte. Möglicherweise wären die Katastrophe von Fuku-
shima und die Landtagswahl in Baden-Württemberg dem 
in Bedrängnis geratenen Minister zur Hilfe gekommen und 

hätten seine Dissertation von den vorderen Zeitungsseiten 
verdrängt.
Obwohl die Vorwürfe bereits in einem frühen Stadium er-
heblich waren, fand Guttenberg massive Unterstützung 
bei Bild und Zeit. Doch gelang es dieser seltsamen Allianz 
aus Boulevard- und Qualitätspresse nicht, das herrschende 
Narrativ über Täuschung und Betrug zu korrigieren. Selbst 
die massive Unterstützung der Netzgemeinde hatte keinen 
Einfluss mehr auf den Ausgang der Ereignisse. Obwohl On-
line-Umfragen und Sympathisanten-Blogs sich mit deutli-
cher Mehrheit für den Verbleib zu Guttenbergs im Amt des 
Verteidigungsministers aussprachen, war er nicht zu hal-
ten. 
Die Beschleunigung, die durch das Netz ausgelöst wird, 
hat den Verlauf der Ereignisse maßgeblich mitbestimmt. 
Der Zeit faktor war möglicherweise auch für den Ausgang 
ausschlaggebend. Doch gleichzeitig werden die Grenzen 
des Netzes deutlich. Es hat den Skandal weder entdeckt 
noch das herrschende Narrativ verändern können, nach-
dem die alten Medien mehrheitlich ihr Urteil gesprochen 
hatten.

Thilo Sarrazins Buch „Deutschland schafft sich ab“

Ereignisse
Der frühere Berliner Senator für Finanzen und Bundesbank-
vorstand Thilo Sarrazin war bis zur Veröffentlichung seines 
Buches „Deutschland schafft sich ab“ verschiedentlich mit 
provokativen bis schrägen Thesen aufgefallen. Es begann 
mit einigen Interviews zum Thema, die bereits einen Vorge-
schmack auf die Ereignisse des Spätsommers 2010 warfen 
(Haller/Niggeschmidt 2012: 7ff.). Der Vorabdruck von Tei-
len des Buches „Deutschland schafft sich ab“ im Spiegel 
eröffnete den zweiten Akt, dem der abschließende drit te 
Akt folgte, eine endlos erscheinende Reihe von Veranstal-
tungen, Interviews und Lesungen zum mittlerweile erschie-
nenen Buch (wie zum Folgenden Kepplinger 2012: 150ff.; 
Krell 2013: 5ff.). Die Qualitätspresse reagierte überwie-
gend mit Verriss: Das Buch sei „vulgärdarwinistisch“, „ras-
sistisch“, sozialdarwinistisch“, „schlichtweg unseriös“. Eine 
aufgeschreckte SPD-Führung strebte übereilt und letztlich 
erfolglos danach, ihr unbequemes Mitglied aus der Partei 
zu werfen. Es wurde alles dafür getan, die Diskussion über 
Sarrazins Buch durch Ächtung seines Autors im Keim zu er-
sticken. Dazu wurde Sarrazin sogar aus dem Vorstand der 
Bundesbank hinausgedrängt.
Doch Sarrazins Thesen fanden in der Bevölkerung mehr 
Anklang als erwartet. Online-Umfragen, Online-Dienste 
und eine E-Mail-Schwemme ließen die Redaktionen der 
klassischen Medien schnell erkennen, dass eine durchge-
hend negative Berichterstattung „ihre Akzeptanz beim Pu-
blikum“ (Kepplinger 2012: 152) gefährdet hätte. Ein jüdi-
scher Gelehrter hatte nichts einzuwenden gegen Sarra-
zins Aussage über ein angeblich „jüdisches Gen“, die 
besonders scharf angegriffen worden war. Und schließlich 
wurde Sarrazins Buch bei aller Kritik in der wissenschaftli-
chen Bewertung nicht durchgehend vernichtend beurteilt. 
Damit war die Dämonisierungsstrategie gescheitert.

Diskussion
Auch in diesem Fall lässt sich eine zwar anders gelagerte, 
doch erkennbare, aber nur vorübergehende Symbiose 
zwischen alten und neuen Medien erkennen. Wieder ge-
hörte der Auftakt den alten Medien. Sie waren es auch, die 

Bei dem Skandal um Thilo Sarrazins Buch gehörte der Auf-
takt den klassischen Medien, die die Diskussion um Sarrazins 
Thesen durch die Ächtung des Autors ersticken wollten. 
Geschützt durch die Anonymität im Netz jedoch versuchten 
in der Folge die Anhänger Sarrazins, die wissenschaftliche 
Reputation von dessen Kritikern zu zerstören. Diese wiede-
rum reagierten „klassisch“, indem sie ihre Einsprüche in Auf-
sätzen und Büchern veröffentlichten. picture alliance/dpa
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der Netzgemeinde ihre Online-Angebote zur Verfügung 
stellten, damit das Publikum sich informieren und unterein-
ander diskutieren konnte. Die Überlappung der alten und 
neuen Welt ist für die Sarrazin-Affäre ein Charakteristi-
kum. Sie zeugt auch davon, dass die Trennung von alten 
und neuen/digitalen Medien eine heuristische ist.
Jedenfalls trugen die alten Medien durch ihre Online-
Dienste maßgeblich dazu bei, dass sie ihre Gatekeeper-
Funktion selbst preisgaben, die sie in den Zeiten des klas-
sischen Leserbriefs noch besessen hatten. In dieser Situa-
tion und Phase vermochte es der „Schwarm“ sogar, die 
alten Medien zum Kurswechsel zu bringen.
Geschützt durch die Anonymität des Netzes versuchten 
Anhänger Sarrazins die wissenschaftliche Reputation von 
dessen Kritikerinnen und Kritikern zu zerstören. Der Wis-
senschaftsbetrieb ließ sich davon nicht beeindrucken und 
reagierte auf denkbar altmodische Weise – er produzierte 
wissenschaftliche Aufsätze und Bücher, deren Sichtweise 
sich in der seriösen Publizistik durchsetzen konnte.
So zeigte sich in der Sarrazin-Affäre letztlich eine Spal-
tung der Kommunikationswelten (Bade 2013: 232ff.), die 
nur noch wenig miteinander zu tun haben. Die Netzge-
meinde übte sich in gegenseitiger Selbstbestärkung, wäh-
rend Wissenschaft und Qualitätspresse eine kritische, 
aber letztlich versachlichte Debatte über Sarrazin führten. 
Das Beispiel zeigt also, dass die Symbiose zwischen „Alt“ 
und „Neu“ im Zeitverlauf nicht dauerhaft sein muss, son-
dern in einem Zustand enden kann, in dem es kaum noch 
eine Berührung gibt.

Schluss

In keinem der drei betrachteten Beispiele ging der Skandal 
vom Netz aus. In jedem der drei betrachteten Fälle mutet 
der Ausgang geradezu klassisch an. Andererseits hatte 
das Netz einen unleugbaren Einfluss auf den Verlauf der 
Skandale. Aus dieser Symbiose von neuen und alten Me-
dien gewinnen die Affären der Gegenwart ihre Relevanz 
(vgl. Pörksen/Detel 2012: 43ff.). Das Netz kann nur kurz 
aufflammende Erregung zu politisch und gesellschaftlich 
irrelevanten Themen lostreten, ist aber „bisher nicht im-
stande, eine politische Energie zu entwickeln oder das 
herrschende Machtverhältnis in Frage zu stellen“ (Sowa 
2014: 34).
Ein Grund hierfür ist die „Inszenierungshoheit des Journa-
lismus“ (Burkhardt 2014: 21). Die „reine Netzkommunika-
tion“ vermag es nicht, „auch nur annähernd die meinungs-
bildende Bedeutung […] wie die klassische Medienöffent-
lichkeit mit ihrer inhaltlichen Definitionsmacht und Rolle als 
gatekeeper“ (Meng 2014: 37) zu beanspruchen. Das liegt 
nicht zuletzt daran, dass diese in der Öffentlichkeit über 
merklich mehr Vertrauen verfügt als Blogs oder Wikis (vgl. 
den Beitrag von Faas/Hohmann in diesem Band).
Und so bleibt der gänzlich unspektakuläre Befund, dass 
das Auftreten des Internets alleine für den politischen 
Skandal von geringerem Interesse ist, als das Zusammen-
spiel zwischen Alt und Neu (vgl. Siri/Wolff 2011: 27f.). 

LITERATUR

Bade, Klaus J. (2013): Kritik und Gewalt. Sarrazin-Debatte, ‚Islamkritik ‘ 
und Terror in der Einwanderungsgesellschaft. Schwalbach/Ts.

Bergmann, Jens/Pörksen, Bernhard (2009): Vorwort. In: dies. (Hrsg.): Skan-
dal! Die Macht der öffentlichen Empörung. Köln.

Bösch, Frank (2014): Skandale, Normen und politische Kultur. Entwick-
lungslinien seit 1900. In: Der Bürger im Staat, 1/2014, S. 5–12.

Burkhardt, Steffen (2014): Dramaturgie und moralische Sprengkraft politi-
scher Skandale. Die mediale Inszenierung von Politikskandalen. In: Der 
Bürger im Staat, 1/2014, S. 20–27.

Domeier, Norman (2014): „Ich klage an!“ Intellektuelle als Katalysatoren 
in gesellschaftszersplitternden Skandalen. In: Der Bürger im Staat, 
1/2014, S. 13–19.

Fischer, Ottfried (2013): Das Leben ein Skandal. Geschichten aus meinem 
Leben. München.

Haller, Michael/Niggeschmidt, Martin (2012): Einführung. In: dies. (Hrsg.): 
Der Mythos vom Niedergang der Intelligenz. Von Galton zu Sarrazin. 
Die Denkmuster und Denkfehler der Eugenik. Wiesbaden, S. 7–15.

Hessel, Stephane (2012): Empört Euch. Berlin.
Heyse, Marko (2012): Wie man einen Skandal vom Zaun bricht. Zur Sozio-

logie des politischen Skandals anhand des Hamburger Polizeiskandals. 
Dissertation, Münster.

Hochschild, Adam (2012): Schatten über dem Kongo. Geschichte eines der 
großen, fast vergessenen Menschheitsverbrechen. Stuttgart.

Kepplinger, Hans Matthias (2012): Die Mechanismen der Skandalisie-
rung: zu Guttenberg, Kachelmann, Sarrazin & Co.: Warum einige öf-
fentlich untergehen – und andere nicht. München.

Krell, Gert (2013): Schafft Deutschland sich ab? Ein Essay über Demogra-
fie, Intelligenz, Armut und Einwanderung. Schwalbach/Ts.

Meng, Richard (2014): Nebel im Netz. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter 
Hefte, 3/2014, S. 36–39.

Pörksen, Bernhard/Detel, Hanne (2012): Der entfesselte Skandal. Das En-
de der Kontrolle im digitalen Zeitalter. Köln. 

Pörksen, Bernhard/Detel, Hanne (2014): Der entfesselte Skandal. Empö-
rung im digitalen Zeitalter. In: Der Bürger im Staat, 1/2014, S. 28–35.

Sarrazin, Thilo (2010): Deutschland schafft sich ab. Wie wir unser Land 
aufs Spiel setzen. München.

Schieren, Stefan (2012): Guttenbergs Fall. In: politische bildung, 1–2/2012, 
S. 116–134.

Schimmeck, Tom (2014): Kritisch. Erregt. Folgenlos. In: Neue Gesellschaft/
Frankfurter Hefte, 3/2014, S. 22–26. 

Schwarzer, Alice (2013): Prostitution – ein deutscher Skandal. Wie konnten 
wir zum Paradies der Frauenhändler werden? Köln.

Siebert, Sandra (2010): Angeprangert! Medien als Motor öffentlicher Em-
pörung. Marburg.

Siri, Jasmin (2011): Internet und Demokratisierung. In: Neue Gesellschaft/
Frankfurter Hefte, 5/2011, S. 32–35.

Siri, Jasmin/Wolff, Anna (2011): Die Politik des erhobenen Daumens. Poli-
tische Kommunikation auf Facebook. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter 
Hefte, 10/2011, S. 27–31.

Sowa, Aleksandra (2014): Digitaler Nudismus. In: Neue Gesellschaft/
Frankfurter Hefte, 3/2014, S. 33–36.

Dr. Stefan Schieren ist seit 2003 Professor für Politikwissenschaft 
an der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt mit dem 
Schwerpunkt Sozialpolitik. Weitere Interessen richten sich auf 
Großbritannien und die Europäische Union. Stefan Schieren pro-
movierte 1994 in Bonn. Die Habilitation erfolgte 2000 in Mag-
deburg. Er ist Herausgeber von „Demokratischer durch das Inter-
net?“, erschienen im Wochenschau-Verlag 2012.

U
N

SER A
U

TO
R

289

POLITISCHE SKANDALE IM DIGITALEN ZEITALTER
 
 

BiS2014_04_umbr.indd   289BiS2014_04_umbr.indd   289 07.11.14   08:0707.11.14   08:07



Politische Köpfe aus dem Südwesten

Ines Mayer und Reinhold Weber (Hrsg.): 
Menschen, die uns bewegten. 20 deutsche Biografien im 
20. Jahrhundert. 

Emons Verlag, Köln 2014. 
184 Seiten, 24,95 Euro.

Das kommt selten vor: Der Rezensent ist voll des Lobes. Die 
Geschichte der letzten hundert Jahre sich in 20 Porträts 
spiegeln zu lassen – vom E nde des Kaiserreichs über „Wei-
mar“, das „Drit te Reich“ bis in die bundesrepublikanische 
Gegenwart –, ist ein interessantes Vorhaben, und man 
kann hinzufügen: ein hier durchweg gelungenes Projekt. 
Die Umbrüche der Zeit und die Brüche in den jeweiligen 
Biografien von Politikerinnen und Politikern, allesamt aus 
dem deutschen Südwesten, werden auf diese Weise plas-
tisch, sichtbar, begreifbar. Die Kette reicht von Friedrich 
Ebert, Matthias Erzberger, den Reichkanzlern Constantin 
Fehrenbach und Hermann Müller, aber auch der Kommu-
nistin Clara Zetkin über die Menschen des Widerstands, 
wie Claus von Stauffenberg, Eugen Bolz, Georg Elser und 
Inge Scholl, Lina Haag und Gertrud Luckner bis hin zu den 
Nachkriegspolitikern Reinhold Maier, Kurt Schumacher, 
Theodor Heuss, Kurt Georg Kiesinger und Manfred Rom-
mel. Nicht jeder ist heute noch einem breiteren Publikum 
bekannt, ins öffentliche Gedächtnis zurückgerufen zu wer-
den hat aber jeder der hier Porträtierten verdient. Nicht 
jeder von ihnen ist bis heute unumstrit ten, wie beispiels-
weise der Zentrumspolitiker und Reichskanzler Joseph 
Wirth oder Hans Filbinger. Das Buch sollte keine Hagio-
grafie werden: Heilige gibt es hier auf Erden nicht, es sei 
denn, man definiert diesen Status neu, schildert auch die 
Gefährdungen und Versuchungen, denen man erlegen ist, 
die Irr tümer und Fehler. Selbst höchst private Geschichten 
gehen gelegentlich in die Porträts ein, so die Beziehung 
des eingefleischten Junggesellen Joseph Wirth zu seiner 
Fraktionskollegin Christine Teusch (deren späterer Spott-
name als Düsseldorfer Kultusministerin „Tristine Keusch“ of-
fenbar gegenstandslos ist) oder die Altersliebe von Theo-
dor Heuss zu Toni Stolper.
Insgesamt geht es den Autoren aber unter strenger An-
leitung durch die Herausgeber Ines Mayer und Reinhold 
Weber darum, eine republikanische Geschichtstradition 
zu begründen, die im Ergebnis über den deutschen Süd-
westen hinaus greift. Es sind durchweg Politikerinnen und 
Politiker – oder doch zumindest politische Menschen –, die 
hier in den „kollektiven Erinnerungshaushalt“ der Deut-
schen aus südwestdeutscher Perspektive aufgenommen 
werden. Eigentlich gehörten aber auch Künstler, Wissen-
schaftler sowie Vertreter aus Wirtschaft und Kirche dazu, 
mit anderen Worten: „Fortsetzung möge folgen!“ 
Die Beiträge sind durchweg gut geschrieben, knapp und 
eindringlich, vorwiegend von Historikern der mittleren und 
jüngeren Generation, vielfach sind die Beiträge die Frucht 
einer längeren wissenschaftlichen Beschäftigung, das gilt 
z. B. für Peter Steinbach (Widerstand), Walter Mühlhausen 
(Friedrich Ebert) oder Philipp Gassert (Kiesinger). Es ist ein 
spannendes Buch geworden, das man gerne zur Hand 
nimmt und in dem man einfach weiterliest, mit einem an-
sprechenden Layout. Vor allem die Bebilderung ist vorzüg-

lich, mit einer hervorragenden Bildauswahl in ausgezeich-
neten Reproduktionen. Nicht unerwähnt bleiben soll, dass 
das Buch mit einem Ladenpreis von knapp 25 Euro ausge-
sprochen günstig zu haben ist.

Hans-Georg Wehling

Der amerikanische Traum

Geert Mak:
Amerika! Auf der Suche nach dem Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten.

Siedler Verlag, München 2013.
624 Seiten, 39,99 Euro.

1960 erfüllt sich John Steinbeck, einer der bekanntesten 
zeitkritischen Schriftsteller und Romanciers der USA, 
58-jährig einen lang gehegten Wunsch: Er macht sich – so 
der Untertitel seines späteren Reiseberichts „Die Reise mit 
Charley“ – auf die „Suche nach Amerika“. In dem komfor-
tablen Campingwagen „Rosinante“ durchreist er zusam-
men mit seinem Pudel Charley in nur elf Wochen insgesamt 
34 Bundesstaaten. Beginnend an der Ostküste fährt er ent-
lang der kanadischen Grenze gen Westen. Anschließend 
folgt Steinbeck der Westküste bis San Francisco und quert 
wiederum die USA durch Arizona, Neu Mexiko und Texas, 
bis er in die Südstaaten gelangt und von dort in einem ge-
radezu halsbrecherischen Reisetempo die Staaten der 
Ostküste durchfährt. In diesem kurzweiligen Reisebuch fin-
den sich ironische Beobachtungen, skurrile Begegnungen 
und weitsichtige Diagnosen. Steinbeck hatte ein feines 
Gespür für die Menschen, denen er unterwegs begegnete, 
und ein ausgeprägtes Interesse an politischen Zusammen-
hängen. Es ist kein systematisch angelegter Reisebericht, 
schon gar keine soziologische Studie, sondern vielmehr ein 
impressionistischer und assoziativer Versuch, Amerika und 
seinen Landsleuten auf den Puls zu fühlen. Steinbeck schil-
dert und interpretiert hellsichtig die Begegnungen und 
Gespräche mit den verschiedensten Personen, die er wäh-
rend der Reise trif f t. Im Verlauf der Reise ändert sich das 
Tempo merklich: Steinbeck lässt sich gegen Ende nicht 
mehr treiben wie Don Quichotte auf seinem Pferd Rosi-
nante, sondern scheint nach dem Besuch seiner alten Hei-
mat Salinas das Interesse an Amerika und den Amerika-
nern verloren zu haben. Zentral ist in dem Buch die Frage, 
was von all den Wundergeschichten über die USA, an die 
Amerikaner glauben und mit denen sie den Rest der Welt 
gerne beeindrucken, eigentlich der Wahrheit entspricht.
Geert Mak, einer der erfolgreichsten Publizisten der Nie-
derlande und hierzulande durch den 2005 veröffentlichten 
Bestseller „In Europa“ bekannt, unternimmt 50 Jahre später 
dieselbe Reise, exakt entlang derselben Route. Dabei folgt 
er der Frage, was aus dem amerikanischen Traum gewor-
den ist, seit John Steinbeck mit seinem Pudel Charley die 
USA durchquert hat. Mak dringt dabei immer tiefer in das 
Land und dessen Mythen, in seine geographische Einzig-
artigkeit und soziale Zerrissenheit ein. Eingangs lässt Mak 
den Zeitgeist vir tuos aufleben, der am Beginn von Stein-
becks Reise die US-amerikanische Kultur nachhaltig 
prägte. Es ist die Zeit der wachsenden Suburbs, der ameri-
kanischen Außenbezirke bzw. Vorstädte, und die Ära einer 
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beispiellosen Motorisierung. Aus einer Überlebensgesell-
schaft, die auf dem Mythos einer Pioniergesellschaft grün-
dete und die US-amerikanische Mentalität wesentlich 
prägte, wurde in den 1950er- und 1960er-Jahren eine Kon-
sumgesellschaft. Die Grundwerte des amerikanischen 
Weltbildes wurden in weniger als zehn Jahren auf den 
Kopf gestellt. Die Amerikaner wechselten von einer Kultur 
des Überlebens, in der man allen nur erdenkbaren Män-
geln trotzen musste, in eine Kultur des Genusses und Kon-
sums. (Auf die im Übrigen Europa seinerzeit neidvoll 
blickte.) Im ersten der insgesamt sieben Teile des Buches 
werden Steinbeck, sein literarisches Schaffen und seine 
Hauptwerke (Früchte des Zorns, Die Straße der Ölsardi-
nen, Von Mäusen und Menschen, Früchte des Zorns u. a.) 
charakterisiert. An verschiedensten Stellen des Buches the-
matisiert Mak entlang der Reiseroute biographisch prä-
gende Erfahrungen von Steinbeck und entfaltet so eine 
subtile Charakterstudie des Schriftstellers, der als überaus 
realistischer Chronist seiner Zeit galt. 
Mak entfaltet gekonnt die US-amerikanische Geschichte, 
macht diese an prägenden Ereignisse und markanten Per-
sonen der (Zeit-)Geschichte fest und vermittelt spannende 
Einblicke in ein Land, dass nicht nur eine, sondern drei Ge-
schichten hat, die sich stark voneinander unterscheiden: 
eine europäische, eine indianische und eine afroamerika-
nische Geschichte, die sich in zwei sehr verschiedenen Re-
gionen – dem Norden und Süden – entwickelten. Aus die-
sen miteinander verwobenen Geschichten, die gleichzei-
tig eine Geschichte von Gewinnern, Unterdrückten und 
Verlierern ist, wird der Kern des amerikanischen Selbstver-
ständnisses herausgearbeitet und freigelegt: Freiheit, Un-
ternehmungsgeist, Individualismus, Demokratie und bür-
gerlicher Gemeinsinn. Zu diesem Wertehimmel gesellt sich 
die Überzeugung hinzu, die USA seien ein von Gott auser-
wähltes und gesegnetes Land. Nur so erklärt sich die Denk-
haltung, einen herausgehobenen moralischen Status zu 
be sitzen und eine einzigartige Rolle in der Geschichte zu 
spielen (und deshalb immer wieder ins Weltgeschehen 
eingreifen zu dürfen!). Mak versteht es gekonnt, Geschichte 
und Gegenwart zueinander in Beziehung zu setzen. Dabei 
folgen die historischen Passagen des Buches eben keinem 
chronologischen Prinzip, sondern den einzelnen Orten, 
Gegenden und Plätzen der Reise. General Custers Nie-
derlage am Lit tle Big Horn und die unerbittlichen Indianer-
kriege kommen ebenso zur Sprache wie die große 
Depression der 1930er Jahre oder das legendäre Wahl-
kampfduell zwischen John F. Kennedy und Richard Nixon 
Anfang der 1960er Jahre. Soziale Milieuschilderungen 
und Gesprächsschilderungen wechseln sich mit klugen po-
litischen und ökonomischen Analysen ab. Das schwach 
ausgeprägte Verantwortungsbewusstsein für die Infra-
struktur des Landes – als Kehrseite des individualistischen 
Amerikas – und das Versagen der neokonservativen Regie-
rung von George W. Bush bei der Flutkatastrophe von New 
Orleans werden mit aller gebotenen Sachlichkeit offen ge-
legt. Amerikas weltpolitische Verstrickungen, seine Kriege 
und die militärischen Unternehmungen sowie die Außen-
politik einer „ignoranten Weltmacht“, die ohne das not-
wendige Wissen über die Regionen im US-amerikanischen 
Machtbereich auszukommen glaubt, sind weitere Bestand-
teile der politischen Analyse.

Gleichzeitig ist die von Mak unternommene Reise aber 
auch die Geschichte des Niedergangs einer Nation: Die 
USA sind in einem schlechten Zustand: sozial, politisch, in-
stitutionell und im Alltag. Der Optimismus der amerikani-
schen Mittelschicht ist im Schwinden begriffen – begleitet 
von einem immensen Vertrauensverlust in die Gestaltungs-
fähigkeit der Politik. Es ist nicht so sehr die Konfrontation 
zweier Blöcke, eines konservativen und eines progressiven 
Lagers, sondern der wuchernde Lobbyismus, der die ame-
rikanische Politik ständig lähmt. In Washington sind fast 
fünfzehntausend Lobbyisten registriert, die demokratische 
Entscheidungsprozesse mit Nachdruck (und Parteispen-
den) beeinflussen. Bis zu 70 Prozent ihrer Zeit verbringen 
US-Politiker damit, Geld für ihre Wahlkämpfe aufzutrei-
ben, und die Wall Street ist eine ihrer wichtigsten Quellen. 
Allein Bill und Hillary Clinton – so Experten – durften sich 
seit Anfang der 1990er-Jahre über mindestens 300 Millio-
nen Dollar Spenden freuen. Mit einem scharfen soziologi-
schen Blick beschreibt Mak den radikalen ökonomischen 
und mentalen Wandel. Das Vertrauen in die Regierung, in 
staatliche Institutionen und in die Eliten hat stark nachge-
lassen. Der großen Mehrheit der amerikanischen Arbeit-
nehmer geht es schlechter als vor dreißig Jahren. Die 
Hypotheken blase und in deren Gefolge der Einbruch der 
Immobilienpreise sowie die Börsenkrise kostete die Durch-
schnittshaushalte ein Fünftel ihres Vermögens. Die Sozial-
daten und Prognosen sind niederschmetternd. Für viele 
Gesprächspartner von Geert Mak besteht die heutige 
amerikanische Gesellschaft aus haves und have-nots. Die 
katastrophalen Folgen der Reaganomics werden augenfäl-
lig am Niedergang von Detroit geschildert. Einst eine blü-
hende Millionenstadt mit über zweihundert Fabriken, in 
denen Autos, Motoren und Zubehör hergestellt wurden, 
gehört „Motown“ heute zu den ärmsten Städten des Lan-
des – eine moderne Geisterstadt. Mit dem Verlust von Jobs 
geht der Verlust von Würde und Integrität einher. Gleich-
zeitig bröckelt der Mythos, dass das Leben eines jeden In-
dividuums in hohem Maße machbar ist. Überall zeigen sich 
– so das Fazit von Mak – Symptome des Niedergangs. Hat 
man lange Zeit westliche Prinzipien für gültig erachtet und 
die Entwicklung in Richtung Demokratie, freie Marktwirt-
schaft und Achtung der Menschenrechte für unvermeidlich 
gehalten, ist diese Selbstgewissheit längst erschüttert. 
Mak wägt im letzten Teil seines Buch sorgfältig ab und 
hebt noch einmal die Fähigkeit der USA hervor, die interna-
tionale politische Diskussion gemäß den eigenen Interes-
sen zu beeinflussen und die Ziele der internationalen Poli-
tik zu bestimmten. Er würdigt ebenso die außenpolitischen 
Verdienste, die jahrelange Rolle des globalen Ordnungs-
hüters und die direkte amerikanische Hilfe für das westli-
che Europa in der Nachkriegszeit. Trotzdem konstatiert er, 
in Anlehnung an Paul Kennedys Buch „Aufstieg und Fall der 
großen Mächte“, eine Überforderung bei der Durchset-
zung der vielfältigen amerikanischen Interessen und Ver-
pflichtungen in aller Welt. Mak prophezeit nicht Amerikas 
Untergang, bemüht aber dennoch ein Bild aus Tschechows 
„Kirschgarten“: Das Stück handelt von einer Welt, die lang-
sam untergeht, ohne dass die Bewohner dieser Welt es 
wahrhaben wollen. Mak beschreibt auf über 600 Seiten 
ein Land, das sich radikal verändert und dennoch den 
Glauben an den amerikanischen Traum zu bewahren ver-
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sucht. Er hat ein überaus detail- und facettenreiches Buch 
vorgelegt, dessen Lektüre spannend ist. Die differenzierte 
Betrachtung Amerikas ist durchaus von Sympathie für das 
Land und seine Menschen geprägt. Mak ist – so ein Zitat 
und gleichzeitiges Kompliment auf der letzten Umschlag-
seite des Buches – der „Geschichtslehrer, den wir alle gern 
gehabt hätten“. 

Siegfried Frech

Gegen die Schlussstrich-Mentalität

Klaus Ahlheim: 
Ver-Störende Vergangenheit. Wider die Renovierung der 
Erinnerungskultur. Ein Essay.

Offizin-Verlag, Hannover 2014.
72 Seiten, 6,00 Euro.

Der Erziehungswissenschaftler Klaus Ahlheim zählt zu den 
renommiertesten Vertretern der politischen Erwachsenen-
bildung in Deutschland. Er ist Autor zahlreicher Publikatio-
nen zur Auseinandersetzung mit Vorurteilen, Fremden-
feindlichkeit und Rechtsextremismus. Nicht nur seine über-
zeugenden empirischen Studien, sondern vor allem seine 
hermeneutische Tiefe und sein intellektueller Esprit zeich-
nen ihn als einen Wegweiser in seiner Disziplin aus. Hinzu 
kommt ein ausgesprochen – gleichsam leidenschaftliches 
– politisches Profil, das über das klassische Bekenntnis zur 
demokratischen Grundordnung hinausgeht. Ahlheim erin-
nert mich in seiner Wissenschaftlichkeit an die politische 
Tradition der radikalen Aufklärung eines Etienne de La 
Boétie aus dem 16. Jahrhundert: „Über die freiwillige 
Knechtschaft des Menschen“. Man kann seine Forschung 
auch in der Fortführung der so genannten Handlungs- 

oder Aktionsforschung sehen, die den Anspruch hat, ein 
Teil der Realität zu sein und diese mit wissenschaftlichen 
Instrumenten mitprägen zu wollen. 
In seinem neuesten Titel, „Ver-Störende Vergangenheit“, 
wendet er sich einem für ihn klassischen Thema zu: Der Er-
innerungskultur und der Aufarbeitung der Nazi-Zeit. Er nä-
hert sich diesem Thema, was für Ahlheim, Jahrgang 1942, 
untypisch ist, autobiografisch und  berichtet zunächst über 
sein Aufwachsen im Krieg. Er kommt zu dem Schluss, dass 
in der Bundesrepublik Deutschland erst die Aufarbeitung 
der Kindergeneration die Auseinandersetzung der Täter 
mit ihrer Vergangenheit ermöglichte.
Der wortgewaltige Theologe und Erziehungswissenschaft-
ler, der bis zu seiner Emeritierung 2007 an den Universitä-
ten Marburg und Duisburg-Essen vor allem im Bereich der 
politischen Erwachsenenbildung wirkte, wurde in frühen 
Jahren durch Theodor W. Adorno, Oskar Negt und Heinz J. 
Heydorn geprägt und setzte sich immer wieder für die Erin-
nerungs- und Gedenkstättenarbeit ein. Diese wurde auch 
zum Fokus seiner historisch-politischen Bildungsarbeit.
Der Untertitel seines Essays, „Wider die Renovierung der 
Erinnerungskultur“, bringt sein Anliegen auf den Punkt: Ahl-
heim reflektiert die weitverbreitete Schlussstrich-Mentali-
tät von Adenauer über Strauß, Schönhuber, Kohl und 
Schröder bis zur legendären Walser-Debatte 1998 im An-
schluss an seine Frankfurter Rede bei der Verleihung des 
„Friedenspreises des Deutschen Buchhandels“. Das um-
strit tene zentrale Holocaust-Mahnmal in Berlin und der 
würde- und respektlose Umgang der Medien und Politik 
mit Ignaz Bubis im Kontext der Walser-Debatte sind für 
Ahlheim Belege einer „opportunistischen Oberflächlich-
keit im Umgang mit Erinnerungspolitik und -stätten“ (S. 41). 
Einen vorerst letzten Höhepunkt dieser Schlussstrich-Politik 
sieht er in der Legitimation deutscher Beteiligungen an in-

Landeszentrale trauert um Susanne Meir
 Wir können die plötzliche und traurige Nachricht vom 
Tod unserer Mitarbeiterin und Kollegin Susanne Meir 
noch immer nicht begreifen. 
Vor 14 Jahren ist Susanne Meir zur Landeszentrale für 
politische Bildung Baden-Württemberg gestoßen. Sie 
hat von Anfang an die Entwicklung digitaler Medien in 
der politischen Bildung mitgeprägt. Immer war es ihr 
ein Anliegen, neue Technik nicht nur als Selbstzweck zu 
betrachten, sondern als Werkzeug für die pädagogi-
sche und politische Bildungsarbeit zu nutzen. Durch 
ihre fachliche Kompetenz und Beharrlichkeit hat sie 
sich innerhalb und außerhalb der Landeszentrale gro-
ßen Respekt und Anerkennung verdient. Ihr Rat war in 
vielen Institutionen und Gremien auch über Baden-
Württemberg hinaus sehr geschätzt. 
Susanne Meir hat aber nicht nur ein Stück weit die Ar-
beit der Landeszentrale geprägt, auch als Mensch hat 
sie unseren Alltag bereichert. Wer mit ihr zusammenar-

beitete, war rasch von ihrer Hilfsbereitschaft beein-
druckt, die ihr unermüdliches Engagement prägte. Ihr 
fröhliches Lachen und ihre Begeisterung für ihre Arbeit 
haben immer wieder unseren Alltag aufgehellt. 
Ihre schwere Erkrankung hat viele von uns niederge-
drückt, ihr rascher Tod hat uns schockiert. Wir werden 
sie als starke, kompetente, lebensfrohe und stets hilfs-
bereite Kollegin in Erinnerung behalten.

Lothar Frick
Direktor

Karl-Ulrich Templ
Stellvertretender Direktor

Torsten Böhm
Personalratsvorsitzender
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ternationalen Kriegseinsätzen der Bundeswehr – erstmals 
durch den Verteidigungsminister Scharping und den Au-
ßenminister Fischer beim Jugoslawien-Krieg – mit dem Pos-
tulat: „Nie wieder Auschwitz“.
Wichtig ist Ahlheim auch die Auseinandersetzung mit den 
Autoren Dana Giesecke und Harald Welzer und ihrer Kritik 
an der gegenwärtigen Erinnerungskultur aus ihrem Buch 
„Das Menschenmögliche. Zur Renovierung der deutschen 
Erinnerungskultur“ (2012). Dieser Band gab den Anlass und 
den Untertitel für seinen Essay. Beide Autoren repräsentie-
ren für Ahlheim einen problematischen intellektuellen 
Mainstream deutscher Kultur mit hoher Ausstrahlungskraft 
für eine neue deutsche internationale Interventionspolitik. 
Ähnlich fällt auch seine Kritik an Barbara von Meiboms 
Vorschlag (2013), von einer „Erinnerungskultur zu einer 
Versöhnungskultur“ zu kommen, aus. 
Ahlheim wendet sich in seinem Essay gegen aktuelle Ten-
denzen des Vergessens und Verdrängens der deutschen 
NS-Vergangenheit. Dabei greift er auf Belege aus Politik, 
Kultur  und Wissenschaft sowie auf die Medien (FAZ, Spie-
gel) zurück. Er sieht Tendenz en einer neuen deutschen 
Machtpolitik, die mit ihrer Vergangenheit brechen muss, 
um sich neu zu legitimieren. 
Ahlheims Text ist ein Essay, keine wissenschaftliche Ana-
lyse. Man spürt seine Ungeduld und sein Unbehagen beim 
aktuellen Umgang mit der Erinnerung und man spürt auch 
seine Enttäuschung über die intellektuellen Eliten in 
Deutschland, die aus seiner Sicht einen Rollback im Um-
gang mit der NS-Zeit vollziehen – und aus der Geschichte 
scheinbar nichts lernen. Dabei bleibt er höflich und konst-
ruktiv. Eine überhebliche Warnung ist sein Essay nicht. Er 
sieht Gefahren, vor allem in der politischen Instrumentali-
sierung von Intellektuellen wie Walser und Welzer für eine 
neue deutsche Außenpolitik der Stärke.
Seine autobiografischen Erörterungen zu Beginn deuten 
zwar die besonderen Sozialisationsbedingungen des Au-
tors an, werden später jedoch nicht mehr aufgegriffen und 
geben keinen roten Faden für den Essay. Sie sind interes-
sant, haben jedoch keine Relevanz für die folgenden Aus-
führungen.
Der Essay ist wichtig, da er dem politischen, wissenschaft-
lichen und intellektuellen Mainstream widerspricht und in 
Erinnerung ruft, was wir so gerne vergessen: Behemoth – 
im Sinne von Franz Neumann – ist kein bedauernswerter 
Betriebsunfall, der vergessen werden kann – Behemoth ist 
unter uns. 

Ulrich Klemm

Eine typische NS-Karriere

Wigbert Benz:
Hans-Joachim Riecke, NS-Staatssekretär. Vom Hungerplaner 
zum „Welternährer“ nach 1945.

Wissenschaftlicher Verlag Berlin (wbv), Berlin 2013.
128 Seiten, 19,00 Euro.

Der heute weithin unbekannte Hans-Joachim Riecke ge-
hörte als NS-Staatssekretär und Kriegsverwaltungschef 
(1941–1944) zu den Hauptverantwortlichen für den Hun-
gertod von Millionen Menschen im besetzten Osten. Rie-

cke war mitverantwortlich für den Plan, beim „Unterneh-
men Barbarossa“ Millionen von Menschen verhungern zu 
lassen, um Wehrmacht und deutsche Bevölkerung mit Nah-
rungsmitteln zu versorgen. Als Kriegsverwaltungschef ko-
ordinierte er im besetzten Osten die Ausführung des Hun-
gerplans. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg stieg Riecke bei dem Ham-
burger Agrarunternehmen Alfred C. Toepfer, einer interna-
tional bedeutenden Getreide- und Futtermittelfirma, zum 
Topmanager auf und publizierte in den 1950er Jahren als 
Landwirtschaftsexperte zu Ernährungsfragen. So kommen-
tierte er u. a. agrarpolitische Notwendigkeiten der 1957 
gegründeten Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 
Seine NS-Vita war in der Öffentlichkeit vergessen. Der 
Karlsruher Historiker Wigbert Benz hat nun auf der Grund-
lage umfangreicher Aktenstudien (z. B. im Staatsarchiv 
Nürnberg zur Kriegsverbrecher-Anklage oder im Hessi-
schen Hauptstaatsarchiv Wiesbaden zur Entnazifizierung 
von Riecke) Rieckes Biografie und Karriereweg und letzt-
lich die „kalte Amnestie“ (Jörg Friedrich) des NS-Täters re-
cherchiert.
Riecke, 1899 in Dresden geboren, genoss eine „preußisch“ 
strenge Erziehung, wuchs in einer Offiziersfamilie auf und 
hatte – seiner Erinnerung zufolge – seit dem „7. oder 8. Le-
bensjahr an kein anderes Berufsziel gehabt als Offizier zu 
werden“. Er trit t 1914 als Kriegsfreiwilliger 1914 ins Heer 
ein, wird Infanterieoffizier, schließlich Leutnant und Kom-
panieführer. In der Novemberrevolution 1918 wird er Frei-
korpskämpfer und nimmt von März 1919 bis Anfang 1920 in 
den Kämpfen im Baltikum teil. Nach landwirtschaftlicher 
Lehre und Studium wird er 1925 bei der Landwirtschafts-
kammer Westfalen in Münster angestellt. Zeitgleich trit t er 
in die NSDAP ein und engagiert sich innerparteilich. 1929 
übernimmt er die Führung der SA in Münster. 1931–1933 
gehörte er der Gauleitung Westfalen-Nord an, und zwar 
als landwirtschaftlicher Gaufachberater. 1933 erfolgte 
ein doppelter Karrieresprung: Am 1. April 1933 wurde er 
als „Kommissar des Reiches“ nach Schaumburg-Lippe be-
rufen und avancierte am 2. Juni 1933 zum „Staatsminister“. 
In dieser Eigenschaft erteilte er 1933 den Auftrag, den so-
zialdemokratischen Journalisten Felix Fechenbach ins KZ 
Dachau zu überstellen. Der Jude und Pazifist Fechenbach 
war Sekretär des 1919 ermordeten bayerischen Minister-
präsidenten Kurt Eisner und für die sozialdemokratische 
Parteizeitung „Vorwärts“ tätig. Bei dem Transport hatte 
Riecke „Hilfspolizisten“ der SS und SA zugelassen, die Fe-
chenbach während des Transports auf einem angeblichen 
Fluchtversuch erschossen. Einen der Täter, den SS-Mann 
Paul Wiese, stellte Riecke nur wenige Wochen nach der Tat 
als Dienstfahrer an. 
Aufgrund der administrativen Kompetenz und der absolu-
ten Linientreue war Riecke für „höhere Aufgaben“ des Regi-
mes geradezu prädestiniert: 1936–1939 wechselte er als 
Ministerialdirektor ins Reichsernährungsministerium. Zehn 
Tage vor dem Überfall auf die Sowjetunion wurde Riecke 
zum Kriegs- bzw. Militärverwaltungschef bei Görings Vier-
jahresplanbehörde mit der Aufgabe bestimmt, die wirt-
schaftliche Ausbeutung der sowjetischen Gebiete voran-
zutreiben und umzusetzen. Konkret sollten Millionen Ton-
nen Getreide aus dem Land gepresst werden, um Deutsche 
statt Menschen in Russland zu ernähren. Der Hungertod 
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von Millionen Menschen in den besetzen Gebieten wurde 
dabei bewusst und wissentlich in Kauf genommen. Riecke 
war ebenfalls mitverantwortlich für den „Judenrationser-
lass“. 1942 verfügte er mit dem Erlass zur „Lebensmittelver-
sorgung der Juden“ die Einstellung von deren Versorgung 
mit Fleischprodukten, Eiern, Weizenerzeugnissen, Milch 
und verschiedenen anderen Lebensmitteln im „Reich“. 
Riecke wurde im Mai 1945 verhaftet und geriet in amerika-
nische Haft. Er wurde nicht an die Sowjetunion ausgelie-
fert, was sein Todesurteil bedeutet hätte. Bis Mitte 1947 
bestand die feste Absicht, ihn in einem der geplanten 
Nürnberger Nachfolgeprozesse anzuklagen. Die Ankla-
geschrift war im Mai 1947 ausgearbeitet. Aus politischen 
Gründen – die Zeit des Kalten Kriegs war angebrochen – 
kam es nicht zum beabsichtigten Prozess. Auch das fol-
gende Entnazifizierungsverfahren überstand Riecke unbe-
schadet. Der hessische Ministerpräsident Georg August 
Zinn stufte Riecke per Gnadenentscheid in die Gruppe der 
„Mitläufer“ ein. Rieckes Nachkriegskarriere begann 1951 
beim Getreideunternehmen Toepfer. Von 1951 bis zu sei-
nem Ausscheiden aus der Firma 1970 leitete er die volks-
wirtschaftliche Abteilung des Unternehmens und wirkte im 
Vorstand der Firmenstiftung mit. Bis zu seinem Tod 1986 
war Riecke im Übrigen Ehrenmitglied des Stiftungsrates. Es 
ist nachgerade eine historische Absurdität, dass Riecke in 
einem Vorwort für das Buch des Friedensnobelpreisträgers 
John Boyd Orr, das 1954 in der deutschen Fassung „Wer-
den nur die Reichen satt?“ publiziert wurde, die Umschich-
tung von Finanzmitteln aus dem Rüstungssektor in den Ag-
rarbereich fordert, um den weltweiten Hunger zu beseiti-

gen. Der Hungerplaner aus dem Jahr 1941 wird 1954 zum 
„Welternährer“!
Zu erwähnen bleibt noch, dass das 1962 auf die Initiative 
einer Kriminalbeamtin angestrengte Ermittlungsverfahren 
wegen Täterschaft an der Ermordung von Felix Fechen-
bach im Dezember 1964 eingestellt wurde. So kann Riecke 
in seinen in den 1960er Jahren verfassten Erinnerungen 
selbstzufrieden konstatieren: „Auf der Kreditseite steht 
eine wiederaufgebaute Existenz, die mich in eine weit bes-
sere Position gebracht hat, als viele andere, die 1945 in 
meiner Lage waren, der menschlich enge Kontakt mit einer 
großen Zahl alter und neuer Freunde […]. Das Saldo dieser 
Nachkriegsbilanz kann also gar nicht anders lauten als: 
‚Ich bin’s zufrieden!’“ (zit. nach Benz: 117). Bereits von Su-
sanne Heim und Götz Aly werden Rieckes Erinnerungen in 
ihrer Studie „Vordenker der Vernichtung“ als eine Samm-
lung von Rechtfertigungen, Auslassungen und Lügen cha-
rakterisiert. 
Wigbert Benz beschreibt mit Rieckes Biographie eine typi-
sche NS-Karriere und ein Beispiel für die „Entsorgung der 
Vergangenheit“ (Hans-Ulrich Wehler) in den 1950er und 
1960er Jahren. Riecke steht stellvertretend für junge stu-
dierte Männer, die aus gesicherten Verhältnissen kom-
mend ihre fachlichen Fähigkeiten als glühende National-
sozialisten in den Dienst des verbrecherischen NS-Staates 
stellten und nach dem Zweiten Weltkrieg durch Anpassung 
Karriere machen konnten. Rieckes Biographie ist mithin ex-
emplarisch, wie sich die Täter nahezu spurlos in die Nach-
kriegsgesellschaft verflüchtigten, dort nicht weiter auffäl-
lig und letztlich amnestiert wurden. 

Siegfried Frech
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